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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Die 33. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist hiermit eröffnet.

Entschuldigt für die heutige Sitzung, und zwar während des gesamten Tages, sind GR Mag Jung, GR Stark und GRin Stubenvoll. Ich habe da noch fünf Entschuldigungen, die temporär während dieses Tages stattfinden.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 01946-2008/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Dipl-Ing Sabine Gretner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Als verantwortlicher Stadtrat für die Wiener Baubehörde ersuche ich Sie um exakte Aufklärung der Genehmigung der Bauhöhenüberschreitung beim Projekt Riesenradplatz. Wann wurden auf welcher gesetzlichen Grundlage mit welcher Begründung Genehmigungen im Zusammenhang mit dem Projekt "Riesenradplatz neu" erteilt?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren des Gemeinderates!

Ich wünsche Ihnen einen schönen guten Morgen und darf jetzt die Anfrage wie folgt beantworten:

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zu Ihrer Anfrage betreffend die Bauwerke am Riesenradplatz teile ich mit, dass diese Bauwerke gemäß § 71 der Bauordnung für Wien auf jederzeitigen Widerruf genehmigt wurden. Da im Bereich des Wurstelpraters keine Bauplätze geschaffen werden können, konnte - wie bei allen anderen Praterattraktionen - nur eine Widerrufsbewilligung erteilt werden. 

Nach § 71 der Bauordnung für Wien kann von einzelnen Erfordernissen der Bauordnung Abstand genommen werden. Da in den Bebauungsbestimmungen lediglich eine absolute Höhe festgesetzt ist, die in Aussicht genommene architektonische Gestaltung - das ist in diesem Fall „Wien um 1900" - aber Kuppeln und Dachneigungen benötigte, für die eine Firsthöhenfestlegung erforderlich gewesen wäre, wurde im Einvernehmen mit der MA 19 und der MA 21A eine punktuelle Überschreitung der festgesetzten Höhen in diesen Bereichen zugelassen. 

Als Maßstab dafür wurde § 69 der Bauordnung für Wien herangezogen, wobei im Rahmen des § 71 der Bauordnung für Wien eine Mitwirkung des Bauausschusses der Bezirksvertretung nicht vorgesehen ist. Vertreterinnen und Vertreter des Bezirkes waren aber zur Bauverhandlung geladen und über das Projekt informiert.

Gemäß § 7b Abs 3 der Bauordnung für Wien sind Großbauvorhaben Bauvorhaben mit Räumen beziehungsweise Anlagen für Veranstaltungen wie Theater, Museen, Kongress- und Kinozentren, Ausstellungs- und Messezentren, weiters Versammlungsstätten und Sportanlagen, wenn für diese Nutzungen nach dem Wiener Garagengesetz eine Verpflichtung zur Schaffung von mehr als 30 Pflichtstellplätzen besteht. Diese Bauvorhaben bedürfen einer besonderen Widmung. 

Zwar übersteigt die Anzahl der Pflichtstellplätze des gegenständlichen Bauvorhabens die im § 7b der Bauordnung für Wien vorgesehene Anzahl, es liegt jedoch keine der dort angeführten Nutzungen vor. Es handelt sich vor allem um Kaffeehäuser, eine Diskothek, Büros und so weiter. Das Kino ist kein Saal mit Sitzreihen im herkömmlichen Sinn, sondern es sind einzelne Kabinen nach der Art eines Flugsimulators, die auf Bewegungsimpulse gehen, sodass es sich um eine pratermäßige Attraktion handelt.

Für eine größere Halle liegt noch keine endgültige Nutzung vor. Sie darf jedoch auf Grund des § 7b der Bauordnung für Wien nicht für die dort genannten Zwecke verwendet werden. 

Auf Grund Ihrer Anzeige vom 22. April 2008 wurde das Bauvorhaben überprüft. Die bestellten Prüfingenieure haben keine Abweichungen von den bewilligten Plänen festgestellt, die über den Bereich der Messungsungenauigkeit hinausgehen. Es war daher nichts weiter zu veranlassen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. - Bitte schön.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Vielen Dank für diese Aufklärungsversuche, wiewohl ich sage, dass sie mir nicht sehr logisch erscheinen. 

Der § 71 der Wiener Bauordnung hat den Titel „Bewilligung für Bauten vorübergehenden Bestandes". Nachdem die Stadt Wien 15 Millionen EUR in diese Bauwerke gesteckt hat und das Stahlbetonkonstruktionen mit fixen Fundamenten sind, kann man wirklich nicht davon sprechen, dass das Bauten vorübergehenden Bestandes sind. Wie erklären Sie diesen Umstand?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Gemeinderätin!

Das ist dahin gehend zu erklären, dass es sich beim Pratergelände insgesamt um ein Gelände handelt, wo es nur eine Sondergenehmigung gibt, weil es keine einzelnen Bauplätze gibt. 

Es gibt einige Bereiche in der Stadt, dazu zählen der Prater, aber auch einige Kasernen, die eine Sonderwidmung haben und nicht mit Bauplätzen versehen sind. Das heißt, es ist hier der § 71 der Bauordnung für Wien in Anwendung zu bringen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Neuhuber gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Ich versuche, es einmal ein bisschen weg vom technisch-bürokratischen zu bringen. Ein Mitglied der Stadtregierung - ich weiß nicht mehr, wer es war - hat einmal über dieses Bauwerk gesagt, es wäre quasi eine Kulisse und würde deshalb nicht nach normalen Maßstäben zur Genehmigung anstehen. 

Ich gehe davon aus, dass Sie diese Kulisse auch schon gesehen haben, wahrscheinlich in natura. 

Wie ist denn Ihr Empfinden? Halten Sie das wirklich für eine Kulisse, für ein Potemkinsches Dorf oder ist es ein ziemlich massives Bauwerk?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Herr Gemeinderat!

Meine persönliche Meinung ist in diesem Zusammenhang völlig unerheblich. Es ist von mir als Vertreter der Baubehörde zu bewerten, ob alle Bestimmungen eingehalten wurden und das ist nach eingehender Prüfung geschehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. - Bitte schön.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Im Zusammenhang mit dem Pratervorplatz in diesem Bereich des 2. Bezirks möchte ich Ihnen eine Frage stellen, die zwar nicht direkt mit Ihrem Ressort zusammenhängt, aber, glaube ich, doch erfragt werden sollte. 

Die Stadt Wien, die SPÖ-Stadtregierung, wird, so heute nicht ein Wunder passiert, die Straßenbahnlinie 21, wie StRin Brauner ausgeführt hat, aus rein finanziellen Überlegungen einstellen, obwohl bereits ungefähr 10 000 Leute gegen die Auflassung unterschrieben haben und diese Straßenbahnlinie vor allem für ältere Menschen und für Kinder im 2. Bezirk einen unverzichtbaren Teil des öffentlichen Verkehrsnetzes darstellt.

Darum frage ich Sie als Mitglied der Wiener Stadtregierung: Halten Sie diese Maßnahme der SPÖ-Stadtregierung für sozial?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Herr Gemeinderat!

Wie Sie selbst einleitend erwähnt haben, ist es eine Frage, die nicht zu meinem Ressortbereich zählt und auch nicht in einem direkten Zusammenhang mit der Anfrage steht. Deshalb möchte ich Sie ersuchen, diese dem zuständigen Ressortverantwortlichen zu stellen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. - Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben vorher erwähnt, dass im Zusammenhang mit diesem Großbauvorhaben plötzlich klar geworden ist, dass die Nutzung dieser Halle noch offen sei. Mir scheint, dass meine Vermutung richtig war, dass mit der vorgesehenen Nutzung der Bauordnung widersprechend gehandelt worden wäre und Sie deshalb eine große leere Halle dort stehen haben. 

Halten Sie es für sinnvoll, wenn die Stadtregierung 15 Millionen EUR in ein Bauwerk steckt, wo man im Nachhinein draufkommt, dass die Nutzungen nicht bauordnungskonform und widmungsgerecht unterzubringen sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Gemeinderätin!

Es ist so, dass es für die dort errichteten Bauwerke ein entsprechendes Nutzungskonzept gibt. Ich habe in meiner Anfragebeantwortung nur auf alle Rahmenbedingungen des § 71 der Bauordnung für Wien hingewiesen, auch deshalb, weil es mir in meiner Informationspflicht Ihnen gegenüber für richtig erschienen ist, Ihnen den Gesamtzusammenhang darzustellen. Das heißt nicht, dass es von Seiten der Bauwerberin und des Bauwerbers ursprünglich andere Pläne in diesem Bereich gegeben hat. Von daher gehe ich davon aus, dass die Nutzung, die vorgesehen ist, die sich auch mit dem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan deckt und mit den Bestimmungen der Bauordnung für Wien im Einklang ist, für die Zukunft eine entsprechend gute Nutzung gewährleistet.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Damit ist die 1. Anfrage abgeschlossen.

Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP - 01941-2008/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Zuletzt gab es immer wieder Hinweise, dass bei akuten medizinischen Notfällen im öffentlichen Raum der Notarzt viel zu spät beim Verletzten eintraf und es dadurch zu unzumutbaren und gesundheitsgefährdenden Verzögerungen für eine Intensivbehandlung im Spital kam. Zuletzt passierte dies laut Zeugenaussagen bei dem Angriff auf einen Währinger Bezirkspolitiker auf offener Straße. Welche Maßnahmen werden Sie setzen, um diesen offensichtlichen Organisationsmissständen entgegenzuwirken?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr verehrte Frau Gemeinderätin!

Sie sprechen in Ihrer Frage einen ganz besonders tragischen Fall von Gewalt an, wo ein Mitbürger vor wenigen Tagen gestorben ist.

Ich möchte diese Gelegenheit schon auch nützen, das Beileid der Familie auszudrücken. Ich denke, ich kann das im Namen von uns allen machen.

Das ist ein ganz tragischer Auswuchs der Gesellschaft, mit dem wir uns sicher noch weiter beschäftigen müssen.

Zu Ihrer Frage muss ich feststellen, dass die Verquickung, die Sie hier vornehmen, von diesem tragischen Gewaltakt, der mit dem Tod des Kollegen Natschläger geendet hat, mit einem Missstand der MA 70, der hier von Ihrer Seite dargestellt ist, nichts zu tun hat, dass ich den nicht erkennen kann, dass ihn auch die MA 70 nicht erkennen kann. 

Für die Mitarbeiter der Leitstelle der Wiener Rettung war der Grund des Anrufs klar erkennbar, dass es sich beim Gewaltakt gegen Herrn Natschläger um einen schweren Notfall gehandelt hat. Aus diesem Grund wurde den Richtlinien des bei der Wiener Rettung in Verwendung stehenden und international meist angewandten medizinischen Abfragekatalogs entsprechend ein Rettungstransportwagen mit zwei Notfallsanitätern bestimmt, davon ein Mitarbeiter mit der höchstmöglichen Ausbildung im Sanitätsdienst, die ihn unter anderem zur Verabreichung von Medikamenten und zur Legung eines Venenzugangs und auch für Inkubation befugt. Darüber hinaus wurden ein zweiter Rettungssanitäter sowie ein Notfallseinsatzfahrzeug mit einem Notarzt und einem weiteren Sanitäter disponiert. 

Das Rettungsfahrzeug traf sieben Minuten nach dem Anruf beim Patienten ein. Die durchschnittliche Eintreffenszeit der Wiener Rettung liegt in Wien zwischen acht und zehn Minuten. Wir sind damit im internationalen Spitzenfeld. Deutschland erreicht im Durchschnitt in den Großstädten die Patientinnen und Patienten zwischen 
12 und 14 Minuten. Zum Zeitpunkt der Alarmierung war gerade kein geeignetes Notfallseinsatzfahrzeug verfügbar, das heißt, alle waren im Einsatz, sodass klar war, dass das nächste frei werdende zu diesem Einsatz disponiert wurde. Dieser Umstand ist in einer Rettungsleitstelle aber nichts Außergewöhnliches, weil quasi im Minutentakt die NEFs wieder frei werden. Das gilt generell für alle Rettungsleitstellen weltweit. Das ist kein besonderer Fall und ist auch kein organisatorischer Mangel, sondern von Minute zu Minute ändern sich die Einsatzfrequenzen.

Im vorliegenden Fall war es dann auch so, dass das NEF schnell frei geworden ist und elf Minuten später der Notarzt nach dem Rettungsfahrzeug, wo der Notfallsanitäter aber bereits vor Ort war, eingetroffen ist. Im konkreten Fall waren bestausgebildete Rettungskräfte überdurchschnittlich schnell vor Ort. Diese Rettungskräfte sind jederzeit in der Lage, bis zum Eintreffen des Notarztes ohne Schaden des Patienten das Notwendige zu tun. 

Ich muss leider in diesem Fall ganz eindeutig sagen, dass Herr Natschläger derartig schwere Verletzungen hatte, dass auch ein Eintreffen des Notarztes nach 15 Sekunden das Leben nicht gerettet hätte. Aber das Wichtige ist mir, dass hier keine organisatorischen Probleme stattgefunden haben, sondern dass es eigentlich sehr gut funktioniert hat.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Vielen Dank für die Beantwortung.

Es ist ein sehr tragischer Fall, Sie haben es angesprochen, der uns allen Schauer abringt, denke ich. Ich habe den tragischen Todesfall auch nicht in Zusammenhang mit dem späteren Eintreffen der Rettung gestellt, sondern es ging mir darum, dies anhand des einen tragischen Falls aufzuzeigen. 

Es gab auch noch andere tragische Fälle, die in der Zeitung ausgiebig diskutiert wurden. Da gab es einen Fall eines 40-jährigen Mannes, wo die Rettung 50 Minuten später eingetroffen ist. Der ist leider auch verstorben. Im Zuge dessen wurde auch medial diskutiert, dass das öfters vorzukommen scheint.

Jetzt meine Frage: Es hat auch der stellvertretende Chefarzt der Wiener Rettung dazu gemeint, und zwar zum Fall des tragischen Ablebens von Herrn Natschläger, es ist richtig, es hat etwas länger als üblich gedauert, bis der Notarzt eingetroffen ist. Wenn wie in diesem Fall ein Notarzt nicht sofort verfügbar ist, kann es zu Engpässen kommen.

Meine ganz konkrete Frage zu dieser Aussage des Stellvertreters der Wiener Rettung: Haben Sie vor, mehr Notarztfahrzeuge anzuschaffen, sodass es nicht mehr zu Engpässen kommt? Vor allem interessiert uns das natürlich auch im Zuge der Vorbereitung der EM.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Zunächst zu Ihrer grundsätzlichen Aussage, ich hätte hier die Fälle zusammengebracht: Das ist nicht der Fall, weil es ist schon so, dass Sie in Ihrer Anfrage sagen, dass es zuletzt immer wieder Hinweise gab - ich zitiere: „... dass bei akuten medizinischen Notfällen im öffentlichen Raum der Notarzt viel zu spät beim Verletzten eintraf und es dadurch zu unzumutbaren und gesundheitsgefährdenden Verzögerungen ... kam. Zuletzt passierte dies laut Zeugenaussagen bei dem Angriff auf einen Währinger Bezirkspolitiker ..." - Jetzt zu sagen, Sie machen diesen Konnex nicht, entspricht nicht dem, was Sie gefragt haben. 

Die Tatsache ist so, wie ich sie Ihnen dargestellt habe, dass wir gerade im Bereich der Notfallsanitäter in den letzten Jahren ein großes Maß an Aufschulungen gehabt haben, zusätzliche Notfallsanitäterinnen und -sanitäter in den letzten zwei Jahren bei der Wiener Rettung aufgenommen haben, den Bereich der Notfallseinsatzfahrzeuge verstärkt haben und die Vorgangsweise, die gewählt wurde, die ganz konkret dem internationalen Standard entspricht, eine normale ist, wenn nämlich alle Autos in Betrieb und im Einsatz sind, dass dann das nächste herangezogen wird. 

Selbstverständlich sind wir in diesem Bereich immer dabei, noch besser zu werden. Das ist grundsätzlich der Fall. Wir haben bewiesen, dass wir im Gemeinderat vor nicht allzu langer Zeit beschlossen haben, dass wir ziemlich viele Rettungswagen austauschen, damit wir vor allem während der Europameisterschaft mehr im Einsatz haben. Also wir sind hier sehr gut im Bereich des Rettungswesens dieser Stadt aufgestellt. Nicht zu vergessen hierbei ist auch die Kooperation mit den befreundeten Organisationen, wo wir einige Rettungswagen mehr im Einsatz haben, als das noch vor einem Jahr der Fall war.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Lindenmayr gestellt.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich hätte gerne gewusst, ob bei jedem Rettungseinsatz ein Notarzt erforderlich ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Das Sanitätergesetz 2002 brachte für die Sanitäter und Sanitäterinnen deutliche Verbesserungen und Steigerungen in der Ausbildung. Waren bis zum Jahr 2002 nahezu alle Sanitäter und Sanitäterinnen als Rettungssanitäter ausgebildet, eröffnete dieses Gesetz die Möglichkeit, dass Sanitäter auch weitergehend, zum Beispiel zum Notfallsanitäter oder mit noch weitergehenden Kompetenzen ausgebildet werden, nämlich Notfallsanitäter mit allgemeinen oder speziellen Notfallkompetenzen. 

Die Wiener Rettung hat von dieser Möglichkeit zur Qualitätssteigerung und zur Sicherung der Bevölkerung Gebrauch gemacht, sodass wir heute 304 Rettungssanitäter zu Notfallsanitätern aufgeschult haben. 200 Sanitäter haben darüber hinaus noch die Ausbildung in Notfallskompetenzen. Das ist zum Beispiel die selbstständige Verabreichung von Arzneimitteln oder das Legen eines Venenzugangs. Die verbesserte Ausbildung erlaubt es den Sanitätern in den meisten Fällen, völlig ausreichende, selbstständige und eigenverantwortliche Erstversorgungen von Patienten und Patientinnen vorzunehmen. Natürlich ist in jenen Fällen, in denen die Anwesenheit eines Notarztes aus verschiedenen Gründen trotzdem erforderlich ist, dieser dann dabei und wird gerufen. Aber die Sanitäter können auf Grund der hervorragenden Ausbildung die Zeit bis dahin überbrücken, dass der Patient in keinem Fall einen Schaden erleidet.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Lasar gestellt. - Bitte schön.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wenn ich mir jetzt diese Anfrage durchlese, wo inhaltlich steht: „Zuletzt gab es immer wieder Hinweise, dass bei akuten medizinischen Notfällen im öffentlichen Raum der Notarzt viel zu spät beim Verletzten eintraf und es dadurch zu unzumutbaren und gesundheitsgefährdeten Verzögerungen für eine Intensivbehandlung im Spital kam.", kann ich eines nicht verstehen. Wenn man zum Beispiel Ressourcen wie das Grüne Kreuz hat, die in Wien eigentlich komplett ungenützt sind, wenn ich weiß, dass das Grüne Kreuz über 35 Rettungsfahrzeuge verfügt (GR Mag Thomas Reindl: Aber über keine Notärzte!) und natürlich auch einige NEF-Fahrzeuge hat, kann ich Sie nicht verstehen, warum die in Wien nicht genützt werden, Frau Stadträtin. 

Meine Frage: Warum werden die hier nicht eingesetzt und nicht genützt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Kollege Lasar!

Das ist eine Frage, wir können es jetzt für die Öffentlichkeit auch machen, die wir schon oft diskutiert haben, auch schon im Gemeinderatsausschuss oft diskutiert haben. Ich kann Ihnen daher keine neue Antwort geben, sondern ich kann Ihnen nur sagen, dass es einen Rettungsverbund in Wien gibt, dem die Malteser, das Rote Kreuz, die Samariter und die Johanniter angehören. Das sind befreundete Organisationen, die den Kriterien entsprechen, die wir hier brauchen. 

Sie wissen, mit dem Grünen Kreuz gab es auch Gespräche. Das Grüne Kreuz wird vollkommen gleich behandelt und muss in Gespräche mit den befreundeten Organisationen treten, denn man kann niemandem vorschreiben, mit wem er Freund ist. 

Meinen Informationen nach finden diese Gespräche nicht statt. Das heißt, der Ball liegt, wie schon vor einem halben Jahr und wie auch vor einem Jahr, beim Grünen Kreuz. 

Voraussetzung dafür ist selbstverständlich, dass alle gesetzlichen Maßnahmen eingehalten werden. Dazu gehört auch die kollektivvertragliche Entlohnung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. - Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich möchte wieder zur Wiener Rettung und anlässlich dieses wirklich katastrophalen Vorfalls auf Aussagen von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Wiener Rettung zurückkommen, die sich lang vor diesem Ereignis an die GRÜNEN gewandt und sehr über ihre Arbeitssituation und über ihre Belastungssituation geklagt haben. 

Ich habe dann auch eine Anfrage gestellt, die du am 18.2.2008 beantwortet hast. Da steht vieles im Widerspruch zu dem, was mir die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sagen, die davon sprechen, dass es häufig bis zu 15 Minuten dauert. Hier wird es „Hilfsfrist" genannt, „Anfahrtszeit" ist vielleicht für jeden anderen auch verständlich. Das steht sozusagen durchaus im Widerspruch zum Erfahrungswissen des Personals, wenn du sagst, dass es 2007 9,97 Minuten betragen hätte. 

Ich entnehme dieser Anfragebeantwortung zu meinem Erstaunen auch, dass man jetzt plant, die Fahrzeuge der Wiener Rettung sukzessive mit GPS auszurüsten. Ich habe mich gerade bei ambitionierteren Autofahrern, als ich selber es bin, erkundigt. So ein GPS kostet höchstens 200 EUR. Dass es tatsächlich der Fall sein kann, dass man in Wien nicht alle Einsatzfahrzeuge sowieso schon mit GPS, denn das gibt es schon ein paar Tage, ausgestattet hat, halte ich für absolut unerträglich. 

Dazu kommt, dass die Sanitätsgehilfen nicht gut verdienen. Das ist dir sicher bekannt. 1 300 EUR netto für einen Sanitätsgehilfen bei acht Dienstjahren. Da kann keine Freude beim Personal aufkommen, wenn man weiß, und das ist auch in der Anfragebeantwortung gesagt, dass man als Arzt/Ärztin beziehungsweise als Sanitätsgehilfe bis zu 96 Stunden pro Woche im Dienst sein kann. 

Jetzt meine Frage: Wann wird die Rettung in Wien hinsichtlich der Personalausstattung, hinsichtlich der Bezahlung und hinsichtlich des technischen Standards auf der Höhe der Zeit sein?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Jetzt, weil die Rettung ist auf der Höhe der Zeit! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 5. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt. - Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Noch einmal zurück zur schriftlich deponierten Anfrage an Sie. 

Ich habe in meiner 1. Zusatzfrage gesagt, dass es leider nicht nur um diesen tragischen Fall Natschläger geht, sondern auch um den Vorfall des angesprochenen 40-jährigen Mannes, der dann leider verstorben ist, weil der Arzt erst 50 Minuten später eingetroffen ist und es sich um eine Gehirnblutung gehandelt hat. Alle, die sich näher mit medizinischen Themen auseinandersetzen, wissen, da zählt jede Minute der Rehabilitationsmöglichkeit. Im Anschluss daran ist der Vater eines damals zehnjährigen Sohnes leider verstorben.

Es gibt noch eine Menge anderer Fälle, die ich jetzt gar nicht aufzählen möchte. 

Ich habe jetzt die ganz konkrete Frage an Sie: Wurden diese tragischen Fälle jemals evaluiert? Wurden sie zum Anlass genommen, das gesamte Rettungssystem zu evaluieren?

Als angehängte Frage - der Herr Vorsitzende lächelt mich milde an - noch dazu und das passt genau dazu: Wurde das Notfallsmanagement der Wiener Rettung jemals evaluiert? Und welche Verbesserungsmaßnahmen wurden nach der Evaluation gesetzt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin!

Selbstverständlich wurden diese Fälle von der MA 70, der zuständigen Abteilung, evaluiert.

Wenn Sie konkrete Fälle haben, weil man muss natürlich auch in aller Offenheit sagen, das, was in der Zeitung steht, ist das eine und wie es sich dann darstellt, ist das andere, ist die MA 70 selbstverständlich gerne bereit, diese noch einmal anzuschauen, dass wir uns konkrete Fälle anschauen können. 

Tatsache ist, dass die Rettung permanent an der Verbesserung arbeitet, gerade im heurigen Jahr mit der Einführung eines qualitätssichernden und international anerkannten und meist verwendeten Abfragekatalogs, der dazu führt, dass Personen, die anrufen und in der Regel sehr aufgeregt sind, noch zielgerichteter die Fragen gestellt bekommen, dass ganz genau darauf reagiert werden kann, was der Bedarf ist. Wir haben auch mit Niederösterreich vereinbart, dass dasselbe System angewandt wird, damit die Qualitätssicherung auch an den Randgebieten Wiens oder Niederösterreichs - je nachdem, von welcher Seite man es sieht - im heurigen Jahr eine noch bessere ist, weil der Abfragekatalog derselbe ist. Das ist eine ganz konkrete Maßnahme, die im heurigen Jahr eingeführt worden ist und wo wir jetzt schon sehen, dass wir damit noch gezielter die Patientinnen und Patienten betreuen können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Damit ist die 2. Anfrage ausführlichst behandelt worden. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 01210-2008/0001 - KSP/GM). Sie wurde von Frau GRin Ingrid Schubert gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Wie geht die Stadt Wien bei der Vergabe von Architekturleistungen vor, gibt es hierfür interne Richtlinien ergänzend zu den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes?)
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin!

Das Bundesvergabegesetz spiegelt die Europäischen Richtlinien wider und ist daher konform mit den EU-Bestimmungen. Wir haben in Wien zur Präzisierung dieses Bundesvergabegesetzes für Wettbewerbe - für Architekturwettbewerbe, für städtebauliche Wettbewerbe - eigene Wiener Richtlinien erarbeitet, den so genannten Wettbewerbsleitfaden, den wir gemeinsam mit der Architekten- und Ingenieurskammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland im Jahr 2003 abgestimmt haben. Alle Veränderungen, die seit damals, in den vergangenen fünf Jahren, in rechtlicher Natur erfolgt sind, werden zur Zeit eingearbeitet. Es ist gerade die letzte rechtliche Prüfung im Gange. Danach ist der neue Wettbewerbsleitfaden mit dem Datum 2008 fertiggestellt. Auch dieser Leitfaden wird wiederum die Grundlage für Wettbewerbe der Stadt Wien und ihrer Töchter- und Enkelunternehmen sein. 

Wettbewerbe sind aus Sicht der Stadt ein wesentlicher Beitrag zur architektonischen Vielfalt und tragen zur Sicherung und Qualität des städtischen Erscheinungsbildes bei. Dabei geht es nicht nur um die Durchführung, sondern auch um die Sicherstellung der Wettbewerbsergebnisse auf hohem Niveau. 

Bei Wettbewerben ist allerdings ein ganz entscheidender Punkt, dass es auch eine Möglichkeit gibt, den Zugang für jüngere Teams offen zu halten. Dafür sind im Wettbewerbsleitfaden spezielle Vorkehrungen vorgesehen. 

Es ist mir auch ein wichtiges Anliegen, dass bei der Anzahl der Studierenden an den Architekturfakultäten der drei Universitäten in Wien, die Architektur lehren, wo 50 Prozent und an manchen sogar mehr als 50 Prozent Frauenanteil unter den Studierenden sind, allerdings nur 13 Prozent der Architektinnen und Architekten mit Zivilingenieursbefugnis tatsächlich Frauen sind, wir eine Quote eingezogen haben, die uns ermöglicht, einen höheren Frauenanteil zu berücksichtigen, sowohl was die Besetzung der Jurys als auch die Teilnahme in den Endphasen der Wettbewerbe betrifft. 

Wir präferieren im Wesentlichen den zweistufigen Wettbewerb, wo mit einer Interessentensuche begonnen wird, eine Auswahl getroffen werden kann und aus dieser verkleinerten Größenzahl von Architektinnen und Architekten dann der eigentliche Wettbewerb durchgeführt wird. Das hat sich bewährt. Das ist eine Vorgangsweise, die EU-konform ist und uns die Möglichkeit bietet, die Qualitätsstandards abzusichern. 

Weitere Grundlagen für die Vergabe von Architektenleistungen sind derzeit im Rahmen der Erstellung eines Qualitätsmanagementhandbuchs in Ausarbeitung. Dieses wird integrativer Bestandteil der ebenfalls in Vorbereitung befindlichen detaillierten Richtlinie der MA 19 zu den Baudienstanweisungen, ich zitiere: „DAB 2003, Dienstanweisung Bau 2003, Erlass MD-BD 437-1/03 vom 21.1.2003", und die grundsätzlichen Arbeitsabläufe und Arbeitsschritte bei der Vergabe von Architekturleistungen, was Wettbewerbe, Verhandlungsverfahren und Direktvergaben betrifft, darstellen. 

Ich möchte speziell darauf hinweisen, dass Wettbewerbe auch für Architekten eine hohe Anforderung darstellen. Daher ist es ganz entscheidend, dass wir diese Wettbewerbe so gestalten, dass für die Kolleginnen und Kollegen der Architektur die Möglichkeit besteht, ihre Büros nicht zu überbeanspruchen. Wenn Sie sich die letzten Vorbereitungen für die Wettbewerbe, die gerade im Laufen sind, anschauen, werden Sie sehen, dass hier weitgehende Annäherung bereits stattgefunden hat. 

Beim letzten Wettbewerb, der ausgelobt wurde, hat die konstituierende Jurysitzung beim Krankenanstaltenverbund für das Spital Nord zum Beispiel noch erreicht, dass der Krankenanstaltenverbund die Preisgelder und die Ankäufe noch einmal erhöht hat, sodass die tatsächlichen Leistungen, die in dieser Wettbewerbsstufe von den Architektinnen und Architekten erbracht werden müssen, abgegolten werden. Selbiges haben wir beim Wettbewerb über die Opernpassage vorgenommen.

Ich kann nur sagen, unsere Erfahrungen mit Wettbewerben sind ausgezeichnet und wir werden dieses Instrument natürlich weiter einsetzen.

Es gibt immer wieder die Hinweise seitens der Kollegenschaft, und als ich Stadtrat wurde, war das ein ganz besonderes Diskussionsthema, dass angeblich nur ganz wenige Architekten zum Zug kommen und dass sich die Architektinnen und Architekten untereinander besonders hilfreich sind, wenn sie in Jurys sitzen und ein Kollege teilnimmt. Diesem Vorgang beugen wir insofern vor, dass wir eine Architektendatenbank, eine PlanerInnendatenbank, führen, wo wir genau dokumentieren, welche Architektinnen und Architekten bisher mit Aufträgen betraut wurden, wie oft das der Fall war und wie oft ein Kollege oder eine Kollegin in einer Jury teilgenommen hat, sodass keine Bevorzugung der einen oder der anderen Gruppe, des einen oder des anderen Architekten entstehen kann. Diese Datenbank umfasst mittlerweile 1 420 Architektinnen und Architekten. Man sieht also auch die Breite, die mittlerweile bei den Aufträgen gefunden wird, die wir von den Kolleginnen und Kollegen seitens der Stadt Wien und ihren Tochterunternehmen hinausgeben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat.

Bevor wir zur 1. Zusatzfrage kommen, bitte ich insbesondere jene Kolleginnen und Kollegen, die sich hinter den Reihen der GRÜNEN befinden, den Geräuschpegel etwas zu senken. Mandatare sollen die Möglichkeit haben, zumindest den Antworten zuhören zu dürfen. Danke vielmals dafür.

Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Sie haben jetzt sehr ausführlich und auch sehr schön das Wettbewerbswesen der Stadt Wien dargelegt. Ich empfinde es als nicht so positiv, wie Sie das gesagt haben. 

Herr Architekt Peichl hat in einem sehr langen Interview, gerade was auch das Wettbewerbswesen betrifft, gesagt: „In Wien sind leider sehr viele Leute beschäftigt, die keine Ahnung vom Bauen haben." - So war seine Aussage. In welcher Form er das dann näher definiert wissen wollte, weiß ich nicht, aber er hat es einmal so in den Raum gestellt. 

Sicher ist für mich, dass sehr viel gebaut wird, wo zum Beispiel die Infrastruktur beim Wettbewerb überhaupt nicht einbezogen wird. Wir haben dann die Großbauten und es gibt nicht ausreichend Schulen dazu, es gibt keine Öffis, es gibt keine Horte. Also es sind hier trotz aller Internationalität sehr viele Defizite, die bei diesen Wettbewerben zu Tage treten. 

Auch wenn Sie sagen, es gibt die große Datei mit über 1 400 Architekten und sehr viele Wettbewerbe, ist es so, dass beim Eurogate allein zwei Drittel geladene Architekten zum Zug kommen und die offenen Verfahren eher in den Hintergrund rücken.

Jetzt meine Frage an Sie: Wenn diese Internationalität weiter gewährleistet sein soll, wenn man die Vielfalt der Projekte gewährleisten will, wie können Sie garantieren, dass auch das Preisniveau so bleibt, dass gerade der soziale Wohnbau noch für jeden leistbar ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Kollegin!

Zunächst Danke für die Haltungsnoten. 

Wir haben bei den Interviews von Architekt Peichl nicht nur die spitze Feder dabei, die er als Ironimus verwendet, sondern auch die spitze Zunge. Das sind wir von ihm gewohnt. Es ist in der Architektenschaft üblich, dass man nur selbst gut ist und die anderen weniger gut sind. Diese Haltung gehört wahrscheinlich zum Beruf, denn sonst kann man keine Spitzenleistung erbringen. Das hat Herr Prof Peichl bis jetzt in seinem Lebenswerk fraglos auch gezeigt.

Zu der Frage, die Sie angesprochen haben, komme ich noch. Ich möchte aber im Besonderen zurückweisen, dass in der Stadt Wien Wohnbau oder neue Stadtteile entwickelt würden, wo es keine Kindergärten und Horte gäbe. Im Gegenteil, es ist jedes Mal eines der großen Themen, wenn wir neue Wohnbauwidmungen vornehmen und neue Wohnbauträgerwettbewerbe im Rahmen des Wohnfonds vorbereiten, dass viele der sozialen Infrastruktureinrichtungen ganz genau untersucht und hinterfragt und dann gemeinsam mit den Wohnbauträgern die potenziell entstehenden Mängel aufgearbeitet werden. Also wenn zum Beispiel der Schulstandort Bombardier-Gründe in Floridsdorf zu klein gewesen wäre, würde ein weiteres Schulprojekt geplant und gemeinsam mit dem Wohnbau errichtet. Die Zeiten, die Sie angesprochen haben, dass es zu wenig soziale Infrastruktur gäbe, wenn die BewohnerInnen einziehen, sind lange vergangen und sind in den letzten 20 Jahren, schätze ich, nicht mehr aufgetreten.

Zweiter Punkt, den Sie angesprochen haben, leistbares Wohnen: Kollege Ludwig sitzt noch im Raum. Er hat gerade in der letzten Zeit, wenn Sie die Medien verfolgen, sich ganz massiv darum gekümmert, dass das Wohnen gerade im wohnbaugeförderten Bereich leistbar bleiben muss und deutliche Schritte gesetzt, dass der Quadratmeterpreis, den die künftigen Bewohnerinnen und Bewohner leisten müssen, und der Mietpreis unten bleiben. 

Ich bin auch davon überzeugt, dass die Maßnahmen, die durch Niedrigenergiehäuser getroffen werden, um Energie zu sparen, greifen. Dass sie on the long run, also auf lange Durchrechnung gesehen, wenn man die Lebensdauer des Objekts rechnet, jedenfalls von Vorteil sind. Genau diese Berechnungsmethode müssen wir anwenden. 

Ein Bereich, der allerdings sehr kostentreibend ist, ist der Bereich der Grundstückspreise. Wir erleben in Wien eine Entwicklung, die nicht zum Günstigen geht. Wir erleben eine weniger steile Entwicklung als zum Beispiel in Preßburg und den Nachbargemeinden, wo die Bodenpreise massiv davongelaufen sind und Wohnen so teuer wird, dass man lieber in Österreich wohnt, wie das die Gemeinden Wolfsthal und Kittsee mittlerweile vorzeigen, die beliebte Wohnorte für die Preßburger geworden sind. In Wien gehen die Bodenpreise allerdings auch in Richtung Aufwärtsentwicklung. Ich habe wenig Verständnis dafür, und das habe ich schon mehrfach geäußert, dass man dort, wo bisher ein Acker ist und Kraut und Rüben wachsen, Innenstadtpreise für Grundstücke verlangt, nur weil man weiß, dass die Stadt dort bauen möchte. Wir werden alles daransetzen, dass dann dort besonders lange nichts passieren wird, wenn die Bodenpreise davonlaufen. 

Wir haben glücklicherweise in Wien große Flächen wie das Flugfeld Aspern, wie die großen Bahnhofsareale, wo mit den Österreichischen Bundesbahnen gute Einigungen gefunden wurden oder gerade im Gange sind, sodass wir zur Zeit nicht darauf angewiesen sind, jeden Preis für ein Grundstück zu zahlen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich habe mich schon in der letzten oder vorletzten Sitzung darüber gewundert - die Frage war mit demselben Wortlaut gestellt -, dass Sie in der jetzigen Phase, wo es viele umstrittene Verfahren gibt, an denen die Stadt Wien beteiligt ist, wie etwa die Bahnhofs-City, die WU oder auch die Riesenradplatzgesichte, versuchen, sich genau diese Innovationen im Wettbewerbswesen auf die Fahnen zu schreiben. Zugegeben, es gibt Fortschritte, ich erkenne das auch an. Der Wettbewerbsleitfaden ist ein gutes Instrument, auch die Datenbank ist gut. Allerdings ist es mir unverständlich, dass eigentlich das bekannteste Bauwerk oder das, wo die Stadt eben 15 Millionen EUR hineinsteckt, von der Architekturpresse so etwas von versetzt wird, wie man es sich gar nicht vorstellen kann und dass genau bei solchen Projekten in zentralen Lagen, die spannend sind, dieser Wettbewerbsleitfaden offensichtlich nicht zur Anwendung kommt. 

Wie erklären Sie, dass es einen Wettbewerbsleitfaden gibt, er aber bei Vorzeigeprojekten nicht zur Anwendung kommt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Zunächst einmal sind ein paar Punkte richtigzustellen:

Das eine ist, wenn die Österreichischen Bundesbahnen einen Objektwettbewerb ausloben, dann ist die Stadt Wien insofern beteiligt, als wir Wert darauf legen, dass dort die architektonische Qualität gewährleistet und die Bebauungsbestimmungen eingehalten werden, dass all jenes, was das Hochhauskonzept vorsieht, bei einem Hochhaus, auch wenn es die Österreichischen Bundesbahnen ausloben, entsprechend beachtet wird. Dazu gehört auch die Konformität mit den Wettbewerbsbestimmungen der Europäischen Union und dem Bundesvergabegesetz. Genau das haben bei dem Wettbewerb zur Bahnhofs-City die Bundesbahnen zunächst mit zwei Gutachten belegt. Der Kollege Pendl von der Bundesingenieurskammer war dort ebenfalls in der Jury, genau wie ich, und hat bei der ersten Situation, wo klar wurde, dass es nicht darum geht, dieses 100 m-Hochhaus am Südtiroler Platz so zu bauen, dass es bestmöglich verwertet wird und keine Vorherbestimmung besteht, wer dort einzieht, dass das nicht stimmt, sondern dass die Bundesbahnen ihre Generaldirektion dort hineinsiedeln möchten, als klar war, dass das keine Lösung ist, die aus der öffentlichen Hand herausführt, sondern eine Lösung, die für die öffentliche Hand errichtet wird, seine Teilnahme zurückgelegt und ich auch, weil das so überdeutlich geworden ist, dass die Österreichischen Bundesbahnen dort selbst wieder einziehen und daher ein Objekt entsteht, das für die Nutzung eines zu hundert Prozent im Besitz der Republik Österreich befindlichen Unternehmens vorbereitet wird.

Ich bin davon überzeugt, dass die jetzt vorbereitete Auslobung für dieses Objekt, nämlich internationale Interessentensuche und die Möglichkeit, nach dieser Interessentensuche in einer zweiten Stufe zu einem guten Ergebnis zu kommen, genau den europäischen, den österreichischen und den Wiener Vorstellungen entsprechen.

Was das zweite Projekt bei der Wirtschaftsuniversität an der Südportalstraße betrifft, darf ich darauf hinweisen, dass die Wirtschaftsuniversität natürlich eine Einrichtung der Republik Österreich ist, dass die dort errichtende Gesellschaft eine Tochtergesellschaft der Bundesimmobiliengesellschaft ist und dass wir darauf hingewiesen haben, dass die Zweistufigkeit gerade bei einem derart komplexen Objekt sehr sinnvoll gewesen wäre, nämlich im Verfahren selbst die Zweistufigkeit Interessentensuche, Städtebau und anschließend erst Objektwettbewerb. Es hat sich natürlich im Verfahren gezeigt, dass all das jetzt nachgeholt werden muss. 

Es hat sich aber auch gezeigt, und das auch dazugesagt zu den Problemen, die Wettbewerbe bieten können, dass die Teilnahme nicht allzu hoch war. Es haben sich insgesamt 24 daran beteiligt. Es ist zur Zeit auch so, dass bei, wie ich finde, nicht unspannenden Projekten, wie zum Beispiel der Neugestaltung der Kärntner Straße, eine Teilnahme von 19 Teams wohl nicht gerade üppig ist, wenn wir in der PlanerInnendatenbank 1 420 Per-
sonen, die Aufträge erhalten hatten, festgehalten haben. Ganz offensichtlich besteht in der Architektenschaft der Bedarf, darüber nachzudenken, wie denn die Wettbewerbsgestaltung und die Vergabegestaltung anders sein könnten, um die Kosten für die Architektinnen und Architekten nicht zu hoch werden zu lassen. 

Die Vorschläge, die die Kammer dazu bietet, die in die Richtung gehen, man bekommt ja nicht nur einen Entwurf, sondern von jedem Teilnehmer einen Entwurf und dafür müsste jeder Entwurf bezahlt werden, sind ein netter Versuch einer Interessenvertretung. Letztlich muss man aber schon dazusagen, dass der Auslober nur einen Entwurf wirklich braucht. 

Da wird man einen Weg finden müssen, der in der ersten Wettbewerbsstufe nach der Interessentensuche den Kolleginnen und Kollegen nicht die volle Arbeitsleistung eines Einmalentwurfs aufbürdet, sondern ihnen die Möglichkeit gibt, zunächst einmal die Idee zu skizzieren, die Typologien hervorzuarbeiten und dem Auftraggeber die Möglichkeit zu geben, dann zwischen verschiedensten Konzeptionen entscheiden zu können und erst dann in die Tiefe zu gehen. Gerade bei Objektwettbewerben größerer Natur halte ich das für sehr entscheidend, denn sonst geht wirklich sehr viel Potenzial, sehr viel Arbeitsleistung, verloren, ohne dass man eine entsprechende Entlohnung dafür geben und bekommen kann.

Was den Vorplatz des Wurstelpraters betrifft, ist meine Meinung dazu unerschütterlich. Auch die in Disneyworld gestalteten Parks, die Grottenbahn und auch die Geisterbahn sind nicht Fragen der architektonischen Gestaltung einer Stadt, sondern wie Unterhaltungsinfrastruktur und Unterhaltungseinrichtungen bestmöglich und wirtschaftlich erfolgreich funktionieren können. Insofern ist es nicht eine Frage des architektonischen Geschmacks, wie dieser Vorplatz gestaltet ist, sondern eine Frage der Zweckmäßigkeit und der Funktionalität im Sinne eines Unterhaltungs- und Entertainment-Bereichs.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Hoch gestellt.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben in Ihrer ersten Beantwortung richtigerweise gesagt, dass diese Architekturwettbewerbe hohe Anforderungen an die Architekten und Architektenbüros stellen und dass die Preisgelder richtigerweise erhöht wurden. Wir hören aber immer wieder von jungen Architekten, dass es trotzdem Probleme gibt. 

Daher ist meine konkrete Frage: Können Sie sich vorstellen, dass bei Großprojekten die Jurybewerbe dahin gehend geändert werden, dass eine größere Anzahl von Teilnehmern eine monetäre Abgeltung beziehungsweise ein Preisgeld bekommt, damit auch jüngere Architekten vermehrt daran teilnehmen können? In Frankreich ist es zum Beispiel der Fall, dass eine große Anzahl von Teilnehmern, wenn nicht fast alle, ihre Arbeiten abgegolten bekommt. Könnten Sie sich das auch für Wien vorstellen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Hoch!

Ich glaube, ich habe das schon in der vorigen Beantwortung skizziert. Der entscheidende Punkt ist, dass wir in der Mehrstufigkeit von Verfahren den Vorteil finden, dass dabei die Leistungsanforderung an den Wettbewerbsteilnehmer nur in dem Maße erfolgt, wie das für Büros leistbar bleibt, auch wenn sie verlieren sollten und ganz weit hinten gereiht sind. 

Was wir aber getan haben, und dafür bin ich sehr dankbar, ist, dass sich beim größten Projekt, das derzeit einem Wettbewerb unterworfen ist, beim Nordspital, der Krankenanstaltenverbund tatsächlich bereit erklärt hat, den Wünschen näher zu kommen, sodass jene, die dann besonders hohe Qualität liefern, eine Entlohnung erhalten, wo jedenfalls die Leistungen, die sie selbst zukaufen müssen, nämlich die Statikerleistungen und so weiter, abgedeckt werden können. 

Ich halte sehr viel davon, dass wir nach der Interessentensuche bei komplexen Projekten noch eine Vorstufe einschieben, wo die aus der Interessentensuche Ausgewählten die Möglichkeit haben, ihre Ideen, ihre Skizzen, ihre Vorstellungen über die Typologie zu Papier zu bringen, aber noch nicht ins Detail zu gehen. Denn gerade die Detailbearbeitung ist dann das Teure. Wenn dem so ist, dann ist auch für jüngere Büros das Feld breiter und sind die Möglichkeiten breiter, zunächst einmal die Skizze, den Entwurf, die Idee einzubringen. Die Jury hat dann die Aufgabe, auszuwählen. Bei denjenigen, die sozusagen in die Finalisierungsstufe hineinkommen, ist dann die Entlohnung schon ein Thema, wo man sagen kann, hier ist für den Sieger natürlich der Gewinn, dass er es bauen kann, für den Zweiten, also für den ersten Verlierer, die Entlohnung noch so anzusetzen, dass die Möglichkeit besteht, die Kosten wieder hereinzubekommen und dann, abgestuft mit Ankäufen und so weiter, den Nachgereihten auch eine gewisse Abgeltung zukommen zu lassen. 

Nur eines kann nicht sein, dass die Teilnahme an einem Wettbewerb von Haus aus bedeutet, man bekommt die Arbeitskosten abgedeckt. Das wäre nicht im Sinne des Wettbewerbs. Der wirtschaftsliberale Flügel gerade Ihrer Partei könnte dem mit Sicherheit nicht zustimmen. (StR Norbert Walter, MAS: Na, ich weiß nicht!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Schubert gestellt.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Nach welchen Kriterien gehen die Fachdienststellen bei den Vergaben bei jenen vor, die nicht die Schwellenwerte für die Wettbewerbe erreichen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Es gibt auf der europäischen Ebene diesen Schwellenwert, der die Vergabe geistiger Werkleistungen betrifft, der immer weiter heruntergesetzt wird. Aus meiner Sicht ist es durchaus problematisch, wenn die Preise im Bau steigen, aber die Schwellenwerte für die Vorbereitung der geistigen Leistungen immer weiter heruntergesenkt werden. Das bedeut dann, dass man bald jeden noch so kleinen Bauauftrag der öffentlichen Hand unter Wettbewerb stellen müsste. Ich plädiere daher eher dafür, dass wir uns international dazu verständigen, dass dieser Schwellenwert mit dem Bauindex mitwächst. Derzeit ist er auf 204 000 EUR heruntergesetzt. Also alles darüber, wenn die ArchitektInnenleistungen in diese Größenordnung hineinwachsen, wird unter Wettbewerb gestellt. Für alles Darunterliegende ist ein besonderer Punkt, dass wir überall dort, wo trotzdem ein größeres Volumen besteht, die geladenen Verfahren durchführen, wo mehrere Teilnehmer eingeladen werden und das Ergebnis in einem offenen Verfahren, also in einem anonymen Verfahren, ebenfalls von einer Jury beurteilt wird. 

Die Kleinstaufträge werden weiterhin freihändig vergeben. Dort ist es allerdings so, dass ganz genau darauf geachtet wird, das der Auftragnehmer oder die Auftragnehmerin nicht allzu oft vorkommt, sodass eine breite Streuung für die Kollegenschaft möglich wird. Diese breite Streuung ist gerade der Bereich, wo wir die jüngeren Teams unterstützen können, wo wir ihnen sozusagen den Einstieg ins Berufsleben erleichtern können. 

Gerade beim Schulbauprogramm der Stadt Wien, das jetzt läuft, wo die Bezirke sehr hohe Anstrengungen unternehmen müssen, ist es so, dass dort, wo die MA 19 wegen der großen Zahl diese Planungsleistungen nicht mehr vollständig selbst erbringen kann, auch kleinere Teams, neue, junge Teams herangezogen werden. Wir sehen das als die Unterstützung für die jungen Teams, dass sie im Umgang und mit der Arbeitsweise des Magistrats sowie im Umgang und mit der Arbeitsweise öffentlicher Auftraggeber vertraut werden können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 01214-2008/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Die Kinder- und Jugendpsychiatrie in Wien soll ausgebaut werden und benötigt dringend Fachärzte. Insgesamt 1 000 junge Patienten wurden im Vorjahr von nur 14 Ärzten betreut. Die Ausbildung zum Kinder- und Jugendpsychiater gibt es erst seit 2007 und dauert sechs Jahre. Woher sollen diese benötigten Fachärzte in absehbarer Zeit kommen?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Kollege Ebinger!

Sie sprechen ein wahres Wort aus, nämlich dass Fachärztinnen und Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie dringend gebraucht werden, schreiben dann weiter, dass 1 000 junge PatientInnen im Vorjahr von nur 14 Ärztinnen und Ärzten betreut wurden. 

Ich gehe davon aus, dass das ein Zitat aus dem „Standard" und daher nur eine Teilmenge der Wiener Realität ist. Weil diese 14 Ärztinnen und Ärzte sind allein am Rosenhügel tätig. Dazu kommen natürlich noch die niedergelassenen Fachärzte und die vielen Ärztinnen und Ärzte, die im AKH tätig sind. 

In Wien leben rund 18 Prozent der Österreicherinnen und Österreicher, die unter 20 Jahre alt sind, hingegen fast 25 Prozent der akut stationären Behandlungsplätze der Kinder- und Jugendpsychiatrie von Österreich und 25 Prozent aller niedergelassenen Vertragsfachärzte mit der Zusatzausbildung der Kinder- und Jugendpsychiatrie. 

Die Abteilung der Kinder- und Jugendpsychiatrie im Krankenhaus Hietzing mit Neurologischem Zentrum Rosenhügel verfügt neben teilanrechenbaren Ausbildungsstellen für Psychiatrie und Neurologie - das ist jeweils ein Jahr - auch über zwei Additivfacharztausbildungsstellen für Kinder- und Jugendpsychiatrie, die entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen - und da sind wir jetzt bei der Problematik - der alten Ärzteausbildungsordnung aus dem Jahr 2004 besetzt sind. Nach der Ärzteausbildungsordnung 2004 ist die Dauer der Ausbildung zwei Jahre und konnte dann zusätzlich von Psychiatern und Psychiaterinnen oder Neurologen als Additivfach absolviert werden. Derzeit befinden sich noch zwei Ärztinnen nach diesem Schema in Ausbildung, die ihre Ausbildung im März beziehungsweise April des nächsten Jahres, des Jahres 2009, beendet haben. 

Die neue Ärzteausbildung gilt seit dem letzten Jahr, seit dem Jahr 2007. Das ist nunmehr ein Sonderfach, das „Kinder- und Jugendpsychiatrie" heißt und auf die Dauer von fünf Jahren als Hauptfach und für ein Jahr als Nebenfach zu erfolgen hat. Im Krankenhaus Hietzing werden derzeit bereits zwei Ärztinnen und Ärzte nach der neuen Ausbildungsmethode ausgebildet, die ihre Ausbildung im Dezember des heurigen Jahres beziehungsweise der zweite Arzt 2011 beenden. Warum ist das möglich, obwohl das Fach erst 2007 eingeführt worden ist? Weil das Ärztinnen und Ärzte sind, die bereits in Deutschland eine Ausbildung gemacht haben, die jetzt angerechnet werden kann und die daher sehr schnell nach der neuen Ausbildungsordnung die Facharztausbildung hier fertigstellen können. Ein dritter, bereits bewilligter Ausbildungsplatz am Rosenhügel wird mit Jänner 2009 besetzt, da erst ab diesem Zeitpunkt die volle Anrechenbarkeit für drei Ausbildungsstellen möglich ist. 

Im Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel fanden auf Grund der Änderung der Ärzteausbildungsordnung im letzten Jahr auch umfassende Umstrukturierungen statt. So wurde die bisherige Abteilung, die das Leistungsspektrum Kinder- und Jugendneurologie und Kinder- und Jugendpsychiatrie umfasst hat, strukturell verändert, sodass es jetzt, seit dem 1. Mai des heurigen Jahres, dort ausschließlich eine Kinder- und Jugendpsychiatrie ist. Dem wurde Rechnung getragen, einerseits durch mehr Betten - wir haben mit dem 1. Mai des heurigen Jahres 28 Betten am Rosenhügel und das sind 10 Betten mehr als es noch vor einem halben Jahr der Fall war - und anderseits durch zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - so wurden ein Facharzt, sieben Pflegedienstposten und zwei Dienstposten für SozialarbeiterInnen hinzugefügt. 

Zusammenfassend bedeutet das für den Rosenhügel, weil das der Bereich ist, über den Sie gesprochen haben, dass bereits mit dem Frühjahr 2009 drei zusätzliche Kinder- und Jugendpsychiater und Kinder- und Jugendpsychiaterinnen fertig ausgebildet sein können und dann drei weitere ihre Ausbildung beginnen können. 

Im Bereich des Allgemeinen Krankenhauses ist es so, dass derzeit acht Kinder- und JugendpsychiaterInnen in Ausbildung für dieses Fach sind und mit dem heurigen Jahr erstmals zwei zusätzliche Ausbildungsstellen von der Stadt Wien finanziert werden.

Wie ja bekannt ist, sind die Ärztinnen und Ärzte am AKH Bundesbedienstete, aber wir haben in diesem Fall eine Ausnahme gemacht und zwei zusätzliche Stellen durch die Stadt Wien finanziert, sodass es Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die es dann eben brauchen, wenn wir mit der Fertigstellung des Krankenhauses Nord dort die dritte kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung in Wien eröffnen werden, nützen können.

Darüber hinaus bemüht sich jetzt gerade der Psychosoziale Dienst hier auch um eine Ausbildungsstelle. Das ist eine Ausbildungsstelle, die im Zuge der Rotation auch in Tageskliniken tätig sein kann. Der PSD verfügt seit dem Jahre 2003 über ein Ambulatorium für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 140 Kinder und Jugendliche werden dort jährlich durch den PSD therapeutisch und im Rahmen der Tagesklinik versorgt, und der PSD ist derzeit gerade in Verhandlungen mit der Ärztekammer, um hier auch eine Ausbildungsstelle bewilligt zu bekommen, weil es einerseits gut ist für die Kinder, dass zusätzliche Ärzte dann dort tätig sind, uns dies aber vor allem auch bei der Ausbildung und der Schaffung von zusätzlichen Fachärztinnen und Fachärzten hilft. 

Lassen Sie mich abschließend sagen, dass der Bedarf an Psychiaterinnen und Psychiatern und insbesondere Kinderpsychiaterinnen und -psychiatern kein Wien-weites, kein Österreich-weites, sondern ein Europa-weites oder fast Welt-weites Problem ist, es gibt hier in diesen Fächern einen Mangel. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. Bitte schön.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Stadträtin.

Dass es ein weltweites Problem ist und dass es einen Mangel gibt, das soll natürlich keine Entschuldigung für Wien sein, und ich stelle mir eher vor, dass Wien eine Vorreiterrolle in dieser Angelegenheit einnimmt. Und wenn Sie von diesen Ausbildungsplätzen sprechen, dann sind es wohl größtenteils immer die alten Ausbildungsplätze, denn die neuen können ja erst 2013 praktisch tätig werden, weil es ja diese Fachrichtung noch nicht so lange gibt. 

Aber meine erste Frage lautet: Es gibt einen Psychiatriebericht 2004, wo Empfehlungen ausgesprochen wurden, etwa für die Schaffung zusätzlicher Tageskliniken, für den Ausbau von dezentral ambulanten Versorgungsnetzen speziell auch für Kinder und Jugendliche, beziehungsweise für einen mobilen kinder- und jugendpsychiatrischen Notdienst. Ist dem Rechnung getragen worden, und wenn ja, wie sehen diese Vorkehrungen aus? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat! 

Auf eine Anmerkung möchte ich noch kurz eingehen. Einerseits ist es so, dass die, die jetzt in Ausbildung sind, natürlich dann auch Kinder- und JugendpsychiaterInnen in vollem Umfang sind, auch wenn jetzt eine neue Ausbildungsordnung vorliegt. Das heißt, von den vier Ausbildungsstellen, die wir am Rosenhügel haben, sind zwei nach der alten Ausbildungsordnung, zwei nach der neuen. Die Kandidaten werden aber auch schon früher fertig sein, weil sie in Deutschland Ausbildungen gemacht haben, und derzeit befinden sich acht Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung im AKH, die auch Schritt für Schritt, und nicht erst 2014 fertig werden.

Der Psychiatriebericht des Jahres 2004 ist eine ganz wichtige Planungsgrundlage für die Zukunft – jetzt ist es schon die Gegenwart, damals war es für die Zukunft -, wo viele Dinge auch schon umgesetzt worden sind. Zum Beispiel sieht der Psychiatriebericht des Jahres 2004 die Umwandlung der gemischten Abteilung am Rosenhügel in eine rein kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung vor, und die Erweiterung der Betten ist mit 1. Mai des heurigen Jahres abgeschlossen, wo wir dort von 17 auf 28 Betten erhöht haben.

Vorgesehen ist weiters die Schaffung von Unterbringungsbetten. Das haben wir im Bereich der TU 1 des Krankenanstaltenverbundes, also am Rosenhügel, abgeschlossen, und wir werden mit Herbst des heurigen Jahres am AKH vier zusätzliche Betten schaffen.

Weiters wird in diesem Bericht auch darauf Bezug genommen, dass es eben zusätzlicher Ausbildungsplätze bedarf. Darüber haben wir gerade gesprochen, und der kinder- und jugendpsychiatrische Liaisondienst hat mit Herbst des heurigen Jahres auch gestartet. Darüber hinaus ist hier auch das kinder- und jugendpsychiatrische Ambulatorium des PSD ausgebaut worden und wird jetzt mit der Schaffung einer zusätzlichen Ausbildungsstelle ein weiteres Stück ausgebaut. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Unbeschadet der Anstrengungen, die jetzt gemacht werden - und die ich anerkenne - handelt es sich, was die Kinder- und Jugendpsychiatrie betrifft, um einen besonderen Notstand im Notstand. Es gibt hier einen Mangel - du hast es selber gesagt - und der Mangel wurde nicht zuletzt in der Untersuchungskommission von allen Experten und Expertinnen besonders in diesem Bereich betont, zuletzt von Frau Dr Michaela Moritz von „Gesundheit Österreich", die expressis verbis die schlechte kinder- und jugendpsychiatrische Versorgung in Wien problematisiert hat. 

Es geht nicht nur um die psychiatrische Versorgung im engeren Sinn, sondern auch um die psychotherapeutische Versorgung, die in Wien absolut unzureichend ist, wo monate- bis jahrelange Wartezeiten zu verzeichnen sind, wie es Rektor Pritz in der Untersuchungskommission wiederholt - und wir wissen das alle - thematisiert hat. Und ein Jahr auf eine Therapie warten, heißt für ein Kind, man kann sich die Hoffnung aufstecken, denn ein Jahr ist im Leben eines Kindes eine viel zu lange Zeit, um auf Therapie warten zu können.

Nach wie vor sind aber, und das ist jetzt meine Frage, Frau Stadträtin, Kinder und Jugendliche in den Akutstationen im OWS und in anderen psychiatrischen Regionalabteilungen untergebracht. ExpertInnen in der Untersuchungskommission haben bestätigt, dass der Umstand, dass man gemischtgeschlechtliche Sanitärräume benutzen muss - insbesondere bei sexuell traumatisierten Patientinnen - und dass man überhaupt als Minderjähriger in einer erwachsenen Akutstation sein muss, kontraproduktiv ist und sogar den Heilungsverlauf hemmen beziehungsweise ins Negative verkehren kann.

Meine Frage jetzt: Wann hat es endlich ein Ende mit diesen beschämenden Zuständen, wann werden die Eltern davon ausgehen können, wenn sie ein krankes Kind haben, dass es fachgerecht und ausschließlich in der Kinder- und Jugendpsychiatrie versorgt wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte schön. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie haben, bevor Sie Ihre Frage gestellt haben, eine Einleitung gemacht, auf die ich kurz eingehen möchte, weil dazu Frau Dr Moritz einen Punkt gesagt hat, der ja weder unbekannt noch geheim noch sonst etwas ist, sonst würden ja diese Maßnahmen hier nicht gesetzt werden. Und auf die Frage des Kollegen Ebinger habe ich jetzt ja auch ausgeführt, wo die den Ausgang haben, nämlich im Psychiatriebericht des Jahres 2004, dessen Anregungen jetzt auch Schritt für Schritt umgesetzt werden. Frau Dr Moritz hat ja auch, so wurde mir berichtet, mit großer Deutlichkeit und Eindringlichkeit festgestellt, dass der Personalschlüssel in allen Bereichen in Wien einer ist, der über dem Durchschnitt des österreichischen Personalschlüssels in der Psychiatrie liegt, und so auch in der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Da wir zu wenige kinder- und jugendpsychiatrische Versorgungsplätze haben, ist ja auch die Entscheidung gefallen und von mir im Februar des heurigen Jahres bekannt gegeben worden, dass im Krankenhaus Wien Nord eine dritte kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung errichtet werden wird, und dass damit auch nach dem ÖBIG-Plan davon auszugehen ist, dass hier das Auslangen gefunden werden kann. 

Selbstverständlich ist es auch so - obwohl in Wien 25 Prozent aller Kinder- und Jugendpsychiater und -psychiaterinnen, im niedergelassenen Bereich tätig sind -, dass das zu wenig ist. Das ist gar keine Frage, Tatsache ist aber auch, dass zum Beispiel das Institut für Erziehungshilfe der MA 11 eine einmalige Einrichtung ist, die es sonst in ganz Österreich überhaupt nirgends gibt, und darüber hinaus der Versorgungsstand auch im Bereich der Psychotherapie für Kinder nicht ein solcher ist, dass man sagen kann, da braucht man jetzt nicht mehr weiterarbeiten, sondern man muss schon überlegen, dass unser Problem ist, dass wir in Wien leben und nicht im Vergleich. 

Also, vergleichen Sie das mit anderen Bundesländern, dann werden Sie feststellen, dass wir hier in allen Bereichen noch etwas zu tun haben, so hier auch in Wien. Es ist uns durch den kinder- und jugendpsychiatrischen Liaisondienst gelungen, zwischen dem Psychosozialen Dienst und der MA 11, hier eine gute Entlastung zu erreichen. Vor allem geht es um die Richtschnur für die Patientinnen und Patienten, aber auch – und das ist ebenso wichtig – für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Einrichtungen der MA 11. 

Was die Frage der Unterbringung von Jugendlichen in der Erwachsenenpsychiatrie betrifft, ist hier meine Position auch nicht neu, und auch bereits bekannt: Es ist nicht wünschenswert und ist schlecht, und es ist unbedingt darauf zu achten, dass das ältere Jugendliche sind, wir sehen aber jetzt schon auf Grund der Erweiterung der Kinder- und Jugendpsychiatrie am Rosenhügel von eben bisher 17 auf 28 Betten mit dem 1. Mai des heurigen Jahres, dass die Zahlen im heurigen Jahr schon sehr deutlich unter denen noch des letzten Jahres sein werden, und da ich grundsätzlich immer nur das verspreche, was ich auch halten kann, gehe ich davon aus, dass wir mit der Errichtung der 3. Kinder- und Jugendpsychiatrischen Abteilung das nie wieder haben werden. Bis dahin kann es in Einzelfällen vorkommen, durch die Erweiterung von 17 auf 28 merken wir aber hier schon eine deutliche Entspannung auch dadurch, dass es jetzt eine sehr gute Kooperation zwischen der Klinik und der Kinder‑ und Jugendpsychiatrie am Rosenhügel gibt, wo jetzt bis Ende Mai auch evaluiert wird. Es gibt die Vereinbarung mit der Wiener Rettung, dass immer jene Station angefahren wird, die schneller zu erreichen ist. Wie die Aufteilung ist, wird dann evaluiert. 

Das heißt, es gibt hier auch keine Zuständigkeits- und Kompetenzstreitigkeiten mehr, die in der Vergangenheit, ich sage jetzt einmal, für die Betroffenen, vor allem für die Eltern, unerträglich waren. Also es hat hier sehr deutliche Verbesserungen im heurigen Jahr durch die Planung des letzten Jahres auf Basis des Berichtes 2004 gegeben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage wird gestellt von Frau GRin Praniess-Kastner. Bitte schön.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vielen Dank! Frau Stadträtin!

Wir haben jetzt gehört, und wir wissen leider alle - weil es im ÖBIG-Bericht 2002 vorkommt und im Psychiatriebericht 2004 und auch jetzt ganz aktuell in der Psychiatrieuntersuchungskommission wieder von ExpertInnen, wie Prof Schöny, Prof Hinterhuber, erwähnt wurde -, dass es unerträglich ist, dass Jugendliche, die psychiatrische Versorgung brauchen, gemeinsam mit Erwachsenen untergebracht sind. Wir hören jetzt, dass es zum einen daran liege, dass es zu wenige Psychiater gibt. Das wird ein Teil der Ausbildung sein, nehme ich an, und der Maßnahme, die Sie jetzt gerade erklärt haben, dass 2013 dieses Problem, was die psychiatrische Versorgung betrifft, behoben sein dürfte, was ich auch hoffe. Aber es gibt keinen Mangel an ausgebildeten Psychotherapeuten, und daher meine ganz konkrete Frage:

Wir wissen ja, dass es eine psychotherapeutische Versorgung für psychiatrische Patientinnen und Patienten gibt, diese aber bei Weitem nicht ausreichend ist. Aber wann wird es eine ausreichende psychotherapeutische Versorgung für Kinder und Jugendliche in Wien geben? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Auf die Gefahr hin, dass ich mich hier wiederhole, möchte ich noch einmal auf das Institut für Erziehungshilfe der MA 11 hinweisen, eine Einrichtung, die es seit sehr vielen Jahren, oder sogar Jahrzehnten in dieser Stadt gibt, und die ihresgleichen sucht. Das gibt es in dieser Form nirgends anders, dass Kinder gratis, aber nicht umsonst, Psychotherapie bekommen, wenn sie diese brauchen, unabhängig von Herkunft, unabhängig vom Einkommen der Eltern. Es ist eine Einrichtung, die es in dieser Form überhaupt nirgends anders gibt. Darüber hinaus dürfte hier auch ein Missverständnis vorliegen, was die Frage der Psychotherapie und Psychiatrie betrifft, weil nämlich nach der neuen Ausbildungsordnung alle Psychiaterinnen und Psychiater und auch alle Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiater Psychotherapeuten und Psychotherapeutinnen sein müssen. Das bedeutet, dass wir mit unseren Anstrengungen, die wir jetzt hier in der Stadt Wien verstärkt machen, mit der Ausbildung zusätzlicher Psychiaterinnen und Psychiater, wo - und das ist mir schon auch ganz besonders wichtig, wir natürlich auf die Qualität achten müssen, weil ja das Verhältnis zwischen denen, die ausbilden und denen, die ausgebildet werden, ein sinnvolles sein muss, weil sonst lernen ja diejenigen, die ausgebildet werden, nichts. Es wird dann nicht nur die Zahl der PsychiaterInnen und die Zahl der Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiater vermehrt werden, sondern damit gleichzeitig auch die Zahl der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, weil niemand mehr Psychiater werden kann, ohne auch Psychotherapeut zu sein. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird gestellt von Frau GRin Gaal.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Welche Maßnahmen wurden zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendpsychiatrie 2007 gesetzt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: .............. dabei ist bereits die Umwandlung der Abteilung .............. ganz hervorragenden Zustand ist, dort erstmals vier Betten für Unterbringungspatientinnen und -patienten für Kinder, für Jugendliche geschaffen wurden, die nach dem Unterbringungsgesetz untergebracht werden müssen. Darüber hinaus werden im Herbst des heurigen Jahres vier Unterbringungsbetten im AKH errichtet, wo die Stadt Wien die entsprechenden Mittel auch schon zugesagt hat. Mit dem Herbst des heurigen Jahres wird der Liaisondienst zwischen dem psychosozialen Dienst und der MA 11 in Betrieb gehen, wo es derzeit so ist, dass das zu einer großen Entlastung führen wird, und wir auch sehen, dass die Zahl der Kinder und vor allem der Jugendlichen, die von Einrichtungen der MA 11 in die Psychiatrie kommen, auch deutlich gesenkt werden konnte. Und darüber hinaus gibt es das ambitionierte von mir jetzt schon dargestellte Programm zur Erhöhung der Zahl der Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiater, wo wir uns auch mit erheblichem Geldeinsatz dahin gehend entschieden haben, alle möglichen Ausbildungsstellen auch auszunützen, insbesondere im extramuralen Bereich, das ist zum Beispiel im Bereich des psychosozialen Dienstes. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur fünften und letzten Zusatzfrage bei der 4. Anfrage. Sie wird gestellt von Herrn GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Also, ich höre ja mit Freude, dass Sie sozusagen das Jahr 2013 angesteuert haben, welches das Jahr sein wird, wo wir einen relativ guten Zustand in der Kinder‑ und Jugendpsychiatrie haben werden. 

Bis jetzt haben wir es nicht, wir haben kein besonders gutes Schnittstellenmanagement, keine große Kommunikation zwischen den Institutionen, kaum ambulante Nachbehandlung, und ich möchte schon noch an das, was Kollegin Pilz und Frau Kollegin Praniess-Kastner gesagt haben, anschließen: Prof Pritz hat gesagt, dass man monatelang auf Therapiestunden warten muss, was natürlich einer Krankheit abträglich ist. Und auch wenn Sie jetzt sagen, bei unserer zukünftigen Psychotherapie und Psychiatrie, dass das eine Ausbildung ist, und die können das dann alles machen, aber Faktum ist, momentan gibt es offenbar viel zu wenige Psychotherapeuten die Stunden geben können, und Herr Prof Pritz hat auch gesagt, dass 120 000 Psychotherapiestunden von den Krankenkassen bezahlt werden, und dass die nach wenigen Monaten erschöpft sind. 

Und hier geht es dann auch um die Entstigmatisierung dieser Krankheit. Was machen die Eltern, wenn das erschöpft ist - eine solche Stunde kostet 120 EUR, 130 EUR. Nicht nur, dass sie monatelang warten müssen, sie müssen auch noch alles privat bezahlen.

Meine Frage konkret an Sie: Welche Anstrengung unternehmen Sie oder die Gemeinde Wien in Verhandlungen mit den Krankenkassen, dass dieser unerträgliche Zustand beendet wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Kollege Ebinger!

Hier muss ich noch einmal darauf hinweisen, weil es eben so eine einmalige Situation ist mit dem Institut für Erziehungshilfe, wo nichts bezahlt werden muss. Was die Situation der Psychotherapie auf Krankenschein betrifft, ist es so, dass es meinem Wissen nach - aber wie Sie wissen, sind die Gebietskrankenkassen nicht meine Kompetenz und Zuständigkeit - so ist, dass außer in Wien und in Oberösterreich überhaupt niemand Psychotherapie auf Krankenschein erhält, dass also keine Krankenkasse das finanziert. Und ich bin vollkommen Ihrer Meinung, dass das ein Bereich ist, wo es notwendig wäre, mehr auf .............. psychiatrischen oder therapeutischen Bereich, sondern auch im Erwachsenenbereich. Demgegenüber stehen die Maßnahmen, die in den letzten sieben Jahren gegenüber den Krankenkassen gesetzt wurden, wo wir im heurigen Jahr keine einzige Krankenkasse mehr haben, die nicht negativ bilanziert. 

Also, was schwierig wird, ist einerseits, die Krankenkassen auszuräumen, ihnen zusätzliche Aufgaben zu übertragen, diese Aufgaben nicht entsprechend abzugelten und auf der anderen Seite zusätzliche Leistungen zu wollen. Ich bin der Meinung, dass es gut, richtig und wichtig ist, für die Gesundheitsfinanzierung auf der einen Seite darüber zu diskutieren, die Bemessungsgrundlage für die Krankenversicherung zu verbreitern und die Höchstbeitragsgrundlage zu öffnen - das würde mehrere 100 Millionen zusätzliche Mittel für die Gebietskrankenkassen bringen - und darüber hinaus die Vermögenszusatzsteuer einzuführen. Dann können wir auch darüber diskutieren, ob es weitere Leistungen gibt. Ich bin inhaltlich dafür, nur mit weniger Geld für die Kassen wird es nicht gehen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin! 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01945-2008/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die KMS Knöllgasse leidet unter extremem Platzmangel, der das Lernen der Kinder schwer beeinträchtigt. Dennoch wollen weder der völlig überschuldete Bezirk noch die Stadt Wien die Finanzierung des Ausbaus übernehmen. Wie erklären Sie das dem Elternverein, der die gravierenden Missstände im Interesse der Ausbildung der Kinder nicht mehr akzeptieren kann?) 

In seiner Vertretung wird Frau Amtsf StRin VBgmin Grete Laska die Frage beantworten. Bitte, Frau Vizebürgermeister! 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zuallererst möchte ich ein bisschen auf Ihre Fragestellung eingehen. Denn so wie die Frage gestellt ist, ist sie sachlich schwer nachzuvollziehen und zu beantworten. Und daher nehme ich einmal die drei Sätze auseinander, um dann auf die allgemeine Situation im 10. Bezirk einzugehen. 

Nun, die KMS in der Knöllgasse hat derzeit in der KMS 12 Klassen, was okay ist, dem Schulhaus entspricht, auch früher bereits mit 12 Klassen geführt war, und nach der Zeit 2002, 2003, wo nur 9 Klassen geführt waren, sicherlich wieder eine Ausnutzung des derzeit vorhandenen Schulraumes ist, worin ich noch keinen Fehler erkennen kann. Ich kenne aber natürlich Ihre Argumente, die besagen, natürlich war es angenehmer in einem Schulhaus, das grundsätzlich für mehr Klassen ausgerichtet ist, weniger zu haben, weil man damit natürlich auch die Möglichkeit hat, Räume anders zu verwenden, als es für sie eigentlich vorgesehen gewesen wäre. 

Das zum einen. Also, es gibt insofern keinen Platzmangel, als das Schulhaus jetzt wieder so bespielt wird, wie es eben für ein Schulhaus vorgesehen ist, und eine Erweiterung ist nicht mehr möglich. Und dann passiert das, was immer passiert, wenn man einen Bezirk auch in der Fläche plant, dann muss man sich anschauen, wie die Schulsituation insgesamt ist, und was wir alles getan haben. Dann schaut man sich an, welche Projekte in dem Bezirk in Zukunft geplant sind, und danach richten sich dann auch der Schulneubau, und im Zuge der Generalsanierung auch die Veränderungen. 

Im 10. Bezirk gibt es große Pläne für Schulneubau. Auf der einen Seite wird ja schon das Campus-Modell am Monte Laa gebaut, wo es schwerpunktmäßig eine Bildungseinrichtung von 0 bis 10 Jahre sein wird, die wir dort einrichten, und im Zuge der Gesamtentwicklung um den Bahnhof Wien ist eine Bildungseinrichtung für 0 bis 14 geplant. Ich sage das bewusst so, weil ich die Hoffnung nicht aufgebe, dass bei der Umsetzung dann schon die Ergebnisse der jetzigen Schulversuche zum Tragen kommen werden. Und wenn das noch nicht der Fall ist, weil dieser Bau früher fertig ist, hat man dann auch die Möglichkeit, dort gleich noch im Rahmen der Schulversuchsgrenze ein Bildungshaus einzurichten, das auch im Bereich der 10- bis 14-Jährigen moderne Pädagogik beinhaltet. Das heißt, dort gibt es dann innerhalb Favoritens auch die Abdeckung des Mehrbedarfes. 

Und damit - ich komme jetzt zum zweiten Satz Ihrer Anfrage - ist auch klar: Sollte bis zu dem Zeitpunkt zusätzlicher Raum benötigt werden, sozusagen als Übergang, dass, wenn solche Übergangslösungen durch mobile Klassen geschaffen werden müssen, dies keinesfalls Aufgabenstellung des Bezirkes ist, sondern ganz im Gegenteil das aus dem Zentralbudget kommt. 

Und das tun wir ja auch ständig, nämlich Geld dafür ausgeben, um solche mobile Möglichkeiten zu schaffen. Sollte das auch im 10. Bezirk nötig sein, dann wird es auch dort geschehen. 

Und damit zu Ihrer Fragestellung: Genau in dieser Art und Weise würde ich, oder würde der Herr Bürgermeister, egal, an wen der Elternverein herantreten würde, das auch dem Elternverein erklären. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird gestellt von Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Danke für die Antwort. Frau Stadträtin, ich denke mir, es ist wahrscheinlich jetzt am sinnvollsten, wenn ich ganz kurz aus dem Brief des Elternvereins zitiere, worin diese Platznot eigentlich besteht, damit wir das auch konkretisieren können. Er schreibt hier, dass es eben nur ein Lehrerzimmer für 38 LehrerInnen gibt, eine Schulküche existiert nicht, der Kochunterricht Ernährung und Haushalt findet in der KMS Pabstgasse statt, die textile Werkstätte ist ein mit Holzwand abgeteilter Gangabschnitt, der einer Abstellkammer gleicht, der Medienraum musste völlig aufgelassen werden, um eine weitere Klasse unterzubringen, zwei Räume für die Integrationskinder fehlen, der einzige Turnsaal für 320 Kinder entspricht in seiner Größe nicht der ÖNORM, und die Fluchtwege stellen eine enorme Gefahrenquelle dar, und einer endet auf einem nicht gesicherten Flachdach. 

Also, das ist die Zusammenfassung dessen, was dann in einem Wort halt als Raumnot bezeichnet wird. Daher jetzt meine Zusatzfrage an Sie: Sind Sie bereit, sich das jetzt noch einmal genau anzuschauen und diese mobilen Klassen eventuell in Erwägung zu ziehen, damit an der Schule eine Erleichterung entsteht? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister! 

VBgmin Grete Laska: Ich bin nicht nur bereit, sondern es geschieht bereits. Es wird geprüft, und wenn die Notwendigkeit gegeben ist, dann wird auch aufgestellt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich war jetzt etwas verwundert bezüglich Ihrer Aussage, dass es dort keinen Platzmangel gebe, denn es hat ja bereits im Dezember des vorigen Jahres eine Sitzung vor Ort gegeben, da waren auch die Vertreter der politischen Fraktionen aus der Bezirksvertretung eingeladen, und da wurde relativ einfach und klar festgestellt, und auch seitens der Bezirksvorstehung versprochen, dass man relativ rasch nach einer Containerlösung suchen wird. Das heißt, dass man am benachbarten Grundstück, das jetzt ohnedies schon asphaltiert ist, Container aufstellt. Es ist aber bis heute nichts passiert. Es hat gestern eine Bezirksvertretungssitzung gegeben, da wurde eine Anfrage seitens der Bezirksvorstehung de facto abgewürgt mit: „Wir sind noch nicht so weit.“ 

Jetzt wollte ich fragen, ist es möglich, dass diese Platzproblematik - die Kollegin der Grünen hat es sehr gut aus diesem Brief zitiert - zumindest bis zum nächsten Schuljahr behoben ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte Frau Vizebürgermeister!

VBgmin Grete Laska: Ich nehme Ihre Informationen gerne auf, um das, was ich gerade geantwortet habe, auch noch der Frau Bezirksvorsteherin und den Fraktionen des Bezirkes, und allen, die es wissen wollen, deutlich zu machen, nämlich die tatsächlichen Erkenntnisse und die tatsächlichen Notwendigkeiten und die tatsächlichen Umsetzungsschritte von allfälligen mobilen Räumlichkeiten, die bei dieser Schule aufgestellt werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: So. (GR Alfred Hoch: Welche Schule!) 

VBgmin Grete Laska: Entschuldigung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ja, passt schon, bitte.

VBgmin Grete Laska: Ein leiser Zwischenruf, der laut beantwortet wird: Ich kann Ihnen in den nächsten Tagen sagen, was mir von den Experten, die das prüfen, berichtet wird. Und wenn es notwendig ist bis zum nächsten Schuljahr, dann wird es bis zum nächsten Schuljahr sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der Zwischenfrage zur Zusatzfrage. Die 3. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn GR Mag Gudenus, bitte schön. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! 

Ich möchte beim Thema Schule und Bildung bleiben, aber etwas weg von der Knöllgasse. Der Herr Bürgermeister hat gesagt - so wurde gestern in der Presse zitiert - der 30-prozentige Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund in Wien sei eine unglaubliche Bereicherung, aber auch eine Herausforderung, so hat er gesagt im Rahmen der Dialogtour. Und unter Herausforderung meint er, dass eben jugendliche Einwanderer, die kein Wort Deutsch sprechen können, daher auch keine Chance auf Ausbildung bekommen, dies der Stoff sei, aus dem die Vorstadt von Paris gemacht wird. Damit meint er wahrscheinlich die Unruhen in den Vorstädten von Paris in den letzten ein bis drei Jahren. Nun ist aber bekannt, dass die Zuwanderer in den Vorstädten von Paris eigentlich großteils französisch sprechen. Deswegen meine Frage an Sie: Ist das Konfliktpotenzial in Wien nicht ungleich größer, weil eben hier viel mehr Leute vorhanden sind, die nicht Deutsch sprechen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Zum einen wissen Sie ganz genau, dass bereits seit den späten 70er Jahren, wo das erste Mal die große Nachfrage nach so genannten Gastarbeiterinnen und Gastarbeitern bestand und viele zur Kenntnis nehmen mussten, dass hier Menschen, auch Menschen mit Ihren Familien, gekommen sind oder hier Familien gegründet haben, bereits begonnen wurde, spezielle Maßnahmen anzusetzen, um die Integration von Menschen, die zu uns kommen, zu erleichtern. 

Da hat sich in den letzten Jahren viel verändert, da hat sich auch an Maßnahmen, die gesetzt werden, viel verändert. Und gerade jetzt läuft das 1 + 1 Fördermodell, das ja jetzt schon mit der Schuleinschreibung für die Kinder, die erst nächstes Jahr schulpflichtig werden, beginnt, und wo gerade vor Schuleintritt sichergestellt werden muss, dass für alle Kinder, egal, ob sie Migrationshintergrund haben oder nicht, egal, ob sie Wienerisch reden oder nicht, egal, ob sie in Bezirken wohnen die sehr gute Wohnqualität haben oder solche, die von ihrer Wohnqualität im Privathausbereich vielleicht noch nicht so gut sind wie in anderen Wiener Gegenden - also auch die soziale Herkunft spielt eine Rolle – ihnen durch die frühe Aufnahme und das frühe Screening, das hier auch stattfinden wird, eine optimale Fördermöglichkeit gegeben wird. 

Das wird sicher zu einer Verbesserung der Eingangssituation führen, wobei grundsätzlich immer wieder gilt, dass nicht jeder, der Migrationshintergrund hat, nicht automatisch Deutsch kann. Aber das wissen Sie und das brauche ich Ihnen nicht erklären. 

Und das Zweite ist, das hat der Herr Bürgermeister vermutlich gemeint, dass sehr positiv zu vermerken ist, dass die Einigung der SozialpartnerInnen auf Bundesebene jetzt ab Herbst wieder dazu führt, dass für Jugendliche, die ihre Schulpflicht erfüllt haben, wieder Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen, auch wenn keine Lehrplätze da sind. Das heißt, dass eine Situation beendet wird, die wir von 2000 beginnend in den letzten sieben Jahren gehabt haben, wo viele Jugendliche, die aus irgendwelchen Gründen keine abgeschlossene oder nur eine mangelhafte Schulausbildung hatten, keinen Ausbildungsplatz gefunden haben, und das hat sicherlich zu Hoffnungslosigkeit und zu Schwierigkeiten geführt. 

Keine Frage, wer will das schon, sozusagen am Beginn seines beruflichen Lebens ein gesellschaftliches Nein zu bekommen und keine Chance. Wir alle wissen, dass Arbeitslosigkeit am besten durch Qualität der Ausbildung bekämpft werden kann.

Und das Dritte ist, dass die Stadt Wien seit vielen Jahren gerade für jene Jugendlichen, die spät nach Österreich kommen, erst mit 13, 14 Jahren, eine intensive Sprachschulung vorsieht, sodass auch ihnen noch die Bildungschancen gewährt werden können. 

Und alles im allem beweisen diese Maßnahmen, beweisen aber auch schon die letzten drei Jahrzehnte, dass Wien ganz anders mit dieser Problematik umgegangen ist als zum Beispiel Paris, aber auch als andere europäische Städte und ich glaube, da sind wir hier auf einem guten Weg. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin! Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Jerusalem gestellt. Bitte sehr!

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich möchte eine weitere Schule ansprechen und gehe davon aus, dass Sie bescheid wissen, und wenn nicht, kann man es vielleicht dann nachher klären. Und zwar geht es um die Volksschule Lernwerkstatt Brigittenau, die ebenfalls aus allen Nähten platzt, die mit acht Stammgruppen voll wäre, nun eine zehnte dazubekommt, und wo man jetzt eine Lösung andenkt, die meiner Meinung eine sehr schlechte ist, nämlich im dritten Stock einer nahegelegenen KMS, wo es ebenfalls so wäre, dass eine wesentlich bessere Lösung erreicht werden könnte, wenn man mobile Klassen aufstellt, wofür sich auch wirklich zwei Standorte anbieten würden, oder aber wenn man den Dachboden ausbaut, oder aber am Turnsaal draufbaut. Das heißt, es gäbe Ausbaumöglichkeiten und Möglichkeiten für mobile Klassen.

Und meine Frage an Sie ist, wären Sie bereit, sich mit dem Blick der Pädagogin die ganze Sache noch einmal anzuschauen und die für die Kinder beste Lösung voranzutreiben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Grete Laska: Ich kenne die Situation in der Brigittenau natürlich und habe mir die Situation schon aus zwei Gesichtspunkten her angeschaut. 

Nämlich einerseits aus dem pädagogischen Gesichtspunkt, wobei ich sage, da ist mein Zugang derjenige, dass man, wenn ein Modell sich bewährt, so wie in vielen anderen Fällen auch, man eher versuchen sollte, unter Umständen einen zweiten Standort dieser Art zu machen. Das muss nicht ein Auflassen dieses Standortes sein, das sehen Sie wahrscheinlich auch so, denn oftmals ist Ihre Argumentation, dass Schulen zu groß werden, und das wäre in dem Fall so. Und daher stimme ich überein mit dem Zugang auch aus organisatorischer und wirtschaftlicher Sicht, wo die Entscheidung klar ist, dass der Dachboden nicht ausgebaut wird, und wo diese Ansicht eigentlich auch gegen das Aufstellen der Mobilklassen spricht, sondern ich glaube, man sollte sich viel eher anschauen, was macht das Modell insgesamt aus. 

Es ist ein anderer pädagogischer Zugang als in anderen Schulen, aber wenn es so erfolgreich ist, dann wäre es doch sinnvoller, so vorzugehen wie in anderen Bereichen, zum Beispiel der Montessori-Pädagogik, der flexiblen Schuleingangsphase, der Mehrstufenklassen, die ja auch immer von einem Projekt ausgehend dann durchaus Eingang gefunden haben auch in den Normalzustand der Wiener Volksschule. Und das ist eigentlich der Weg, den ich andenke, wenn ich dort meinen Expertinnen und Experten sage, welche Wege sie suchen sollen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin! 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Rettet den 21er: Massiver Ausbau des Öffentlichen Verkehrs statt Einstellung von Straßenbahnen" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun die Erstrednerin, Frau GRin Mag Vassilakou, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ihre Redezeit beträgt zehn Minuten. Bitte schön!

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Wer so wie ich in einer Stadt aufgewachsen ist, in der es seinerzeit die U-Bahn nicht gegeben hat, weiß nur zu gut zu schätzen, welche Vorteile eine U-Bahn wirklich bringt. Und zweifelsohne ist der U-Bahn-Ausbau in Wien eine gute Sache, denn es bedeutet, dass man hier die Möglichkeit hat, ganz einfach schnell große Distanzen hinter sich zu bringen und Stadtteile, die weit auseinander liegen, wie gesagt, in relativ kurzen Zeiträumen miteinander zu verbinden. 

Also, die U-Bahn ist zweifelsohne gut, das halten wir an dieser Stelle fest. Was ganz sicher nicht gut ist und was ganz sicher auch keine gute Idee ist, ist der Kahlschlag, den der U-Bahn-Ausbau mit sich bringt, ein Kahlschlag, der jetzt gerade im 2. Bezirk geplant ist, ein Kahlschlag in der Nahversorgung, ein Kahlschlag bei den kurzen Wegen, ein Kahlschlag bei den kurzen Verbindungen, auf die sehr viele Menschen angewiesen sind. Und genau auf diesen Kahlschlag möchte ich noch zu sprechen kommen. 

Mir scheint, dass die Bevölkerung sowohl in der Leopoldstadt als auch in ganz Wien verstanden hat, dass zwischen Straßenbahn und U-Bahn ein wesentlicher Unterschied besteht, denn die U-Bahn ist, noch einmal, dazu da, große Distanzen in kurzer Zeit miteinander zu verbinden, die Straßenbahn hingegen ist für Menschen da, die von A nach B, also sehr kurze Distanzen innerhalb eines Bezirks mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen müssen. Das heißt, die Straßenbahn ist ein wesentlicher Aspekt der Nahversorgung und der Belebung der Straße innerhalb eines Grätzels und innerhalb sozusagen eines relativ kleinen Raums. Zehntausend Unterschriften konnten innerhalb weniger Wochen gesammelt werden. Siebentausend haben bei den GRÜNEN-Unterschriftenlisten unterschrieben, dreitausend haben bei den Unterschriftenlisten der FPÖ unterschrieben, also in Summe zehntausend Unterschriften innerhalb weniger Wochen belegen eindeutig und auch eindrucksvoll, dass die Bevölkerung, wie gesagt, den Unterschied zwischen U-Bahn und Straßenbahn versteht, und die Straßenbahn auch zu schätzen weiß und braucht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Was eindeutig bis jetzt nicht der Fall ist, das ist, dass die Wiener Linien diesen Unterschied zur Kenntnis nehmen möchten, denn ich kann nicht davon ausgehen, dass die Verantwortlichen bei den Wiener Linien nicht wüssten, was der Unterschied zwischen U-Bahn und Straßenbahn ist. 

Also, in diesem Fall muss ich davon ausgehen, dass hier offenbar der Staatszwang überragt und ganz einfach dazu führt, dass diese Argumente geflissentlich übersehen werden, und dass auch die Bedürfnisse der Bevölkerung geflissentlich übersehen werden. Und ich muss auch mit Bedauern feststellen - es sei denn, die Debatte heute belehrt mich eines Besseren -, dass offenbar auch die Wiener Stadtregierung diesen Unterschied nicht kennt, was an dieser Stelle - wenn mir eine etwas polemische Anmerkung gestattet ist - mich auch weniger wundert, weil ich mich ja häufig frage, wie oft ein Mitglied der Wiener Stadtregierung mit der Straßenbahn oder mit der U-Bahn in dieser Stadt unterwegs ist, sodass man selbst wüsste, worauf man angewiesen ist, wenn man kurze oder längere Wege zurücklegen möchte. 

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle sagen, die Bevölkerung in der Leopoldstadt weiß es ganz genau. Das wissen Hunderte von Schülerinnen und Schülern, die mit der geplanten Einstellung des 21er sehr große Schwierigkeiten haben werden und sehr große Umwege in Kauf nehmen werden müssen, um ihre Schule zu erreichen, das wissen allen voran ältere Menschen, die in Pensionistenwohnhäusern in der Gegend wohnen, und die jetzt ebenfalls bei größeren und längeren Wegen darauf angewiesen sein werden und die teilweise auch nicht wissen werden, wie sie ihre täglichen Besorgungen bestreiten sollen, denn für einen älteren Menschen, der gehbehindert ist, der mit Krücken eine Distanz von 200 m zurücklegen muss, der dann auch noch die Rolltreppen rauf und runter in die U-Bahn bewältigen muss, ist es ein ziemlich großes Hindernis, und es bedeutet auch tatsächlich eine ziemlich große Erschwernis und auch einen Einschnitt in die Mobilität und in die Lebensqualität, die er im Alter hat. Und dies in einer Stadt wie Wien, die im Übrigen die fünftreichste Stadt der Welt ist und wo ich ganz sicher nicht akzeptiere, dass man hier so sehr auf die Einsparung angewiesen ist, dass man für den 2. Bezirk einen derartigen Einschnitt in der Lebensqualität hinnehmen muss.

Ich kann Ihnen an dieser Stelle nur sagen, mit dieser Entscheidung exerzieren sowohl die Wiener Linien als auch in diesem Fall die zuständige Stadträtin vor, wie man aus Öffi-Fahrern ganz einfach Autofahrer kreiert. Denn es ist ja logisch, dass in dem Moment, wo Schülerinnen und Schüler viel größere Umwege in Kauf nehmen müssen, werden die Eltern, der Vater oder die Mutter, wahrscheinlich schon versucht sein, das Kind, wenn es geht, mit dem Auto zur Schule zu fahren, und wenn Pensionistinnen und Pensionisten auch in diesem Fall mit großen Schwierigkeiten ihre Alltagsbesorgungen erledigen müssen, da wird man auch in dem einen oder anderen Fall versucht sein, das Taxi zu nehmen, wenn man es sich überhaupt leisten kann, oder man wird gezwungen sein, die eigenen Kinder zu ersuchen, einen mit dem Auto zu fahren. 

Ich glaube, dass es keine gute Idee ist, es ist nicht im Sinne der Leopoldstädter Bevölkerung und es ist ganz sicher auch nicht im Sinne der Nahversorgung und auch des Straßenbildes des 2. Bezirks. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Besonders absurd finde ich an dieser Stelle auch die Entscheidung, auf alle Fälle und um jeden Preis den 21er noch rasch vor der EURO, ja vor der EURO, einzustellen. Das ist eine Entscheidung, die für mich überhaupt nicht nachvollziehbar ist, denn, wenn wir wissen, dass wir Tausende von Menschen haben werden, die versuchen werden, ins Stadion zu gelangen, und die U-Bahn führt dort hin, und auch der 21er führt dort hin, warum dann, bitte, vor der EURO just auf den 21er verzichten! 

Das ist nicht nachvollziehbar, denn da muss ich ja eher darauf bedacht sein, möglichst viele Verbindungen zum Stadion hin mit den öffentlichen Verkehrsmitteln aufrechtzuerhalten. Aber nein, dem ist nicht so. 

Also, vor der EURO auf alle Fälle den 21er einstellen und da muss ich sagen, da drängt sich fast der Verdacht auf, dass die Wiener Linien offenbar, ich weiß nicht, etwas nervös sind, wenn man feststellen muss, dass beide Verkehrsmittel gleichzeitig angenommen werden. Das will man eben nicht als Ergebnis haben, weil sie natürlich wissen, dass wir daraufhin in weiterer Folge sagen, bitte, da ist ja eben der Beweis, dass beides benötigt wird und auch beides in Anspruch genommen wird. Und bevor man sich diesem Argument ausliefern möchte, stellt man den 21er gleich ein, und zwar bereits an diesem Wochenende. 

Ich kann an dieser Stelle einmal mehr sagen, das ist eine falsche Entscheidung, das ist eine falsche Entscheidung für die Leopoldstadt, es ist eine falsche Entscheidung sowohl für den Teil, wo der 21er parallel mit der U-Bahn-Trassenführung verläuft, ganz besonders ist es aber eine falsche, eine grottenschlechte Entscheidung für den Teil ab dem Stadion, denn ab dem Stadion verlaufen die Trassen des 21er und des U-Bahn-Ausbaus einfach in total unterschiedlichen Richtungen, und es bleibt sehr wohl ein Teil dann schlicht unerschlossen, beziehungsweise, um einfach den Anschluss ans öffentliche Verkehrsmittel zu finden, müssen die Menschen dort mit ziemlich umständlichen Umstiegswegen rechnen. 

Und an dieser Stelle möchte ich auch noch betonen, dass auch die Entscheidung, die Buslinie 80A einzustellen, die in den letzten Wochen weniger Beachtung gefunden hat, weil sich die Aufmerksamkeit auf den 21er konzentrierte, eine ebenso falsche ist, denn gerade die Linie 80A wird von sehr vielen Schülerinnen und Schülern in Anspruch genommen, die jetzt .............. klare Forderung an Sie: Retten Sie den 21er.

Wenn Sie an dieser Stelle nicht dafür sorgen möchten, dass der 21er ganz einfach weiter fährt, was, noch einmal gesagt, zehntausend Unterschriften eindrucksvoll belegen, dass es auch gewollt ist, dass es gewünscht wird, und dass es auch gebraucht wird, so kann ich an Sie nur appellieren, zumindest eine Volksbefragung in der Leopoldstadt einzuleiten, um tatsächlich auch auf einer offiziellen Ebene und Basis herauszufinden, was die Bürgerinnen und Bürger denken, was sie wünschen. 

Einen entsprechenden Antrag der GRÜNEN gibt es, er wird heute zu einem späteren Zeitpunkt eingebracht. 

Lassen Sie mich mit einer Feststellung abschließen: Ja, im innerstädtischen Bereich hat Wien eine sehr, sehr gute Verkehrsdichte der öffentlichen Verkehrsmittel. Und ja, im innerstädtischen Bereich sind die Menschen in dieser Stadt im Großen und Ganzen zufrieden. Was ich daher nicht nachvollziehen kann, ist, warum eine Linie dort, wo es funktioniert, abgebaut wird, und wir darüber heute an dieser Stelle streiten müssen, anstatt darüber zu diskutieren, wie wir endlich Querbindungen und Verbindungen ins Umland ausbauen könnten. Das heißt, anstatt Linien einzustellen, müsste der Fokus unserer Bemühungen im weiteren Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes, dort, wo es benötigt wird, liegen. Und wenn es um die Diskussion der Finanzierung geht, sollte es nicht daran scheitern. 

Es gibt viele Möglichkeiten, wir haben zuletzt auch die Einführung einer City-Maut vorgeschlagen, um hier zusätzliche finanzielle Mittel für den Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes zu lukrieren. Jedenfalls, wie man es auch immer bewerkstelligt, die Einstellung des 21er kann nicht an ökonomischen Argumenten in einer Stadt wie Wien scheitern. Das heißt, noch einmal an Sie die Aufforderung, retten Sie den 21er. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen erinnere ich die Kolleginnen und Kollegen, dass sie sich nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit fünf Minuten beträgt. 

Als nächsten Redner habe ich auf meiner Liste Herrn GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Die „Bild“-Zeitung, so es eine in Österreich gäbe, hätte heute getitelt: „Wir sind 21er“. Da es keine „Bild“-Zeitung gibt, und da es auch keine „AZ“ mehr gibt – die hat die Sozialdemokratie, so wie den Konsum, gekonnt in den Ruin geführt -, sollte die SPÖ zumindest auf ihrer Homepage heute schreiben: „Wir sind herzlos, wir sind abgehoben, wir kümmern uns nicht um die Menschen, sondern ums Geld, um die Finanzen.“ Diese Politik, die die SPÖ in weiten Bereichen der Stadt betreibt, besonders hier und heute beim 21er, diese Politik ist zutiefst unsozial und die Sozialdemokratie sollte sich dafür schämen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es ist aber auch kein Wunder bei einem Vorsitzenden, bei dem der Barroso zum Barolo wird, dessen Maßeinheiten Chablis und Bordeaux heißen und nicht Menschlichkeit und Herz. Es ist kein Wunder bei so einem Vorsitzenden, (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist eine schwache Redeübung!) dass es irgendwann auch auf die Wiener Landesgruppe, auf die Stadt Wien, abfärbt, denn die Abgehobenheit nicht nur in der Verkehrspolitik, nicht nur jetzt beim 21er, sondern in vielen Bereichen der Politik der Stadt Wien, ist seit vielen Jahren zu spüren. Der Bürger spürt es im Geldbörsel durch drastische Gebührenerhöhungen, er spürt es ab jetzt durch eingeschränktes Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Aber der Bürger ist nicht dumm und der Bürger wird sich das nicht länger gefallen lassen, und die Rechnung, meine Damen und Herren von der SPÖ, werden Sie - und das habe ich schön öfters von dieser Stelle aus erwähnt - bei den nächsten Wahlen präsentiert bekommen. 

Aber jetzt zum eigentlichen Thema, zum 21er. Finanzstadträtin Brauner hat auch hier von dieser Stelle schon bestätigt, dass rein finanzielle Überlegungen zur Einstellung dieser traditionsreichen, gut angenommenen und noch immer sehr beliebten Straßenbahnlinie geführt haben. Und wir haben unsere Meinung schon, hier von dieser Stelle, auch kundgetan, dass der Faktor Mensch in der Stadt Wien, die sich eine soziale Stadt nennt, immer noch höher zu bewerten sein müsste als der Faktor Geld. Die SPÖ sieht dies anders. Das ist schade, und wir werden aber heute gemeinsam mit den anderen beiden Oppositionsparteien versuchen, einen Meinungsumschwung in letzter Minute bei der SPÖ herbeizuführen. Ob es von Erfolg gekrönt sein wird, das wissen wir noch nicht, spätestens beim Tagesordnungspunkt 72, wo entsprechende Anträge eingebracht werden, werden wir es dann wissen. 

Und ich möchte kurz auf die Argumente, die von der Sozialdemokratie außer den finanziellen Argumenten gebracht worden sind, eingehen. Und zwar hat Kollege Hora, wider besseren Wissens, möchte ich behaupten, gesagt, die Linienführung der U2 muss ja in die Köpfe der Menschen hinein, dann wird alles gut werden. Für mich ist diese Ansage ein „Holler“, aber nicht ein „Hora-Holler“. Er hat es nämlich nicht gesagt, weil er davon überzeugt ist, denn er kennt sich ja in der Verkehrspolitik sehr gut aus. Und die Leute sind ja nicht minderbemittelt, die im 2. Bezirk wohnen, die wissen, wo die U-Bahn fahren wird und die wissen, wo die Straßenbahn fährt. Und dem „alten Mutterl“, das zum Arzt fährt, zur Apotheke oder zum Greißler oder zum Billa, das weiß ganz genau, dass es die U2 nicht benützen werden kann, weil es ihr nichts nützt, weil ja die Stationen zu weit auseinander liegen. Mit dem 21er hat sie sich einen Fußmarsch von vielleicht 500 oder 600 m erspart, und das ist bei älteren Menschen durchaus eine große Erleichterung, das darf man nicht außer Acht lassen. 

Schulkinder, wie schon vorher von Kollegin Vassilakou erwähnt, werden durch diese unsoziale Maßnahme der SPÖ auch zum Handkuss kommen. Darum verstehe ich die fröhlichen Gesichter in den Reihen der SPÖ nicht ganz, denn diese Maßnahme ist, wie gesagt, zutiefst unsozial. 

Und ein weiteres Argument, das nicht zutrifft, Kollege Hora, ist die Parallelführung. Was natürlich inhaltlich zum Teil stimmt, aber wenn wir in Wien alle zu U-Bahn-Linien parallel geführten Bus- oder Straßenbahnlinien eingestellt hätten, dann hätten wir ein sehr dünnes, ein mageres Verkehrsnetz. 

Diese ganzen Argumente zählen für die Freiheitlichen nicht, die Maßnahme der SPÖ, den 21er einzustellen, ist unsozial, und, wie noch einmal zu sagen ist, die SPÖ sollte sich schlicht dafür wirklich schämen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr StR Walter. 

StR Norbert Walter, MAS: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren, auch auf der Galerie! 

Wenn ich den Charlie Hora da hinten in der Reihe sehe, dann denke ich mir, eigentlich müsste ihm als Leopoldstädter das Herz bluten, dass eine der wenigen Querverbindungen in diesem Bezirk demnächst eingestellt wird. Und ich sage das auch als Bewohner der Leopoldstadt, und ich sage das auch deshalb, weil ich stolz bin auf die Ingenieurleistungen und auf die Arbeiter, die U-Bahnen bauen, aber ich bin mir auch sicher, es sind Ihre Menschen in den Gemeindebauten am Praterkai, die stolz waren, als Sie die Schienen für den 21er verlegt haben, die dort wohnen und die Sie heute kläglich im Stich lassen. (Beifall bei der ÖVP.) Es sind jene Menschen, die heute im hohen Alter sind, die fast täglich oder öfter zum Arzt fahren müssen, einkaufen müssen, es sind jene Menschen, deren Kinder, Enkelkinder täglich in den Kindergarten, auf den Spielplatz gehen oder fahren müssen. 

Und was tun Sie? Sie schicken sie unter die Erde. Und es ist richtig, eine U-Bahn bringt uns schnell von dem einem Ende der Stadt an das andere, aber für die nahen Wege brauchen wir Oberflächen-Verkehrsmöglichkeiten, (Beifall bei der ÖVP.) und da ist das Auto nicht die einzige Maßnahme, da braucht es Straßenbahnen, und Sie wissen ganz genau, dass die Buslösungen noch immer die schlechtesten waren, weil diejenigen stehen nämlich am längsten mit den Autos im Stau. 

Was tun Sie, wenn die U2 während der Euro ausfällt? Und Sie wissen ganz genau, dass es genug 
U-Bahn-Störungen gibt. Es gibt keine Alternative dazu, und ich frage Sie, was tun Sie dagegen. Adolf Loos hat einmal gesagt: „Man darf nur dann etwas Neues machen, wenn man etwas besser machen kann.“ Ja, ich bin für Neues, aber Wien besteht auch aus Grätzeln, und wir brauchen auch für die Grätzeln Verbindungen. Und gerade in der Leopoldstadt ist das wichtig, wo es keine Querverbindungen gibt, wo es ein Stadterweiterungsgebiet gibt, das auch mit den Anschlüssen nicht mehr gescheit erreichbar ist, die Neue Messe, und so weiter. Ich glaube, Sie haben noch genug zu tun, und retten Sie den 21er. Der 21er ist ja nur symptomatisch für das Drüberfahren, für das Negieren der Bürgerinteressen, für das Liegenlassen der Interessen der Menschen, auf die man dann einfach drauf tritt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Offensichtlich ist es Ihnen egal, was die Leopoldstädterinnen und Leopoldstädter denken, denn die zehntausend Unterschriften, die gesammelt worden sind, sind ja beispielgebend dafür, welches Interesse die Menschen an dieser Linie haben. Und das einfach zu negieren! Ich bin mir nicht sicher, ob Sie das als Leopoldstädter wirklich mit reinem Herzen vertreten können. Und lassen Sie mich jetzt mit den Worten Senecas formulieren, der hat einmal gesagt: „Und wie gut erginge es manchen Menschen, wenn sie einmal aus ihrem Geleise heraus kämen.“ Ich würde mir wünschen, wenn die SPÖ-Stadtregierung, die sowieso alles alleine entscheidet, manches Mal aus diesem Geleise heraus käme, es den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt recht macht und diese Grätzel und diese Lebensqualität, auf die Wien ja so stolz ist, und auf die wir wirklich stolz sind, nicht nur am Papier schreibt, sondern es auch leben lässt. Danke! (Beifall bei der ÖVP. – Die GRÜNEN entfalten ein Transparent mit der Aufschrift „Rettet den 21er!“) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Kollege Hora. (Zu den GRÜNEN mit ihrem Transparent gewendet.) So, jetzt haben wir das alles gesehen, vielleicht können wir das wieder einrollen. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich könnte es mir jetzt relativ einfachen machen und könnte sagen, es gibt internationale Pläne, da wäre der Einzugsbereich der U-Bahn mit 500 m, 300 m Straßenbahn, et cetera. Das wäre relativ einfach, es wäre alles abgedeckt. So einfach mache ich es mir aber nicht, weil wir haben es uns auch nicht so einfach gemacht, sondern es wurde neben der U-Bahn vieles berücksichtigt. Und, lieber Kollege Walter, ich habe dir schon angeboten, gerne einmal mit dir durch den Bezirk zu fahren, um die Leopoldstädter Kultur kennen zu lernen. Ich bin dort geboren, (GRin Karin Praniess-Kastner: Da sieht man es!) vielleicht kennst du dich dann auch einmal aus in der Leopoldstadt. Ich verlange allerdings schön langsam ein Honorar dafür. 

Du hast nämlich genau denselben Fehler gemacht, den viele gemacht haben, weil sie uninformiert sind und eine Falschinformation der GRÜNEN hinausgegangen ist, zum Beispiel in der Freudenau: Da hat es geheißen „Rettet den 21er!", und dann wurde unter den Fahrplan des 21ers – eure Aussendungen – der Fahrplan des derzeitigen 80B geschrieben. Wie schaut jedoch die Wirklichkeit aus? – In der Freudenau wurde eine zusätzliche Haltestelle gemacht, und das ist jetzt der neue Fahrplan. Dieser ist sogar dichter – das kann sogar Kollege Maresch begreifen – als die Intervalle der Linie 21, die jetzt dort fährt. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Kollege Maresch! Du kannst auch herauskommen und dich hier unterhalten, aber du willst die Argumente eben nicht hören! (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, kann ich nicht!)
Meine Damen und Herren! Ich könnte jetzt noch weitergehen und Ihnen alle Details schildern, die ausgehandelt wurden, ich habe aber leider nur fünf Minuten Redezeit! Die GRÜNEN sind 1999 hinausgezogen – Kollege Walter, die ÖVP war übrigens auch dabei! –, als man sich in der Bezirksvertretung gemeinsam über die Gestaltung des Oberflächenverkehrs geeinigt und stunden‑ und tagelang jede einzelne Linienführung durchdiskutiert hat. Die Quintessenz war zum Beispiel auch die Linie 5A. Ihr aber seid hinaus gegangen und habt protestiert. Ich habe das Protokoll da, ich kann es dir zeigen! Die Linie 5A, die für den Schülerverkehr relevant ist, wurde in dieser Form bis jetzt beibehalten.

Falsch ist zum Beispiel auch die Behauptung, dass die Linie 80A eingestellt wird. Diese wird nicht eingestellt! (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.) Kollegin Vassilakou! Wo haben Sie den Blödsinn her? Die Linie 80A wird sogar bis ins Karmeliterviertel verlängert! Wir brauchen uns das in der Leopoldstadt nur anzuschauen: Sowohl für die paar Schüler des Karmeliterviertels als auch des Volkertviertels, die wirklich hinüber müssen, gibt es zusätzliche Buskurse, die das erschließen. Sie werden ja sehen, wie viele Leute diese zwei Buskurse nützen werden! Die meisten kommen nämlich mit dem 21er oder mit dem N. Und der N-Wagen fährt weiter beziehungsweise wird intervallmäßig dort noch verdichtet. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Lesen Sie doch einmal die Programme und die Fahrpläne, sie stehen Ihnen ja zur Verfügung! (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Das ist nicht G´schichtldruckerei, sondern man muss das lesen können! Aber das ist ein anderes Thema. Die Frau Vizebürgermeister versucht es immer wieder, aber sie hat es bei der Grünen Fraktion noch nicht geschafft!

Meine Damen und Herren! Ich komme jetzt zur Quintessenz der ganzen Geschichte und möchte das mit einem Rechenbeispiel belegen, aber die Kunst des Rechnens scheint bei den anderen Fraktionen auch verloren gegangen zu sein. (Zwischenruf von GRin Ingrid Puller.) Wenn ich mir den Fahrbetrieb zum Stadion jetzt ansehe, dann muss ich von der Kapazität der derzeitigen Straßenbahnen ausgehen. Frau Kollegin! Sie kennen die Garnituren! Ich sage es Ihnen wieder: Eine E1 und eine D3 haben zusammen 105 Plätze. Theoretisch wäre die Leistung, die wir jetzt erbringen können, nur möglich, wenn man im 25-Sekunden-Takt fährt. Aber wir sollten die Wiener Linien und Sie sollten Ihre Kollegen bei den Wiener Linien einmal loben, denn sie haben es bis jetzt geschafft, vier Garnituren gleichzeitig abzufertigen, um in einer Stunde 25 000 Menschen dort wegzubringen. Daher sollten Sie einmal hingehen und sagen: Liebe Kollegen! Ihr habt gut gearbeitet! Sie sollten aber nicht immer auf die eigenen Kollegen losgehen! (Beifall bei der SPÖ.)
Was bedeutet die Öffnung der U2 bis zum Stadion für die Zukunft? – 44 000 Menschen können in einer Stunde befördert werden! Das Stadion ist in einer Stunde leer. Das heißt, das ist eine wesentliche Verbesserung.

Etwas sage ich Ihnen jetzt auch noch: Die kurzen Wege gerade in der Freudenau können jetzt mit der Linie 77A zurückgelegt werden. Man kann jetzt mit den Autobussen direkt zum Hofer, zum Löwa und ins Stadion-Center einkaufen fahren. – Jetzt mache ich sogar Firmenwerbung, was ich mir nicht vorgenommen habe! (Zwischenruf von StR Norbert Walter, MAS.)

Dazu kommt, dass das sogar Niederflur-Autobusse sind, bei denen das Einsteigen wesentlich einfacher ist, und die Frequenz der Fahrzeuge ist in Zukunft höher als die jetzige Frequenz. (Weiterer Zwischenruf von der ÖVP.) Kollege! Der Bus fährt genau auf der Strecke des 21ers, er fährt nicht auf der Straße, sondern er fährt auf dem vorhandenen Gleiskörper, um nicht in den Stau zu kommen, was immer wieder behauptet wird.

Meine Damen und Herren! Man kann es sich natürlich einfach machen: Man kann alles fordern, was nur geht. Man kann aber auch mit den Menschen reden, und ich war die ganze Zeit in der Leopoldstadt unterwegs, gerade in den letzten Wochen. Und als die Menschen gesehen haben, was neben der U2 noch an Oberflächenverkehr dazukommt und welche Haltestellen es geben wird, da haben viele gesagt, dass sie Ihnen ihre Unterschriften nicht gegeben hätten. Viele würden sie gerne zurückziehen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ich bin permanent mit den Leuten im Gespräch, und viele haben uns gratuliert und haben gesagt, dass uns da schwere Arbeit gelungen ist. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich glaube, das ist die Zukunft des öffentlichen Verkehrs in Wien. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Was stimmt jetzt eigentlich? Die Frau Vizebürgermeister und Finanzstadträtin hat uns des Öfteren erklärt, dass die Einstellung der Linie 21 auf Grund eines rein finanziellen Problems erfolge. Jetzt gerade höre ich von Kollegen Hora, dass andere Gründe, nämlich die Parallelführung und die Verlängerung der U-Bahn, ausschlaggebend für die Schließung dieser traditionsreichen Linie sind. 

Was stimmt jetzt tatsächlich? – Ich meine, das Finanzielle darf im öffentlichen Verkehr nicht die Prämisse darstellen, denn öffentlichen Verkehr muss es vor allem dort geben, wo es um kurze Wege geht, ob damit ein Defizit gemacht wird oder nicht. Es gibt in Wien dermaßen viele Subventionen, die unnötig sind, da könnten wir uns die Linie 21 ruhig leisten, auch wenn sie finanziell vielleicht nicht so gut da steht, aber für die Leute, die sie benützen, notwendig ist, Kollege Hora! Du hast mich da überhaupt nicht überzeugt. Ich nehme aber gerne dein Angebot an, dass du mich einmal durch den 2. Bezirk führst, allerdings ohne Entgelt, dafür führe ich dich dann ohne Entgelt durch Meidling, dass du dich dort auch einmal auskennst! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist klar, dass bei S-Bahnen, Eisenbahnen und U-Bahnen Parallelführungen wirtschaftlich nicht sehr sinnvoll sind, weil diese ähnliche Geschwindigkeiten und ähnliche Stationsabstände haben. Ich sehe durchaus ein, dass diesfalls Parallelführungen in Frage gestellt werden. Nicht so jedoch bei Straßenbahnen.

Wien war bekannt dafür, dass es ein ausgezeichnetes Straßenbahnnetz gehabt hat. Wir werden dieses aber bald nicht mehr haben, denn die SPÖ‑Regierung hat schon in den 60er und 70er Jahren damit begonnen, ganze Schienenstränge beziehungsweise Straßenbahnlinien zu vernichten. Solche Vernichtungsaktionen hat es ja schon gegeben, etwa betreffend den L-Wagen, der von Meidling bis in den Prater gefahren ist, und viele andere Linien. Heute wären wir froh, wenn man diese Straßenbahn zumindest teilweise erhalten hätte, und das werden Sie und das werden wir alle in den nächsten zehn oder zwanzig Jahren über den 21er auch sagen!

Meine Damen und Herren! Kollege Hora und die SPÖ gehen gerne mit bunten Plänen hinaus. Mit diesen kann man ja alles erklären! Man kann Theorien aufstellen, dass man 44 000 Leute in der Stunde mit der 
U-Bahn transportieren kann. – All das klingt sehr gut, interessiert aber die etwa 2 000 Leute, die mit dem 21er fahren müssen, sei es in die Schule, zum Einkaufen oder zum Arzt, überhaupt nicht! Es freut mich, dass die 
U-Bahn in der Lage ist, 44 000 Leute in der Stunde zu transportieren, das interessiert aber die Leute, die den 21er als Nahverkehrsmittel brauchen, wirklich sehr wenig! – Ich bitte daher, sich das noch einmal zu überlegen und unserem Antrag bei Punkt 72 zuzustimmen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wird wieder vermehrt aufs Auto umgestiegen werden. Vorige Woche hat es eine große Veranstaltung gegeben, bei der eine Evaluierung vorgenommen wurde. Bei dieser waren hunderte Menschen anwesend, lauter Fachleute, meiner Erinnerung nach aber übrigens überhaupt kein SPÖ-Gemeinderat. Kollegin Puller und ich waren die Einzigen, die den Gemeinderat und die Fraktionen vertreten haben. Dabei wurde, wie gesagt, eine Evaluierung des Masterplans vorgestellt, und dabei hat man beklagt, dass die nahen Wege in Wirklichkeit noch immer nicht zu Fuß, mit dem Rad oder mit einem öffentlichen Verkehrsmittel, sondern noch immer mit dem Auto zurückgelegt werden.

Und genau das provozieren Sie auch mit der Schließung der Linie 21. Die Leute werden zunehmend die Wege, die einen bis drei Kilometer lang sind, wieder mit dem Auto fahren, was wir eigentlich nicht wollen. Sie werden wieder mit dem Auto ins Taborviertel oder ins Stuwerviertel einkaufen, in die Apotheke oder zum Arzt fahren. Genau das wollten Sie eigentlich verhindern, aber genau das provozieren Sie, meine Damen und Herren! Sie provozieren die Leute, die vielleicht jetzt mit dem 21er beziehungsweise mit Öffis gefahren sind, wegen einer solch geringen Kilometerzahl wieder aufs Auto zurückzugreifen!

Meine Damen und Herren! Das ist wirklich ein Meisterstück, wie man den öffentlichen Verkehr in Wirklichkeit nicht fördert, sondern behindert! Eigentlich ist das einer SPÖ nicht würdig, die sich immer sozial gibt. Sie sind aber wahrscheinlich nicht mehr sozial! Sie schwelgen in Zahlen, Sie schwelgen in Kilometern, Sie schwelgen in Plänen, haben sich aber von den Menschen verabschiedet. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Sozialdemokraten! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: SozialdemokratInnen!) 

Sie haben es offenbar noch immer nicht verstanden! – Ich komme zu Ihrer angeblich modernen Verkehrspolitik, Herr Hora, Herr Schicker, Frau Finanzstadträtin!

30 Tage haben wir noch bis zur EM. In zwei Tagen wird der 21er eingestellt, Kollegen und Kolleginnen, meine VorrednerInnen haben all das ohnedies schon thematisiert. Ich versuche es jetzt im Fußballjargon: Es steht 19 : 5. 19 Stationen werden für 5 U-Bahn-Stationen aufgelassen! (GR Karlheinz Hora: Und wie viele Autobusstationen kommen dazu, Frau Kollegin? Haben Sie das ausgerechnet?)
Die Bevölkerung rund um das Viertel wird zwangsbeglückt. Es gibt große Verschlechterungen für SchülerInnen, für Mütter mit Kinderwägen und für ältere Menschen in diesem Viertel, Herr Hora! (Beifall bei den Grünen.)

Ich nenne Ihnen ein einfaches Beispiel. – Das Alter lässt niemanden ungeschoren. Auch wir werden älter. Viele hier in diesem Saal sind Anwärter und Anwärterinnen auf Beschwerden mit ihren Hüft‑ oder Kniegelenken. Der große Unterschied ist nur, dass Sie hier in diesem Saal es sich leisten können, sich ein Taxi zu nehmen oder mit dem Chauffeur herumgeführt zu werden. Das kann ein Großteil der Bevölkerung jedoch nicht, und die Leute werden immer älter. 25 Prozent der Menschen in unserer Stadt sind über 60. (Beifall bei den Grünen. – Zwischenruf von GR Karlheinz Hora. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sie können hier draußen wieder reden, aber jetzt bin ich dran, Herr Hora! Glauben Sie, die Leute hätten uns die Unterschriften gegeben, wenn Sie diese angeblich so tollen Busersatzfleckerlteppichlösungen für so sinnvoll halten würden? Gerade bei Ihren Hochburgen, wo wir unsere Stand’ln hatten, haben uns die Leute sozusagen die Tür eingerannt. Wir hatten noch nicht einmal aufgebaut, da wollten sie schon unterschreiben. Das sind Ihre Hochburgen, und wenn Sie sagen, wir schlagen politisches Kleingeld daraus ... (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) 

Die Sozialdemokraten leiden anscheinend an Amnesie! Wer ist denn 2001 in den Wahlkampf für den Erhalt des 21ers gegangen? – Ihr sozialdemokratischer Bezirksvorsteher Kubik ist mit dem Versprechen betreffend den Erhalt des 21ers in den Wahlkampf gegangen! Aber das wurde zur WählerInnentäuschung, das ist ein gebrochenes Wahlversprechen! Andere Leute werden dafür angeklagt, Sie aber fahren über die Leute einfach drüber! (Beifall bei den Grünen.)

Zu Ihren tollen Busersatzlösungen möchte ich auch etwas sagen: Zur jetzigen U2-Eröffnung am Samstag bekommen die VIPs eine Einladung von Herrn Bgm Häupl, VBgmin Renate Brauner und Herrn Dipl-Ing Steinbauer und dazu ein Parkticket. Sie dürfen mit dem Auto fahren und in der Parkgarage Stadion-Center auch noch kostenlos parken. Da frage ich: Ist es nicht zumutbar für die VIPs, dass sie die Busersatzlösungen zum Stadion nützen? (Beifall bei den Grünen.)

Oder ist den VIPs der Schienenersatzverkehr nicht zumutbar? Den Leopoldstädtern wir er in Hinkunft sehr wohl zugemutet!

Ich begrüße ganz freundlich Herrn Direktor Lichtenegger! Es wird ja mit Argumenten gemauschelt, dass eine Bestückung der Sozialdemokraten für diese Busersatzlösungen erfolgte, statt dass Herr Lichtenegger froh ist, dass sich die Oppositionsparteien dafür einsetzen, dass die Stadtregierung Sorge dafür trägt, dass ein gutes öffentliches Oberflächenverkehrsmittel erhalten bleibt. Ich verstehe das nicht, Herr Lichtenegger!

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne ein kurzes Schlusswort: Gestern war ein wunderbarer Artikel von einer Journalistin in der Presse, die sicherlich keine Verkehrsexpertin ist. – Die Überschrift lautet: „Menschen am 21er.“ Sie schreibt: „Die Straßenbahn ist das urbane Transportmittel der Zukunft, bloß der Wiener Bürgermeister weiß das nicht.“ Und das Schlusswort: 
„U-Bahnen sind super für die langen Strecken. Straßenbahnen sind ebenfalls super für die kurzen Strecken. Nur gemeinsam ergeben sie eine moderne Verkehrspolitik.“ (GR Karlheinz Hora: Wo wohnt diese Journalistin?)
Wir haben diese Nachricht ins Rathaus gebracht, wir von den GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ. Sie machen angeblich Politik für die Menschen. Wir sind aber für den Erhalt des 21ers. – Danke. (Im Stehen gespendeter Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Emotionen, die von Kollegen Hora geschürt wurden, zeigen, glaube ich, eindeutig, dass die SPÖ am falschen Fuß erwischt wurde! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn man nämlich ruhigen Gewissens reden könnte, dann müsste man nicht so emotional werden, vor allem dann nicht, wenn man 55 Prozent der Mandate hat! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß nicht, wovor Sie Angst haben, Herr Kollege Hora! (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wahrscheinlich haben Sie Angst vor den Wählerinnen und Wählern im 2. Bezirk, die eine andere Sichtweise als Sie haben! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich glaube, die Wiener SPÖ ist die einzige regierungsverantwortliche Partei in der Welt, die die Straßenbahnlinien reduziert. Keine andere Stadt der Welt hat derzeit das Programm, Straßenbahnenlinien zu reduzieren. Vielmehr werden diese ausgebaut. 1980 gab es 300 Straßenbahnbetriebe weltweit, heute haben wir rund 360 Straßenbahnbetriebe. Präsident Sarkozy schlägt vor, bis 2020 über 1 500 km neue Straßenbahnlinien zu bauen. Belgien und Deutschland forcieren den Straßenbahnausbau ebenfalls.

Die Wiener SPÖ schreibt hingegen in ihrem Masterplan fest, dass sie zwar manche Straßenbahnlinien ausbaut, andere hingegen einstellt. Den Ausbau, der laut Masterplan vorgesehen ist, hat sie aber noch immer nicht durchgeführt, nämlich betreffend die Linie 6, die Linie 16, die Linie 26, die Linie 27, die Linie 65, die Linie 67 und den O‑Wagen. Das steht seit vier Jahren im Masterplan, bis heute haben Sie das aber nicht verwirklicht. Das zeigt, wie viel Ihr Wort zählt, nämlich gar nichts! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GR Harry Kopietz.)
Herr Professor! Du wirst doch wohl nicht eifersüchtig sein?

Meine Damen und Herren! Es geht darum, dass wir den öffentlichen Verkehr gesamthaft anbieten. Wir dürfen nicht generell sagen – das ist aber offensichtlich Ihre Devise! –, dass neben der U-Bahn-Führung eine Straßenbahnführung nicht möglich sein kann und nicht möglich sein darf. Ich würde Sie sehr ersuchen, dass Sie jedes Mal den Einzelfall genau untersuchen! Ich glaube, in diesem Fall war sicherlich kein Mensch dafür, dass wir gerade jetzt, da wir Hunderttausende Fans befördern müssen, eine Straßenbahnlinie einstellen. Wäre es nicht gescheiter gewesen, wenn Sie das wenigstens erst sechs Wochen oder acht Wochen später gemacht hätten, jedenfalls nach der EURO 08? Sie haben bis heute kein taugliches Verkehrskonzept für die EURO 08, gleichzeitig sind sie aber bereit, eine Straßenbahnlinie einzustellen, obwohl Sie nicht wissen, wie Sie die Fans in geordnetem Maß ins Stadion und wieder retour bringen!

Heute Früh gab es auf der Linie U4 wieder einmal mehrere schadhafte Züge, was dazu geführt hat, dass die Menschen, die heute mit der U4 in die Arbeit gefahren sind, unendlich lange Wartezeiten in Kauf nehmen mussten. Die Perrons waren überfüllt und die fahrenden Züge konnten nicht alle Passagiere aufnehmen. 

In Anbetracht dessen frage ich: Was geschieht, wenn die U2 ausfällt? Was machen Sie dann? Dann dürfen die Leute mit dem Busersatzverkehr herumfahren! Da reden Sie groß vom Klimaschutz, nehmen dafür dann aber wieder Autobusse, die mit fossiler Energie betrieben werden, anstatt das schonendste Verkehrsmittel Straßenbahn zu verwenden.

Damit konterkarieren Sie auch die Klimapolitik von StRin Sima. Stehen Sie mit ihr auf Kriegsfuß, dass Sie auf einmal das umweltschonende Verkehrsmittel Straßenbahn nicht mehr verwenden wollen, sondern dafür Busse einsetzen? 
Überdies stellen Sie nicht nur die Linie 21 ein, sondern auch noch die Linie J! Und was bringen Sie dafür? Sie bringen wieder einen Autobus, den Sie mit fossiler Energie betreiben. Herr Kollege Hora! Ihre Verkehrspolitik und Ihre Energiepolitik ist nicht mehr glaubwürdig! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich will mich im Zusammenhang mit dem Thema der heutigen Aktuellen Stunde mit dem Ausbau des öffentlichen Verkehrs beschäftigen, weil es diesbezüglich Kritik von der Opposition gegeben hat. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das Thema ist die Einstellung des 21ers!) Ich komme schon noch dazu! Bitte um ein bisserl Geduld! 

Es wird hier kritisiert, dass der öffentliche Verkehr nicht ausgebaut wird. Darauf antworte ich: Das geschieht seit Jahrzehnten! Wien setzt auf eine Ausbaubeschleunigung und auf eine Modernisierung der öffentlichen Verkehrsmittel. Das beweisen klar und deutlich auch einige Zahlen. 2007 hatten wir 793 Millionen Fahrgäste, das sind um 21 Millionen mehr als 2006. Wenn wir zum Vergleich eine Dekade nehmen, dann können wir feststellen, dass es seit 1998, als wir 704 Millionen Fahrgäste zählen konnten, eine Steigerung um fast 13 Prozent gegeben hat.

Mehr als 2 Millionen Fahrgäste – um das festzustellen, braucht man kein Mathematiker zu sein – nützen tagtäglich das Streckennetz der Wiener Linien, das 961 km und 120 angebotene Linien umfasst. Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich meine, diese Zahlen sprechen klar für sich!

Ein zweiter Punkt, der beweist, dass es ein gutes öffentliches Verkehrsnetz in der Stadt Wien gibt, ist der so genannte Modal-Split. Mit 35 Prozent hat der öffentliche Personennahverkehr bereits den Autoverkehr überholt. Das war vor einigen Jahren, zum Beispiel im Jahr 1993, noch wesentlich anders: Da hatte der ÖNV einen Anteil von 29 Prozent, das Auto hingegen einen Anteil von 40 Prozent.

Geschätzte Damen und Herren! Wagen wir wieder einen Vergleich mit anderen Städten, auch mit Millionenmetropolen. Ich weiß, dass man das nicht ganz genau auf Zahlen fixieren kann, aber einen Verhältniswert kann man durchaus errechnen. Der Anteil am ÖNV beträgt zum Beispiel in München 25 Prozent, in Stuttgart 22 Prozent, in Düsseldorf 21 Prozent und in Bremen 16 Prozent. In Anbetracht dessen dürften unsere 35 Prozent ÖVN-Anteil beweisen, dass das Angebot der Stadt Wien im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel nicht so schlecht sein dürfte!

Es gibt in Europa keine andere Stadt, die eine so hohe Zahl aufweist. Und Wien ist nicht nur in Europa, sondern international im Spitzenfeld betreffend Anteil am öffentlichen Verkehr zu finden.

Ich verstehe natürlich, dass man sich von gewohnten Einrichtungen schwer trennt. Das liegt, glaube ich, in der Natur der Menschen, und das verhält sich auch so bei Straßenbahnlinien und bei Autobuslinien. Man muss aber auch ein wenig in der Historie nachblättern. Da braucht man sich nur die heutigen Anträge, auch diejenigen, die noch eingebracht werden, anzuschauen.

Im grünen Antrag wird der Beweis gefordert, ob der 21er nach Einführung der U-Bahn noch gebraucht wird. Wenn ja, dann soll er bleiben, wenn nein, dann soll er eingestellt werden. – Da muss man nur ein wenig in der Historie blättern! Ich wohne nicht im 2. Bezirk, sondern im 19. Bezirk. Ich erinnere mich noch, dass es betreffend die Linie 8 eine große inszenierte Aufregung gab. Damals wurde ein Ersatzbus eingeführt, der 37A. Dieser ist von der U-Bahn-Haltestelle Josefstädter Straße zum Lichtenwerder Platz gefahren. Nach einiger Zeit wurde dieser aber wieder eingestellt, weil er leer gefahren ist.

Zweites Beispiel: Die Linie 34A verband Döbling mit Floridsdorf seit der Einführung der U6. Auch dieser Bus ist parallel gefahren und wurde dann eingestellt, weil er nach kurzer Zeit relativ leer gefahren ist. 
Man könnte auch noch das Beispiel der Linie 25 anführen: Als die Linie U1 eingeführt wurde, gab es eine Befragung betreffend die Zufriedenheit. Vor der Einführung der U-Bahn betrug die Zufriedenheit hinsichtlich der Linie 25 92 Prozent, nach der Einführung der U-Bahn und der Einstellung der Linie 25, ein Jahr später, betrug die Zufriedenheit 97 Prozent.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich könnte jetzt noch viele weitere Beispiele anführen. Ich denke jetzt, wir haben in der Stadt Wien ein gutes, tolles und sehr effizientes Angebot. Man muss natürlich auch etwaige Parallelführungen hinterfragen, und zwar nicht nur wirtschaftlich, sondern auch hinsichtlich der Anbindungsargumente und der sozialen Mobilität. Und im Hinblick darauf meine ich, dass wir eine gute Lösung getroffen haben.

Lassen Sie mich mit einer Bemerkung enden: Auch diesbezüglich habe ich ein wenig in der Historie nachgeschaut. Hätte es im 19. Jahrhundert solche grüne Bewahrungsgedanken gegeben, dann würde wahrscheinlich heute in Wien neben den modernen Verkehrsmitteln in manchen Bereichen sogar noch die Pferdestraßenbahn fahren! Und das kann es wohl in einer Millionenmetropole wie Wien nicht sein! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: Von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus zehn, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien neun.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien acht Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRen Dr Aigner und Mag Anger-Koch wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend Prüfung der außerschulischen Wiener Jugendarbeit an den Beispielen des Vereins Wiener Jugendzentren und des Vereins wienXtra eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 4, 7, 10, 12 bis 14, 16 und 17, 20 bis 23, 26, 30, 32 bis 36, 39 bis 41, 43, 44, 46 bis 52, 54, 56 bis 58, 60 bis 66, 68 bis 70 sowie 73 und 74 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 11 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt.

Gleichzeitig wurde folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: 1, 2, 3, 5, 6, 8, 9, 72, 25, 27, 28, 29, 31, 37, 38, 42, 15, 18, 19, 24, 67, 71, 45, 53, 55 und 59. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gebracht.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 zur Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verein Wiener Frauenhäuser – Soziale Hilfe für von Gewalt betroffenen Frauen und ihre Kinder. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. - Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Schock. Ich erteile ihm das Wort.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Wie wir gerade festgestellt haben, wurde in der Präsidiale beschlossen, den Tagesordnungspunkt 11 mit dem Thema Gewalt und insbesondere Jugendgewalt aus Anlass des tragischen Ablebensfalls des Währinger Bezirksrates Natschläger zum Schwerpunktgegenstand zu machen.

Was ist geschehen? – Am 23. April um 6 Uhr am Abend ist Herr Natschläger zwei Jugendlichen begegnet, zwei Burschen, die nicht gut drauf waren und ihn grundlos niedergeprügelt haben. Möglicherweise haben sie es auch deshalb getan, weil sie gerade aus der Straßenbahn, aus dem 41er, hinausgeschmissen wurden. Sie haben ihn ins Koma geprügelt. Herr Natschläger hat ein Schädel-Hirn-Trauma erlitten und ist, wie wir alle wissen, vor wenigen Tagen verstorben. Und die Täter hatten nicht einmal ein Gefühl der Reue.

Sie wurden von einer Videokamera aufgenommen, und wenn das nicht der Fall gewesen wäre, hätte man sie überhaupt nicht erwischt. Sie wären unerkannt geblieben.

Im Hinblick darauf stellt sich schon die Frage: Wie werden solche Täter eigentlich bestraft? – Es gibt ja bereits andere Fälle, die mit Gerichtsurteilen geendet haben, etwa den Fall des Manfred Steiner, der am 3. November 2007 vor einer Disco grundlos niedergeschlagen worden ist. Er ist heute ein Pflegefall. Seine Mutter kann nie wieder arbeiten gehen, sie muss ihn alle vier Stunden umdrehen, damit er nicht wundliegt, und neben dem menschlichen Leid, einen Pflegefall in der Familie zu haben, kommen natürlich auf die Familie des Manfred Steiner exorbitante Behandlungskosten zu. 

Welche Konsequenzen haben in diesem Fall die Täter zu tragen? – Es hat da eine Anstifterin gegeben. Diese Täterin hat, obwohl sie überhaupt keine Reue gezeigt hat, 30 Monate Haft bekommen. Stellen Sie sich vor: 30 Monate für eine abscheuliche Tat, die einen jungen Menschen zum Pflegefall gemacht hat und ihm de facto sein junges Leben weggenommen hat!

Aber noch ärger sind die Urteile gegen die Haupttäter, gegen diejenigen, die wirklich zugeschlagen haben, und zwar so lange zugeschlagen haben, bis das Opfer regungslos vor dieser Disco auf dem Boden liegen geblieben ist. Wie wurden diese Täter bestraft? – Sie bekamen 24 Monate Haft, meine Damen und Herren! Dabei ist fraglich, ob sie überhaupt so lange sitzen werden und nicht vorher herauskommen. 

Da frage ich Sie: Wie soll es bei so geringen Strafen eine Abschreckung vor weiteren Taten geben? Wo bleibt hier die Generalprävention? Wo bleibt hier der Rechtsstaat? Ich meine, das kann doch nicht die Antwort unseres Rechtsstaates sein! Hier muss sich etwas ändern! Wir müssen die Menschen vor solchen Tätern schützen! Wir müssen die Täter in Zukunft ganz streng bestrafen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Polizeistatistik spricht hier eine ganz deutliche Sprache. Die Zahl der Delikte der Jugendlichen, der 
14- bis 18-Jährigen, ist explodiert. Beim Raufhandel gab es eine Steigerung um 150 Prozent, also mehr als eine Verdoppelung, bei den schweren Körperverletzungen gab es eine Steigerung um 125 Prozent und bei den leichten Körperverletzungen eine Verdoppelung. Waren noch vor einigen Jahren Rangeleien oder Pöbeleien und maximal Wirtshausraufereien an der Tagesordnung, so wird heute eben gleich zum Messer gegriffen und jemand niedergestochen oder tot geprügelt. 

Und worum geht es dabei? – Dabei geht es vielleicht um ein Handy, um 20 EUR oder noch weniger. Und die natürliche Beißhemmung, meine Damen und Herren, fällt immer mehr weg. Auch der ehemalige Präsident des Jugendgerichtshofs, Udo Jesionek, hat das kritisch auf den Punkt gebracht, indem er gesagt hat: Früher galt noch der Grundsatz: Drei gegen einen ist feig! Wenn einer schon auf dem Boden liegt, dann kann man doch nicht mehr auf ihn hintreten! Man prügelt einen Wehrlosen nicht! – Heute gilt dieser Ehrenkodex aber überhaupt nicht mehr. 

Meine Damen und Herren! Mit dem „Happy Slapping“ hat das einen Höhepunkt erreicht. Ich weiß nicht, ob Sie den Ausdruck „Happy Slapping“ schon gehört haben. Da tun sich ein paar Täter zusammen. Einer vollzieht eine Gewalttat, haut zum Beispiel sein Opfer nieder, und der Mittäter filmt das Ganze mit seinem Handy. Das stellen sie dann ins Internet. „Happy Slapping“ heißt das, und diese Jugendlichen sind ganz stolz darauf, im Internet die gesamte Weltöffentlichkeit damit zu konfrontieren. 

Die jungen Menschen werden immer brutaler. Allein in den letzten Wochen hat es viele diesbezügliche Fälle gegeben. In der U-Bahn-Station Kagran haben zwei Jugendliche einen Schüler niedergeprügelt. Am Westbahnhof wurden zwei Schülerinnen von zwei anderen Mädchen mit einem Messer angegriffen. Am Nordbahnhof sticht ein 15-Jähriger einen Studenten drei Mal in den Rücken. Warum? – Weil er ihm sein Handy nicht geben will! Und das geht unverändert weiter. Ein 14-Jähriger wurde von drei Gleichaltrigen niedergeschlagen. Unlängst hat eine Jugendbande, bestehend aus 10 bis 
15 Jugendlichen, 3 Männer attackiert. Ein Opfer wurde mit einem Faustschlag zu Boden geschlagen und am Kopf schwer verletzt.

Meine Damen und Herren! Ich meine, das kann doch wirklich nicht so weitergehen. Wie kommen eigentlich sowohl die jugendlichen als auch die älteren Opfer dazu? Und wie kommen die Eltern der Jugendlichen dazu, wenn einem so etwas passiert? – Ich meine, wir brauchen das, was die Regierung gestern für Sexualdelikte beschlossen hat, nämlich strengere Strafen und keine Tilgung mehr, dass solche schwere Delikte also für immer im Strafregister aufscheinen. Genau das brauchen wir auch für alle Gewaltdelikte! Wer gewalttätig ist, muss strenger bestraft werden. Meine Damen und Herren! Wer Gewalt gegen andere übt, hat die volle Härte des Gesetzes zu spüren! (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt da viele Punkte, wo wir ansetzen könnten. Man könnte etwa ein Messerverbot verhängen, oder man könnte den jungen Menschen den Führerschein entziehen. Das hat für junge Menschen natürlich eine abschreckende Wirkung. Wir wollen den Strafrechtskatalog verschärfen. Wir wollen schärfere Strafen für alle Delikte gegen Leib und Leben, die ja seit den 70er Jahren und den Broda’schen Reformen viel zu mild bestraft werden. Und wir wollen auch die Idee der Straf-Camps, dass junge Wiederholungstäter in einem Straf-Camp Disziplin und Ordnung lernen und so wieder an das Leben in der Gesellschaft herangeführt werden. 

Meine Damen und Herren! Zur Gewalt an den Schulen: Auch das haben Sie immer wieder weggewischt. Es gibt jetzt eine Umfrage des Vereines „Neustart“, mit welcher auch die Gewalt an den Schulen dokumentiert wird. Diese Studie ist im März erschienen, und dieser ist zu entnehmen, dass 80 Prozent der Lehrer über Gewalt an den Schulen klagen, wobei es am ärgsten in den Sonderschulen und in den polytechnischen Schulen zugeht. Laut diesem Verein ist es am zweitschlimmsten in den Hauptschulen und am drittschlimmsten in den AHS. Relativ am friedlichsten geht es in den Berufsschulen zu, aber immerhin beklagt auch dort die Hälfte der Lehrer die Gewalt.

Meine Damen und Herren! Die Gründe sind vielfältig. 20 Prozent der Kinder, also jedes fünfte Kind, gilt als verhaltensauffällig. Und es ist ganz arg, dass 35 Prozent der jungen Menschen beziehungsweise der Kinder, diesfalls der 6- bis 14-Jährigen, an Depressionen leiden. 8 Prozent denken an Selbstmord. Das heißt, mehr als jedes dritte Kind in dieser Stadt hat Depressionen, und wir haben ja heute auch von der Gesundheitsstadträtin gehört, dass das diesbezügliche Angebot unzureichend ist. Sie musste das leider bestätigen.

Meine Damen und Herren! Wir brauchen insgesamt eine Wertediskussion in diesem Zusammenhang. Wir Freiheitlichen haben bereits unzählige Male darauf hingewiesen, dass die Entsolidarisierung und die Wertelosigkeit der Gesellschaft die eigentliche Ursache sind. Die 68er-Revolution und die Ideen von der antiautoritären Erziehung, dass man jede Autorität ablehnt und den jungen Menschen die Vorstellung von Autorität weggenommen hat, sind die Ursachen. Kinder brauchen nämlich Halt, Werte und Orientierung, meine Damen und Herren!

Die Eltern sind überlastet und werden mit diesen Problemen nicht mehr fertig. Darum brauchen wir ein entsprechendes Angebot der Stadt. Wir brauchen ein psychotherapeutisches Angebot und Therapieplätze.

Frau Stadträtin! Sie sind für diese Materie nicht unmittelbar zuständig. Ich möchte jetzt nur festhalten: Nur 7 Prozent der Wiener Eltern sind mit dem Angebot der Stadt zufrieden. Das sagt nicht die FPÖ, sondern das sagt der Verein „Neustart“ in seiner Umfrage. Und die Gesundheitsstadträtin hat selbst bestätigt, dass im psychotherapeutischen Bereich das Angebot bei uns völlig unzureichend ist. 

Meine Damen und Herren! Wir dürfen die Familien nicht im Stich lassen, die mit der Erziehungsaufgabe überfordert sind. Wir meinen, Familienpolitik ist natürlich die beste Prävention, und daher fordern wir Sie auf: Tun Sie etwas für die Wiener Familien! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Ein besonderer Aspekt ist auch die Migration der Gewalt. Zwei Drittel der Täter haben Migrationshintergrund. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Zwei Drittel der Täter haben Migrationshintergrund, und wir haben als Gegenmaßnahme einen Aktionsplan vorgeschlagen, nämlich dass Zuwanderer, die die Staatsbürgerschaft wollen, eine Bekenntnisurkunde unterschreiben müssen. Wenn sie dagegen verstoßen, dann können sie die Staatsbürgerschaft nicht erhalten, und wenn sie nach Verleihung gegen diese Urkunde verstoßen, dann kann ihnen die Staatsbürgerschaft wieder entzogen werden. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Wir wollen auch die Abschiebung, wenn gegen diese Bekenntnisurkunde verstoßen wird. 

Außerdem wollen wir, weil eben die jugendlichen Zuwanderer ein so großes Problem sind, die Haftung der Eltern überprüfen. Wenn eine Familie bei der Integration insgesamt gescheitert ist und es nicht geschafft hat, ihre Kinder an die Gesellschaft und an einen gewaltlosen Umgang heranzuziehen, dann wollen wir die gesamte Familie überprüfen und, wenn notwendig, auch abschieben. Das ist notwendig, denn der Rechtsstaat kann sich das nicht bieten lassen! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wir wollen auch einen Bericht zur Lage der Jugend, in dem die Zahlen aufscheinen, in dem Daten des Innenministeriums und des Justizministeriums zusammengeführt werden und in dem dargestellt wird, wie viel Prozent der Täter, der Verdächtigen und der Verurteilten Migrationshintergrund haben beziehungsweise aus dem Ausland kommen. Und wir wollen natürlich auch etwas über den sozialen Hintergrund wissen. 

Meine Damen und Herren! Legen Sie diese Zahlen doch offen! Schweigen Sie das nicht länger tot! Die Experten sagen das ja längst. So spricht etwa der Konfliktforscher Gunnar Heinsohn von einem Überschuss zorniger junger Männer aus dem Ausland, die natürlich einen gewaltigen Sprengsatz bilden. Speerspitze sind nach Meinung dieser Experten Jugendliche vor allem aus den islamischen Ländern, weil diese bereits in ihren Familien eine besonders intensive Gewalterfahrung machen.

Meine Damen und Herren! Wir müssen täglich feststellen, dass Gewalt im Migrantenmilieu stark verbreitet ist. (GRin Hedwig Petrides: Woher wissen Sie das?) Frau Kollegin! Nach den Schätzungen der Experten ist Gewalt in islamischen Familien dreimal so stark vertreten wie bei inländischen Familien! Schauen Sie doch diesen Tatsachen ins Auge! Leugnen Sie das nicht weg! Nehmen Sie das zur Kenntnis, und überlegen Sie sich Maßnahmen dagegen! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wir haben daher im freiheitlichen Landtagsklub eine Beobachtungsstelle für Fälle gegründet, dass Inländer zum Opfer werden und bedroht, bestohlen oder geschlagen werden. Eine erste Auswertung dieser Beobachtungsstelle, die eine Hotline unterhält, die kostenlos für jedermann erreichbar ist, zeigt, dass die Beschwerden zu einem ganz großen Anteil von den Eltern kommen, nämlich von Eltern von Kindern, die von Ausländern in Parks oder beim Einkaufen, etwa auf der inneren Mariahilfer Straße, belästigt werden, um einen ganz aktuellen Fall zu zitieren. Da werden Jugendliche mit den Worten belästigt: Hast du Uhr? Schenkst du Handy? Hast du Zigarette? – Und wenn freiwillig nichts hergegeben wird, dann wird sofort zugeschlagen, denn werden Kinder und Jugendliche oft auch nur aus Spaß mit Fußtritten niedergeschlagen und misshandelt, und zwar teilweise so lange, bis sie ihn Ohnmacht fallen.

Meine Damen und Herren! Es ist schon so weit, dass sich unsere Kinder in manchen Stadtteilen einen türkischen Schutznamen zulegen, um diesen bei einem Überfall nennen zu können und in Ruhe gelassen zu werden. 

Schauen wir über unsere Grenzen! Dieses Problem macht ja nicht vor Österreichs Grenzen Halt. Schauen wir nach Bayern! Dort wird es bereits offen ausgesprochen, dort sagt Erwin Huber, der neue Chef der CSU: Multikulti ist natürlich eine Brutstätte der Kriminalität. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)

Was ist bei uns in Wien? – Da macht man sich, wie etwa die GRÜNEN, lustig über die Realität und versucht, das Ganze, indem man sich darüber lustig macht, wegzuwischen. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Oder es wird, wie von der SPÖ, überhaupt totgeschwiegen: Da gibt es Maulkorberlässe an den Schulen. Das ist Ihr Rezept: Totschweigen.

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, aber vor allem auch von der SPÖ! Sie wollen sich hier aus der Verantwortung drücken! Das werden wir Ihnen aber ganz sicher nicht durchgehen lassen, denn wir dürfen vor diesem Problem in unserer Stadt nicht länger die Augen verschließen! Sie, meine Damen und Herren, schauen weg, und Sie schauen genau immer dann weg, wenn es um Ausländer geht. Wir dokumentieren diese Fälle, weil Sie auf diesem Auge blind sind, meine Damen und Herren.

Frau Stadträtin! Frau Laska von der SPÖ hat vor wenigen Monaten das freiheitliche Schulmodell übernommen, und StRin Sandra Frauenberger hat vor einem Monat unser Bettelverbot übernommen. (Zwischenruf von GR Dr Kurt Stürzenbecher.)

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Gehen Sie diesbezüglich doch auf uns zu! Wir brauchen in dieser Frage Bewusstseinsbildung, Zivilcourage der Menschen und den Mut, die Täter an den Pranger zu stellen! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das ist absurd!) 

Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin! Ziehen wir doch auch hier gemeinsam an einem Strang! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Lassen Sie mich zunächst ein paar Worte zum dem äußerst tragischen Anlass sagen, weswegen wir heute hier diese Debatte haben. 

Der Tod eines Menschen in Wien, nämlich der Tod des Herrn Bezirksrat Natschläger, ist ein durchaus tragisches Ereignis. Ich möchte an dieser Stelle erneut mein Beileid gegenüber seinen Kolleginnen und Kollegen zum Ausdruck bringen und sie auch darum ersuchen, unser herzliches Beileid auch seiner Familie zu überbringen. – Ich denke, dass der Verlust eines Menschen immer etwas Tragisches ist. Es ist das ein ganz furchtbares Ereignis, über das man nicht einfach hinweggehen kann, und es macht durchaus Sinn, sich heute hier ein paar Gedanken darüber zu machen. 

Nichtsdestotrotz bin ich in einigen Punkten nicht Ihrer Meinung, denn welche Schlüsse man aus diesem tragischen Ereignis jetzt zu ziehen hat, ist natürlich Betrachtungssache.

Herr Kollege Schock! Es wird Sie nicht überraschen, dass ich zum Beispiel nicht Ihrer Meinung bin, dass Sie jetzt richtig reagieren und die richtigen Schlüsse aus diesem Ereignis ziehen, wenn Sie drakonische Strafen für jugendliche Täterinnen und Täter fordern.

An dieser Stelle sei einmal mehr gesagt: Diese schreckliche Tat haben nicht Jugendliche begangen, sondern es handelt sich bei den Tätern immerhin um 20‑Jährige. Trotzdem betone ich einmal mehr, dass ich nicht glaube, dass drakonische Strafen eine entsprechende Antwort sind. Ich glaube nicht, dass durch drakonische Strafen solche Taten verhindert werden können. Und ich bin ganz sicher nicht dafür, dass jugendliche Menschen, die eine Straftat begehen – was zwar nicht vorkommen soll, aber durchaus vorkommen kann, vor allem in einer Großstadt –, in irgendwelche Jugendstraf‑Camps eingewiesen werden sollen. „Camps“ ist halt ein moderner Begriff. Zu Deutsch heißen sie „Lager“, und ich glaube, diesen Begriff sollten wir auch ruhig verwenden. Ich will aber nicht, dass Jugendliche in Österreich in irgendwelche Lager eingesperrt werden! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Auch Ihnen von der ÖVP kann ich nicht beipflichten, wenn Sie meinen, dass flächendeckende Videoüberwachung und die Einführung einer Stadtwache die richtige Lösung sind. Bei der Videoüberwachung kann nur ein gewisser Radius erfasst werden, und dann verlagern sich eben die Tatorte entsprechend, die Zahl der Delikte nimmt aber nicht ab. Außerdem haben wir die Erfahrung gemacht, dass Videokameras, wenn sie einmal vorhanden sind, nicht mehr wegkommen. – Ich kann an dieser Stelle sagen, dass solche Taten durch Videokameras letztlich nicht zu verhindern sind. Das wissen Sie genauso wie ich.  

Zur Frage der Stadtwachen: Ich möchte an dieser Stelle seitens der GRÜNEN einmal mehr betonen, dass das kommunale Budget der Stadt Wien mit Mehrausgaben für Ordnungskräfte belastet werden würde, die wesentlich weniger Befugnisse hätten als die Polizei, die weniger gut ausgebildet wären als die Polizei und deren Einsatz daher auch ganz sicher nicht die Lösung für und die Antwort auf solche Probleme sein kann.

Wenn jetzt dieser tragische Todesfall zum Anlass genommen wird, um zu sagen, hier hätte es eine Lösung oder einen Ausweg geben können oder es könnte eine sinnvolle Maßnahme sein, wenn man mehr Sicherheitspersonal hat, dann sage ich an dieser Stelle einmal mehr: Wenn mehr Sicherheitspersonal, dann bitte richtige Polizei! Diese Debatte ist nicht neu, wir haben sie in diesem Haus in den vergangenen Jahren schon mehrfach geführt: Ja! Es war ein Fehler, auf Bundesebene im Wesentlichen auf Betreiben der ÖVP sehr viele Polizistinnen und Polizisten in dieser Stadt einzusparen!

Aber nun geht man einen anderen Weg. Es gibt Neuaufnahmen, es gibt immer mehr Personal bei der Polizei. Im Übrigen hoffe ich, dass es auch immer mehr Frauen und mehr Menschen mit Migrationshintergrund sein werden. Hoffentlich wird auch die Ausbildung bei der Polizei immer besser werden. Ich denke, dass wir, wenn wir über Sicherheitsagenden sprechen, diese dort belassen sollen, wohin sie am besten gehören, nämlich bei der Polizei. Ich meine, wir sollten nicht noch einmal kommunale Gelder dafür ausgeben, um Wachkörper zu schaffen, die wir nicht benötigen und die ganz sicher nicht dieselbe Arbeitsqualität erbringen können wie die Polizei! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich bin der Meinung, das all die Maßnahmen, die ich jetzt angeführt habe, nichts bringen, wenn es darum geht, gegen solche schrecklichen Taten vorzubeugen. Ich meine, es macht viel mehr Sinn, in die Vorbeugung zu investieren, und es macht Sinn, sich Gedanken darüber zu machen, wie man gegen solche Taten für die Zukunft am besten vorbeugen und dafür sorgen kann, das sie auch in einer Großstadt wie Wien möglichst selten vorkommen.

Was ich jetzt sage, wird Sie nicht überraschen, weil Sie alle das bereits tausendfach gehört haben: Ich gehe davon aus, dass die beste Möglichkeit, um zu verhindern, dass Jugendliche zu Straftätern werden, darin liegt, dass wir die Schulsozialarbeit ausbauen. Davon gibt es viel zu wenig! Es gibt de facto kaum Schulsozialarbeit. Es gibt de facto nur Einzelprojekte, die kurz andauern und dann wieder eingestellt werden, siehe Projekt Geblergasse.

Dennoch werden wir nicht müde, von hier aus zu wiederholen, dass wir in Wien flächendeckend Schulsozialarbeit brauchen, nämlich genau dort, wo die Jugendlichen tagtäglich mehrere Stunden ihres Lebens verbringen. In der Schule sollen sie mit Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern in Kontakt kommen, dort sollen sie vor Ort mit SchulpsychologInnen in Kontakt kommen. Es kann doch nicht sein, dass in einer Stadt wie Wien so wenige SchulpsychologInnen vorhanden sind, für Tausende und Abertausende von Schülerinnen und Schülern!

Ich teile Ihr düsteres Bild von Wien nicht, Herr Kollege Schock! Ich meine, die Situation in Wien ist nicht so schrecklich! Wenn man nämlich Ihnen zuhört, Kollege Schock, dann bekommt man den Eindruck, dass sozusagen geradezu hinter jedem Baum ein aggressiver Jugendlicher lauert, der einen anfallen und verletzen könnte. Dieses düstere Bild, das Sie gezeichnet haben, teile ich absolut nicht! Wien ist nach wie vor eine sehr stabile und friedliche Stadt mit einem sehr hohen Sicherheitsfaktor. Darüber können wir froh und darauf können wir auch stolz sein.

Trotzdem ist Gewalt unter Jugendlichen, Gewalt in der Schule und Gewalt in der Freizeit ein Phänomen, das uns selbstverständlich beschäftigen soll. Tatsächlich tritt dieses Phänomen in der letzten Zeit vermehrt auf. Daher sage ich einmal mehr: Es ist hundert Mal besser, in Prävention zu investieren, als im Nachhinein drakonischen Strafen, Straflager, kommunale Stadtwache und was weiß ich denn alles noch zu fordern. Viel klüger ist es, wie gesagt, einen Ausbau der Schulsozialarbeit und der Schulpsychologie zu gewährleisten, die Jugendbetreuungseinrichtungen zu unterstützen und Streetwork auszubauen. Es soll also genau in jenen Bereichen investiert werden, die Prävention bedeuten.

Außerdem darf natürlich nicht vergessen werden, dass Gewalt bei Jugendlichen immer wieder auch strukturelle Ursachen hat. Perspektivenlosigkeit und Arbeitslosigkeit ist für Jugendliche natürlich eine sehr schlechte Ausgangsposition, um das Leben zu beginnen. Diesbezüglich bedarf es eindeutig verstärkter Anstrengungen, um dafür zu sorgen, das kein einziger Jugendlicher ohne Arbeit und ohne Ausbildung da steht und nicht weiter weiß.

Im Hinblick darauf kommen wir nicht umhin, den Antrag der ÖVP betreffend Konsequenzen der Wiener Kommunalpolitik, die hinsichtlich der zunehmenden Zahl von Gewaltausbrüchen von Jugendlichen in Wien gezogen werden sollen, abzulehnen. So sehr ich nämlich Bemühungen unterstützen würde, die Jugendfürsorge und die Jugendbetreuung auszubauen, so wenig kann ich die Forderung teilen, die in dem Antrag formuliert ist, dass wir hier eine kommunale Stadtwache brauchen. Die GRÜNEN werden, wie gesagt, diesem Antrag ihre Zustimmung nicht geben.

Ich möchte zu dem Kapitel Jugend und Gewalt noch etwas sagen. – Herr Kollege Schock! Ich habe – wie immer – sehr aufmerksam Ihren Ausführungen gelauscht, und mir ist aufgefallen, dass Sie auffällig häufig den Ausdruck „unsere Kinder" verwendet haben: Da habe ich mich gefragt, von welchen Kindern Sie eigentlich sprechen. – Wenn ich von „unseren Kindern“ spreche, dann meine ich meine Kinder und Ihre Kinder. Wenn Sie von „unseren Kindern“ sprechen, dann habe ich aber leider den Verdacht, dass Sie nur von Ihren Kindern, nicht aber von meinen Kindern sprechen.

Genau das ist das Problem: Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass in dieser Stadt Tausende von Kindern groß werden! Teilweise haben sie österreichische Eltern, teilweise haben sie nichtösterreichische Eltern, und teilweise ist ein Elternteil Österreicher und der andere nicht. Aber all diese Kinder sind Wiener Kinder, all diese Kinder sind unsere Kinder, und alle Probleme, die diese Kinder haben und verursachen, sind unsere Probleme.

Ich meine, die beste Maßnahme gegen Jugendgewalt und gegen Kriminalität unter Jugendlichen, und zwar unabhängig davon, ob diese Kinder inländische oder ausländische Eltern haben, ist, dass man dafür sorgt, dass diese Kinder, die allesamt in dieser Stadt geboren sind, in dieser Stadt aufwachsen und keine andere Heimat kennen als diese Stadt, ganz einfach die bestmögliche Bildung und die bestmöglichen Chancen auf eine gute Zukunft erhalten und schlussendlich auch die bestmögliche Betreuung in den Schulen und auch in ihrer Nachmittagszeit bekommen.

Umso mehr muss ich an dieser Stelle uns alle und ganz besonders die SPÖ auffordern: Investieren Sie bitte endlich mehr Mittel in Schulsozialarbeit und in Schulpsychologie, denn genau in diesem Bereich haben wir in der Stadt sehr viel aufzuholen. Ich denke, das ist in unser aller Sinne und insbesondere im Sinne unser aller Kinder, Herr Kollege Schock!

An dieser Stelle möchte ich den zweiten Teil ansprechen, der mir sehr am Herzen liegt, denn immerhin beschließen wir heute eine Subvention an Frauenhäuser. Und heute ist auch insofern ein wesentlicher Tag, als heute auch die Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie ihr zehnjähriges Jubiläum feiert. Und es lohnt sich, vor allem auch vor dem Hintergrund der Tragödie in Amstetten, ein bisschen bei diesem Thema zu verweilen, und zwar auch würdigend. – Es handelt sich auch in diesem Zusammenhang um Gewalt, die fatale Folgen für die Betroffenen hat. Auch diese Art von Gewalt kommt nicht selten vor, und es geht dabei nicht nur um ein singuläres tragisches Ereignis, sondern es handelt sich um Gewalt, die allgegenwärtig ist, die aber auch in Österreich großteils tabuisiert ist.

Im Hinblick darauf macht es, wie gesagt, einmal mehr Sinn, sich damit zu befassen, die Arbeit der entsprechenden Stellen zu würdigen und sich auch ein paar Gedanken darüber zu machen, wie man die Art von Gewalt besser bekämpfen und wie man bestmöglichen Opferschutz leisten kann.

Mich freut es, dass die Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie ihre äußerst prekäre finanzielle Situation überwunden hat und nun auch wieder in der Lage ist, flächendeckende Betreuung in dieser Stadt anzubieten. Das war nicht immer so, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben kein politisches Kürzestzeitgedächtnis, wie es dieser Tage manchmal bei der ÖVP auftaucht. Das ist ein interessantes Phänomen! Wir besitzen aber ein politisches Langzeitgedächtnis, und wir haben nicht vergessen, dass ÖVP und FPÖ in jenen Jahren, als sie gemeinsam in der Bundesregierung kuschelten, unter anderem genau die Subventionsmittel für die Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie gekürzt haben. Das hat wiederum bedeutet, dass es genau in diesem Bereich zu Engpässen gekommen ist und dass zum Beispiel in Wien sieben Bezirke nicht mehr betreut werden konnten.

Daher freut es mich sehr, Kolleginnen und Kollegen, dass Sie heute einen Antrag einbringen, den ich so interpretiere, dass Sie meinen, dass so etwas künftig nie mehr passieren soll. – Einer Ihrer Anträge bezieht sich nämlich auf den Ausbau der Einrichtungen gegen Gewalt in der Familie und zur Opferhilfe. Es freut mich sehr, dass Sie das inzwischen anders sehen, und ich hoffe im Übrigen, dass nicht in ein oder zwei Jahren wieder das Kürzestzeitgedächtnis zuschlägt und Sie sich davon wiederum abkehren, denn das wäre sehr schade! Ich finde es nämlich sehr gut, wenn wir alle genau bei dieser sehr wichtigen Angelegenheit an einem Strang ziehen. 

Wie wichtig es ist, diesbezüglich an einem Strang zu ziehen, zeigt auch die Statistik, denn wir haben inzwischen einen Rekordanstieg an Wegweisungen und auch an Betretungsverboten. Ich rufe die Zahlen, die in den letzten Tagen auch veröffentlicht wurden, in Erinnerung: Wir hatten 1997 noch 1 449 Wegweisungen und Betretungsverbote und 138 Verwaltungsstrafen wegen Gewalt in der Familie. 2006 waren es bereits sage und schreibe 7 235 Wegweisungen und Betretungsverbote und 629 Verwaltungsstrafen.

In Anbetracht dessen müssen wir ergründen, worauf dieser Anstieg tatsächlich zurückzuführen ist und sollten daher diesbezüglich Ursachenforschung betreiben, um herauszufinden, was dieser dermaßen dramatische Anstieg, mit dem wir es insbesondere in den letzten zwei Jahren zu tun haben, bedeutet. Im Hinblick auf diesen wirklich dramatischen Sprung werden wir auch dem entsprechenden Antrag der ÖVP zur Ursachenforschung unsere Zustimmung erteilen.

Meiner Meinung nach zeigt dieser Anstieg eindeutig, dass wir auf jeden Fall entsprechende Einrichtungen brauchen, denn je mehr dieser Einrichtungen es gibt und umso bekannter sie sind, desto mehr Opfer trauen sich, sich an eine solche Einrichtung zu wenden und für sich selbst Schutz vor Gewalt zu fordern. Es trauen sich dann aber auch mehr Frauen oder Familienangehörige, sich an eine solche Einrichtung zu wenden und zu melden, dass jemand anderer aus ihrem familiären Umfeld missbraucht wird.

Ich kann Ihnen an dieser Stelle sagen – und auch in diesem Zusammenhang sprechen die Zahlen eine eindeutige Sprache –: Schätzungsweise jede fünfte Frau ist von Gewalt in der Familie betroffen. Das ist ein sehr breites und leider alltägliches Phänomen. Darüber hinaus gibt es einmal monatlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, einen Mord oder Mordversuch innerhalb der Familie, wobei hievon vorwiegend Frauen und Kinder betroffen sind.

Ich wiederhole daher vor dem Hintergrund der Tragödie in Amstetten und in Anbetracht der Notwendigkeit, dass wir uns Gedanken über geeignete Präventionsmaßnahmen machen müssen: Wir brauchen einen Ausbau von Gewaltschutzeinrichtungen, vor allem auch im ländlichen Raum. Das müssen wir unterstützen, und wir alle müssen ein Bekenntnis dafür abgeben, dass die entsprechenden Einrichtungen, die es in Wien gibt, finanziell ausreichend gesichert sind, damit sie qualitativ hochwertig und flächendeckend arbeiten können, wie es jetzt in dieser Stadt Gott sei Dank wieder der Fall ist.

Wir brauchen Helplines, die bekannt gemacht und auch beworben werden, damit Opfer und auch Familienangehörige wissen, an wen sie sich wenden können, wenn sie selbst Schutz suchen oder wenn sie solche Vorfälle beobachten und melden möchten. Außerdem brauchen wir Schulsozialarbeit und Schulpsychologie, um frühzeitig erkennen zu können, wenn Kinder zu Opfern solcher Taten werden. Im Hinblick darauf brauchen wir auch eine spezialisiertere Ausbildung sowohl bei der Polizei als auch bei Lehrerinnen und Lehrern und KindergartenpädagogInnen, also an all jenen Stellen, die immer wieder mit den Opfern solcher familiärer Gewalt in Berührung kommen und mit ihnen zu tun haben, damit sie frühzeitig erkennen und entschiedener eingreifen können.

All das könnte dazu beitragen, dass sich solche Tragödien und ähnliche Tragödien kleineren Ausmaßes, die sich aber tagtäglich in unserer Umgebung abspielen, egal, ob in Amstetten, in Wien oder in der Wohnung nebenan, nicht jahrein, jahraus so leicht unbemerkt wiederholen können.

Last but not least macht es, wie ich meine, auch Sinn, darüber zu diskutieren, dass die strukturellen Ursachen der Gewalt in der Familie ebenfalls bekämpft werden sollten. In diesem Zusammenhang ist es insbesondere wichtig, die Kernfrage zu stellen: Wie kann es sein, dass Frauen, Mütter und Ehefrauen oft jahrelang wegschauen, hinnehmen und schweigen? Was ist der Grund dafür? – Der Grund dafür ist, dass Frauen nach wie vor vielfach existenziell und finanziell vollkommen von ihren Ehemännern abhängig sind, und solange es Frauen gibt, die ein Dasein in Abhängigkeit von einem anderen, in der Regel vom Paterfamilias, fristen müssen, so lange wird es leider zu solch tragischen Situationen kommen, dass die Frau hinnimmt, wegschaut, schweigt und lieber nicht mitbekommt, was los ist.

Ich denke, die beste Maßnahme, die wir längerfristig ergreifen können, damit es immer seltener zu solchen Vorfällen kommt, ist, dafür zu sorgen, dass Frauen eigenständig sind, denn dann ist die Mutter beziehungsweise Ehefrau im Fall des Falles in der Lage, sofort aufzustehen und etwas dagegen zu tun und muss das nicht hinnehmen. Die Frauen sollten es nämlich gleich beim ersten Mal, wenn dem lieben Ehemann die Hand ausgerutscht ist, nicht hinnehmen, denn beim 10. oder 20. Mal hat man sich schon daran gewöhnt, und irgendwann einmal sind auch die Kinder dran. Wir alle wissen, dass es genau so abgeht.

Wenn wir sicherstellen wollen, dass kein einziges Mal hingenommen werden muss, dass irgendjemandem die Hand ausrutscht, dann müssen wir dafür sorgen, dass Frauen arbeiten können und genug Geld verdienen, um eine eigenständige Existenz zu haben. Dann müssen wir außerdem dafür sorgen, dass es ausreichend Kinderbetreuungseinrichtungen sowohl in Wien als auch auf dem Land flächendeckend für Kinder spätestens ab dem 1. Lebensjahr beziehungsweise unserer Meinung nach eigentlich ab der Geburt jedes Kindes gibt, sodass die Frauen arbeiten gehen können. Auf diese Weise können die Kinder in diesen Betreuungsstellen im Übrigen von Anfang an von Personal betreut werden, das auch bestens geschult ist, sodass solche und ähnliche Vorfälle frühzeitig erkannt werden können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich wissen wir alle und sollten uns darüber einig sein, was die beste Prävention ist und was wir tun können, um vorzubeugen, damit es nie mehr zu Ereignissen wie in Amstetten kommt, dass es aber auch viel seltener zu Vorfällen wie den Abertausenden kleinen Tragödien des Alltages kommt, die sich in den benachbarten Wohnungen abspielen. 

Darauf sollten wir den Schwerpunkt in der Debatte legen, und genau in solche Maßnahmen sollten wir investieren. Wenn nämlich drakonische Strafen beziehungsweise sozusagen Strafen biblischen Ausmaßes gefordert werden – ich denke jetzt etwa an die Vorstellungen des Herrn Westenthaler bezüglich chemischer Kastration –, dann fühle ich mich sozusagen zurückversetzt, ich sage jetzt einmal: Back to the future.

Solche Vorgangsweisen haben meiner Meinung nach erstens nicht viel mit Prävention zu tun, denn sie greifen bekanntlich im Nachhinein, und zweitens sind drakonische Strafrahmen auch im Sinne des Opferschutzes bedenklich. Auch wenn sie unter Umständen gut gemeint sein mögen, bedeuten sie nämlich, dass in vielen Fällen die Opfer von Vergewaltigungen umgebracht werden. Das wollte ich auch einmal gesagt haben.

Viele Expertinnen und Experten und auch die Richtervereinigung warnen vor solchen Maßnahmen. Viele Menschen, die sich diesbezüglich auskennen, haben sich zu Wort gemeldet und haben erklärt, dass drakonische Maßnahmen in diesem Zusammenhang nicht der Weisheit letzter Schluss sind. Die Verschärfung des Strafrahmens für eine Vergewaltigung à la Rübe ab, ab ins Gefängnis, nie mehr das Tageslicht erblicken und ähnliche Maßnahmen sind aus dem simplen Grund kontraproduktiv, als solche Strafrahmen bedeuten, dass in der Regel die Anzahl der toten Frauen nach Vergewaltigungen steigt. Wenn nämlich der Täter sozusagen den Unterschied nicht sieht und sowieso mit Lebenslänglich rechnen muss, falls er erwischt wird, dann sorgt er in der Regel dafür, dass er keine Zeugen zurücklässt.

Eine ähnliche Debatte hatten wir anlässlich des tragischen Falles des kleinen Buben, der vor Kurzem zu Tode misshandelt wurde. Sie werden sich an den Fall Luca erinnern können. Anlässlich dieses Falls entzündete sich eine ähnliche Debatte, nämlich betreffend Anzeigepflicht für Hausärzte. Auch in diesem Zusammenhang hat man gesagt, dass es zwar gut gemeint sein kann, dass es aber dennoch dazu führen kann, dass noch weniger Kinder jemals in eine Arztpraxis gebracht werden.

Ich glaube, so erschüttert wir jetzt auch sowohl über den Tod des Herrn Natschläger als auch über die ganze Tragödie in Amstetten sind, dass Anlassgesetzgebung ganz schlecht ist! Das ist eine schlechte Idee! Die Empörung und die Erschütterung, die wir alle in den ersten Wochen empfinden, ist ganz bestimmt ein schlechter Ratgeber. Es kommt ja nicht von ungefähr und macht Sinn, dass unsere Rechtssysteme gewachsen sind. In diesem Zusammenhang sollten Expertinnen und Experten, die solche Dinge aus der Vogelperspektive mit sehr viel Wissen und nicht emotional betrachten, Vorschläge unterbreiten. Diesen Vorschlägen sollten wir uns anschließen, und wir sollten das Ganze nicht sozusagen zu einem Jahrmarkt verkommen lassen, auf dem nach dem Motto „Wer bietet mehr?" jeder noch mehr und noch strengere Strafen fordert. – Das ist zwar populär und einfach, aber ich fürchte, das löst nichts!

Lassen Sie mich noch zwei kurze Anmerkungen zu zwei weiteren Anträgen der ÖVP machen, bevor ich zum Schluss komme.

Es gibt da einerseits einen Antrag der ÖVP betreffend Einführung eines eigenen Straftatbestandes Zwangsehe und weitere rechtliche und praktische Unterstützungsmöglichkeiten der Opfer von Zwangsehen. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP! Ich verstehe den Antrag betreffend Einführung eines eigenen Straftatbestandes deshalb nicht, weil es diesen ohnedies schon seit Längerem gibt. Das heißt, Sie beantragen hier etwas, was es bereits gibt. Daher fällt es uns natürlich schwer zuzustimmen, denn da würden wir ja so tun, als ob es das noch nicht gäbe und erst gemacht werden müsste.

Im Hinblick darauf möchte ich Sie ersuchen: Beantragen Sie nicht gesetzliche Regelungen, die es ohnedies schon gibt, es sei denn, Sie können uns irgendwie nachweisen, dass es das noch nicht gibt. Es gibt diesen Straftatbestand. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Ulm.) Es hat vor Kurzem ... (Zwischenruf von GRin Mag Barbara Feldmann.) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Schauen Sie sich das noch einmal an! Ich bin selbstverständlich dafür, dass so etwas geahndet wird und dass Täterinnen und Täter auch hinterher mit Konsequenzen zu rechnen haben.

Im Übrigen hat jemand gemäß dem österreichischen Rechtssystem, wenn er nicht die österreichische Staatsbürgerschaft hat und verurteilt wird, damit zu rechnen, dass er oder sie hinterher nicht eingebürgert werden kann. Das ist bereits jetzt rechtlich so geregelt. Außerdem muss man auch damit rechnen, dass ab einem gewissen Strafrahmen auch die Aufenthaltsbewilligung nicht mehr verlängert wird oder manchmal unmittelbar nach Verbüßung der Strafe ein Aufenthaltsverbot verhängt wird.

Das heißt, es gibt das, was Sie fordern, bereits. All das gibt es, und daher können wir, wie gesagt, unsere Zustimmung hiezu nicht erteilen. Wir sehen nicht ein, warum wir Dinge beantragen sollen, die es bereits gibt, und warum wir diese noch einmal beschließen sollen.

Ich möchte hingegen noch einmal in Erinnerung rufen, dass es in dieser Stadt keine spezialisierte Unterbringungs‑ und Betreuungseinrichtung für Mädchen gibt, die von Zwangsehen betroffen sind, und an dieser Stelle einmal mehr die grüne Forderung bekräftigen. Es ist sehr gut, dass wir Frauenhäuser haben. Wir brauchen jedoch auch Häuser, die auf solche Fälle spezialisiert sind, also die Schaffung spezialisierter Unterbringungseinrichtung für Mädchen, die von Zwangsehen betroffen sind, wie immer Sie diese letztlich benennen möchten.

Außerdem gibt es noch einen Antrag betreffend Verschandelung von öffentlichen und privaten Gebäuden durch Schmieraktionen. Es ist dies ein Antrag auf Zuweisung, und wir werden diesem unsere Zustimmung erteilen, wiewohl wir auch diesbezüglich der Meinung sind, dass das ohnedies bereits klar rechtlich geregelt ist und geahndet wird. Ich verstehe daher, ehrlich gesagt, in meinem Innersten nicht, warum der Gemeinderat das jetzt sozusagen bekräftigen soll, was es ohnedies bereits gibt und was hoffentlich auch exekutiert wird, und zwar nicht nur während der EURO beziehungsweise unmittelbar nach der EURO, sondern rund ums Jahr. Wir haben es nämlich auch rund ums Jahr sehr stark mit dem Phänomen von rassistischen Schmierereien zu tun, und ich und später auch Kollegin Korun haben mehrfach hier beantragt, dass es einen Dienst seitens der Stadt geben müsste, der innerhalb von maximal 48 Stunden ausrückt und solche Schmierereien entfernt.

Das kann natürlich immer besser werden, daher findet dieser Antrag auf Zuweisung auch die Zustimmung der Grünen.

Abschließend noch einmal zum wirklich sehr tragischen Ereignis des sinnlosen Tods von Herrn Bezirksrat Natschläger. Dieser Todesfall erschüttert uns alle. Und auch die Amstettener Tragödie sollte Anlassfall dafür sein, dass wir alle darüber nachdenken, welche Tragödien sich im Alltag in unserer Umgebung abspielen. Solche Vorfälle können sich, wie gesagt, womöglich in der Nachbarwohnung zutragen, und daher müssen wir uns wirklich überlegen, was wir alle hier unternehmen können, um nachhaltig für Prävention zu sorgen.

Ich wiederhole an dieser Stelle: Prävention bringt mehr, als im Nachhinein drakonische Strafen zu fordern. Ich meine, wir sollten in Schulsozialarbeit, Schulpsychologie und Jugendbetreuung investieren. Wir sollten in den Ausbau von Opferschutzeinrichtungen vor allem auch im ländlichen Raum investieren. Vor allem sollten wir aber auch für Zivilcourage bei der Bevölkerung eintreten und diese auch selbst zeigen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um den notwendigen Ernst und um Aufmerksamkeit!

Tief betroffen vom Ableben des Währinger ÖVP-Bezirkspolitikers Gottfried Natschläger zeigt sich natürlich nicht nur unser Herr Bürgermeister Dr Michael Häupl, der Samstag schon Worte des Trostes gefunden hat, sondern selbstverständlich auch der Wiener Gemeinderat.

In diesem Zusammenhang halte ich es für angebracht und notwendig, dass auch Herr Klubobmann Dr Tschirf am Anfang seines Redebeitrages Worte des Gedenkens findet. Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche Sie, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) – Bitte, Herr Klubobmann. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Demokratie lebt von all jenen, die sie in den verschiedenen Funktionen tragen. In Wien sind das auf Bezirksebene die Bezirksräte.

Vor allem lebt die Demokratie aber von jenen, die Ihre Funktionen mit entsprechendem Leben erfüllen und diese mit sozialem Verständnis ausüben. – Jeder, der Gottfried Natschläger gekannt hat, weiß, dass Gottfried Natschläger ein Mensch gewesen ist, der für die anderen immer da war. Er war einer, der nicht gefragt hat: Was ist für mich daran wichtig und gut, sondern er hat gefragt: Was kann ich für die anderen erledigen? Und gerade deshalb ist es besonders tragisch, dass Gottfried Natschläger auf so sinnlose, brutale Weise am 23. April niedergeschlagen wurde und am 2. Mai verstorben ist.

Ich stelle fest, dass die Trauer, die wir insbesondere mit der Familie von Gottfried Natschläger empfinden, alle politischen Lager in Wien erfasst hat. Der Herr Vorsitzende hat dazu aufgefordert, dass sich alle von den Plätzen erheben, und das ist geschehen. Dafür möchte ich, was die Person Gottfried Natschläger, was seine Familie und was seine Gesinnungsgemeinschaft, die Österreichische Volkspartei, betrifft, danken. Ich meine, das gebührt einer Person, die für uns alle da war. – Danke schön. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin froh, dass in der Präsidiale durch alle Fraktionen festgelegt werden konnte, dass wir hier dieses brutalen Akts gedenken und dass man nicht nur sagt: Er war halt ein Bezirksrat, und das war ein einzelnes Ereignis!, sondern dass wir innehalten und nachdenken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieses Nachdenken und dieses Erinnern an Gottfried Natschläger besteht nicht nur darin, dass wir seiner Person gedenken, sondern dass wir auch darüber nachdenken, wie so etwas vor sich gehen kann. Wie kann sich ein so sinnloser Akt unter unseren Augen auf unseren Straßen um 6 Uhr am Nachmittag abspielen? Wie ist es möglich, dass jemand, der dort steht, einfach niedergeschlagen wird?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dafür gibt es verschiedenste Ursachen und Gründe. Und gerade als Politiker dieses Hauses sind wir natürlich verpflichtet, uns dieses Themas und ähnlicher Themen anzunehmen. Die ÖVP hat schon zu Beginn dieses Jahres darauf hingewiesen, dass wir es insbesondere im Zusammenhang mit den Ausprägungsformen der Jugendkriminalität in den letzten Jahren mit einem Schub zu tun haben und dass wir darauf entsprechend reagieren müssen. In solchen Fällen müssen natürlich polizeiliche und gerichtliche Maßnahmen getroffen werden; und auch diese sind Maßnahmen der Prävention. Die Maßnahmen müssen aber selbstverständlich noch viel weiter gehen und müssen in verstärktem Maß auch Fragen der Prävention im Bereich der Jugendfürsorge, der schulischen und der außerschulischen Jugenderziehung umfassen.

Wolfgang Ulm wird dann vor allem auf die sicherheitspolitischen Fragen eingehen und wird darstellen, dass wir an diesem Vorfall nicht ganz vorbei gehen dürfen. Im Gegenteil! Die Bevölkerung Wiens verlangt zu Recht von uns, dass wir darauf Antworten finden.

Natürlich sehen wir manches anders als etwa die Grünen: Für uns stellen nämlich Videoüberwachungen sehr wohl eine mögliche Maßnahme dar, die Täter auszuforschen; das hat man gerade auch in diesem Fall gesehen. Ich wurde in den letzten Tagen von verschiedensten Menschen in dieser Stadt oft auf diesen Fall angesprochen, da es sich ja um einen Gesinnungsfreund von uns gehandelt hat. Zum Beispiel hat eine Frau, deren 14-jähriger Sohn vor wenigen Wochen in der U-Bahn zusammengeschlagen wurde, berichtet, dass sich dann die Frage erhoben hat, ob die Videoüberwachungsaufzeichnung verwendet werden darf. Das entscheidet sich nämlich daran, ob es sich um ein Delikt handelt, das mit einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe bedroht wird oder nicht. – Für uns von der ÖVP stehen im Vordergrund natürlich die Frage der Sicherheit und das Ziel, dass wir solche Straftaten verhindern wollen. Das ist für uns wichtiger als Datenschutz! (Beifall bei der ÖVP.)

Wolfgang Ulm wird noch auf die verschiedensten Forderungen eingehen, die wir diesbezüglich stellen. (GR Kurt Stürzenbecher: Und er wird auch noch auf die Stadtwache eingehen!) Auch das ist ein Thema, weil auch die Frage der Ordnung hier eine Rolle spielt. Das sieht man in verschiedenen Bereichen. Schauen Sie sich auch an, wie das international abläuft! Ich habe mir das vor Kurzem auf einem internationalen Bahnhof angesehen, wo die Frage des Ordnungsdienstes im Vordergrund steht, und daran knüpft sich natürlich auch die Sicherheit. Dort gilt Zero-Tolerance, und die Frage der Zero-Tolerance-Strategie ist ein Thema, das auch für uns eine wesentliche Rolle spielt. Wolfgang Ulm wird darauf eingehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben in diesem Zusammenhang auch ein zweites Thema hier angesprochen, nämlich die Situation des Rettungswesens in Wien, und meine Kollegin Karin Praniess-Kastner hat schon in der Fragestunde darauf hingewiesen. Der angesprochene Fall ist aber leider kein Einzelfall. Ich war vor mehr als zwei Monaten selbst in meiner Umgebung damit konfrontiert, dass ein 41-jähriger Wirt, der vor einigen Monaten schon einmal einen Schlaganfall hatte, mit Verdacht auf Gehirnblutung im innerstädtischen Gebiet 50 Minuten, und zwar in der Zeit von 20 Uhr bis 20.50 Uhr, warten musste, bis endlich ein Notarzt zur Stelle war. Meine sehr geehrten Damen und Herren! So etwas darf nicht vorkommen, und gerade eine Stadt, die sich auf die EURO vorbereitet, muss für solche Fälle weit besser vorbereitet sein!

Gemeinsam mit meinen Kollegen Praniess-Kastner, Wolfgang Ulm und Barbara Feldmann verlangen wir daher eine Optimierung des Notfallmanagements der Wiener Rettung. Unser Beschlussantrag lautet: 

„Es gibt auf Grund mehrerer einschlägiger Vorkommnisse, so zuletzt basierend auf Zeugenaussagen anlässlich der Attacke auf den Währinger Bezirkspolitiker, begründete Bedenken, dass manchmal zwischen der Notfallsmeldung und dem tatsächlichen Eintreffen des Notarztes beziehungsweise der Rettung und der nachfolgenden Einlieferung in ein Krankenhaus zu viel Zeit verstreicht. Es mögen daher das Notfallverständigungssystem der Wiener Rettung einer eingehenden Prüfung unterzogen werden und gegebenenfalls Reformmaßnahmen getroffen werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien muss – wie gesagt – auf die EURO auch in diesen Fragen entsprechend vorbereitet sein: Da reicht es nicht aus, wenn man alles in rosaroten Farben sieht und sagt, dass alles in Ordnung ist. Vielmehr haben wir uns dem zu stellen.

Ebenso haben wir uns dem Phänomen der zunehmenden Brutalität gerade bei Jugendlichen zu stellen. Da geht es um Wertefragen, mit denen wir uns auseinanderzusetzen haben. Da geht es darum, dass wir in ganz anderer Weise auch mit neuen Institutionen im Bereich der Jugendwohlfahrt und der Jugend-Center zusammenarbeiten. Daher lassen wir im Moment durch das Kontrollamt überprüfen, ob hier nicht mit moderneren Mitteln vorgegangen werden sollte.

All das ist notwendig. Aber natürlich bedarf es auch einer entsprechenden polizeilichen Unterstützung, und es bedarf auch einer Überprüfung der Strafgesetze. Ich glaube, dass der Bevölkerung nichts Gutes geschieht, wenn man den Menschen Sand in die Augen streut und darüber hinweg geht, anstatt auf die Situation einzugehen, sie zu analysieren und dann alle Möglichkeiten auszuschöpfen, damit die Sicherheit wirklich Priorität in dieser Stadt hat. Nur das kann der richtige Weg sein! Es gibt keinen anderen. Wir dürfen nicht die Augen zumachen, alles rosarot sehen beziehungsweise darüber hinweggehen, sondern wir müssen für die Sicherheit der Wienerinnen und Wiener mehr tun! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Berichterstatterin!

Zuerst möchte ich eineinhalb Sätze zu dem Akt selbst sagen, in dem es um die Genehmigung des Übereinkommens mit dem Verein Wiener Frauenhäuser – Soziale Hilfen für von Gewalt betroffenen Frauen und ihre Kinder geht. Es geht hiebei um die Förderzusage und um allgemeine Richtlinien über die Durchführung der Betreuung der betroffenen Personen. In diesem Zusammenhang möchte ich betonen, dass die Wiener Frauenhäuser seit vielen Jahren eine außerordentlich wichtige, notwendige und oft überhaupt nicht leichte Arbeit leisten. Sie leisten eine großartige Arbeit im Interesse der betroffenen Frauen und Kinder. Dafür spreche ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Wiener Frauenhäuser unseren herzlichen Dank aus! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dem Akt stimmen wir natürlich gerne zu. 

In der Präsidiale ist man überein gekommen, dass wir über Jugendkriminalität sprechen werden, und auch ich möchte bei dieser Gelegenheit der Familie Natschläger und den Freunden von Herrn Bezirksrats Natschläger mein herzliches Beileid aussprechen. 

Es gibt nichts Schlimmeres, als wenn ein Mensch vor der Zeit stirbt. Natürlich müssen wir aus diesem Vorfall auch Schlüsse ziehen, und zwar in aller Sachlichkeit. Im konkreten Fall ging es zwar nicht um Jugendkriminalität, denn Faktum ist auch, dass die mutmaßlichen Täter Erwachsene und keine Jugendlichen sind; es sind junge Erwachsene, aber Erwachsene. Man ist jedoch in der Präsidiale übereinkommen, dass wir heute auch über Jugendkriminalität reden sollen, und das ist sicherlich ein wichtiges Thema, dem ich mich gerne stelle.

Es ist dies ein ernstes Thema, das man weder bagatellisieren noch auf unsachliche Art und Weise dramatisieren soll. Zudem ist das kein spezifisches Wiener Thema, und ich glaube, es wird auch niemand behaupten, dass das ein spezifisch österreichisches Thema ist. Vielmehr handelt es sich hiebei um ein internationales Phänomen.

In Wien und Österreich haben wir anhand der letzten Statistiken festgestellt, dass die Zahl der Anzeigen in diesem Zusammenhang zugenommen hat, dass gleichzeitig aber die Zahl der Verurteilungen abgenommen hat, wobei Letzteres sicherlich auch daran liegt, dass in der Stadt Wien sehr viel für die Jugend geschieht. Wir haben eigene Arbeitsmarktinstrumente für Ausbildung und Vermittlung, und es wird für Jugendarbeitsplätze entsprechend gesorgt. Eigenverantwortung, Partizipation und Prävention werden groß geschrieben.

Im Zusammenhang mit Prävention ist man nämlich besonders bei Jugendlichen wirklich sehr oft erfolgreich. Das muss man dazu sagen. Im Gegensatz dazu ist vermutlich bei machen Straftätern um die 40 oder 50, die schon 20 Mal eingebrochen haben, wahrscheinlich nicht mehr viel möglich. – Bei Jugendlichen ist aber auch Resozialisierung in sehr vielen Fällen tatsächlich noch möglich. Dafür sollten wir uns einsetzen, und ich glaube, dass das auch sehr gut geschieht. 

Ich möchte jetzt auch ein Thema erwähnen, das insbesondere mit der FPÖ im Zusammenhang steht: Die FPÖ hat gemeinsam mit der ÖVP – mehr aber die FPÖ, denn sie hat den zuständigen Minister, Böhmdorfer, gestellt – leider eine Einrichtung zerstört, von der wir alle wissen, dass sie ausgezeichnet gearbeitet hat, nämlich den Wiener Jugendgerichtshof. Das war wirklich eine Tat gegen die Wiener Jugend! Und diese Tat hat sicherlich dazu geführt, dass es jetzt mehr Jugendkriminalität gibt. Daher verurteilen wir nach wie vor diese Handlung der vormaligen schwarz-blauen Bundesregierung: Die Schließung des Jugendgerichtshofs war eine ganz schlimme Sache! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn Kollege Schock jetzt sagt, dass Böhmdorfer kein Mitglied der FPÖ war, dann muss ich sagen, dass er immerhin der Koordinator der freiheitlichen Regierungsfraktion war! Und er hat diesen falschen Schritt aus rein ideologischen Gründen gesetzt.

Im Hinblick darauf bin ich froh, dass Ministerin Berger sich jetzt sehr darum bemüht, ein Jugendkompetenzzentrum schaffen, das einem Jugendgerichtshof sehr nahe kommt. Soviel ich weiß, will die ÖVP keinen „Gerichtshof“. – Es geht meiner Meinung nach auch nicht darum, ein Gerichtshof mit einem Präsidenten zu schaffen, aber es soll eine entsprechende Vernetzung von Sozialarbeitern, Psychologen, Therapeuten und sonstigen Fachleuten, die mit den Jugendlichen arbeiten, an einer Stelle geben. Wenn das gelingt, ist das schon sehr gut, und soviel ich weiß, soll spätestens im Jahr 2010 mit dem Bau des Justizzentrums Wien Erdberg de facto auch wieder ein Jugendgerichtshof geschaffen werden. Das ist sehr erfreulich, damit werden wir dann einen großen Fehler der schwarz-blauen Regierung wieder repariert haben. 

Zur Stadtwache: Kollege Ulm! Salopp ausgedrückt ist die Stadtwache ja ein bisschen dein Steckenpferd beziehungsweise Hobby. (GR Dr Wolfgang Ulm: Das ist mir ein ernstes Anliegen!) Subjektiv ist das Kollegen Ulm sicherlich auch ein ernsthaftes Anliegen. Leider sprechen aber die Fakten nicht dafür. Wir sind sehr dafür, die Polizei von Tätigkeiten zu entlasten, die sie von ihren Kernaufgaben eher ablenkt. Das haben wir beispielsweise im Zusammenhang mit dem Fundwesen, dem Meldewesen und dem Passwesen und auch betreffend den ruhenden Verkehr bereits getan. 
Es scheint mir aber nicht angebracht zu sein, jetzt sozusagen eine Stadtwache einzuführen, die die Jugendkriminalität mit bekämpfen soll! So weit in diesem Bereich Handlungen gesetzt werden müssen, muss das wirklich die Polizei tun. Das ist nicht Aufgabe einer Stadtwache! Das muss man einmal ganz klar sagen. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch Herr Kollege Ulm weiß, dass die Stadtwache nach Art 78d Abs 2 B‑VG kein bewaffneter Wachkörper sein könnte. In Anbetracht der Herausforderungen unserer Zeit wäre das allerdings eher schwierig. – Ich kann mich noch erinnern, dass die Bobbys in England lange Zeit dezidiert nur einen Gummiknüppel und keine Schusswaffen hatten. In einer friedlicheren Zeit war das damals in England anscheinend möglich. Für die heutige Form der Kriminalität scheint mir jedoch ein Wachkörper, der wirklich die Kernkriminalität mitbekämpfen soll, in dieser Form nicht geeignet zu sein. Unbewaffnete Bedienstete könnten sich bei gewalttätigem Widerstand von Betroffenen nicht ausreichend schützen, wären selbst in Verletzungsgefahr und müssten in sehr vielen Fällen dann wieder die Polizei anfordern. Dadurch hätte man den doppelten Aufwand, und das würde wirklich nichts bringen!

Ich glaube, dass das Konzept der Stadtwache, wie es von der ÖVP immer wieder vorgebracht wird, aus vielerlei sachlichen Gründen nicht ausgereift ist, und daher lehnen wir es weiterhin ab. – So viel zur Stadtwache.

Weiters habe ich schon darauf hingewiesen, dass die Kriminalitätsrate in Wien, im Vergleich zwischen März 2007 und März 2008 zurückgegangen ist. Das betrifft auch die Jugendkriminalität. – Das liegt sicherlich an der verstärkten Kooperation zwischen Polizei, Stadtschulrat und Schulen, aber auch an der gezielten Bekämpfung von Jugendbanden. In diesem Bereich hat man doch einiges erfolgreich geschafft, und ich glaube, dass man diesen Weg weiter gehen soll.

Ich will jetzt nicht Debatten, die im Parlament über grundsätzliche Fragen der Strafrechtspolitik geführt werden, hier noch einmal führen. Wir haben das übrigens gestern im Fernsehen oder auch live ohnedies gesehen. Bei dieser Debatte wurden auch Jugend-Camps beziehungsweise die Verschickung von Jugendlichen nach Sibirien angesprochen, was es bei Straffälligen in Deutschland tatsächlich gibt. Als ich das erste Mal davon gelesen habe, habe ich gedacht, das ist ein Witz oder eine satirische Überspitzung. Aber das gibt es wirklich! Allerdings ist das nach Ansicht aller Fachleute ganz einfach Unsinn! 

Wenn der Bundesgeschäftsführer der ÖVP, Kollege Missethon, sich das anschauen will, dann kann man ihm in Erinnerung rufen, dass er schon mehrmals von Justizministerin Berger dazu eingeladen wurde, sich die Justizanstalt Gerasdorf anzuschauen, wo mit jugendlichen Straftätern sehr gut, kompetent und professionell gearbeitet wird. Dort kann Missethon viel mehr lernen als in diesen komischen Straf-Camps! Diese sind für uns kein Vorbild! (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist sehr wichtig, dass straffällig gewordene Jugendliche wieder zurück in die Gesellschaft finden. Bei vielen ist es möglich, bei einigen wenigen wird es vielleicht nicht möglich sein. Letztere brauchen professionelle Sozialtherapie und Antigewalttraining. Viele lernen beispielsweise erst in der Justizanstalt Gerasdorf, wenn sie länger als sechs Monate dort sind, einen strukturierten Alltag kennen. Dort wechseln Lernen, Lehre und Sport ab, und die jungen Menschen erfahren dort oft zum ersten Mal in ihrem Leben so etwas wie Erziehung. Das funktioniert einigermaßen gut in Gerasdorf, und ich glaube, solche Justizanstalten, die wirklich auf die Bedürfnisse der Jugendlichen eingehen, bringen auch der Gesellschaft sehr viel, weil so Rückfälle vermieden werden und es damit künftig weniger Kriminalität geben wird. 

Für sehr wichtig halte ich auch gemeinnützige Arbeit, die immer mehr forciert wird, und den Täter-Opfer-Ausgleich. Wenn jetzt die Rede von strengeren Strafen war, dann möchte ich sagen: Es gibt kaum einen Experten – ich kenne überhaupt keinen –, der der Meinung ist, dass gerade bei Jugendlichen strengere Strafen sinnvoll sind und irgendetwas bringen würden.

Außerdem kann man ruhig auch sagen, dass derzeit in Österreich deutlich mehr Jugendliche als etwa in der Schweiz oder in Deutschland – unter Anführungszeichen – sitzen. In Österreich waren im Jahr 2006 340 Jugendliche hinter Gittern, das ist ein Anteil von 3 Prozent der gesamten Häftlinge von 8 600. In der Schweiz „saßen“ 53, das sind nur 0,9 Prozent aller Häftlinge, und in Deutschland waren 1 Prozent aller Häftlinge Jugendliche. Die Haftzahl von Unter-18-Jährigen, gerechnet auf je 100 000 der Altersgruppe 15 bis 18 Jahre, beträgt in Deutschland 46 Prozent, in England 47 Prozent und Österreich 70 Prozent. Wir sind also eher noch zu weit oben in dieser Relation und müssten, wie etwa die Schweiz, mehr die gemeinnützige Arbeit forcieren, was die Leute, wenn es nicht schwere Fälle sind, viel eher wieder zurückbringt, als wenn sie im Gefängnis sind.

Weiters ist zu sagen, dass natürlich auch alle anderen alternativen Konzepte wie etwa der außergerichtliche Tatausgleich gerade bei Jugendlichen sehr erfolgreich sind. Daher unterstützen wir, dass das weiterhin verfolgt wird.

Kollegen Schock von der FPÖ hat es eigentlich recht spät in seiner Rede angesprochen, aber natürlich wurden schließlich wieder Vorurteile gegenüber ausländischen Mitbürgern und Mitbürgerinnen mit Migrationshintergrund laut. – Es ist Faktum, dass prozentmäßig relativ viele in unseren Haftanstalten Einsitzende Nichtösterreicher sind und einen ausländischen Pass haben. Das sind allerdings sehr häufig Leute, die ausschließlich aus dem Grund, eine Straftat zu begehen, nach Österreich kommen. Es handelt sich dabei um die – fast verniedlichend – so genannten Sozialtouristen, die aus osteuropäischen Ländern oder Republiken der ehemaligen Sowjetunion kommen, in eine internationale Mafia eingebunden sind und ausschließlich hierher kommen, um hier Straftaten zu begehen. Das ist natürlich konsequent mit allen strafrechtlichen und polizeilichen Mitteln und mit besserer internationaler Zusammenarbeit zu bekämpfen. Diese Leute wollen wir hier natürlich nicht, und es gibt jetzt auch von der neuen Bundesregierung Maßnahmen, dass diese Leute ihr Strafmaß letztlich zu Hause absitzen und Österreich früher verlassen. – Das ist der eine Personenkreis.

Hingegen weist der Personenkreis der hier auf Dauer arbeitenden und lebenden Bevölkerung mit Migrationshintergrund überhaupt keine höhere Rate an Kriminalität auf als die einheimische Bevölkerung. Auch das ist Faktum, und darauf muss man immer wieder hinweisen, weil das immer vermischt wird: Einerseits handelt es sich um die so genannten Kriminaltouristen, also die international organisierte Kriminalität, die schärfstens zu bekämpfen ist, andererseits geht es um die seit vielen Jahren beziehungsweise Jahrzehnten hier lebende Bevölkerung mit Migrationshintergrund. Und es ist extrem unfair, beide in einen Topf zu werfen! Diese Vereinfachung weisen wir konsequent zurück! (Beifall bei der SPÖ.)
Insgesamt muss man natürlich auch bei den Jugendlich darauf achten, wer letztlich Straftaten begeht. – Oft sind es Menschen, die einen schlechten sozialen Status, schlechtere Bildungschancen und schlechtere Lebenschancen haben. Im Hinblick darauf müssen wir die soziale Integration forcieren und müssen verhindern, dass Menschen auch trotz fleißigen Lernens keinen Arbeitsplatz bekommen. Die Stadt Wien tut auf diesem Gebiet sehr viel, das habe ich schon gesagt, trotzdem gibt es in diesem Bereich noch immer soziale Härtefälle. Daher müssen wir es wirklich schaffen, die Menschen sozial zu integrieren. Das ist viel, viel wichtiger, als den Strafrahmen zu erhöhen!

Nun noch zu einem konkreten Antrag: Kollege Klubobmann Tschirf! Der Antrag betreffend Zwangsehe bringt nichts! In der Einleitung steht ohnedies schon, dass durch eine Strafgesetznovelle im Jahr 2006 der Strafrahmen für schwere Nötigung verschärft wurde. Darauf stehen, glaube ich, bis zu fünf Jahren Haft, und das umfasst das voll. Der Tatbestand heißt nicht „Zwangsehe“, aber das wurde bereits berücksichtigt. Herr Klubobmann! Bevor du drüben anrufen lässt, darf ich dir sagen: Die ÖVP hat im Nationalrat alle diesbezüglichen Anträge der FPÖ gemeinsam mit der SPÖ immer abgelehnt oder vertagt, indem man gesagt hat, dass es das ohnedies schon gibt und ein neuer Titel nicht mehr Abschreckung oder Veränderung bringt. Deshalb werden wir auch diesen Antrag ablehnen, weil das, wie gesagt, ohnehin schon strafgesetzlich geregelt ist. – Das Problem an sich ist aber natürlich ernst, und wir nehmen es auch sehr ernst.

Ich glaube, ich habe keinen Antrag vergessen. Zu den spezifisch frauenpolitischen Anträgen wird Frau Kollegin Wehsely und zu den spezifisch jugendpolitischen Themen wird Kollege Baxant Stellung nehmen. 

Deshalb kann ich langsam schließen: Wir müssen uns natürlich ernsthaft mit den neuen Formen der Jugendgewalt auseinandersetzen. – Wenn Präsident Jesionek sagt, dass es heute wirklich schon so ist, dass Leute auch auf Wehrlose hintreten, was es früher nicht gegeben hat, dann hat das natürlich Gewicht. Man muss allerdings hinzufügen: Wenn man Jesionek glaubt, dann muss man auch für seine Methoden eintreten, und Jesionek sieht sicherlich nicht in der Hinaufsetzung von Strafhöhen eine Lösung! Vielmehr muss man da wirklich viel umfassender an das Problem herangehen, denn es gibt neue Formen der Gewalt.

Ich habe vor Kurzem mit Vertretern von „Neustart“ gesprochen. Diese sagen, dass es grundsätzlich nicht mehr Gewalt als früher, aber andere Formen von Gewalt gibt, insbesondere die absolut sinnlose Gewalt. Diesem Phänomen gegenzusteuern, ist natürlich unsere Aufgabe, und das muss hier auch geschehen, auch wenn das ein internationales Phänomen ist. Letzteres hat Österreich und Wien erreicht, und wir alle müssen dafür sorgen, dass es zurückgedrängt wird.

Wir müssen mit einem Bündel von Maßnahmen dagegen arbeiten, und zwar vor allem mit strukturellen Maßnahmen. Wichtig dabei sind, wie ich wiederholen möchte, Arbeit, Bildung, Chancengleichheit, Partizipation, Prävention sowie – wenn schon Tathandlungen gesetzt wurden – Sozialtherapie, Antigewalttraining, außergerichtlicher Tatausgleich, Diversion, Forcierung gemeinnütziger Leistungen, Haftstrafen bei Jugendlichen nur bei schweren Fällen und konsequentes Vorgehen der Behörden. Konsequent muss aber auch die Gesellschaft insgesamt sein, und es ist durchaus auch die Zivilcourage jedes Einzelnen erforderlich.

Hinzufügen möchte ich: Es ist nicht möglich, die Jugendkriminalität ganz zu beseitigen. Das wird nie möglich sein. Anzustreben ist jedoch, dass diese so weit wie möglich zurückgedrängt wird. Wichtig ist vor allem, dass die Ursachen so weit als möglich beseitigt beziehungsweise bekämpft werden, damit Wien weiterhin eine der sichersten und lebenswertesten Städte dieser Welt bleibt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich weise darauf hin, dass die Redezeit ab jetzt 20 Minuten beträgt. – Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist traurig, dass es jedes Mal einen sehr tragischen Anlassfall geben muss, damit Themen vor allem im Bereich der Kriminalität und Kriminalitätsbekämpfung diskutiert werden. Ich glaube, darin sind sich im Prinzip alle einig. Leider verhält es sich aber so – und ich glaube, das wird auch in Zukunft so bleiben –, dass es immer wieder einen tragischen Auslöser oder mehrere tragische Anlassfälle geben muss, die wir alle sehr bedauern, damit ein bestimmtes Thema, das schon lange unter den Nägeln brennt, besprochen wird.

Ich meine, es ist gut, dass wir heute das Thema Jugendkriminalität ins Zentrum dieses Tagesordnungspunktes gerückt haben. Es ist richtig und wichtig, darüber zu sprechen, ich denke aber, dass man, wenn man sich die Entwicklung der letzten Jahre anschaut, vor allem von Seiten der Stadtregierung schon viel öfter, viel mehr und viel intensiver und nachhaltig auf diese Entwicklungen reagieren müssen hätte, die sich – wie schon erwähnt wurde – auf der ganzen Welt oder in sehr vielen Bereichen der Welt, aber auch hier bei uns in Wien abspielen.

Ich darf gleich auf meinen Vorredner Dr Stürzenbecher antworten. Er meint, es wäre der Jugendgerichtshof gewesen, der eine Ausweitung der Jugendkriminalität in großem Maß verhindert hätte. Herr Kollege Stürzenbecher! Sie sprechen einerseits von einer internationalen Entwicklung, auf der anderen Seite schieben Sie das Ansteigen der Jugendkriminalität in Wien darauf zurück, dass der Jugendgerichtshof in dieser Form nicht mehr existiert. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das war ein Faktor! Das ist aber nicht alles!)
Diese Argumentation ist nicht zulässig! Das widerspricht sich! Selbstverständlich muss man Jugendkriminalität separat für sich behandeln. Aber es ist mit Sicherheit nicht die Auflösung des Jugendgerichtshofs die Ursache dafür, dass wir die Entwicklungen, die sich in Wien in den letzten Jahren zeigen, vorfinden, nämlich insbesondere eine veränderte Kriminalität unter Jugendlichen. Es wurde schon angesprochen, dass es jetzt zu stark erhöhter Brutalität bei der Ausführung der einzelnen Taten kommt, und das hat natürlich unterschiedliche Ursachen.

Ich möchte zuerst aber auch noch auf den eigentlichen Akt betreffend die Subvention an die Wiener Frauenhäuser zu sprechen kommen. Ich stehe nicht an zu sagen, dass das eine wichtige Einrichtung in dieser Stadt ist. Es ist traurig, dass wir so viele Betreuungsplätze brauchen und ein so großer Betreuungsaufwand überhaupt notwendig ist. Das ist jedoch Tatsache, und ich konnte mich auch selbst davon überzeugen, dass in den Wiener Frauenhäusern sehr gut gearbeitet wird, weshalb ich dieser Institution meinen Dank und meine Wertschätzung ausspreche.

Das Ganze ist ja untrennbar miteinander verbunden, denn die negative Karriere eines späteren Täters beginnt meist in sehr frühen Jahren, und damit ist hier sozusagen der Bogen gespannt beziehungsweise der Zusammenhang sichtbar: Wenn ein Kind etwa Gewalt durch einen prügelnden Vater erfahren musste und eine Frau mit ihren Kindern in einem Frauenhaus untergebracht werden muss, dann ist es kein weiter Weg bis zur eigene negativen – unter Anführungszeichen – Karriere als Krimineller oder Kriminelle.

Auch wenn das von Ihrer Seite gerne abgesprochen wird, möchte ich doch betonen, dass selbstverständlich auch durch die Zuwanderung und durch eine Integrationspolitik, die in weiten Bereichen, wie wir meinen, verfehlt ist, das Problem entsteht, dass es zu einer ganz speziellen Art von Brutalität und von gewalttätigen Auseinandersetzungen vor allem unter Jugendlichen und innerhalb unterschiedlicher Gruppen von Jugendlichen kommt. Das hat sehr viel mit einem überholten Rollenbild der Männer zu tun, das selbstverständlich aus anderen Kulturkreisen hierher gebracht wurde. Und die Integrationspolitik setzt immer wieder dort an, dass zwar die Frauen, die Opfer dieser Gewalt wurden, betreut werden, was richtig und wichtig ist, Sie setzten aber nie bei den Männern, also bei den Tätern, an! Das fehlt mir wirklich, und das wiederhole ich jetzt schon fast gebetsmühlenartig!

Das war auch in anderen Bereichen so. Ich kann mich noch erinnern, dass wir, beziehungsweise diesfalls insbesondere ich, fast ausgelacht wurden, als wir beziehungsweise ich eine verstärkte Form der Männerbetreuung verlangt haben. Dazu stehe ich heute noch! Und heute kommt man ja nach und nach drauf, dass das sehr wichtig ist, weil nämlich die Probleme, die viele Frauen betreffen, die Probleme von Söhnen und Partnern sind, die dann übertragen werden.

Es ist sicherlich nicht angenehm, in diese extrem patriarchalischen Strukturen einzugreifen, sich an die Männer zu wenden und ihnen zu vermitteln, dass wir hier ein anderes Wertesystem und andere gesellschaftliche Normen haben als in den Ländern, aus denen sie stammen. Und das ist nicht gelungen! Die Wertesysteme pflanzen sich zuzusagen vom Großvater auf den Vater und auf die Söhne fort. Wir haben hier heute viele Jugendliche in dritter Generation, die nicht wissen, welche Normen es in diesem Lande gibt, und die bis heute in keiner Weise angenommen haben, dass es hier selbstverständlich eine Gleichwertigkeit der Geschlechter gibt. Sie wissen anscheinend nicht, dass es in Wien oder in Österreich oder natürlich auch in Deutschland nicht üblich ist, die Schwester zu rächen, weil sie sich erfrecht hat, mit irgendeinem Burschen, der ihnen vielleicht nicht zu Gesichte steht, Kontakt zu halten.

Auf diesem Gebiet muss noch viel mehr gemacht werden. Das ist sicherlich eine riesige und mühvolle Aufgabe, es wird aber nicht ohne diese Arbeit gehen, dass man nämlich vor allem den Männern vermittelt, dass hier andere gesellschaftliche Normen, aber auch ein anderes Recht herrschen. Sie müssen begreifen, dass nicht mit zweierlei Rechten gemessen werden kann, sondern dass bei uns nur das hier gültige Recht hinsichtlich der verschiedenen Ausformungen von Gewalt ausschlaggebend ist. Es geht nicht an, dass viele Frauen als Opfer von Gewalt in Betreuungseinrichtungen kommen, weil ein – unter Anführungszeichen – Patriarch einer Familie glaubt, diktieren zu können, ob eine Frau Geld verdienen darf, ob sie etwas lernen darf oder ob sie überhaupt aus dem Haus gehen darf. Ich glaube, da muss man ansetzen. Das vermisse ich aber. Ich muss leider feststellen, dass wir als Antwort immer wieder Schlagwortkataloge bekommen, Herr Kollege Stürzenbecher, jedoch jeglicher Ansatz fehlt, konkret einzugreifen und konkrete Maßnahmen zu setzen. 
Es ist immer so ein „sollte, müsste, könnte", aber konkrete Maßnahmen werden niemals angesprochen. 

Es ist ein Faktor, wir haben im Bereich der Gewalt neue Ausformungen, eine traurige Entwicklung und eine Entwicklung, die alle betrifft, vor allem die, die einmal damit sozusagen in Beziehung gekommen sind. Wenn man ganz speziell auf die Jugendlichen zurückgreift, so vergeht fast keine Diskussion mit Bürgern – oft geht es um ganz andere Sachen –, bei der man nicht dann zu diesem Thema kommt, und es ist zunehmend so, dass besorgte Eltern sagen, ich traue mich mein Kind ganz einfach nicht mehr loszulassen. Das Interessante ist – ich bin jetzt 50 Jahre alt –, in meiner Jugend waren es die besorgten Eltern von Mädchen, die geschaut haben, dass die Kinder nicht zu spät unterwegs sind, und die Angst gehabt haben, dass die Tochter auch wieder gut nach Hause kommt. Das ist ja heute nicht mehr so. Heute hat sich der Spieß fast umgedreht, und man muss heute vor allem auch um Buben Angst haben. Bei 16-, 17-Jährigen – und das sind nun einmal keine kleinen Kinder mehr – ist es normal, dass sie einmal ausgehen und dass sie mit Freunden unterwegs sind, und da muss man heute Angst haben. Viele Eltern sagen, bitte, ich bin einfach nicht bereit, die Überlegung anzustellen, für meinen 16-jährigen Sohn ein Taxi zu bezahlen – was ja auch vollkommen normal ist –, aber damit ich ein ruhiges Gewissen habe, müsste ich es fast tun. 

Wenn man die Szene am Schwedenplatz anschaut: Wie lange hat es gedauert, wie lange hat man geschlafen, wie viele Jugendliche sind dort verprügelt worden? Das waren die typischen Fälle. Wegen etwa eines Handys oder wegen ein paar Euro – damals, als es begonnen hat, waren es sogar noch Schilling –, wegen Zigaretten sind dort wirklich dramatische Vorkommnisse gewesen.

Ich habe das selber im eigenen Bekanntenkreis miterlebt, wo man einem jungen Burschen in die Kehle getreten hat – auch so ein klassischer Handy-Raub –, der bis heute massive Schwierigkeiten hat und dessen ganze Lebensplanung über den Haufen geworfen wurde, weil er eben Opfer einer kriminellen Handlung dort geworden ist. 

Lange hat es gedauert mit dieser fast phobieartigen Angst vor einer Videoüberwachung. Es ist klar, dass es auf jeden Fall ein gutes abschreckendes Instrument ist – das alleine ist schon einmal wichtig –, und wir werden uns mit Sicherheit nicht wegen vorgeschützter Datenschutzfragen dagegenstellen, dass man selbstverständlich neuralgische Plätze per Video oder per Kamera überwacht. Es ist sicher eine gute Maßnahme. Dabei geht es jetzt nicht nur um die Delikte gegen Leib und Leben, sondern es fängt ja an – und das behandelt ja heute auch ein Antrag – mit der Sachbeschädigung.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin absolut nicht dafür, dass man gewisse Sachen mit einem Augenzwinkern zur Kenntnis nimmt. Da geht es immer wieder um diese leidigen Schmierereien, und es ist vollkommen wurscht, welchen Inhaltes die sind. Auf fremden Mauern, auf fremden Einrichtungen, egal, ob öffentlich oder privat, hat einfach kein Mensch zu schmieren. Das ist nicht Kunst, das ist nicht Kultur, sondern das ist Sachbeschädigung, und das muss man auch vermitteln. Da messen Sie schon oft mit zweierlei Maß. (Beifall bei der FPÖ.) Vor allem die Kollegen seitens der GRÜNEN sind es, die sich immer so wahnsinnig abhauen. In allen Tonlagen ist gelacht worden, während unser Klubobmann die aktuelle Situation aufgerollt hat. 

Selbstverständlich ist auch eine entsprechende Strafe notwendig, Strafe auf der einen Seite, eine gerechtfertigte Strafe, die auch nachzuvollziehen ist, und auf der anderen Seite selbstverständlich die Prävention. In beiden Fällen hinken wir dem Bedarf der aktuellen Situation sicher noch hinterher.

Was auf jeden Fall auszumachen ist, ist eine Orientierungslosigkeit, ein Suchen nach Werten, die nicht gefunden werden. Es ist aber auch notwendig, Regeln aufzustellen. Kinder und Jugendliche suchen nach Regeln, suchen nach festen Rahmen. Leider ist es der Ungeist der 68er, der hier immer noch drüberschwebt und in einer Laisser-faire-Methode – alles ist erlaubt, nur ja keine Autoritäten, nur ja keine Regeln – die Kinder und Jugendlichen einfach laufen lassen will. Das ist sicher die falsche Methode, denn heute, mehr als 30 Jahre danach, können wir feststellen: Dieses Weltbild hat nichts verbessert. 

Und ich sage hier auch eines: Zwischen Alles-laufen-Lassen und – wie Sie dann immer gleich ansprechen – dem Gegenteil von strikten und drakonischen Maßnahmen gibt es noch etwas. Kein Mensch will Prügellehrer und Prügeleltern – das ist einmal überhaupt keine Frage –, kein Mensch will Zuchtanstalten, aber es muss Regeln geben und es muss Konsequenzen für den Verstoß gegen Regeln geben. Das ist ganz einfach notwendig, und das müssen auch Sie erkennen. (Beifall bei der FPÖ.) Es ist notwendig, dass wir eine sachliche und offene Diskussion darüber führen, dass wir die Fakten auf den Tisch legen. 

Es ist zum Beispiel auch – es ist ja schon kurz angeklungen – eine wirklich traurige Entwicklung, dass wir heute vorfinden müssen, dass auch Mädchen sich zu Banden zusammenschließen, zu wirklich gewalttätigen Banden zusammenschließen und da sozusagen ins selbe Boot wie die Burschen steigen. Ich glaube, dieses praktische Nachziehen ist leider eine völlige Fehlentwicklung, eine Entgleisung, genauso wie beim exzessiven Rauchen oder beim Alkoholgenuss. Da würde ich mir wünschen, dass die Mädchen zahlenmäßig sozusagen weiter hinten nachhinken, weil das eine sehr negative Entwicklung ist. Wir stellen das leider häufig sowohl im öffentlichen Raum als auch an Schulen fest, dass auch Mädchen sich zu Banden zusammenrotten und hier ihren männlichen Kollegen sozusagen nacheifern. Ich glaube, das ist noch im Ansatz, das ist noch zu stoppen, wenn man es tut. Ich glaube, auch das muss man sich vor Augen halten. Es findet statt, und hier sind mit Sicherheit Präventionsmaßnahmen gefordert.

Die Jugendwohlfahrt muss reformiert werden. Es sind die Eltern heute überfordert. Das wird nachweislich von Soziologen, von Pädagogen, egal, ob in unseren Nachbarländern oder hier bei uns, immer wieder zur Sprache gebracht. Kinder brauchen eine konsistente Erziehung, und das fällt vielen Eltern schwer. Es wird vieles gefordert, auf der anderen Seite aber unterliegt die Erziehung keiner Konsistenz, keinen Regeln, weil die Eltern aus unterschiedlichen Gründen überfordert sind. 

Ich glaube, die Elternarbeit muss einen wesentlich höheren Stellenwert bekommen. Man muss auch die Überlegung anstellen, wie kommuniziere ich von Seiten der Jugendwohlfahrt mit den betroffenen Eltern. Ich glaube, auch hier ist vieles nachzuholen oder zu reformieren. Eltern müssen so behandelt werden, wie sie das Verständnis haben aus ihrer eigenen Geschichte heraus. Das findet derzeit nicht statt. Da ist in Wien sicher noch viel zu tun. 

Wir sind leider auch immer wieder mit Fällen konfrontiert, wo eben die Jugendwohlfahrt versagt, und ich glaube, auch das muss immer wieder ein Anlass sein, sich damit auseinanderzusetzen: Wie stärke ich die Familien, damit sie mit ihrer Erziehungsarbeit fertig werden? Ich kann nicht alles der Schule überlassen, aber dort, wo es der Schule überlassen bleibt, da hat – das muss ich auch sagen – einfach keine ideologisch geprägte Erziehungsmethode Platz, sondern wir müssen den Kindern vor allem eine Orientierung und Perspektiven vermitteln, und die haben sie derzeit leider nicht.

Ich fasse daher zusammen: Es ist eine offene und sachliche Diskussion zu diesem Thema zu führen. Verleugnen, verdrängen und vertuschen sind hier sicher der falsche Weg. Es geht um unsere Kinder – die Frau Kollegin ist nicht mehr da oder nicht im Raum –, es ist für uns ganz klar, unsere Kinder sind die Kinder in Wien. Es geht um die Opfer krimineller Handlungen. 

Es wurde ja heute auch schon die Zivilcourage angesprochen, und ich bin ganz kurzfristig mit einem Vorfall konfrontiert worden, bei dem ein Mensch, der Zivilcourage zeigen wollte, am helllichten Tag, um 13.30 Uhr, auf der Mariahilfer Straße in Wien, als er an zwei Bettlerinnen mit kleinen Kindern nicht vorbeigehen wollte, sondern sich mit dem Vorfall auseinandergesetzt hatte und bemüht war, ihn zu dokumentieren, sich unverzüglich mit einer Fünfer-Bande von Burschen mit Springmessern konfrontiert gesehen hat. Der Fall ist polizeilich dokumentiert, ich erfinde den jetzt nicht. Durch den Eingriff von Passanten konnte zwar verhindert werden, dass dieser Herr, der eben zeigen wollte oder auch gezeigt hat, dass es ihm nicht wurscht ist und dass er nicht vorbeigeht, wenn mit kleinen Kindern, fast noch Babys, gebettelt wird, angegriffen wurde, aber er musste sich unverzüglich mit einer Messerbande in Konflikt sehen.

Genau das ist es, was es natürlich dann auf der anderen Seite Menschen, die sich in dem Fall wirklich in einem von uns hier erst kürzlich beschlossenen Straftatbestand engagieren wollen und sozusagen nicht vorbeigehen und die Augen verschließen, schwer und immer schwerer macht, weil eben hier eine besondere Brutalität nicht nur der Jugendlichen gegeneinander, sondern natürlich auch gegenüber erwachsenen Menschen gelebt wird, wo die Messer sehr locker sitzen. 

Ich glaube, das sind schon die Dinge, wo man schon auch eine Strafe in Aussicht stellen muss. Es genügt nicht, erst dann, wenn es zu spät ist, allein mit der Prävention anzusetzen. Machen wir also die Augen auf! Nehmen wir die Fälle, die in Wien passieren, zur Kenntnis! Lassen wir es nicht mehr darauf ankommen, dass ein trauriger und tragischer Anlass gegeben sein muss, damit wir uns mit diesem Thema auseinandersetzen, sondern nehmen wir die Entwicklung der Gewalt, ganz besonders unter Kindern und Jugendlichen, hier in Wien ernst. Setzen wir die entsprechenden Maßnahmen, die nicht ein Katalog an Schlagworten sind, sondern wirklich ganz konsequente Maßnahmen, die aus den Handlungen erfolgen und die dazu führen, dass auch den Kindern und Jugendlichen ganz deutlich bewusst gemacht wird, dass es Spielregeln gibt und dass diese einzuhalten sind. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dr Ulm. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Gottfried Natschläger ist durch einen brutalen Angriff ums Leben gekommen, am helllichten Tag auf der Währinger Straße durch ein oder zwei junge Erwachsene. Ich glaube, es ist richtig, dass wir jetzt bei dieser Debatte kurz innehalten und nicht in der Tagesordnung fortfahren, als ob nichts geschehen wäre. Ich bedanke mich beim Klubobmann der ÖVP, Matthias Tschirf, und bei den Vorsitzenden Godwin Schuster und Günther Reiter, dass sie die Voraussetzungen geschaffen haben, hier bei diesem Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand des traurigen Anlasses würdig zu gedenken. 

Es ist wirklich der richtige Zeitpunkt, jetzt an den Menschen Gottfried Natschläger zu denken, seiner Familie, seinen Freunden das Mitgefühl auszusprechen und Gottfried Natschläger Danke zu sagen für das, was er für uns alle und für die Gemeinschaft geleistet hat. Es ist aber auch der richtige Zeitpunkt, Fragen zu stellen, ganz persönliche Fragen, philosophische, theologische, aber natürlich auch politische Fragen. Und für diese politischen Fragen sind wir in erster Linie da, ist dieser Gemeinderat als höchstes Organ der Stadt Wien da. Da müssen wir uns natürlich die Frage stellen: Was können wir, was kann die Politik machen, um so einen Vorfall, so eine Tat zumindest unwahrscheinlicher zu machen? 

Es geht uns selbstverständlich jetzt überhaupt nicht um undifferenzierte Schuldzuweisungen, um schnelle Patentlösungen – die kann es nicht geben – und schon gar nicht um oberflächliche Polemik, aber wir dürfen uns sicher nicht damit zufriedengeben, dass wir immer wieder hören und es auch selbst von uns sagen, dass Wien eine der sichersten Städte der Welt ist. Ich bin davon überzeugt, es gibt in dieser Stadt noch Potenzial, das vorhanden ist, das ungehoben ist, das noch brachliegt und aus dem man Wien noch sicherer machen könnte, als es jetzt ist. Das ist unsere Aufgabe, dazu sind wir verpflichtet. (Beifall bei der ÖVP.)
Was hindert die Wiener Politik, was hindert diese Stadtverwaltung, das Thema Ordnung und Sicherheit zum politischen Schwerpunktthema zu machen? Es ist kein kommunalpolitisches Thema im ureigensten Sinn, aber eigentlich doch, weil die kommunale Kriminalprävention von der Kriminalitätsbekämpfung nicht getrennt werden kann.

Ich schlage daher vor, das Thema Ordnung und Sicherheit zum politischen Schwerpunkt zumindest für das Jahr 2008 zu erklären oder bis zum Ende der Legislaturperiode. Wir sollten jedenfalls dem Bürger sagen, dass Sicherheit für uns höchste Priorität hat, dass uns der Schutz der Bürger, deren körperliche Unversehrtheit, der Schutz der Gesundheit, des Lebens, aber auch von Rechtsgütern wie des Eigentums wichtig ist. Der Politiker hat das gesprochene Wort. Er kann das, was ein Problem darstellt, ansprechen und er kann seine Zielvorstellungen formulieren. Damit trägt er wesentlich zum Klima und zur Atmosphäre in dieser Stadt bei. 

Wir müssen den Mitbürgern klarmachen, dass sie verantwortlich sind für ihre Handlungen, dass sie Verantwortung tragen für ihren Mitmenschen. Es geht um die Lebensqualität in dieser Stadt, und wir müssen klarmachen, dass wir Dinge, die diese Lebensqualität schwerst beeinträchtigen, nicht hinzunehmen gewillt sind. Das beginnt schon vor der Setzung von strafbaren Handlungen, da geht es bereits um so genannte nur Verwaltungsdelikte, da geht es um Anstandsverletzungen, da geht es um Ordnungswidrigkeiten, da geht es oft nur um ungebührliches Benehmen. 

Und da, Herr Kollege Stürzenbecher, auf dieser untergeordneten, auf dieser beginnenden Schwelle, die man aber nicht unterschätzen soll, sollte die Stadtwache ansetzen. Ungebührliches Benehmen ist kein Kavaliersdelikt. Das müssen wir auch einmal ganz klar ansprechen. Bei dem, wie sich die beiden jungen Erwachsenen in der Straßenbahn benommen haben, kann man nicht zuschauen, da kann die Politik nicht zuschauen, da schauen die Wiener Linien nicht zu, da hat der Straßenbahnfahrer ja ganz richtig reagiert. 

Wir sollten uns aber auch die Frage stellen: Was wollen wir von unserer Polizei? Wie streng soll sie einschreiten? Erwarten wir den konsequenten Vollzug unseres Landes-Sicherheitsgesetzes? Wenn wir das wollen, dann müssen wir das der Polizei auch sagen. Ich habe immer wieder die Erfahrung gemacht, dass sich die Polizei sehr wohl an Aussagen der Politik orientiert und als Parameter für die Intensität ihres Einschreitens nimmt.

Stellen wir uns doch auch die Frage, ob wir bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität wirklich alles machen, was tatsächlich gemacht werden kann. Ist es nicht viel zu spät, wenn die Jugendpsychologen einzuschreiten beginnen, wenn es bereits eine rechtskräftige Verurteilung gibt? Was haben wir da für Möglichkeiten, früher anzusetzen? Setzen wir uns zusammen mit den Experten und lassen wir keine Gelegenheit ungenutzt, um zu einer Verbesserung zu kommen. Auch wenn nur randaliert wird, auch wenn nur – unter Anführungszeichen – Lärm erregt wird, auch wenn nur Scheiben verschmutzt werden, ist das bereits der erste und richtige Zeitpunkt, um ein ernstes Gespräch mit den Jugendlichen zu führen. 

Wir nehmen die Jugendlichen ernst, sie dürfen bereits mit 16 Jahren wählen, wir verlangen allerdings auch von den Jugendlichen, dass sie Verantwortung übernehmen, bereits bei Verwaltungsdelikten und erst recht bei gerichtlich strafbaren Handlungen. Wenn sie sich schuldig machen, so wie das auch in diesem Fall wohl passiert ist, dann haben sie für ihre Schuld einzustehen. Wir müssen ihnen klarmachen, dass ihnen Haftübel droht und ihnen ein solches auch zuzumuten ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da hat es bei einer Vorrednerin von mir, glaube ich, ein Missverständnis gegeben, wenn man meint, die Strafe allein, die kann es nicht sein, denn die Strafe kommt ja immer zu spät, da ist ja schon alles passiert, die Strafe wäre also überhaupt keine Präventionsmaßnahme. Ja, sehr verehrte Damen und Herren, die Strafe ist die wichtigste Präventionsmaßnahme. Die Strafe wirkt generalpräventiv und spezialpräventiv. Das bedeutet, der Einzelne soll in Hinkunft davon abgehalten werden, weitere strafbare Handlungen zu begehen, denn sehr, sehr oft begeht ja ein Täter wiederum strafbare Handlungen, und zum Zweiten ist natürlich auch die Generalprävention der Strafe nicht zu unterschätzen, weil sich andere natürlich an der ausgesprochenen Strafe orientieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bereits bei so genannten Ordnungswidrigkeiten sehen mehrere Wiener Landes Sicherheitsgesetze ein ganz klares Verwaltungsstrafverfahren vor, beträchtliche Geldstrafen sind vorgesehen. Auch die Festnahme ist möglich, sofern in der strafbaren Handlung verharrt wird oder die Festnahme zur Identitätsfeststellung erforderlich ist. 

Ich glaube auch, dass noch Potenzial darin liegen würde, unsere Landes-Sicherheitsgesetze zu evaluieren. Es gibt eine ganze Fülle davon, ich darf auf ein paar aufmerksam machen. Es sind insgesamt zehn Landes-Sicherheitsgesetze, in denen die Bundespolizeidirektion Wien um den Vollzug ersucht wird und in denen die Organe der öffentlichen Sicherheit mit der Kontrolle beauftragt sind. Neben dem allseits bekannten Wiener Landes-Sicherheitsgesetz sind das auch Gesetze, deren Kontrolle sicher nicht durch die Bundespolizei erfolgen muss, sondern sicherlich auch durch einen kommunalen Ordnungsdienst erfolgen könnte, wie zum Beispiel beim Fiaker- und Pferdemietwagengesetz, wie beim Fischereigesetz, beim Jagdgesetz, beim Tierschutz- und Tierhaltegesetz, beim Jugendschutzgesetz und beim Veranstaltungsgesetz. 

Und jetzt bin ich bei der Stadtwache angelangt und sage, selbstverständlich ist die Stadtwache als unbewaffneter Ordnungsdienst nicht dazu da, Kriminalitätsbekämpfung zu leisten, sondern sie soll die Polizei dort entlasten, wo polizeiliche Maßnahmen im engeren Sinn nicht erforderlich sind, weil es eigentlich um Verwaltungsvollzug geht und um niederschwellige Ordnungsdelikte im Bereich sozialwidrigen Verhaltens, wo bereits eine Stadtwache in Konnex mit Streetworkern, mit Vertretern der Jugendbehörde erfolgreicher sein könnte, als das bei der Bundespolizei möglicherweise der Fall ist. 

Ich kann natürlich den Vollzug aller Landesgesetze an die Bundespolizeidirektion delegieren – das ist passiert durch Verordnung aus den 60er Jahren –, aber ich gebe zu bedenken, insbesondere den Damen und Herren von der Sozialdemokratie, denn die haben ja letztendlich das Sagen in diesem Hause, es hat sich in den letzten 50 Jahren einiges verändert. Das muss nicht so bleiben, wie man es 50 Jahre hindurch gehandhabt hat, und ich glaube, dass einiges dafür spricht, nach 50 Jahren endlich erforderliche Reformmaßnahmen zu setzen. 

Und dann stelle ich noch eine Frage: Ist es nicht allzu oft so, dass die Politik der Versuchung erliegt, eine Laisser-faire-Politik zu betreiben, eine Laisser-faire-Politik, weil es einfacher ist, Dinge einfach treiben zu lassen, als es sich mit einer Gruppe zu verscherzen? (GR Mag Thomas Reindl: Der Bund ist das beste Beispiel dafür!) Ja, Herr Kollege Reindl, man soll auch den Bund überhaupt nicht aus seiner Verantwortung entlassen. Ich bin da überhaupt nicht einseitig, keine einseitigen Schuldzuweisungen, auch die Polizei kann noch besser werden. Das Bessere ist immer der Feind des Guten. Auch jeder Innenminister kann noch besser werden. Wir haben jetzt einen exzellenten, aber ich schließe nirgendwo eine Verbesserungsmöglichkeit aus. Nur, wo wir zuständig sind, wo wir als Wiener Gemeinderat zuständig sind, wo es einen Wiener Stadtsenat und einen Wiener Bürgermeister gibt, erwarte ich mir auch, dass die Hausaufgaben in unserem ureigensten Bereich gemacht werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das sind die Wiener Landesgesetze, das sind die ortpolizeilichen Verordnungen, und da erwarte ich mir schon, dass man die auch vollzieht. Der Karlsplatz würde einfach anders ausschauen, wenn die Stadt Wien dort stärker eingreifen würde. Es gibt bereits jetzt eine Campierverordnung, die es selbstverständlich verbietet, in der Opernpassage zu campieren, sei es mit Schlafsäcken oder ohne Schlafsäcke am Boden herumzukugeln. Das sind alles Verwaltungsstraftaten, die man nur zu ahnden hätte. Ähnliches gilt für die Bettelei. 

Ein Alkoholverbot dürfte es jetzt in allen Londoner 
U-Bahnen bald geben, wenn das stimmt, was ich heute in der Presse gelesen habe. Es wäre ein ganz Leichtes, die Situation in der Opernpassage wesentlich zu verbessern, wenn wir dort eine Alkoholverbotszone einrichten würden. Das ist natürlich durch obrigkeitliche Maßnahmen möglich. Das ist möglich, durch eine Art polizeiliche Verordnung, das wäre durch eine Novellierung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes möglich, aber das wäre wahrscheinlich auch ohne jede Normenveränderung möglich, wenn man weiß, da gibt es ein paar Lokale ... (GR Mag Thomas Reindl: Sie können auch verbieten, dass die Menschen überhaupt in die Opernpassage gehen!) Herr Kollege, da gibt ein paar Lokale unten, die Alkohol verkaufen. Das sind Mieter, auf die die Stadt Wien über die Vertragsgestaltung Einfluss hat. Wenn ich das wirklich möchte und wenn es mir ein politisches Anliegen ist, kann ich das selbstverständlich leicht umsetzen, wenn ich allerdings nur den Anschein erwecken möchte, Politik zu betreiben und in Wahrheit keine Politik betreibe, dann wird mir das nicht gelingen. (GR Mag Thomas Reindl: Applaus!)

Ein weiteres Beispiel, wo wir zu zögerlich sind und wo es um kommunale Kriminalprävention geht, ist das Reinhaltegesetz. Wir haben es erst vergangenes Jahr beschlossen mit ganz beträchtlichen Kompetenzen für eine Stadtwache. Da haben wir jetzt diesen kommunalen Ordnungsdienst, wie wir ihn übrigens anderswo auch haben. Wir haben ja mittlerweile sechs oder sieben unterschiedliche Ordnungsdienste in dieser Stadt, geradezu einen Ordnungsdienstfleckerlteppich, doch es fehlt halt auch wiederum an Mut und Kraft, hier zu einer einheitlichen Stadtwache zu kommen, die natürlich viele Synergieeffekte mit sich bringen würde. Wir haben ja jetzt schon die Park-Sheriffs, wir haben ja jetzt schon die Weißkappler und die Blaukappler, wir haben ja jetzt schon eine Rathauswache, die Sicherheitsdienste übernimmt, wir haben ja jetzt schon U-Bahn-Aufsichtsorgane, und wir haben die Waste Watcher (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: „Kehr-Force“!) und die „Kehr-Force". Wir müssten ja nur den politischen Mut und die politische Kraft aufbringen, daraus eine schlagkräftige Truppe zu formen. 

All das, was dieses Reinhaltegesetz vorsieht, das wir erst vor einem Jahr beschlossen haben, wird nur sehr unzulänglich kontrolliert und vollzogen. Bei Verunreinigungen im öffentlichen Raum sind Geldstrafen von bis zu 2 000 EUR vorgesehen. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die Möglichkeit, Personen anzuhalten und Strafverfügungen zu erlassen. Darüber hinaus gilt auch das Aufbringen von färbenden Stoffen als strafbare Handlung, also die klassische Graffiti-Schmiererei. Vollzogen wird dieses Gesetz – und das ist allein Aufgabe der Stadt Wien – allerdings unzureichend. Wir haben viel zu wenige Personen, die in diesem Bereich tätig sind, und das Gesetz wird viel zu wenig ernsthaft wahrgenommen. 

Es freut mich daher, dass wir in eine intensive Debatte einsteigen beim Thema Graffiti und Schmierereien, und es freut mich daher, dass unser Beschluss- und Resolutionsantrag zu den Schmieraktionen hier mehrheitlich angenommen werden wird, also auch mit den Stimmen der Sozialdemokratie, wenn es dabei bleibt, was ich gehört habe, sodass wir dann im Ausschuss die Gelegenheit haben werden, ausführlich über die Problematik zu reden. 

Denn für kriminelle Handlungen gibt es immer einen Nährboden, einen sozialen Nährboden, aber auch einen örtlichen, einen räumlichen Nährboden. Wenn ich verwahrloste Gegenden habe – und Schmierereien an Fassaden führen dazu, dass ganze Gegenden verwahrlosen –, dann steigt die Wahrscheinlichkeit, dass dort strafbare Handlungen begangen werden. Wir müssen daher alles in unserer Macht Stehende tun, um diesen Nährboden so stark einzuschränken, wie das nur irgendwie möglich ist. 

Zur kommunalen Kriminalprävention gehört daher natürlich auch ... (GR Mag Thomas Reindl: Sind Sie nicht für mehr Polizei auf der Straße?) Ja, ich bin sehr für mehr Polizei auf den Straßen. (GR Mag Thomas Reindl: Wozu dann noch Stadtwache?) Ich bin auch gerne mit Ihnen, Herr Kollege Reindl, dass ich diese Forderung an die Bundespolizei erhebe – da habe ich ja überhaupt nichts dagegen –, aber das eine tun und das andere nicht lassen. Ich bin hier Gemeinderat in der Stadt Wien, und da sage ich, kümmern wir uns bitte auch um den Vollzug unserer Landesgesetze und unserer ortspolizeilichen Verordnungen, denn das ist unsere unmittelbare Aufgabe und Verpflichtung.

Wenn ich jetzt noch einmal auf die Verwahrlosungstendenzen im öffentlichen Raum zu sprechen komme, so gehören auch leerstehende Geschäftslokale dazu, da gehören auch tote Auslagen dazu, da gehört Verunreinigung im öffentlichen Raum dazu. Damit dürfen wir uns nicht abfinden. Da kann ich nicht sagen, der Bund ist schuld. Wir wollen mehr Polizisten haben. (GR Mag Thomas Reindl: Ändern Sie das Mietengesetz!) Das Mietengesetz, auf dieses Stichwort habe ich ja schon gewartet. Wiederum eine herrliche Ausrede, wieder ist jemand anderer schuld. Probieren wir doch einfach, was zu finden, probieren wir doch einfach, darüber zu reden, wie wir es als Wiener schaffen, dass wir weniger leerstehende Geschäftslokale haben und dass die Auslagen nicht so aussehen, wie sie es tun. Es wäre nicht so wahnsinnig schwer.

Zuletzt erhebe ich noch eine Forderung, die auch sehr einfach für uns umzusetzen wäre und die, glaube ich, sehr sinnvoll wäre und auch einen sehr großen plakativen Effekt hätte, nämlich die Einführung eines Sicherheitsstadtrates oder eines Innenstadtrates. Derzeit sind die Sicherheitsagenden auf sehr viele Ressorts verteilt. Wir würden die Abteilungen schlagkräftiger machen, wenn sie eine politische Führung hätten. Es könnte das politische Anliegen stärker vertreten werden, als es bisher der Fall ist.

All diese Dinge verlangen wir in unseren Anträgen. Ich habe hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Gewaltausbrüche von Jugendlichen in Wien und einen zweiten betreffend Graffiti-Schmierereien. Ich lade Sie ein, beiden Anträgen zuzustimmen und in aller Ruhe das Thema zu diskutieren, damit wir die Wahrscheinlichkeit für mehr Sicherheit in Wien erhöhen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Baxant. Ich erteile es ihm.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Herr Vorsitzender!

Auch ich möchte mein tiefstes Bedauern und mein Beileid Ihrer Fraktion, Ihrer Gesinnungsgemeinschaft und auch der Familie des Opfers aussprechen und denke, dass sowohl der Anlassfall als auch das Thema, über das wir heute sprechen, viel zu ernst sind, als dass wir uns im politischen Parteienhickhack verheddern. Wir sollten unser politisches Profil, das Profil unserer politischen Fraktionen heute in dieser Sitzung nicht auf Kosten der anderen schärfen. Vor allem – das ist mir auch ein großes Anliegen zu sagen – gebietet es der Respekt dem Opfer gegenüber und allen Opfern von Gewalt gegenüber, dass wir dies eben nicht tun, und in dieser Hinsicht erachtete ich die Wortmeldung des Kollegen Schock als höchst respektlos und unangebracht. (Beifall bei der SPÖ.) Er hat nämlich versucht, auf Kosten der Wiener Jugend politisches Kleingeld zu schlagen und zu differenzieren und zu spalten. Das ist in dieser Hinsicht absolut unangebracht.

Ich denke, die Aufgabe der Politik ist es, eine ruhige Analyse des Diskurses und der Ursachen dieser Problematik durchzuführen. Seit einiger Zeit oder eigentlich, seit ich politisch denken kann, wird die Jugend in ein schlechtes Bild gerückt. Das fängt eben an bei der angeblich hohen Gewaltbereitschaft, bei der Bereitschaft, Brutalität auszuüben, demgegenüber steht aber im Widerspruch die Kriminalstatistik, wonach es keine Steigerung der Jugendkriminalität gibt. 

Vor einem Jahr, vor zwei Jahren haben wir die große Diskussion darüber gehabt, dass die Jugendlichen anscheinend nichts anderes zu tun hätten, als sich in Parks und Discos ins Koma zu begeben, als ob das ihr einziges Hobby wäre. Weiters – ich kann mich noch erinnern, da war ich noch in der Schule – hat es geheißen, die Jugendlichen hätten nichts anderes zu tun, als sich satanistische Texte anzuhören und Musik anzuhören, die absolut menschenfeindlich ist, sie würden am liebsten irgendwelche Satansmessen feiern und so weiter. 

Weiters – daran kann ich mich auch noch erinnern – wären die Jugendlichen von heute absolut nicht in der Lage, mit ihrer eigenen Sexualität umzugehen. Sie kennen angeblich keine Werte mehr, sie haben kein Gefühl für den Generationenvertrag. Die jungen Menschen hätten angeblich überhaupt kein Interesse mehr daran, für die ältere Bevölkerung da zu sein, und die jungen Menschen seien extrem uninteressiert an Politik. Sie sind uninteressiert an der Gesellschaft, an ihrer Umwelt, an ihrem Umfeld, sondern interessieren sich angeblich nur mehr für sich selbst.

Weiters gibt es sehr viele Vorurteile und Stereotypen. Da möchte ich ein bisschen von mir selbst erzählen, und ich habe vorher auch gerade mit meiner Kollegin Wehsely darüber gesprochen. Hand aufs Herz, als ich zum ersten Mal vom tragischen Fall in Währing gehört habe, habe ich zuerst gedacht, das waren zwei 16-jährige Buben mit Migrationshintergrund, und die hätten wahrscheinlich so lange auf das Oper eingeschlagen, bis es dann letzten Endes im Krankenhaus verstorben ist. Und was war es? – Es waren zwei Erwachsene, nicht mit Migrationshintergrund, sondern echte Österreicher, alkoholisiert, und die haben einen Herrn, von dem sie nicht gewusst haben, dass er Politiker ist oder dass er von der ÖVP ist, einfach niedergeschlagen, und leider ist er sehr unglücklich gefallen. Das ist sehr traurig, aber auch ich habe so gedacht. 

Ich denke also, dass es sehr wichtig ist zu sagen, dass diese Propaganda, dass die Jugendlichen heute eigentlich zu nichts mehr fähig sind, uns alle erfasst hat und dass wir uns darüber Gedanken machen sollten. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Aber es gibt nicht nur ein Imageproblem, sondern ich möchte auch ganz kurz darstellen, in was für einer Welt wir heute leben beziehungsweise in was für einer Welt die jungen Menschen heute leben und welche Welt sie meistern müssen. Es gibt den so genannten Wertewandel, es gibt Orientierungswandel. Das Sicherheitsgefühl nimmt ab, das Sicherheitsgefühl vor allem im privaten Bereich. Heute ist die Familie nicht mehr das, was sie einmal war. Heute muss man sich anders orientieren. Die Perspektiven, die soziale Absicherung fehlen. Es wird uns überall eingeredet, dass unsere Pensionen nicht mehr sicher sind. Das alles wirkt sich auf die Jugendlichen von heute aus. Angeblich ist ein selbstbestimmtes Leben auch nicht mehr möglich beziehungsweise nur sehr schwer, und einen Arbeitsplatz zu finden, ist auch nicht mehr das Einfachste. 

Die Politik kann die Probleme von heute angeblich nicht lösen. Wer kann es dann sonst? Wenn man jungen Menschen nur suggeriert und einredet, es gibt eigentlich niemanden mehr, der Probleme wie den Klimawandel, den Welthunger, das Tiersterben oder die Ungerechtigkeit auf Erden lösen kann – wer kann es dann sonst? Und die Armutsgefährdung ist auch ein ganz großes Thema. 

Ich sage jetzt ganz offen und ganz ehrlich, ich gehe davon aus – und das ist meine feste Überzeugung –, die neoliberal geprägte kapitalistische Gesellschaft belohnt den Egoismus und die Ellbogenmentalität, sie fördert den Individualismus und auf keinen Fall den Zusammenhalt und die Solidarität. Dessen sollten wir uns immer bewusst sein. Und – das muss auch immer gesagt werden in diesem Zusammenhang – Kinder und Jugendliche sind wesentlich öfter Opfer von Gewalt als umgekehrt. 

Das heißt, junge Menschen scheinen in einer ihnen feindlich gesinnten Welt aufzuwachsen. Bitte, mich nicht falsch zu verstehen, das soll keine Rechtfertigung oder Entschuldigung sein für kriminelle Handlungen, die geahndet werden sollen und auf Basis unserer bestehenden Gesetze auch geahndet werden können. Wir brauchen keine Verschärfung von Gesetzen, wir brauchen keine neuen Gesetze, sondern unsere Gesetze sollen eingehalten und geahndet werden. (Beifall bei der SPÖ.) Das heißt, ich möchte kriminelle jungen Menschen nicht in Schutz nehmen, sondern vielmehr möchte ich den Fokus darauf legen, dass es wichtig ist, ein realistisches Bild unserer Jugend zu zeichnen. Junge Menschen sind nämlich sehr wohl solidarisch. Sie kümmern sich um ihr Umfeld, um ihre Umwelt, um die globale Situation. Die Ungerechtigkeit ist vielen ein Dorn im Auge, und die Ehrenamtlichkeit in NGOs ist ungebrochen hoch. Sie meistern die Situation sehr gut, wenn man sich vor Augen hält, wie brutal die Welt sein kann. Ich glaube, wir können das auch alle sagen, und ich sage das für mich persönlich und für meine Fraktion: Wir sind stolz auf die Wiener Jugend. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur aktuellen Diskussion um passende Maßnahmen, um die angeblich gestiegene Jugendkriminalität einzudämmen, möchte ich behaupten – und das ist meiner Meinung nach eines der wichtigsten Themenfelder –, dass die Armutsursachen vorschnell ausgeblendet werden, wenn man sich um das Thema der Jugendkriminalität annimmt. Da möchte ich wen zitieren, der meiner Meinung nach etwas sehr Wichtiges gesagt hat. Er spricht nämlich von einer Verniedlichungstendenz. Die Gesellschaft sei beim Schicksal armer Kinder zu Recht betroffen und fordert zu Recht Veränderung. Wenn aus dem armen hungrigen 5-jährigen Kind ein zorniger 15‑Jähriger geworden ist, spielt soziale Politik plötzlich keine Rolle mehr, sondern nur mehr Ordnungspolitik, harte Strafen, Restriktion, Bootcamps und so weiter und so fort. Das hat kein Sozialdemokrat gesagt, sondern das hat der deutsche Jugendbischof Franz Josef Bodner gesagt. Ich denke, er hat vollkommen recht. 

Das heißt, wenn es um Lösungsansätze geht, glaube ich, geht es vor allem einmal um die Armutsbekämpfung. 

Es geht darum, den jungen Menschen wieder Perspektiven zu geben und Hoffnung zu geben auf eine Zukunft, wo sie keine Angst haben müssen. 

Es geht darum, ihnen Bildung zu geben, Ausbildung zu geben, Arbeitsplätze zu sichern und ihnen jene Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen, die sie auch wirklich einnehmen wollen.

Es geht auch darum, ihnen eine Stimme zu geben und sie ernst zu nehmen, das heißt, sie an Gesetzeswerdung und an demokratischer Mitbestimmung teilhaben zu lassen. 

Es geht darum, Integration und den richtigen Spracherwerb möglich zu machen.

Und das alles passiert in Wien. Wir ruhen uns auf keinen Fall aus, sondern arbeiten gemeinsam mit vielen MitarbeiterInnen, JugendarbeiterInnen, SozialarbeiterInnen und den Jugendlichen selbst an der ständigen Verbesserung der Lebensverhältnisse der Betroffenen und weit darüber hinaus.

Unser Anliegen ist es also, durch vielfältige Präventionsmaßnahmen Gewalt im Keim zu ersticken und erst gar nicht entstehen zu lassen. Härtere Strafen – da möchte ich zum Beispiel auf die Vereinigten Staaten von Amerika hinweisen – haben noch kein einziges Gewaltverbrechen verhindert. 

Das heißt, wir haben eine tolle Jugend, die die Komplexität und die Schwierigkeit ihrer Lebensumstände gut meistert. Der tragische Fall von Währing gebietet es, mit ruhigem Geist zu analysieren und nicht vorschnell eine ganze Generation ins schiefe Licht zu rücken. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zu meinem Vorredner, Kollegen Baxant, möchte ich sagen, ich stimme mit großen Teilen seiner Ausführungen überein. Ich bin auch der Meinung, man braucht diesen Fall Natschläger nicht politisch zu instrumentalisieren, ich glaube, das hat auch keine Fraktion hier im Haus getan, weil es gar nicht notwendig ist, diesen Fall Natschläger politisch zu instrumentalisieren. Es ist schon besorgniserregend genug, auch ohne Fall Natschläger. Man muss das Thema Jugendgewalt und Jugendkriminalität thematisieren, und wir als Politiker sind aufgerufen, auch Antworten zu finden. 

Wenn der Herr Kollege Baxant sagt, die Jugendkriminalität oder die Jugendgewalt sei „angeblich" gestiegen, so kann ich ihm nur die Zahlen entgegenhalten, dass der Anstieg der Gewalt unter Jugendlichen in den letzten sechs Jahren 150 Prozent betragen hat, dass Raub zum Beispiel um 305 Prozent gestiegen, schwerer Raub um 228 Prozent, Körperverletzung um 70 Prozent. Allein diese Zahlen sind schon sehr besorgniserregend. 

Die jüngsten Zeitungsberichte allein in den letzten zwei Tagen informieren über Raubattacken mit Messern in Ottakring, wo 13-Jährige auf Raubzug sind und mit Notfallhämmern und Messern auf Gleichaltrige losgegangen sind und ausgeraubt haben. Oder es ist gestanden, dass in der Johnstraße Täter ausfindig gemacht wurden, eben über Videoüberwachung, die um 21 Uhr in der U-Bahn-Station mit einer Gaspistole Geld und Handy gestohlen haben, vier Leute gegen einen, drei davon waren Schüler. Deswegen ist das Konzept der Videoüberwachung nicht schlecht, weil man eben schon allein daran sieht – wie auch im Fall Natschläger –, dass damit Täter durchaus auch ausfindig gemacht werden können.

Man sieht hier die Berichte aus den Medien, weiß vieles aber auch aus erster Hand. Das erfordert eine tabulose Analyse sowie auch eine Motivforschung, um hier schnell entgegenwirkende Maßnahmen setzen zu können. Wir glauben, hier ist ein Bündel an Maßnahmen notwendig. Es ist nicht so, wie es uns die GRÜNEN vorwerfen, dass wir nur für brutale Bestrafung und Sanktionen sind, nein, es müssen natürlich Maßnahmen überlegt werden im Präventivbereich und auch im Sanktionsbereich. Natürlich sind Sanktionen auch Präventivmaßnahmen, aber meistens im Nachhinein. Das gilt dann für die Zukunft. Der Führerscheinentzug ist da, wie es der Klubobmann Schock gesagt hat, ein sehr probates Mittel, vor allem für Jugendliche, weil der Führerschein bei Jugendlichen ja sehr im Zentrum des Interesses steht.

Wir wollen es nicht so halten wie die GRÜNEN, die sich hier mehr um die Täter kümmern als um die Opfer. Wir sehen das umgekehrt. Hier sollte mehr auf den Opferschutz verlagert werden und man sollte sich weniger um die Täter kümmern.

Wir haben ja aus der Umfrage des Vereins „Neustart" gesehen, dass jeder vierte Schüler Opfer von Gewalt wird, und die Lehrer und Eltern sehen die Lage noch viel schlimmer. Die Gewalt soll noch viel dramatischer sein, als wir es erfahren. Der oberste Pflichtschullehrervertreter Walter Riegler sagt, das Umfrageergebnis deckt sich zu 100 Prozent mit den Erfahrungen, die wir seit Jahren machen und ist noch viel schlimmer. Laut der Umfrage des Vereins „Neustart" sind mehr als 80 Prozent der Lehrer und der Schüler mit Gewalt konfrontiert, rund 30 Prozent sogar täglich oder wöchentlich. 

Die Geschäftsführerin des Bundeselternverbandes Margit Johannik sagt, dass die meisten Gewaltausbrüche von Schülern erst gar nicht publik werden, dass die Eltern erst gar nicht davon informiert werden und die Vorfälle unter den Tisch, unter den Teppich gekehrt werden, weil eben – so sagt Frau Johannik – die Schulen um ihren eigenen Ruf fürchten und natürlich auch – das ist jetzt unser Ansatz als Begründung – der Maulkorberlass von der Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl dazu beiträgt, dass hier viele Vorfälle erst gar nicht ans Tageslicht kommen. Aber uns werden genügend Vorfälle zugetragen. Allein durch die Einrichtung unserer Hotline betreffend Rassismus gegen Inländer und Gewalt gegen Inländer werden uns tagtäglich Vorfälle zugetragen, die auf Grund des Maulkorberlasses nicht in die Öffentlichkeit geraten. Es ist ein Skandal, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Vorfälle unter den Tisch gekehrt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir sind uns alle einig, dass Bildung eine der wichtigsten Ressourcen in unserem Land ist. Die Lehrkräfte vor allem tragen die Hauptverantwortung für diese Ressource, deswegen hat der Lehrberuf natürlich eine herausragende gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche Bedeutung. Man muss das Schulsystem auch als großes Unternehmen sehen und als bedeutendes System des sozialen Zusammenlebens. Die Schule bietet auch eine wichtige Möglichkeit, um negative Beziehungserfahrungen wie Gewalt, entwürdigende Handlungen, Vernachlässigung zu korrigieren oder Alternativen zur Gewalt kennenzulernen und auch eine Beziehungskompetenz zu lernen.

Es gibt – das haben wir heute schon gehört – verschiedene Arten von Gewalt. Das ist einerseits das einmalige Auszucken auf Grund von Provokationen, wo sich einiges aufstaut, und dann plötzlich geht es los, oder das Phänomen, das schon lange bekannt ist, aber erst seit Kurzem als Mobbing beschrieben wird, also ein neuer Name für ein altes Phänomen. Das Mobbing ist eben an Schulen ein sehr gravierendes und auch alltägliches Phänomen. 

Die Definition lautet so: Von Mobbing spricht man dann, wenn eine Person wiederholt und systematisch über einen längeren Zeitraum den direkten oder indirekten negativen Handlungen einer oder mehrerer überlegenen Personen ausgesetzt ist. Das Problem ist, Mobbing hört von selbst nicht auf. Das heißt, es wird immer stärker, sofern nicht eingegriffen wird. Da haben wir eben wieder auch die Verantwortung der Führungskräfte. Diese Verantwortung ist gefordert, denn wie die Unternehmungsleitung in einem Unternehmen die Verantwortung für das Klima und die Umgangsformen im Unternehmen trägt, so schaut es auch in den Schulen aus. Die Direktionen sind hauptverantwortlich für das Schulklima, das Lehrpersonal ist hauptverantwortlich für das Klassenzimmer. Jede Führungskraft, die nicht aktiv gegen Mobbing vorgeht, macht einen ganz entscheidenden Führungsfehler. Das gilt sowohl für Unternehmen als auch in Schulen.

Die Frage ist nur, was man jetzt gegen das Mobbing tun kann. Der beste Schutz sind natürlich sozial kompetente Menschen, und natürlich müssen diese sozial kompetenten Menschen den Kindern in einem Dialog klare Grenzen setzen. Erst dann werden sie lernen, auch die Grenzen anderer Menschen zu achten. 

Deswegen sind wir Freiheitlichen für eine Kultur des Eingreifens, nicht für eine Kultur des Wegschauens oder sogar des Duldens. Deswegen braucht man kompetente Lehrer, weil man eben Mobbing einschränken oder sogar verhindern kann, und es ist natürlich erforderlich, dass Opfer geschützt oder unterstützt werden und die Täter natürlich durch Konfrontation und Sanktion zur Verantwortung gezogen werden müssen. 

Deswegen ist es wichtig, das einerseits die Lehrer die Kinder mögen sollten, was oftmals schwierig ist, schaut man sich gewisse Strukturen in Schulen an. Die wichtigste Kompetenz der Lehrkraft ist natürlich die Beziehungskompetenz, weil der Lehrberuf ein Beziehungsberuf ist. Deswegen bedarf der Lehrberuf auch spezieller Fähigkeiten. 

Unsere Forderung ist deswegen, die Verbesserung des Lehrberufs zu fördern, Ausfallkriterien zu formulieren und auch ein Auswahlverfahren stattfinden zu lassen, damit nur die bestgeeigneten Menschen auch Lehrer werden können. Die Lehrer müssen schon in der Ausbildung auf die neue Situation in den Schulen vorbereitet werden. Es gibt – das kann man jetzt bewerten wie man will – mehr Ausländer in den Schulen. Es gibt in manchen Schulen nur noch Ausländer. Das ist natürlich eine große Herausforderung, eine Herausforderung, auf die Lehrer auch vorbereitet werden sollten. 

Natürlich brauchen die Lehrer auch mehr Macht zum Durchgreifen und mehr Autorität. Man muss jetzt auch feststellen – und ich tue das immer wieder –, dass die Philosophie der 68er gescheitert ist. Die Kuschelpädagogik ist gescheitert. Wir fordern natürlich mehr Disziplin, Leistung und Autorität – das wiederhole ich bei jeder Rede –, aber ich bin der Meinung, dass Lehrer auch eine positive Vorbildfunktion in der Durchführung haben sollten, weshalb wir keine Schwächlinge in den Lehrberuf setzen sollten, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Wenn man beobachten muss, wie Rassismus gegen Inländer steigt – und dazu haben wir unsere Hotline –, wie das Mobbing gegen Inländer steigt – natürlich ist es ja kein Wunder, denn in manchen Klassen befinden sich teilweise nur noch ein bis zwei Österreicher ohne Migrationshintergrund –, kann ich nur sagen, die österreichischen Kinder tun mir schrecklich leid, weil das Mobbing gegen ihre Person so sehr vorangeschritten ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Thema Jugendkriminalität. Wir haben schon oft hier auch angesprochen, dass die Präventivmaßnahmen, die im roten Wien so hoch bejubelt werden, gescheitert sind. Es fließen jährlich Hunderttausende Euro in rote Jugendbetreuungsvereine. Hauptsächlich – zu mehr als 90 Pro-
zent – werden diese für Personalkosten aufgewendet, aber trotz der angeblich so gut funktionierenden Jugendarbeit ist die Zunahme der Zahl der jugendlichen Straftäter in Wien erschreckend. Man stellt sich daher die Frage, ob diese Geldmittel nicht woanders sinnvoller einzusetzen wären. Wien ist eben leider nach wie vor der absolute Negativrekordhalter bei Jugenddelikten in Österreich, und es wurden im Vergleich zu Niederösterreich zweieinhalbmal so viele Straftaten in Wien verübt. 

Wie schon bei dem Thema Gewalt an den Wiener Schulen erwähnt, wird so einiges unter den Tisch gekehrt. Es soll ja allein letztes Jahr über 300 Anzeigen wegen Körperverletzung gegeben haben. Wir fordern hier eine Offenlegung. Wir fordern, dass die Zahlen vorgelegt werden, wie oft es zu polizeilichen Einsätzen gekommen ist, wie oft es zu Rettungseinsätzen in den Wiener Schulen gekommen ist. Es kann nicht sein, dass das verheimlicht wird. Wir wollen hier eine statistische Wahrheit haben, und wir fordern, dass diese Zahlen in Zukunft auch offengelegt werden. 

Wir haben eine Situation bei Ausländern in den Schulen, dass mittlerweile mehr als 50 Prozent in den 1. Klassen Migrationshintergrund haben. Die damit einhergehenden Sprachprobleme sind natürlich evident. Sokrates hat einmal gesagt: „Wo es kein Gespräch mehr gibt, beginnt die Gewalt." Und da sind wir auch schon beim Thema Ausländerkriminalität, weil wir hier in Österreich feststellen müssen, dass die Daten über die zweite und dritte Einwanderergeneration nicht erhoben werden – das steht im „Standard" vom 15. Jänner –, deshalb fordern wir hier auch eine Offenlegung der Täter mit Migrationshintergrund. 

Schauen wir zum Beispiel zu unserem großen Nachbarn, zur Bundesrepublik Deutschland. Dort stammen 80 Prozent der Intensivtäter aus Migrantenfamilien. Türken und Araber führen die Gewaltstatistik überdeutlich an. Das habe ich mir nicht aus den Fingern gezuzelt, die Quelle ist die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 15. Jänner. 

Wenn wir jetzt ins Jugendgefängnis schauen, ins einzige Jugendgefängnis in Österreich, in Gerasdorf – der Kollege Stürzenbecher hat ja angeregt, man soll sich die Situation dort genau anschauen; das tun wir gerne –, so schaut es bei den Insassen so aus: Ein Drittel hat keinen österreichischen Pass, und 70 Prozent, sprich, mehr als zwei Drittel, haben Migrationshintergrund. Das würde eben auch die Zahlen aus der Bundesrepublik für Österreich bestätigen, was auch der „Kurier" am 16. Jänner schreibt. 

Experten – natürlich offiziell – sagen, dass die Herkunft bei Gewalttätern, bei jugendlichen Gewalttätern irrelevant ist. Es wird schon erwähnt, dass der Anteil der Jugendlichen mit Einwanderungsgeschichte in Arrest und Haft sehr hoch ist. Öffentlich sprechen Richter und zuständige Polizeibeamte von einem schlechten sozialen Hintergrund der Täter – das mag schon stimmen –, aber inoffiziell, hinter vorgehaltener Hand, bestätigen Richter, dass die ausländischen Jugendlichen fast ausschließlich aus dem muslimischen Kulturkreis kommen. Das ist eine Sache, die man in vielen Gesprächen hören kann. 

Ich verweise hier zum Beispiel auf die Rütli-Schule in Berlin, wo schon vor zwei Jahren um Hilfe gerufen werden musste wegen einer plötzlich steigenden Aggressivität, wegen einer Respektlosigkeit unter den Schülern, aber vor allem auch gegenüber den Lehrern, weil Waffen und Wurfgeschoße in die Schule mitgenommen wurden. Die Rütli-Schule besteht eben zu 83,2 Prozent aus Schülern mit Migrationshintergrund, meist islamischer Herkunft. 

Deswegen kann ich nur die Forderung wiederholen: Offenlegung der Herkunft der Gewalttäter und auch Offenlegung der Gewalttaten in den Schulen, um hier eben eine statistische Wahrheit zu haben. 

Kurt Seinitz hat in der „Kronen Zeitung" geschrieben: „Vielleicht ist die Kriminalitätsrate deswegen rückläufig, weil es auch keinen Sinn mehr macht anzuzeigen." Aus vielen persönlichen Gesprächen mit betroffenen Eltern, Kindern und Schülern habe ich auch gehört, viele haben Angst anzuzeigen, weil sie dann weitere Bedrohungen oder Gewalt befürchten. Oder es hat nur deswegen keinen Sinn, weil oftmals die Aufklärung auch nicht mehr möglich ist, weil die Polizei ja an ihre Grenzen geraten ist. Kurt Seinitz schreibt weiter: „Unser Eigenbau entspricht der Sozialverwahrlosung und Gewaltkultur aus dem Migrantenmilieu, besonders der kleinen Türkenmachos. Ein Vandalismus in Schulen wird nicht mehr angezeigt, und verunsicherte LehrerInnen schweigen aus Scham.“ 

Da sind wir eben beim maßgeblichen Grund für Gewalt. Das ist die multikulturelle Gesellschaft. Der jetzt vielleicht durch den Fall Amstetten bekannt gewordene deutsche Kriminologe Christian Pfeiffer, der auch die Situation in Amstetten beurteilt hat, sagt eben: „Ein Hauptaspekt der Gewalt ist natürlich die kulturelle Prägung." Das ist vor allem intime familiäre Gewalt bei vielen islamischen und ausländischen Familien, die hier prägend ist, und das ist eben genau der prägende Unterschied, der hier schlagend wirkt, der orientalische Männlichkeitswahn. 

Man muss diesen Zuwanderern ganz klarmachen, dass sie akzeptieren müssen, dass sie nicht überholten Wertvorstellungen und Rollenmustern nachhängen können. Wir müssen ihnen auch klarmachen, dass diese Machokultur und der entsprechende Erziehungsstil nicht mit unseren Werten vereinbar ist, und wir müssen ihnen auch klarmachen, dass Integration eine Bringschuld ist seitens der Zuwanderer und nicht eine Schuld, die wir ihnen entgegenzubringen haben, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt noch abschließend zu ein paar Forderungen speziell für den Schulbereich. Man braucht das Rad ja nicht immer neu zu erfinden. Ich glaube, dass mehr Bewegung und Sport als erster Schritt zur Gewaltprävention sehr wichtig wären, weil da die Aggressionen abgebaut werden können, weil die Schüler Dampf ablassen können und weil es auch das Gemeinschaftsgefühl stärken kann. Der sportliche Wettkampf oder Mannschaftsspiele stärken ganz klar das Gemeinschaftsgefühl, und das sollte gefördert werden. 

Wir fordern eben, dass ein Gesundheits- und Bewegungsschwerpunkt und auch ein Ernährungsschwerpunkt in den Wiener Schulen eingeführt wird. Es sollte hier seitens der Gemeinde jährlich ein Preis für das beste Schulprojekt vergeben werden, für das beste Projekt, das die Schüler in den Schulen – egal, ob in Volksschulen, Hauptschulen oder in anderen Schulen – gemeinsam entwerfen. Es würde auch einen positiven Wettbewerb fördern, damit die Schüler sich positiv mit dem Thema Gesundheit und Sport und mit der Klarstellung, Gewalt ist nicht erwünscht, auseinandersetzen. 

Auch eine andere Form wäre sehr interessant: Jedem Kind sein Instrument! Das ist ein laufendes Projekt im Ruhrgebiet, in Deutschland, weil wir eben damit die musische und musikalische Bildung fördern können. In Wien schaut es leider so aus, dass es viel zu wenig Musikschulen gibt, dass viel zu wenig für die musische und musikalische Bildung getan wird. Mein Kollege Stefan hat schon mehr Musikkindergärten oder überhaupt Musikkindergärten für Wien gefordert. 

Man sieht eben durch diese Forderung, dass wir nicht die sind, die nur drakonische Strafen fordern, sondern durchaus daran interessiert sind, im Vorfeld schon etwas Positives für die Kinder zu tun. 

Abschließend ist zu sagen: Das Schulwesen in Wien hat leider total versagt. Die Integration ist fehlgeschlagen. Die Frau Vassilakou hat gemeint, wir sprechen hier von „unseren" Kindern und nicht von anderen Kindern. Sehr geehrte Frau Vassilakou, wir wollten die Zuwanderung nicht, Sie wollten die Zuwanderung (GRin Mag Maria Vassilakou: Ich will sie immer noch! Ich will sie!), und deswegen verstehe ich auch nicht, warum wir da von „unseren" Kindern reden sollen. Das ist mir einfach nicht einleuchtend. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie wollen und wollten das ja und Sie stehen jetzt vor Ihrem eigenen Scherbenhaufen der misslungenen Integration. Das Ergebnis ist: Das Bildungsniveau sinkt, die Gewalt steigt. (Lautes Plenum.) Der Herr Bgm Häupl hat gestern im „Standard" gesagt: „Wir wollen verhindern, dass die Zustände so schlimm werden wie in den Pariser Vororten.“ Deswegen will er die Sprachförderung in Wien intensivieren. Das ist ja was Schönes, das fordern wir schon immer. Der Unterschied zwischen Paris und hier in Wien ist folgender: Die Migranten, die Zuwanderer in den Pariser Vororten sind alle schon mit der französischen Sprache ausgestattet gewesen, als sie gekommen sind. Hier in Wien schaut es anders aus, da reden die meisten nicht Deutsch und da frage ich mich nur, in Paris kommt es schon allein darum zu Chaos, wie wird es in einigen Jahren in Wien ausschauen, wenn die Kinder nicht deutsch sprechen können und somit keine Bildung mitbekommen und auch keinen Arbeitsplatz?

Wir haben ja das Modell „Zuerst die Schule“ gefordert. Da wird ja seitens Ihrer Fraktion groß angekündigt, dass es mit dem 1 zu 1-Fördermodell umgesetzt wird. Das ist also eine alte FPÖ-Forderung, die da umgesetzt werden soll. Die ist eben auch als Präventivmaßnahme wichtig, weil auch eine Frühförderung vor Schuleintritt elementar und wichtig ist. Ich spreche mich jetzt eben auch für eine Sanktion der Eltern aus, die sich weigern, wenn ihre Kinder solche Förderungsmaßnahmen, wenn sie notwendig sind, verweigern. Das heißt, wenn Zuwanderereltern sich weigern, ihre Kinder in den entsprechenden Kindergarten oder Vorschule zu schicken, dann soll es Sanktionen geben.

Wir von der Freiheitlichen Fraktion werden das auf jeden Fall genau beobachten, dass den Worten auch Taten folgen werden, nicht Untaten wie in den letzten Jahren. Wir haben eine steigende Jugendgewalt und –kriminalität und es kann nicht sein, dass die Politik sich hier aus der Verantwortung stiehlt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Setzen Sie bitte die rosarote Brille ab. Sie sind gut beraten, auch in Zukunft auf unsere Forderungen einzugehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Wir sehen, dass die Kriminalität in Wien im Allgemeinen im Steigen begriffen ist, stark im Steigen begriffen ist, sich tragische Übergriffe vermehren und wir das Ausmaß der Kriminalität in Wien und das Ausmaß von Gewalt nicht mehr leugnen können. Auch wenn laut Kriminalitätsstatistik 2007 die Jugendkriminalität leicht zurückgegangen ist, so steigt dennoch die Intensität der Übergriffe. Man liest beinahe täglich von Opfern und von feigen Attacken. Sehr oft zählen die Schwächsten der Gesellschaft dazu: Kinder, Jugendliche, ältere Menschen und Frauen.

Ich möchte daher gemeinsam mit meiner Kollegin Sirvan Ekici einen Antrag betreffend die Vorbeugung von Gewalt, Gewaltprävention einbringen:

„Da die Gewalt im Allgemeinen in den letzten Jahren stark gestiegen ist und ein Problem in sehr vielen Bereichen geworden ist, wird es notwendig sein, diesem Problem rechtzeitig präventiv entgegenzuwirken. Wir stehen vor einer Entwicklung von steigender Gewalt und steigender Aggression in unserer Gesellschaft. Es ist unumstritten notwendig, dass man den Ausbau von Opferschutzeinrichtungen erhöht und weiter intensiviert. Nur das wird das Problem, nämlich die Ursache, warum Gewalt entsteht, nicht beseitigen. Wir werden uns damit befassen müssen und zwar intensiv, was die Wurzeln dieser negativen Entwicklung sind, um bereits vor Ausbruch von Aggression wirksam eingreifen zu können.

Die amtsführende Stadträtin möge sich dafür einsetzen, binnen eines Jahres eine umfassende Studie anzufertigen über die Ursachen von Gewalt, um daraufhin aufbauend mit einem Expertenteam ein Maßnahmenpaket zur Vermeidung von Gewalt zu erstellen.“

Für Opfer, die bereits von Gewalt betroffen sind, die bereits Opfer von Gewalttaten geworden sind, bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Wolfgang Ulm und Mag Ekici einen weiteren Antrag betreffend einen weiteren Ausbau von Einrichtungen gegen Gewalt in der Familie ein. 

Gerade in der Bundeshauptstadt ist Gewalt in der Familie, vor allem gegenüber Frauen, ein großes Problem, ein bekanntes Thema. Und um hier eine Bekämpfung dieser Tendenz und eine adäquate Betreuung der Opfer sicherzustellen, ergibt sich für uns alle die politische Verpflichtung, die Aktivitäten auf diesem Gebiet sowie die Einrichtungen zu unterstützen und für die Zukunft damit abzusichern. Anlässlich (GRin Martina Ludwig-Faymann schüttelt den Kopf.) - na Momenterl - der 30 Jahre Wiener Frauenhäuser haben wir die Bedeutung der Wiener Frauenhäuser wieder ganz deutlich gesehen. 11 000 Frauen haben in diesem Zeitraum diese Einrichtung besucht. Es ist aber notwendig, und das wissen wir auch von den Frauenhäusern direkt, dass es hier zu einem weiteren Ausbau kommt. Ein weiteres Frauenhaus wäre notwendig und die Übergangswohnungen, denen wir zustimmen, gehören ebenfalls dringend ausgeweitet:

„Die amtsführende Stadträtin wird ersucht, dafür Sorge zu tragen, dass ein weiterer Ausbau der Einrichtungen gegen Gewalt in der Familie, insbesondere der Frauenhäuser, erfolgt.“

Jetzt noch ein paar Worte bezüglich Zwangsehe an die Kollegin Vassilakou. Sie können uns nicht auffordern, den Nachweis zu erbringen, dass es den Straftatbestand der Zwangsehe schon gibt, denn dieser Nachweis ist nicht erbringbar. Aber es müsste für Sie ein Leichtes sein, uns zu sagen, um welchen Paragraphen es sich handelt und uns diesen Paragraphen nennen, in dem das Wort Zwangsehe explizit vorkommt. Den gibt es nicht und Sie können natürlich diesen Begriff Zwangsehe unter den allgemeinen Begriff der Nötigung subsumieren. Das ist uns aber zu unspezifisch. Der Straftatbestand der Zwangsehe ist so spezifisch, dass es hier einer eigenen Regelung bedarf. Wir haben uns ja auch in Arbeitskreisen damit auseinandergesetzt und eigentlich war in diesen Arbeitskreisen klar, dass das für jede einzelne Partei ein besonders wesentliches Thema ist, zumindest hat es den Eindruck gemacht und so ausgesehen. Ich kann überhaupt nicht verstehen, wieso es dann plötzlich eine Weigerung gibt, hier einen eigenen Straftatbestand aufzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht ja nicht nur darum, dass man jetzt einfach ein weiteres Gesetz schafft, sondern dass man spezifisch darauf hinweist, dass es sich hier um ein verpöntes Verhalten mit einem besonderen Unrechtsgehalt handelt. Das ist eine bewusstseinsbildende Maßnahme. Außerdem möchte ich hinzufügen, dass die GRÜNEN in Vorarlberg bei einem ähnlichen Antrag bei zwei Punkten – das ist punktweise abgestimmt worden – zugestimmt haben und die SPÖ bei drei der vorhandenen fünf Punkte.

Ich bringe daher folgenden Antrag gemeinsam mit Dr Ulm und Sirvan Ekici ein betreffend die Einführung eines eigenen Straftatbestandes „Zwangsehe“ und weitere rechtliche und faktische Unterstützung der Opfer von Zwangsehen.

Wir haben über das Ausmaß in Österreich hier kaum gesicherte Daten. Wir wissen, dass Zwangsehe eine Menschenrechtsverletzung darstellt und deutlich öffentlich geächtet gehört. Es ist weder aus patriarchalisch traditionellen noch aus vermeintlich religiösen Gründen akzeptabel, dass Zwangsverheiratung in Österreich stattfindet. Ziel muss es sein, die Zwangsehe wirksamer zu bekämpfen.

Die Wiener Stadtregierung wird daher ersucht, sich bei der Bundesregierung gemäß unserem Beschluss- und Resolutionsantrag dafür einzusetzen, dass es diesen eigenen Straftatbestand gibt, dass die aktuellen Verjährungsfristen verlängert werden, dass es jungen Frauen erleichtert wird, aus diesen Ehen auszubrechen, wozu auch eine Ausweitung von Betreuungsprojekten gehört, dass sowohl im Fremdenrecht als auch im Staatsbürgerschaftsrecht Anpassungen dementsprechend erfolgen, sodass das eine abschreckende Signalwirkung hat und dass im zivilrechtlichen Bereich die Rechte der Opfer gestärkt werden.

Und in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist eine dringende und überfällige Notwendigkeit, Gewalt durch alle möglichen uns zur Verfügung stehenden Maßnahmen entgegenzuwirken und ich bitte hiermit um Zustimmung zu unseren Anträgen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist nun Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely. 

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte mich zu Beginn bei meinem Kollegen Petr Baxant bedanken, der sehr richtige Worte in Richtung Jugend gefunden hat und auch in Richtung der anderen Fraktionen, mit diesem Thema Jugend, Jugendgewalt, Kriminalitätsanstieg, Sicherheitsgefühl, wie auch immer, vorsichtig und bedacht umzugehen. Ich kann mich dem nur voll und ganz anschließen. 

Leider anschließen muss ich mich auch und dabei bin ich aber jetzt eigentlich bei der Postnummer 11, die wir hier besprechen, kurz nicht bei Jugend und Jugendgewalt, sondern bei dem Antrag, den Sie gerade eingebracht haben, Frau Kollegin, der Ausbauforderung der Frauenhäuser in Wien. Ich darf Ihnen mitteilen, aber vielleicht besprechen Sie es jetzt auch gerade im Privatissimum: Die Ausbauforderung für Frauenhäuser in Wien ist glücklicherweise zur Zeit - und so sollte es auch bleiben - nicht nötig. Wir erfüllen die Vorgabe des EU‑Parlaments, dass es pro 10 000 Einwohnerinnen einen Platz in einem Frauenhaus geben soll und geben muss. Das ist erfüllt und das ist nicht erst seit heute erfüllt und es ist nicht seit gestern erfüllt, es ist schon seit Längerem erfüllt und zwar mit dem Bau des vierten Frauenhauses in Wien, das wir 2002 eröffnen konnten. Damit haben wir als einziges Bundesland diese Vorgabe des EU-Parlamentes natürlich schon erfüllt. Die Angebote der Wiener Frauenhäuser wurden also somit in den letzten zehn Jahren wesentlich erhöht. Und abgesehen davon ist natürlich auch der Ausbau der Übergangswohnungen geplant, die bis 2010 auf 50 aufgestockt werden. Die Übergangswohnungen sind natürlich eine Entlastung für die Frauenhäuser selbst, wo Frauen Unterschlupf finden, finden müssen mit ihren Kindern und Jugendlichen, die noch einen wirklich starken Schutz benötigen, die sich tatsächlich abschotten müssen und sollen von den gewalttätigen Freunden, Männern und Lebensgefährten. Somit sind diese Übergangswohnungen eine sehr, sehr sinnvolle, sehr moderne, pädagogisch hochwertige Einrichtung für Frauen, die schon verselbstständigt leben können, noch eine Betreuung brauchen und in ihrem Alltag begleitet werden, um es dann wiederum selbst schaffen zu können, selbstbestimmt und gewaltfrei weiterleben zu können. Das ist eine wirklich sinnvolle Kombination der Frauenhäuser mit diesen Übergangswohnungen. (Beifall bei der SPÖ)

Und weil Sie so oft die Fragen stellen, liebe Kollegen und Kolleginnen, insbesondere natürlich von ÖVP und FPÖ: Wie sind wir denn vernetzt? Wie arbeiten denn die Institutionen zusammen? Passiert das alles so doppelgleisig? Man spricht nicht miteinander, alles wird mehrfach erledigt, das kostet alles nur ein Geld. Grundsätzlich, das Geld ist es uns wert, aber die Doppelgleisigkeiten sind ja in den meisten Fällen dort, wo Sie sie wittern oder vermuten, nicht vorhanden. Natürlich sind auch die Frauenhäuser und die Kinder und Jugendlichen, die dort leben, gut betreut. Sie sind auch kindgemäß betreut. Die Jugendlichen sind jugendgerecht betreut. Es wird stark und vernetzt gearbeitet, auch im Bereich der Verselbstständigung, was den Arbeitsmarkt betrifft, den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt. Es werden eigene Programme gemeinsam mit den Frauenhäusern des WAFF durchgeführt, wo vor Ort beraten wird, damit ein Wiedereinstieg, eine Verselbstständigung auch ökonomischer Art möglich ist. Natürlich findet das alles statt. Das ist sehr sinnvoll, das wollen wir so und das ist natürlich nicht nur in diesem Bereich so.

Dieser Populismus der ÖVP, den Ausbau der Frauenhäuser ohne Not zu fordern, kommt gut an. Man kommt damit vielleicht ins Fernsehen, ich weiß nicht, wie. Die ÖVP setzt sich für mehr Plätze in den Frauenhäusern ein. Ich frage mich: Wem nützt das, ja? Wem nützt es, darüber zu sprechen, wenn wir die Vorgaben erfüllen, glücklicherweise, weil wir das auch so wollen, weil wir politisch dahinter stehen, weil wir das sinnvoll finden, weil wir an der Seite der Frauen stehen, die diese Schicksale erleiden und weil wir sie ermächtigen wollen. Ja, wem nützt es, dann in der Öffentlichkeit so zu tun, als bräuchten wir unbedingt mehr und einen Ausbau? Das würde ich wirklich gerne einmal wissen! Wem nützt es? Den Frauen sicherlich nicht! (Beifall bei der SPÖ.)

In Richtung der GRÜNEN möchte ich gerne sagen, weil wir da auch sozusagen über Populismus reden müssen: Ich finde es schon auch immer wieder schade, ich habe den Unterschied zwischen „die Jugendarbeit unterstützen“ und „Streetwork ausbauen“ gehört. Das sind natürlich aber auch alles Schlagworte, wo man dann noch weiter und intensiv darüber diskutieren sollte: Welche Art von Streetwork meinen Sie hier? Meinen Sie die Jugendarbeit selber? Da auch wieder gleich an die ÖVP gerichtet, die natürlich die Evaluation fordert, das Kontrollamt anstrengt, die Jugendarbeit zu durchleuchten, obwohl natürlich diese Vereine, der Verein Wiener Jugendzentren, ich darf es wiederholen, seit 2001 neun Mal, Sie werden es im Protokoll auch nachlesen, neun Mal geprüft wurden und sich das Kontrollamt natürlich auch denkt, wenn wir erst letztes Jahr wienXtra geprüft haben, wieso sollen wir das jetzt 2008 gleich wieder tun? Und Sie werden wissen, ob dieses Geld so gut eingesetzt ist, denn es geht Ihnen ja auch um die gute Mittelverwendung dieser Steuergelder, dieses öffentlichen Geldes. Ob das bei einem Kontrollamtsbericht der Wiener Jugendarbeit, die europaweit ihresgleichen sucht, gut eingesetzt ist? Sie werden es wissen! Aber ich entnehme Ihrer Anwesenheit, dass Sie es auch gar nicht hören wollen. 

Geht es um Streetwork, geht es um aufsuchende Jugendarbeit, geht es um mobile Jugendarbeit - wir haben an die 600, wenn nicht sogar mehr Menschen auch im öffentlichen Raum ganz partiell, die in der Jugendarbeit tätig sind. Das Konzept der Wiener Jugendarbeit ist schon seit Jahren auf Anteile der stationären und der aufsuchenden Betreuung umgestellt. Das ist eine Kombination, die gut ist, die modern ist und die natürlich auch generalpräventiv und gewaltpräventiv arbeitet. Und das muss ich auch zu den Meistern des Populismus dazusagen: Einen tragischen Vorfall zu instrumentalisieren, um wieder einmal pauschal, ja, insbesondere natürlich auf migrantische Jugendliche loszugehen, ist einfach verwerflich! (Aufregung bei GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) Es ist verwerflich! (Beifall bei der SPÖ.)
Durch Hetze und Stimmungsmache wird Rassismus geradezu gefördert! Es ist wirklich, wirklich tragisch, das Bild der ausländischen Jugendlichen unter 18, die auch noch hintreten, so zu verstärken. Und das wird leider, leider medial auch so unterstützt, dass es mir dabei wirklich unangenehm wird. Ich kenne im Gegensatz zu Ihnen zum Beispiel die Jugendlichen, die in dem „NEWS“-Aufreißer dann abgebildet waren, auch mit den schwarzen Balken. Ich kenne sie persönlich, wie sie in der Millennium-City, in der Lugner-City oder sonst noch wo herumwandern. Natürlich wurden sie gebeten, sich möglichst stark hin zu posieren und bedrohlich zu wirken. Natürlich wurden sie aufgefordert, dass sie die Cooleren sind, die hier ein Bild für die Medien hergeben. Ist das moralisch? Ist diese Art des Anprangerns das, was Sie als moralisch empfinden? 

Und auch zu der Wortwahl: Wir haben das schon einmal diskutiert, wie wir es hier schon oft diskutiert haben: Gewaltprävention, Jugendgewalt. Die Worte, die Sie verwenden, ja, Autorität, Strafen erhöhen, mehr Grenzen setzen, et cetera, in Verbindung mit einer Fraktion ... (GR Mag Harald Stefan: Aber das ist schon gut: Grenzen setzen!) Herr Stefan, ich bitte Sie, also sozusagen ... (GR Mag Harald Stefan: Haben Sie Kinder?) Ja, natürlich, ich habe nicht Kinder, ich habe ein Kind. (GR Mag Harald Stefan: Dann wissen Sie auch: Natürlich muss man Grenzen setzen!) Natürlich setze ich ihm auch Grenzen. Er setzt auch mir Grenzen, denn das, was wir wollen und wofür wir auch als Sozialdemokratische Fraktion stehen - und das ist der ganz große Unterschied zu Ihnen -, ist für die Partnerschaftlichkeit, ist für Partizipation Kinder und Jugendlicher in dieser Gesellschaft, ist für Empowerment, ist für Selbstwertstärkung. Wir halten nichts davon, sie zu unterdrücken. Wir halten nichts von Jugend, die kuschen muss. Wir halten nichts davon, dass Lehrer Autoritäten kraft ihres Amtes sind, sondern Kraft ihrer natürlichen Autorität. Und über Gewalt zu reden, über gegenseitiges Verletzen gerade in einer Fraktion - entschuldigen Sie bitte -, die das teilweise zum, wie nennt man das dann, zur Tradition erhoben hat - ich will nicht weiter darüber sprechen (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Das ist eh gescheiter!) - ich finde, das richtet sich von selbst! 

Mein Appell an die Verantwortlichen ist: Erwachsene müssen Vorbilder sein. Wir müssen Vorbilder sein. Das bedeutet auch: Keine gewalttätige Sprache. Das bedeutet auch: Keine Vorverurteilungen. Das bedeutet auch: Keine Pauschalisierungen, sondern natürliche Autorität, Emanzipation, Partnerschaftlichkeit, Partizipation, Empowerment, Stärkung des Selbstwertgefühls. Das sind nicht Schlagworte, sondern das sind integrierte Bestandteile pädagogischer Konzepte in unseren Schulen, in unserer Jugendarbeit und in unserem Umgang mit Kindern und jungen Menschen. Und das, bitte, wäre so schön, Sie würden es sich einmal merken. Wir werden jedenfalls so weiterarbeiten. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan, bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Sie haben jetzt mit einer gefährlichen Drohung diese Rede beendet: „Wir werden so weitermachen.“ Wir stehen ja hier und diskutieren heute, weil wir feststellen, dass die Situation nicht erfreulich ist. Und ich gebe schon dem Kollegen Baxant recht: Die Jugend ist heute nicht schlechter als sie früher war. Das ist eine wirklich unsinnige Feststellung, die immer wieder von der älteren Generation getroffen wird, zu der ich jetzt wahrscheinlich auch schon gehöre. Aber Tatsache ist trotzdem, dass die Gewalt zunimmt. Und wenn man dann darüber diskutiert, warum, dann gibt es mehrere Facetten. Sicherlich sind die wesentlichen dabei die Perspektivlosigkeit dieser Personen, die hier zur Gewalt greifen. Es ist ihnen oft schlicht und einfach fad. Sie haben keine Ansprüche an ihr Leben. Sie haben eine mangelnde Wertevermittlung mitbekommen. Sie haben offenbar mangelnde soziale Einbindung, denn jeder weiß, dass der, der sozial eingebunden ist, beschäftigt ist, sich vielleicht in einem Sportverein oder sonstwo engagiert, zu solchen Dingen gar nicht kommt. Und was ich sehr wesentlich finde, das ist eine offensichtlich mangelnde und unzureichende familiäre Einbindung, die bei derartigen Fällen regelmäßig festzustellen ist. Das heißt jetzt nicht, dass die Jugend schlechter ist, und das heißt auch nicht, dass das nur eine bestimmte Gruppe von Menschen ist, aber es ist ganz klar auch festzuhalten, dass diese jugendlichen Gewalttäter im überwiegenden Maße sehr wohl aus Migrantenkreisen kommen. Und das können Sie auch nicht wegdiskutieren, dass die nur eingesperrt werden, weil die Fluchtgefahr größer ist, wenn man keinen österreichischen Pass hat. Sie haben ja gehört, auch im Gefängnis Gerasdorf haben sehr viele einen österreichischen Pass. Trotzdem haben 70 Prozent einen Migrationshintergrund. Und das hat jetzt nichts mehr damit zu tun, dass man hier anders differenzieren müsste und die anders behandeln muss, außer Sie behaupten, dass das Justizsystem rassistisch ist. Ich glaube, so weit ist hier noch keiner gegangen, sondern es stellt sich eben heraus, dass hier in einem viel stärkeren Ausmaß Gewalt angewendet wird und dass es kulturelle Unterschiede gibt und dass in Kulturen unterschiedlich mit Gewalt umgegangen wird. Das wegzureden, bringt ja auch nichts. Man muss es doch anerkennen. 

Man muss doch die Realitäten erkennen und dann versuchen, damit umzugehen. Dass das bei uns eine andere Tradition hat als in Anatolien und so weiter, das liegt auf der Hand. Das ist keine Pauschalierung, sondern das ist eine Feststellung dessen, wie kulturell diese Dinge vertreten und weitergegeben werden. Und dass das jetzt hier zu einer Zunahme führt, dass das zu einer Situation führt, mit der wir nicht umgehen können, weil wir sie nicht kennen und weil sie sich bei uns so nicht entwickelt hat, damit muss man sich auseinandersetzen und das kann man nicht wegreden und sagen, nach der Art der Milieutheorie, es sind eh alle gut und nur die Gesellschaft ist schlecht. Ja, und die Medien, das ist für mich überhaupt neu, sind jetzt also die, die hier Eltern unterstützen. Sie haben vollkommen recht. Natürlich machen die Medien Geschichten. Wir sind ja die Letzten, die das bezweifeln. Wir wissen ganz genau, wie das alles abläuft und wie Fotos dargestellt werden, wie Jugendliche provoziert werden, irgendetwas zu machen. Also uns brauchen Sie das nicht zu erzählen, wirklich! Wir sind die Letzten, die sich darauf stützen, was in irgendeinem bunten Medium, wo nichts wahr ist, präsentiert wird. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Immer die Medien! Dass es immer die Medien sind, die das machen! Immer die Medien!) Na, dass sogar die Medien es berichten - also dass die Medien das machen, das behaupte ich nicht, sondern ich sage, und Sie haben dann irgendeine Geschichte zitiert, die ich nicht kenne, aber wo sicherlich die jungen Leute provoziert worden sind. Tatsache ist aber, dass es hier um eine Realität geht, ob das jetzt die Medien berichten oder nicht. Da müssen wir froh sein, dass sie es berichten, wenn es eine Realität ist und dass die Statistiken ... (GR Christian Oxonitsch: Ist es die Realität, dass Sie gesagt haben, was Sie erlebt haben?) Das ist eine Realität, ja. (GR Christian Oxonitsch: Das, was Sie erlebt haben?) Na sicher erlebe ich Realität oder soll ich eine Fiktion erleben? Ich meine, die Frage (Heiterkeit bei der FPÖ.) habe ich nicht ganz verstanden, ob Sie Fiktionen erleben oder ob Sie in einer Traumwelt leben? Ich erlebe Realitäten! (GR Christian Oxonitsch: Sie haben gesagt, Sie wissen ganz genau, wie Geschichten gemacht werden!)) Natürlich werden Geschichten gemacht, ja. Das ist vollkommen richtig. Geschichten werden gemacht. Aber ich habe jetzt nicht davon gesprochen, dass das eine reine Mediensache ist, sondern ich habe davon gesprochen, dass es hier kulturelle Unterschiede gibt, von denen ich komischerweise nichts in den Medien lese. (GR Christian Oxonitsch: Na, das ist wirklich nicht so!) Das lese ich nicht in den Medien, nein. So eine ernsthafte Diskussion lese ich nicht! Ich lese die Statistiken, die von allen Seiten ja unbestritten sind und das sind die Realitäten. Und wenn dann Medien darüber berichten, dann bin ich froh darüber, dass sie das auch aufgreifen. Aber wenn sie reine Geschichten machen, dann interessiert mich das nicht. Und das hat Frau Kollegin Matiasek nicht zitiert, sondern wir haben nur festgehalten, dass es auch sehr wohl berichtet wird und dass es daher nicht spurlos an Ihnen vorübergehen kann und Sie nicht sagen können, ich habe davon noch nichts gehört, und so weiter, sondern Sie wissen zumindest, dass darüber berichtet wird. 

Jedenfalls ist ein wesentlicher Punkt, auf den überhaupt niemand eingegangen ist, sehr wohl die Problematik der mangelnden familiären Einbindung. Ich hatte sogar den Eindruck, dass es auf Grund einzelner Vorfälle, die extrem widerlich sind und wo es natürlich Konsequenzen geben muss, eine allgemeine Diskussion hier ablaufen soll, dass Familie an sich gefährlich ist. Das ist eine Umkehrung, denn ich bin nach wie vor der festen Überzeugung, dass diese emotionale Bindung zwischen nahen Verwandten immer noch das Beste ist. Und ich glaube, Sie haben es ja auch selbst so empfunden, wie ich Sie gefragt habe, ob Sie Kinder haben, weil ich wollte von Ihnen hören, dass Sie sagen: Ja, ich gehe partnerschaftlich mit dem Kind um. Das heißt, Sie haben sicherlich zu dem Kind die engste emotionale Bindung, die man haben kann und das kann kein Professioneller ersetzen. Eine so emotionale Verbindung kann niemand ersetzen. Natürlich ist Betreuung der Kinder wichtig und sie müssen in den Kindergarten, sollen in den Kindergarten gehen, sollen in die Schule gehen. Es ist auch sicherlich gut, wenn sie Geschwister haben. Das ist für die soziale und emotionale Entwicklung jetzt wahrscheinlich noch besser als der Kindergarten. Da brauchen wir nicht darüber diskutieren, nein. Ich habe drei Kinder, ich kann das beobachten, aber ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Im Kindergarten?) Die gehen alle schon in die Schule, aber sie sind auch in den Kindergarten gegangen, ja, und das ist auch in Ordnung so. Ich sage ja nur, das ist durchaus alles richtig. Aber es dorthin zu bringen, dass nur die professionelle Betreuung der Kinder das Entscheidende ist, dass ich sage, ich brauche mehr Sozialpädagogen, ich brauche mehr Sozialarbeiter, Psychologen, und so weiter - und das ist das Ergebnis. Da kann ich sagen, wenn es einmal zu spät ist, dann brauche ich den Psychologen. Aber wenn ich eine wirklich nachhaltige Politik machen möchte, dann muss ich ja vorher ansetzen, dann muss ich schauen, dass ich möglichst viele seelisch gesunde Kinder in die Gesellschaft bringe, die auch ihre Probleme haben werden und so weiter, und die trotzdem in geringfügigem Ausmaß dann diese Psychologen und Betreuungseinrichtungen und Sozialarbeiter und so weiter brauchen. Und dann kann ich sehr wohl auch als Ansatz wählen, dass die Familie in ihrem Bestand so gut es geht gestärkt wird und dass die Möglichkeit unterstützt wird, dass innerhalb der Familie die Kinderbetreuung stattfindet, außer eben die Ausnahmefälle, wo Menschen sich Kindern gegenüber brutal verhalten, sie vernachlässigen und so weiter, wo man natürlich einschreiten muss. Aber im überwiegenden Ausmaß ist die Familie noch immer die beste emotionale Bindung und damit die beste seelische Voraussetzung für einen guten Einstieg ins Leben. 

Daher sollten wir uns auch damit auseinandersetzen, welche zusätzlichen Maßnahmen beziehungsweise verbesserten Maßnahmen hier getroffen werden können. Wir wissen auch ganz genau, dass die Lebensgeschichten häufig kriminell gewordener Jugendlicher und das sind eben überwiegend auch junge Männer, das ist keine Frage - aber wenn Sie sich das anschauen, dann haben die alle erstens einmal in irgendeiner Form ein familiäres Problem. Meistens ist es auch ein Nichtvorhandensein des Vaters, den gibt es in der Familiengeschichte nicht. Das heißt, man muss sich damit auseinandersetzen, ob man hier nicht in Wirklichkeit bereits in die Seele der Kinder das Problem hineinpflanzt hat und wenn, dann muss ich mir überlegen, welche Rahmenbedingungen ich schaffen kann, damit das von Anfang an besser läuft und das sind natürlich wesentlich auch die finanziellen Rahmenbedingungen. Es ist aber auch ganz wesentlich, die Einstellung dazu zu verändern und nicht darum, wie es eben heute auch teilweise auf Grund von Einzelphänomenen der Fall war, hier ein System schlechtzureden und es dorthin zu bringen, dass es eigentlich besser wäre, wenn Professionelle die Kinder betreuen, sondern dass ich eben Nein sage und diesen Wert der Familie sehr wohl hoch halte und auch pflege. 

Das wäre ein Ansatz, wo sicherlich auch Wien einen viel stärkeren Beitrag leisten könnte. Das hat mir heute in der Diskussion gefehlt und daher ist es mir wichtig, das hier anzubringen. Ich wünsche mir, dass Sie auch diesen Teil der wesentlichen Prävention, nicht nur der Gewalt, sondern auch der negativen seelischen Entwicklung unserer Jugend mitaufnehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nachgemeldet wurde mir Frau GRin Mag Korun. Bitte schön.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wollte mich ursprünglich nicht zum Wort melden, aber die Hartnäckigkeit, mit der die ÖVP die Tatsache verleugnet, dass entsprechende rechtliche Bestimmungen, die Sie in Ihrem Antrag oder mit Ihrem Antrag verlangen, schon seit fast zwei Jahren Gesetzesmaterie sind, nämlich Teil des Österreichischen Strafgesetzbuches, hat mich dazu veranlasst, mich doch kurz zum Wort zu melden, um das richtigzustellen, damit es auch ins Protokoll hineinkommt: § 106 Abs 3 des Österreichischen Strafgesetzbuches lautet unter dem Titel „Schwere Nötigung: Wer eine Nötigung begeht, indem er die genötigte Person zur Eheschließung, zur Prostitution oder zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung – Klammer: § 315a Abs 3 - oder sonst zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Interessen der genötigten oder einer dritten Person verletzt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.“ Zitat Ende. 

Ich möchte auch (GRin Mag Barbara Feldmann: Und das scheint Ihnen nicht wichtig!) noch einmal betonen, dass das, wie es hier formuliert ist, sogar weit über das hinaus geht, was Sie verlangen. Sie wollen nämlich im Gesetz eine Nennung von Zwangsehe oder Zwangsverheiratung. Hier ist nicht nur von Zwang, sondern eben viel weitergehender auch von Veranlassung die Rede. Also nicht nur das direkte Erzwingen einer Ehe, sondern auch die Veranlassung. Mit dieser Bestimmung wurde nämlich nicht nur, wenn Sie so wollen, ganz konkret der Vater oder ein allfälliger Vater, der seine Tochter zu einer Ehe zwingt, betroffen oder ist nicht nur der betroffen, sondern auch andere Familienmitglieder und andere Personen, die das dulden, unterstützen oder aktiv betreiben oder nichts dagegen tun. Da ist die Rechtslage. Die ist übrigens seit 1.7.2006, also bald seit zwei Jahren, in Kraft. 

Unter anderem deshalb werden wir Ihrem Antrag nicht zustimmen, weil es in Ihrem Antrag eigentlich um bloßen Populismus und um Stimmungsmache geht (GRin Mag Barbara Feldmann: Sie trauen sich nicht!) und weil Sie angeblich etwas haben wollen, was es im Österreichischen Strafgesetzbuch seit zwei Jahren schon gibt. – Danke schön. (GRin Mag Barbara Feldmann: Sie trauen sich nicht! Sie trauen sich nicht! – Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie uns im Speziellen dieser traurige Anlassfall wieder vor Augen geführt hat, ist Gewalt allgegenwärtig und wie wir schon oft von dieser Stelle aus festgestellt haben, ist Gewalt nicht auf eine Zielgruppe, auf eine Religionsgemeinschaft beschränkt, denn Gewalt zieht sich durch soziale Schichten und ist unabhängig von Religion und Staatszugehörigkeit. Wien kämpft engagiert gegen Gewalt. Wir übernehmen Verantwortung. Wir setzen viel auf Prävention, Information und Sensibilisierung und natürlich auch viel auf schnelle und unbürokratische Hilfe für Opfer, wie der heutige Akt beweist. 

Ich stimme auch Kollegin Maria Vassilakou zu, als sie die ehemalige Bundesministerin der ÖVP erwähnt hat, denn die ÖVP hier in diesem Haus vergisst immer wieder gerne, was Rauch-Kallat damals in ihrer Amtszeit getan hat: Die Finanzierung und die Unterstützung der Interventionsstellen kürzen und wie viele Bezirke in Wien, wie viele Frauen in den Bezirken unversorgt waren, vergisst sie auch immer wieder gerne. Wir vergessen das aber nicht. Wir haben die Opfer nicht im Stich gelassen, denn die Opfer und die Beratungsstellen sind damals vor unserer Tür gestanden. Wir haben sie nicht im Stich gelassen und das werden wir auch weiter nicht tun!

Ich möchte ganz kurz noch auf das Thema Zwangsheirat zu sprechen kommen, da ein Antrag von Kollegin Feldmann eingebracht wird. Auch hier haben wir ein großes Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Zwangsheirat geschnürt. Wir haben Handlungsleitfäden für Magistratsdienststellen erstellt, für Beratungseinrichtungen. Wir haben ein dichtes Unterbringungsnetz und auch da kann ich nochmals sagen, dass wir hier mit den Frauenhäusern sehr gut aufgestellt sind und auch vielfältige Unterbringungsmöglichkeiten für betroffene Frauen und Mädchen haben, eben mit den Frauenhäusern, aber auch mit der multikulturellen Wohngemeinschaft von Kolping Österreich und auch neu mit den Einrichtungen des Amtes für Jugend und Familie, wo spezialisiert Mädchen, die betroffen und bedroht von Zwangsheirat sind, aufgenommen werden können. 

Der Ausbau ist uns wichtig. Die Erweiterung ist uns wichtig. Der Kampf gegen Gewalt ist uns wichtig. Wir machen das. Wir haben mit Sandra Frauenberger, mit unserer Frauenstadträtin, eine engagierte Kämpferin gegen Gewalt. Unser Ziel ist es, dass jede Frau in dieser Stadt sicher, unabhängig und selbstbestimmt leben kann. In diesem Sinne bitte ich Sie deshalb um Zustimmung zu diesem vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die für den Antrag der Berichterstatterin sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Mir liegen sechs Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP vor. Ich lasse zunächst jenen über Optimierung des Notfallmanagements der Wiener Rettung abstimmen. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Antrag betreffend zunehmende Gewaltausbrüche von Jugendlichen in Wien, Konsequenzen für die Wiener Kommunalpolitik. Sofortige Abstimmung ist beantragt. 

Wer ist für diesen Antrag? - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Beschlussantrag betreffend die Verschandelung von öffentlichen beziehungsweise privaten Gebäuden und Einrichtungen durch Schmieraktionen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an die Gemeinderatsausschüsse der Geschäftsgruppen für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie für Integration, Frauenfrauen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Wer für diese Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest. Die Zuweisung ist beschlossen.

Beschlussantrag betreffend Vorbeugung bei Gewalt. Es wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Beschlussantrag betreffend weiteren Ausbau von Einrichtungen gegen Gewalt in der Familie. Sofortige Abstimmung ist beantragt. 

Wer ist dafür? - ÖVP und GRÜNE stimmen zu. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Beschlussantrag betreffend Einführung eines eigenen Straftatbestands Zwangsehe und weitere rechtliche und faktische Unterstützung der Opfer von Zwangsehen. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir fahren mit der Tagesordnung fort. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 1, 2, 3, 5, 6, und 8, sie betreffen alle Subventionen an verschiedene Vereine, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher den Berichterstatter, Herrn GR Bacher-Lagler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich ersuche um Zustimmung. (Einige Punks nehmen auf der Galerie Platz.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Bitte schön.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur kurz begründen, warum wir diesmal Postnummer 3, die Subvention an die Volkshochschulen für Spracherwerbsmaßnahmen, ablehnen. Wir haben bisher gerne zugestimmt, weil wir gefunden haben, es ist der richtige Rahmen. Gerade innerhalb einer Volkshochschule kommen viele Menschen zusammen. Es wird in erster Linie das vielfältige Kursangebot ja auch in deutscher Sprache gehalten. Es ist auch eine Information, was es alles an Bildungsangeboten oder an Leben in Wien überhaupt gibt. 

Sie gehen nun - und das ist den Akten zu entnehmen - zunehmend dazu über, diese Kurse auch außerhalb der Volkshochschulen sowohl in Vereinen als auch - was wir noch stärker kritisieren - in Moscheen abzuführen. Und ich glaube, gerade das ist ein Faktum, das dem Integrationsgedanken, so wie wir das verstehen, widerspricht. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Sie begründen zwar, das ist die niederschwellige Herangehensweise an die Betroffenen. Ich sage Ihnen was: Ja, holen Sie sie dort ab, aber führen Sie die Kurse in den Volkshochschulen durch. Ich glaube, das ist ein wesentlich besseres Lernklima dafür. Es widerspricht der Integration, dass ich die Leute gerade dort belasse, wo sie wieder unter sich sind. Wenn Sie diese Vorgehensweise wieder ändern und wenn Sie schwerpunktmäßig in den Volkshochschulen unterrichten, dann werden wir gerne wieder zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Es ist natürlich schon einigermaßen amüsant, gerade von der Fraktion, die immer sagt „Lernt's g’scheit deitsch“ zu hören, dass Deutschkurse in Moscheen oder wo auch immer kritisiert werden, - why - möchte ich auch nicht unerwähnt lassen, dass dieselbe Fraktion und das wissen alle - oh, ich sollte nicht Englisch reden, Entschuldigung, das ist immerhin eine Fremdsprache und insofern bei dieser Fraktion verpönt -, die irgendwas mit dem Integrationsausschuss beziehungsweise mit dem Gemeinderat zu tun haben, eigentlich mehr oder weniger alle Anträge, wo es um die Förderung von Deutschkursen und/oder Alphabetisierungskursen für Migranten und Migrantinnen geht, ablehnt. Wie sie dann „Deitsch“ lernen sollen, was ja die Forderung der Freiheitlichen ist, ist natürlich ein Rätsel! Gut. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Aber eigentlich wollte ich nicht dazu sprechen, sondern hauptsächlich zu einem Geschäftsstück, das heute vorliegt und jetzt mitbehandelt wird, nämlich das Projekt „Hippy“. Zur Erinnerung: Wir haben diesen Förderantrag auch letztes Jahr im Integrationsausschuss und im Gemeinderat gehabt. Wir haben als GRÜNE - und wir waren damit nicht allein, so wie ich mich erinnern kann - die Kritik geäußert, dass es nicht nachvollziehbar ist, warum so ein ganz junger Verein, der bis jetzt solche Integrationsarbeit noch nie gemacht hat, nämlich niederschwellige Elternkontaktierung und Betreuung im Bildungsbereich, jetzt einen Auftrag bekommen soll und in diesem Bereich mit relativ wenig Know-how und eigentlich kaum Erfahrung aktiv werden soll. Uns wurde damals gesagt, das ist jetzt nur einmal bis Jahresende, nämlich Ende 2007 und bevor es eine neuerliche Förderung gibt, wird das evaluiert und das wird alles vorgelegt, und so weiter.

Nun, im letzten Integrationsausschuss wurde dann diese „Evaluierung“ vorgelegt und sie schaut so aus, dass sie auch laut Geschäftsstück und Berichten und allem, was vorliegt, vom Verein „Beratungsgruppe.at“ durchgeführt wurde. Wie durch ein Wunder ist es so, dass der Verein „Beratungsgruppe.at“ gleichzeitig der Förderantragsteller ist. Das heißt, der Verein hat sich selber evaluiert und ist nicht unerwarteterweise zum Schluss gekommen: „Die Zielgruppe wurde erreicht, die Arbeit war sehr gut und gelungen.“ Also steht einer weiteren Förderung nichts im Wege. 

Auch wenn ich etwas sarkastisch sage, dass ich finde, lassen wir den Verein jetzt einmal beiseite, die beantragen Gelder und man könnte sagen, es ist legitim, die eigene Arbeit zu loben und gut zu evaluieren, aber was ist eigentlich mit der zuständigen Magistratsabteilung? Was ist mit der SPÖ-Mehrheit in dieser Stadt? Warum ist es eigentlich so, dass man die Opposition auf den Arm nehmen und sagen kann, dass das alles evaluiert wird und ein Jahr später wird eine Evaluation vorgelegt, die der förderbeantragende Verein selber durchgeführt hat?

Das ist auch der Grund, warum wir diesem Antrag oder dieser Förderung in dieser Form heuer nicht mehr zustimmen werden. Wir haben letztes Jahr sowohl im Ausschuss als auch im Gemeinderat erwähnt und betont, dass wir unter Vorbehalt zustimmen, weil wir das Projekt beziehungsweise niederschwellige Elternarbeit im Bildungsbereich an sich sinnvoll und notwendig finden und weil wir eben wollen, dass solche Arbeit in Wien passiert, aber mit erfahrenen Leuten, mit gut ausgebildeten Leuten. Da gibt es durchaus auch von Vereinen Know-how, die es schon seit Jahren gibt. Es ist uns nicht verständlich, warum nach einem Jahr, ich sage einmal etwas salopp, mit einer Pseudoevaluierung diese Förderung verlängert werden soll, zumal und ich zitiere aus dem vorliegenden Akt: „Das Projekt nachhaltig und flächendeckend als Institution über ganz Wien ausgedehnt werden soll.“ Zitat Ende. Ich würde sagen, das lässt eigentlich Böses erahnen, denn wenn man so weitergeht, liegt uns nächstes Jahr schon wieder eine so genannte Evaluierung vor, mit der sich der Verein wieder evaluiert hat und zum Schluss kommt: Alles paletti, Zielgruppe erreicht, alle haben profitiert und alle sind irrsinnig glücklich.

So kann es natürlich nicht sein. Vielleicht noch ein Zitat, um die unserer Meinung nach ziemliche Absurdität der Situation auch durch ein zweites Zitat zu belegen. Im vorliegenden Akt steht unter Punkt 3 „Evaluationsbegriff und Evaluationsdesign“: „Evaluation bildet einen integralen Bestandteil des Hippy-Programms, da durch intensives Monitoring und wöchentliches Reporting schriftlich und mündlich durch die HausbesucherInnen“ - also durch die Personen, die beim Verein angestellt sind oder einen Werkvertrag für diese Arbeit haben – „die Prozesse genau beschrieben werden.“

Jetzt haben wir natürlich nichts dagegen, dass sich der Verein das selber berichtet und dass wöchentlich auch darüber gesprochen oder schriftlich darüber berichtet wird, aber das ist wirklich nicht der Sinn einer Evaluierung, würde ich sagen. Wenn es so ist, dann könnte jeder beginnen, sich selber zu evaluieren, sich selber hervorragende Zeugnisse auszustellen. Dann frage ich mich, was eigentlich die Kontrollfunktion der Stadt Wien ist? Was die Funktion des Integrationsausschusses ist? Was die Aufgabe von anderen Ausschüssen ist, wenn es nur darum geht, sich selber ein gutes Zeugnis auszustellen?

Damit möchte ich nicht sagen, dass die Arbeit des Vereins schlecht sein muss, aber das ist wirklich ein Witz und diesen Witz möchten wir uns als Opposition nicht gefallen lassen. Deshalb werden wir im Unterschied zum letzten Jahr diesem Geschäftsstück und dieser Förderung nicht zustimmen. Wir erwarten uns von der zuständigen Abteilung und von der zuständigen Frauenrätin auch ein Ernstnehmen oder ein Ernsternehmen der Opposition und sollte dieses Projekt überhaupt weiter fortgeführt werden, eine echte Evaluierung, wo sich die Menschen nicht selber evaluieren. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Gäste auf der Galerie!

Ich möchte etwas zur Sprache bringen, ein Projekt, das ebenfalls niederschwellige Beratung macht, das heute nicht auf der Tagesordnung steht, aber in der Zeitung. Wir haben große Befürchtungen, dass es bei diesem Zeitungsartikel bleibt und dass es nicht in den zuständigen Gremien besprochen werden wird. Deshalb werden wir auch einen Antrag einbringen.

Konkret geht es um einen Artikel im „Standard“, in dem der Chef des Fonds Soziales Wien Hacker zu verstehen gibt, dass die niederschwellige Beratungseinrichtung „Axxept“ im 6. Bezirk in der Windmühlgasse geschlossen werden soll und dass daran gedacht ist, diese Anlaufstelle im 15. Bezirk in der „Pankahyttn“ unterzubringen. Dazu muss man natürlich allerhand Hintergrundwissen haben, um zu verstehen, warum das ein völlig schwachsinniges Vorhaben ist. 

Die Beratungsstelle „Axxept“ in der Windmühlgasse erfüllt eine sehr wichtige Aufgabe. Sie ist eine niederschwellige Anlaufstelle nicht nur für die Punks von der Mariahilfer Straße, sondern mittlerweile auch für sehr viele andere Menschen in der Stadt, zum Beispiel auch für die Obdachlosen von der Donauinsel. Das heißt, diese Stelle aufzulassen bedeutet, dass die Menschen keine Anlaufstelle mehr haben. Was heißt das: „Anlaufstelle“? Das heißt nicht nur, dass die Menschen, die hinkommen, dort Kaffee trinken und mit SozialarbeiterInnen plaudern, sondern das heißt, dass sie dort die Möglichkeit haben zu duschen, sie können dort ihre Wäsche lassen und sie können dort teilweise auch ihre Sachen deponieren, wenn das möglich ist. Das ist das eine, das ist die Beratungsstelle „Axxept“ in der Windmühlgasse. 

Dann haben wir das Projekt „Pankahyttn“ in der Johnstraße im 15. Bezirk, ein Projekt, das mit Schwierigkeiten verbunden mittlerweile doch funktioniert. Die AnrainerInnen und die Punks finden zu einer gemeinsamen Sprache und es zeigt auch, dass es bei gutem Willen möglich ist, ein solches Projekt auch durchzuziehen.

Wenn das stimmt, was Hacker in der Zeitung gesagt hat, dass nämlich „Axxept“ im 6. Bezirk abgesiedelt und in die Johnstraße verlegt werden soll, dann torpediert er damit das gute Projekt, beide guten Projekte. Er macht das in der Windmühlgasse kaputt und er zerstört das Projekt in der Johnstraße. Ich sehe, Hacker spricht davon, dass dieser Plan schon seit einem halben Jahr besteht. Interessanterweise wissen die SozialarbeiterInnen selbst nichts davon und von Gesprächen mit verschiedenen VertreterInnen der SPÖ heute muss ich entnehmen, dass es offensichtlich auch in der SPÖ so nicht gewusst wird. Da frage ich mich, wo ist da die Wahrheit und was stimmt jetzt? Stimmt das, was Hacker im „Standard“ sagt oder stimmt das, was die SPÖ uns sagt? Ich hoffe doch sehr, dass Letzteres stimmt und ich fordere die StRin Wehsely auf, alles richtigzustellen, was an diesem Interview und diesem Gespräch mit Hacker im „Standard“ nicht stimmt. 

Um aber auch sicherzustellen, dass diese beiden Projekte, die enorm wichtig sind, nicht gefährdet werden und um sicherzustellen, dass sie so weiterlaufen können und wenn möglich noch besser weiterlaufen können als sie es jetzt tun, bringen wir einen Antrag ein, der lautet, dass sich der Gemeinderat nachdrücklich gegen eine Schließung der sozialen Anlaufstelle von „Axxept“ in der Windmühlgasse ausspricht. Wir beantragen in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales, weil wir davon ausgehen, dass dort wirklich ernsthaft und abseits von „Standard“-Artikeln diskutiert werden kann. Wir haben auch im Antrag formuliert, wir erwarten uns, dass bis zu diesem Zeitpunkt, wo dieses wichtige soziale Thema vom Zeitungsartikelniveau wegkommt in ein dafür zuständiges Gremium, alles so bleibt, wie es ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und eines möchte ich schon noch sagen: Im letzten Absatz des Artikels heißt es, ich zitiere: „Patzig reagiert Hacker auf die Vorwürfe, dass das versprochene Baumaterial, mit dem die Punks das Haus selber in Schuss bringen sollen, nur zögerlich eintrifft. 3 000 EUR habe man schon aus eigener Tasche bezahlt, beschweren sich die Bewohner. Das ist keine Summe für eine Hausrenovierung, sagt Hacker.“ (Aufregung bei GR Anton Mahdalik.)
Ja, das stimmt, das ist keine Summe für eine Hausrenovierung. Aber dabei vergisst der gute Herr Hacker das, was Sie auch selbst immer betont haben: Es handelt sich bei der „Pankahyttn“ um ein Projekt, in dem jetzt ungefähr 30 obdachlose junge Menschen untergekommen sind. Und wenn der Herr Hacker als Chef des Fonds Soziales Wien glaubt, für 30 junge obdachlose Menschen sind 3 000 EUR keine große Summe, dann ist er als Chef des FSW völlig am falschen Platz und ich ersuche Sie, ihm das auch mitzuteilen! (Aufregung und Geschrei bei den Punks auf der Galerie. – Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich ersuche darum, auf der Galerie keine Äußerungen von sich zu geben, sondern der Verhandlung ruhig beizuwohnen. (Die Punks verlassen unter Protest die Galerie.)
So, eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen, der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die nun vorliegenden Postnummern zur Beschlusslage für Subventionsanträge dienen hauptsächlich der Unterstützung von Wienerinnen und Wienern mit Migrationshintergrund. 

Betreffend das Subventionsansuchen der Wiener Volkshochschulen sei gesagt, dass wir jene Wienerinnen und Wiener dort abholen wollen, dort fördern wollen, dort auch beraten wollen, wo sie sich wohlfühlen. Es gibt sehr viele Menschen, die sich in Schulen, in Ämtern, in Gebäuden, die sie nicht kennen, nicht wohlfühlen, die sich aber in jenen Bereichen wohlfühlen, in denen sie sich auch in der Freizeit aufhalten. Daher ist dieser niederschwellige Zugang zu diesen Förderprojekten und –programmen ein für Wien sehr wesentlicher und deshalb denke ich, dass auch das Projekt und das Subventionsansuchen der Wiener Volkshochschulen ein Projekt ist, das von unserer Seite sehr gut in die Tätigkeiten und in die Politik der Stadt Wien betreffend die Integration und Förderungen von Wienerinnen und Wiener mit Migrationshintergrund hineinpasst. Daher ersuche ich auch um Zustimmung zu den vorliegenden Postnummern. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung, die getrennt durchgeführt wird. 

Ich komme zur Abstimmung der Postnummer 1. Wer für die Postnummer 1 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 2. Wer für diese Postnummer 2 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. –Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich darf nun den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend geplante Schließung der sozialen Anlaufstelle „Axxept“ im 6. Bezirk abstimmen. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales beantragt. 

Wer für diese Zuweisung, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von allen vier Fraktionen. Die Zuweisung ist einstimmig beschlossen.

Wer ist für die Postnummer 3? (Große Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Das ist die Mehrheit.

Wer ist für die Postnummer 5? – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. Die Post ist beschlossen.

Wer ist für die Postnummer 6? – Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN.

Postnummer 8. – Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. 

Damit kommen wir zur Postnummer 9 der Tagesordnung. Es geht um einen Kollektivvertrag für die Forstarbeiter. 

Ich bitte den Berichterstatter Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder, bitte schön! 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich nehme jetzt diese Postnummer zum Anlass, um über ein Geschehnis, das vor Kurzem auch in den Medien sehr präsent war, zu erzählen. Es passt insofern auch zu den Forstarbeitern, weil es ja um die Bediensteten der Stadt Wien geht und vor allem auch die Bediensteten der ausgegliederten Unternehmungen. 

Die Stadt Wien hat ein ausgezeichnetes Antidiskriminierungsgesetz. Das haben wir auch immer unterstützt und wir freuen uns auch, dass das Antidiskriminierungsgesetz beispielsweise Dienstleistungen der Stadt Wien in ausgegliederten Unternehmungen gewährleistet beziehungsweise dass dieser Diskriminierungsschutz auch dort gegeben ist. Wir freuen uns, dass die Stadt Wien diese antidiskriminierende Grundhaltung der Stadt auch immer sehr gut kommuniziert. Jetzt fragte ich natürlich: Wie wird diese Grundhaltung auch gelebt? Und da war es schon erstaunlich, als vor wenigen Tagen ein doch sehr spektakuläres Urteil vom Arbeitsgericht bezüglich eines homosexuellen Straßenbahnfahrers bekannt wurde, der gekündigt wurde, nachdem er jahrelang Mobbing ausgesetzt war. Der Mann ist zu seinem Betriebsrat gegangen und hat schlicht und ergreifend nichts anderes getan, als in einem Vier-Augen-Gespräch darum gebeten, sein Partner möge doch auch so eine Ermäßigungskarte bekommen wie sie bei heterosexuellen Paaren auch üblich ist. Mehr hat er nicht getan. Und das reichte dann auch für ein jahrelanges Martyrium. 

Kaum hatte er nach diesem Vier-Augen-Gespräch seinen Dienst wieder angetreten, wurden auf den Toiletteanlagen Sprüche mit dem Namen dieses Mannes laut gemacht, er habe AIDS, er sei schwul. Er wurde gemobbt. Sein Auto wurde zerkratzt. Seine Reifen wurden aufgeschlitzt. Das ging so weit, dass der Mann am so genannten depressiven Belastungssyndrom erkrankte.

Was haben die Wiener Linien gemacht, nachdem das passiert ist? Nicht, dass sie eingeschritten wären und ihm, diesem Mobbingopfer, geholfen hätten, eine Mediation eingeführt hätten, erklärt hätten, warum es nicht zu Diskriminierungen und zu solchem Mobbing in einer Unternehmung der Stadt Wien kommen darf! Was haben die Wiener Linien gemacht? Sie haben den Mann gekündigt!

Da ist die Frage, ob das die Antidiskriminierung ist, wie wir es uns in unserer Stadt vorstellen oder ob nicht das, was man so oft hört, Diversity Management und Antidiskriminierung, oft nur eine Fassade ist und dahinter nicht mehr weitergearbeitet wird. Es stimmt, ein Antidiskriminierungsgesetz ist wichtig, Diversity Management ist wichtig, aber beides kann nur dann funktionieren, wenn das auch sickert, wenn man Schulungsmaßnahmen, Sensibilisierungsmaßnahmen, eben Diversity-Manage-
ment-Programme macht. Dann können solche Fälle verhindert werden.

Es gibt das rot-grüne Projekt - Dank auch an meine Kolleginnen StRin Vana und StRin Frauenberger -, diese Mobbingstelle für Gemeindebedienstete, wo diese sich hinwenden können. Allerdings gilt diese Mobbingstelle nicht für Bedienstete in ausgegliederten Unternehmungen

Das ist aus unserer Sicht ein Manko. Daher bringen meine Kollegin Ingrid Puller und ich einen Antrag ein, der nicht nur auf diesen einen Fall, den ich soeben geschildert habe und der medial bekannt geworden ist, zurückzuführen ist. Es haben sich nach diesem bekannt gewordenen Fall einige Menschen bei uns und vor allem bei meiner Kollegin Puller gemeldet, die unglaubliche Mobbinggeschichten erzählt haben, sei es wegen der Herkunft, sei es einfach nur auf Grund des Geschlechts. Solche Mobbingfälle gibt es zuhauf bei den Wiener Linien. Es ist wirklich dringend an der Zeit, dass dieses Aidsprinzip auch in den Unternehmungen der Stadt Wien durchgesetzt wird. Unser Antrag lautet daher: 

„Die zuständigen StadträtInnen werden ersucht, mit den Unternehmensführungen der ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien, insbesondere den Wiener Stadtwerken und dem Fonds Soziales Wien, Gespräche mit dem Ziel der Errichtung einer Mobbingberatungsstelle für deren Beschäftige zu führen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen und Personal.“

An Frau StRin Brauner würde ich gerne noch einen Appell richten. Es war damals ihre Idee, in Wien Diversity Management auch als Magistratsprinzip einzuführen. Wir haben das begrüßt. Diversität bedeutet Respekt und Umgang mit Vielfalt. Jetzt ist sie zuständig für die Wiener Linien und ich hoffe doch sehr, dass sie dieses Prinzip, das sie sich für eine Stadt ausgedacht hat, auch als Chefin - unter Anführungszeichen - der ausgegliederten Unternehmungen der Stadt Wien findet. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 9 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Es liegt mir der Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN vor. Formell ist die Zuweisung beantragt. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen zur Postnummer 72 der Tagesordnung. Sie betrifft die Parkometerabgabe-Ausnahmeverordnung. Ich bitte den Kollegen Strobl um die Einleitung.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Kollege Dr Madejski. Ich erteile ihm das Wort. - Bitte sehr.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Bitte von dir wird natürlich erfüllt, weil sie eine alte freiheitliche Forderung der Polizeigewerkschaft, der AUF war, hier eine Ausnahmeregelung zu gestalten. Ich halte das für sehr sinnvoll. Vor allem halte ich für sehr sinnvoll, dass man das bereits wesentlich vor der Eröffnung der EM macht und auch erst eine Woche nach Beendigung der EM auslaufen lässt.

Aber ich möchte den Akt gerne zum Anlass nehmen, generell zu den Kurzparkregelungen und zu den Änderungen, die wir seit 1. September des vorigen Jahres hier in Wien haben, kurz Stellung zu nehmen und dann einen Antrag einzubringen.

Die FPÖ hat immer die Ausdehnung der Kurzparkzeiten von 20 auf 22 Uhr in den Innenstadtbezirken abgelehnt. Interessanterweise, oder nicht interessanterweise, es war eigentlich vorherzusehen, hat auch die Wiener Wirtschaftskammer eine Studie vom Karmasin-Institut in Auftrag gegeben und hat ein halbes Jahr lang Erfahrung einfließen lassen, also keine spontane Reaktion der Befragten, hat 300 Unternehmer aus der Gastronomie, aus dem Theater-, aus dem Kino- und Kulturbereich und 300 Besucher befragt, wie sie diese Ausweitung der Kurzparkzeiten auf 22 Uhr sehen. Das einzig Positive, was hier herausgekommen ist, war die Vereinheitlichung in allen Bezirken. Das ist als positiv angesehen worden. Man braucht nicht nachzuschauen, sind es eineinhalb Stunden, zwei Stunden oder drei Stunden. Das ist positiv gesehen worden. 

Das Zweite ist der Parkschein auf zwei Stunden. Den gibt es, das ist auch sehr positiv gesehen worden. Auch dieser gelbe Parkschein war, wie wir uns alle erinnern können, eine Erfindung und eine Idee unserer Fraktion. Das war also das Positive.

Das Negative: Nur 2 Prozent sehen die neue Regelung, die Ausdehnung auf 22 Uhr, positiv. 

Die Umfrage im Internet, die ebenfalls die Wiener Wirtschaftskammer gestartet hat, ist noch viel drastischer. Dort sehen diese Ausdehnung 87 Prozent negativ und nur 11 Prozent positiv.

Erinnern wir uns, was das Ziel dieser Ausdehnung war. Das Ziel laut Herrn StR Schicker und der Mehrheitsfraktion, die dem ja zugestimmt hat, war, mehr Parkraum für die Bewohner zu schaffen und dadurch eine zufriedenere Bevölkerung, die dort mit dem Auto wohnt, mit dem Auto fahren muss, dort Betriebe hat, herbeizuführen.

Nur, meine sehr geehrten Damen und Herren, eine Studie der Stadt Wien von Max Herry hat, weit bevor das eingesetzt wurde, ergeben, dass das Ziel mit dieser Parkraumerweiterung der Zeiten nie erreichbar gewesen wäre. Sie, die sich damit beschäftigt haben, werden die Studie kennen. Das steht eindeutig fest. Das haben Sie gewusst, bevor Sie diesen Beschluss hier mehrheitlich gefasst haben.

Noch einmal, diese Umfrage war keine spontane Reaktion, kein Ärgernis vor Ort, sondern ist im März gekommen und hat sechs Monate Erfahrung mit sich gebracht. Das sagt schon einiges aus.

Meine Damen und Herren, der Erfolg für die Bevölkerung, die dort wohnt, ist null, also eigentlich negativ. Das ist eine ernüchternde Bilanz. 65 Prozent wollen trotz dieser gesamten Geschichte weiter mit ihrem Auto in die Innenbezirke fahren. 25 Prozent werden weniger mit dem Auto und/oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln in die Innenbezirke fahren. Nur 10 Prozent werden nur mehr mit den öffentlichen Verkehrsmitteln in die Innenbezirke fahren. Eigentlich ein sehr schwacher oder gar kein Erfolg Ihrer Aktivitäten.

Wenn die Stadt Wien jetzt sagt, sie will evaluieren, so ist dies das neue Modewort. Wir evaluieren alles. Wir schauen uns immer an, wie das war, was sein könnte. Ich bin gespannt auf diese Studie, weil die überhaupt nicht feststellen kann, ob wirklich mehr Parkraum für die Bevölkerung zur Verfügung steht. Denn es gibt ab 2001 - und das wissen Sie ganz genau - überhaupt keine Vorheruntersuchung, wie viele Parkplätze es dort vor der Einführung dieser Verlängerung der Parkzeiten gegeben hat. Daher ist eine wissenschaftliche, durchaus kompetente Aussage unserer Meinung nach gar nicht möglich.

All diese Gründe haben uns dazu gebracht, hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, den ich kurz verlesen werde. Ich bitte, dann auch gleich abzustimmen. 

„Der zuständige Stadtrat als Verantwortlicher für die MA 46, 65 und 67 wird aufgefordert, die Kurzparkregelung beziehungsweise die Kurzparkverlängerung der Kurzparkzeiten, die ab 1. September 2007 in Kraft getreten ist und die Ausweitung auf 22 Uhr vorsieht, wieder zurückzunehmen und mit 20 Uhr zu limitieren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt.“ 

Ich hoffe im Sinne der Bevölkerung, der Geschäftsleute, der Besucher, der Wienerinnen und Wiener, dass Sie diesem Antrag zustimmen. Er ist sinnvoll. Ihre Ausdehnung der Parkzeiten war weniger sinnvoll! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik. Kommen Sie? (GR Anton Mahdalik: Ja, ich komme schon!) - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Ich werde es ganz kurz machen, weil ich nicht zum Akt selbst sprechen werde (GR Ernst Nevrivy: Sie müssen gar nichts sagen!), sondern nur das nachholen werde, was in der Aktuellen Stunde angekündigt wurde, nämlich den Drei-Parteien-Antrag von FPÖ, ÖVP und GRÜNEN für den Erhalt der Straßenbahnlinie 21 einzubringen. 

Die Argumente wurden bereits zur Genüge ausgetauscht. Ich möchte nur auf ein Argument, das von hier heraußen gebracht wurde, kurz eingehen. Herr Madejski hat es in seiner Rede zum 21er schon gesagt, dass die SPÖ gerne in Zahlen und in Statistiken schwelgt. Wir haben das dann nachher auch in einer Wortmeldung gehört, wie viele Kilometer öffentliche Verkehrsmittel den Wienern zur Verfügung stehen, wie viele Fahrgäste jeden Tag die Wiener Linien, die öffentlichen Verkehrsmittel, benutzen und wie super das in Wien eigentlich ist. 

Ich möchte nur ein Vergleichsbeispiel bringen: Wenn in Wien durch den schändlich niedrigen Heizkostenzuschuss der Stadt Wien etwa 50 000 oder 100 000, um eine Hausnummer zu nennen, Wohnungen im Winter zu wenig oder nicht geheizt sind, mit 16, 17 Grad das Auslangen finden, geht der nächste SPÖ-Redner heraus und sagt, aber 300 000 Wohnungen in Wien sind sehr gut beheizt, da hat es 22, 23 Grad. (GR Günter Kenesei: Im Schnitt hat es dann 20 Grad!) Jetzt frage ich die Genossen: Was haben die Bewohner der 50 000 oder 100 000 Wohnungen davon, dass es in den 300 000 anderen Wohnungen schön warm ist und sie sich, auf gut Wienerisch gesagt, den Hintern abfrieren? Gar nichts haben sie davon! 

Genauso wenig haben die Bewohner der Leopoldstadt, die bis jetzt den 21er für den täglichen Weg zum Arzt, zur Apotheke oder für den täglichen Einkauf benutzt haben. Was haben die davon, wenn jetzt die U2 verlängert wird, wenn es lange Stationen gibt, die für sie überhaupt nicht attraktiv sind? Was haben die davon, dass jeden Tag 2 Millionen Menschen die öffentlichen Verkehrsmittel benutzen? Was haben die von 961 km öffentliche Verkehrsmittel in Wien? Genau nichts! Die werden unter der Einstellung des 21ers leiden. Die werden ein deutliches Minus an Lebensqualität hinzunehmen haben. Darum ist ein solches Schwelgen in Zahlen, ein solches Schwelgen in Statistiken zwar das gute Recht der Sozialdemokratie, aber die Rechnung, wie schon oft gesagt, werden Sie am Wahltag präsentiert bekommen, weil diese Politik ist unsozial und unanständig!

Ich möchte jetzt nicht weiter fortfahren. Die Argumente wurden, wie gesagt, bereits ausgetauscht. Der Drei-Parteien-Antrag für den Erhalt des 21ers lautet: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Straßenbahnlinie 21 auch nach der Eröffnung der U2-Verlängerung zum Ernst-Happel-Stadion in Betrieb bleibt. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Ich bitte auch die Damen und Herren von der Sozialdemokratie um ihre Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. (GR Anton Mahdalik: Jetzt kommt der Statistiker!)

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Mahdalik hat in seiner Wortmeldung zwar nicht ganz zum Akt gesprochen, aber man kann das natürlich in die Richtung beugen, dass es auch in der Leopoldstadt Parkraumbewirtschaftung gibt und dass Parkraumbewirtschaftung dort stattfindet.

Ich glaube, gerade die Verquickung Parkraumbewirtschaftung und öffentlicher Verkehr ist ein ganz gutes Thema.

Lieber Toni, ich kann dir natürlich jetzt in diesen 20 Minuten gerne im Einzelnen erklären, dass wir nicht nur auf das hochrangige Verkehrsmittel U2, sondern auch auf eine Erschließung von zusätzlichen Buslinien und Ergänzungen von Buslinien setzen. Ich habe das heute schon in einer kurzen Rede ausgeführt, kann aber die 20 Minuten ganz locker ausnützen, in einer Detailanalyse, wobei ich länger als 20 Minuten brauchen würde, um alle Änderungen bekannt zu geben. 

Genau das, was von dir angesprochen worden ist, dass die Menschen die kurzen Wege, die ihnen ganz wichtig sind, mit einem Verkehrsmittel zurücklegen, das auf der öffentlichen Fläche fährt, ist nämlich berücksichtigt worden. Ich zitiere unter anderem, wenn ich die Engerthstraße nehme, wo das Pensionistenwohnhaus ist, wird mit der Buslinie 80B und mit der Buslinie 11A erschlossen. Genau in jenen Bereichen, die du angesprochen hast, um in Apotheken zu kommen, um zu Einkaufsmöglichkeiten zu kommen, wurden zusätzliche Busstationen direkt vor ihrer Haustür geschaffen, wo auch die Frequenz der Buslinie dementsprechend ist. 

Ich kann dir aber gerne nicht nur dieses Beispiel nennen, ich kann dir auch gerne das Beispiel aus der Wehlistraße noch einmal nennen. Dort, wo auf der jetzigen Route der Linie 21 zwei Buslinien und teilweise sogar drei Buslinien fahren, das heißt, auch nicht durch den Individualverkehr behindert, ist ein parkraumbewirtschaftetes Gebiet, wo natürlich die Möglichkeit besteht, die öffentlichen Verkehrsmittel für diese kleinen Wege, die so beschwerlich sind, zu nutzen. Ich verstehe es, auch du kommst irgendwann in ein Alter, wo es beschwerlicher wird und nicht mehr mit dem Auto geht, wo man also sicher froh ist, ein öffentliches Verkehrsmittel zu haben. (GR Anton Mahdalik: Ich tue mir jetzt schon schwer!) 
Aber ich nehme an, du bist ja Donaustädter Mandatar, dass du sicherlich, und da gebe ich dir recht, schon darauf wartest, wenn du dann einmal die Notwendigkeit siehst, nicht mehr mit dem Fahrzeug ins Rathaus zu kommen, dass du dann die Möglichkeit hast, von deinem Wohnort mit der U2 sehr schnell hierher zu kommen, aber auch du dann sicher haben willst, dass der kleinteilige Oberflächenverkehr dort auch funktioniert. 

Ich könnte dir natürlich jetzt auch noch das Karmeliterviertel nennen, Schulwege, was immer wieder angesprochen wird. Genau das ist vielleicht die Kleinteiligkeit oder auch die Situation in der Leopoldstadt, wo wir immer von einer oberen Leopoldstadt und von einer unteren Leopoldstadt reden, wo jeweils auch die Schulzentren vorhanden sind, wo alle Schulen in ihrem Grätzel, um es so auszudrücken, sind, wo die Verkehrsmittel nach wie vor, wie gesagt, verbessert, sogar erweitert und mit Verdichtungen, Verlegungen und Verlängerungen diese kleinteilige Arbeit übernehmen. 

Ich gebe dir aber gerne eine Aufstellung, die ich gemacht habe. Du kannst sie gerne nachlesen. Aber auch ich kann dich gerne einladen, wenn du wieder einmal die Leopoldstadt besuchst - kann ab und zu der Fall sein, wie ich gehört habe -, dass ich dir dann die Details persönlich erkläre. (GR Dr Herbert Madejski: Wir gehen dann ins Schweizerhaus!)

Meine Damen und Herren, wenn wir uns jetzt noch einmal auf dieses Geschäftsstück und den Antrag von GR Madejski und GR Mahdalik betreffend die Geschichte der Parkraumbewirtschaftung in Wien beziehen, glaube ich, dass gerade die Parkraumbewirtschaftung in Wien gezeigt hat, dass es ein Modell ist, das umsetzbar ist. Kollege Madejski, ich teile nicht die Meinung von dir, dass wir im Mai 2008 eine Einführung, die mit September 2007 erfolgt ist, restlos einer Statistik unterlegen können, die noch nicht über ein ganzes Jahr erstellt wurde. 

Ich will die Kammer nicht schmälern, aber die hat schon im Vorfeld ein gewisses Interesse gezeigt, dass diese Ausweitung auf 22 Uhr nicht kommen soll. Ich glaube, dass das Interesse der Kammer natürlich auch auf den Fakten, die sie im Vorfeld schon genannt hat, beruht. 

Wenn ich meine eigenen Wahrnehmungen anschaue, und da gehe ich jetzt wieder in die Leopoldstadt, habe ich schon mitbekommen, dass wir in Teilbereichen - nicht überall, aber in wesentlichen Teilbereichen - eine andere Situation der Stellplatzsituation als vor der Verlängerung auf 22 Uhr haben. Das heißt, es ist für die Anrainer wieder leichter geworden, auch zu dieser späten Stunde oder ab 20 Uhr einen Parkplatz zu finden. 

Dort, wo ich vielleicht mit dir einer Meinung bin, ist, dass mit diesen neuen und zusätzlichen, oder sagen wir so, nicht mehr durch Kurzbesuch genutzten Parkplätzen sehr großzügig umgegangen wird, dass es also Teilbereiche gibt, wo man vielleicht ein Ordnungsprinzip - das ist ja in der FPÖ kein unbekanntes Wort - eingehen muss, dass die Situation nicht so ist, dass große Lücken dazwischen bleiben, die, wenn man sie zusammennehmen würde, zusätzliche Möglichkeiten schaffen würden, Fahrzeuge dementsprechend abzustellen. 

Ich glaube, dass dieser Weg genau der richtige ist, dass wir sagen, die Wohnbevölkerung ist mit dieser Ausweitung bevorzugt. Es hat sich auch gezeigt, dass zum Beispiel die öffentlichen Verkehrsmittel in Wien - der Kollege Ekkamp hat heute hier die Daten, Fakten und Eckdaten gezeigt - beweisen, dass dadurch auch eine verstärkte Nachfrage nach 20 Uhr stattfindet und dass viele Theaterbesucher die Möglichkeit der Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel nützen. (GR Dr Herbert Madejski: Der Herr Berichterstatter kann dann als Vertreter der Kammer darauf eingehen!) - Er wird auf den Akt eingehen. Ich weiß nicht, ob er das als Kammervertreter machen wird. 

Ich habe den Eindruck, dass in sehr vielen Teilen die öffentlichen Verkehrsmittel für den Freizeitverkehr benützt werden. Auf der anderen Seite muss ich ganz offen sagen, haben viele Theater die Kombination. Das heißt, mit dem Theaterticket, mit dem Stadthallenticket, mit dem Ticket der Vereinigten Bühnen Wien, kann ich sogar kostenlos die Fahrzeit der Wiener Linien nützen. Eine Möglichkeit, die in vielen Städten leider noch nicht der Fall ist, aber Wien hat sie. Wien hat sie seit fast 20 Jahren. Wir feiern jetzt bald den 20. Geburtstag. Bei sämtlichen Veranstaltungen der Wiener Festwochen, die demnächst eröffnet werden, ist immer, wenn ich ein Ticket kaufe, dieses auch für die öffentlichen Verkehrsmittel geeignet, was beweist, dass die Kundenorientierung funktioniert und dass die dementsprechenden Besucher der Veranstaltungen diesen Weg gehen. 

Ich spreche mich daher auf jeden Fall dagegen aus, dass wieder eine Verkürzung stattfindet. Ich sage ganz offen, es gibt immer dieses geflügelte Sprichwort: „Trau' keiner Statistik, die du nicht selbst fälscht!" Man sollte wirklich schauen, es ist erst im September eingeführt worden, es ist noch kein Jahr. Es hat viele Umstellungsmöglichkeiten der einzelnen Personen gegeben, sich andere Wege oder andere Möglichkeiten zu suchen. Ich sehe, dass das teilweise gefruchtet hat. Ich gebe schon zu, es gibt noch immer neuralgische Punkte, über die man reden sollte, aber ich glaube, dass wir in Wien genau auf dem richtigen Weg sind und nicht Wege einschlagen sollten, die die GRÜNEN manchmal vorschlagen. 

Die Parkraumbewirtschaftung ist in Wien günstig, wenn ich die Kosten mit anderen Städten vergleiche. Wir haben es in Amsterdam selbst gesehen, was die Parkraumbewirtschaftung dort auch auf den öffentlichen Flächen kostet. Ich war erst vor Kurzem in Amsterdam. 

Da fällt mir ein kleiner Gag ein. Ich habe in eurem Antrag gelesen, dass ihr den Stadtrat mit weichem D, also mit Dora, geschrieben habt. (GR Dr Herbert Madejski: Weil wir so fahrradfreundlich sind! Das war ein Hinweis auf das Fahrrad!) Weil ihr immer gerne auf das Fahrrad umsteigen wollt, war schon im Geiste bei diesem Antrag drinnen. Ich nehme an, jeder von euch wird natürlich eine Mobilitätskarte haben, auch für ein City-Rad und daher auch das Rad. Aber soll so sein. 

In diesem Sinne kann ich nur darauf eingehen und sagen, ich werde meiner Fraktion empfehlen, euren Anträgen nicht zuzustimmen. Der Mobilitätsantrag der Linie 21 ist dermaßen abgefasst, dass von euch ganz einfach nicht berücksichtigt wird, was sonst noch alles geschehen ist. Bei der Reduzierung der Parkraumbewirtschaftung sind noch Fakten da, die meiner Meinung nach in der Zwischenzeit nicht mehr beweisbar sind. 

In diesem Sinne danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. (GR Dr Herbert Madejski: Er sagt nichts!)

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Postnummer 72 die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. 

Mir liegen zwei Beschlussanträge vor. 

Und zwar der erste der FPÖ, die Veränderung der Kurzparkzeiten zurückzunehmen und das Ende von 22 Uhr auf 20 Uhr festzulegen. Formell wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer stimmt diesem Antrag zu? - Das sind die ÖVP und die FPÖ, somit die Minderheit. 

Der zweite Antrag ist ein Beschlussantrag der Kollegen Mahdalik, Gerstl und der Kollegin Puller. „Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Straßenbahnlinie 21 auch nach der Eröffnung der U2-Verlängerung zum Ernst-Happel-Stadion in Betrieb bleibt." Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer stimmt diesem Antrag zu? - ÖVP, FPÖ und GRÜNE, somit die Minderheit. 

Wir kommen nun zur Postnummer 25 der Tagesordnung. Sie betrifft den achten Bericht über die erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen der Museen der Stadt Wien sowie der Wienbibliothek im Rathaus. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! Ich bitte um Ihre Zustimmung zu diesem achten Restitutionsbericht. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich, bevor wir zum Restitutionsbericht kommen, noch einmal sagen, es ist eine sehr passende Gelegenheit, auch an das Datum von heute zu denken. Wir schreiben heute den 8. Mai. Der 8. Mai ist der Tag, an dem dieses Land und diese Stadt von nationalsozialistischem Terror befreit worden sind. Das ist ein Tag der Befreiung. (GR Mag Harald Stefan: Der 27. April!) Es ist ein Tag, an dem man Freude haben solle. Es war der Tag, an dem Nazi-Deutschland kapituliert hat. Auch wenn viele, leider auch Mitglieder dieses Hauses, diesen Tag nach wie vor als einen Tag der Niederlage empfinden, möchte ich doch ganz laut sagen, es ist ein Tag, wo man gedenken und sich bei denjenigen, die dieses Land befreit haben, bedanken soll! (Beifall bei GRÜNEN, SPÖ und ÖVP.) 

Passend zum Datum nun eben der aktuelle Bericht zur Restitution von Kunst- und Kulturgegenständen der Stadt Wien. Es ist auch ein Zeichen davon, dass wir nach wie vor, eigentlich erst in den letzten Jahren, über die Kunst- und Kulturrestitution sprechen, auch ein Beweis dafür, dass nach dem Krieg vieles nicht so funktioniert hat, wie es hätte sein sollen, hätte man sich sehr intensiv mit seiner eigenen Geschichte auseinandergesetzt. Freuen wir uns nichtsdestotrotz, dass dies nun geschieht!

Ich möchte mich ausdrücklich bei den Autorinnen und Autoren des Restitutionsberichts für die immer wieder auch berührenden Geschichten, die darin stehen, bedanken. Wenn man dann die Familiengeschichten und den Werdegang und die Art und Weise, wie Kunst- und Kulturgegenstände verloren gegangen sind, liest, wird einem die Tragödie dessen, was im Zeitalter des Nationalsozialismus passiert ist, so richtig bewusst. 

Ich möchte einen Aspekt aus dem Restitutionsbericht hervorholen. Wir haben im Ausschuss über mehrere Aspekte gesprochen, aber diesen einen Aspekt möchte ich heute hier im Gemeinderat noch hervorholen, weil er auf ein Problem beziehungsweise eine Lücke des Gemeinderatsbeschlusses von 1999 aufmerksam macht. Wir werden auch Anträge einbringen, die versuchen, zumindest in einem Fall dem Herrn Stadtrat die Möglichkeit zu geben, ein Bild zu restituieren, das mit diesem Gemeinderatsbeschluss nicht restituiert werden kann und auf der anderen Seite in einem zweiten Antrag einen Weg für die Zukunft zu finden, wie Kunst- und Kulturgegenstände, die vor 1938 enteignet, zwangsversteigert, entwendet worden sind, restituiert werden können.

Es handelt sich in einem Fall um das Gemälde „Pappenheims Tod" von Hans Makart. Es befindet sich derzeit im Wien Museum. Dieses Bild befand sich im Besitz des jüdischen Bankiers Herbert Gutmann. Gutmann war ein sehr erfolgreicher Bankier, der allerdings 1931 in Folge der Bankenkrise aus dem Vorstand der Dresdner Bank entlassen wurde und mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten außerdem alle seine Aufsichtsratsposten verlor. Er hatte sehr viele Aufsichtsratsposten inne. Gutmann war, noch bevor die Nazis die Macht ergriffen haben, ein Hassobjekt der nationalsozialistischen Wahlpropaganda. Er war eine Symbolfigur des so genannten verjudeten Bankwesens, wie es die Nazis nannten. 1934 gelangte seine Sammlung, die man heute in Provenienzbezeichnungen meistens als Sammlung Herbertshof bei Potsdam findet, zur Versteigerung. 

Jetzt kommen wir zu diesem Problem. Es war 1934. Der Gemeinderatsbeschluss von 1999 beinhaltet die Jahre 1938 bis 1945. 1945 gelangte im Übrigen das Bild in den Kunsthandel. Die Stadt Wien erwarb das Bild 1968 von einem dänischen Staatsbürger. Auch dort war in der Provenienz schon bekannt, dass es sich um ein Bild handelte, das sich bis 1934 in der Sammlung Herbertshof bei Potsdam befand. 

Wir stellen daher den Antrag, auch um dem Herrn Stadtrat die Möglichkeit zu geben, dieses Bild, das er nicht restituieren kann, zu restituieren, einen Antrag, der auch im Restitutionsbericht so erwähnt wird, weil die Restitutionskommission im Monat September 2007 feststellen musste, dass es sich bei diesem Bild eindeutig um ein Bild handelt, das, wenn es nach dem 12. März 1938 in Österreich passiert wäre, ein restitutionsfähiges Bild ist, aber er nicht zuständig ist, weil das Bild eben 1934 in Deutschland versteigert worden ist. Wir stellen daher den Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, das Bild ‚Pappenheims Tod' von Hans Makart, das sich derzeit im Wien Museum befindet, an die ursprünglichen EigentümerInnen beziehungsweise an deren RechtsnachfolgerInnen zu restituieren. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Vielleicht ist dieses Bild nur ein Einzelfall. Es gibt nicht viele Fälle, wie man uns berichtet hat. In Wien ist es bisher sogar der einzige Fall, bei dem es sich um einen Kunstgegenstand handelt, dessen Enteignung vor 1938 in Deutschland stattfand. Nichtsdestotrotz wäre es sicher auch für die Restitutionskommission von Vorteil, wenn es hier eine Rechtssicherheit gibt. Daher stellen wir noch einen zweiten Antrag betreffend Restitution entzogener Kunst- und Kulturgegenstände aus Deutschland zwischen 1933 und 1938: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert den zuständigen Stadtrat für Kultur und Wissenschaft auf, bis Herbst dieses Jahres einen neuen Beschluss des Gemeinderates zu Gunsten der Restitution vorzubereiten, der auch Kunst- und Kulturgegenstände, die vor 1938 im nationalsozialistischen Deutschland entzogen wurden, berücksichtigt. 

In formeller Hinsicht beantragen wir hier die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft.“ 

Ich hoffe, dass an diesem 8. Mai diese Anträge Ihre Zustimmung finden. - Herzlichen Dank! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Restitution in Wien ist unbestritten hervorragend. Alle bisherigen Restitutionsberichte wurden einstimmig vom Wiener Gemeinderat zur Kenntnis genommen, so wie der heutige. Das ist auch gut so. 

Es ist auch der von meinem Vorredner angesprochene Fall Gutmann, das Makart-Gemälde „Pappenheims Tod", ein völlig richtiges Anliegen. Es wurde im Prinzip von meinem Vorredner auch völlig richtig dargestellt. Das schon deshalb, weil alles wörtlich aus dem Restitutionsbericht der Wiener Rückstellungskommission übernommen worden ist. Also kann es nur richtig sein. Vielleicht nur diese Anmerkung, es war also keine große Entdeckung der GRÜNEN, die da recherchiert haben, sondern Sie haben ein Anliegen, das wir als Bericht vorgelegt haben (GRin Mag Marie Ringler: Das stimmt überhaupt nicht!), nicht wir als SPÖ oder Gemeinderat, sondern die Wiener Rückstellungskommission richtigerweise vorgelegt hat, der heute zur Beschlussfassung und Kenntnisnahme steht, zum Anlass genommen, das hier vorzutragen. So gesehen ist es wichtig. Dieser Fall wird genauso wie alle bisherigen 24 000 Objekte ganz genau geprüft und dieses Objekt wird voraussichtlich genauso wie bei allen anderen 3 000 bisher restituierten Objekten auch an die rechtmäßigen Besitzer rückerstattet werden.

Wir werden trotz allem den Antrag auf Beschlussfassung, dass wir es heute im Gemeinderat beschließen, nicht zustimmen, weil diese Angelegenheit derzeit in Bearbeitung ist. Der Herr Stadtrat wartet noch auf den endgültigen Bericht der Wiener Rückstellungskommission. Wenn, was vorherzusehen ist, die Wiener Rückstellungskommission der Meinung ist und die Empfehlung abgeben wird, dass wir dieses Gemälde von Hans Makart, „Pappenheims Tod", restituieren sollen, dann wird der Herr Stadtrat in dieser Angelegenheit die entsprechenden Anträge an den Wiener Gemeinderat stellen. Dazu brauchen wir keinen Antrag der GRÜNEN. Einmal ganz ehrlich gesagt, liebe GRÜNE, das ist wörtlich aus dem Restitutionsbericht abgeschrieben! Wir sind in der Bearbeitung und daher wird der Fall jetzt bearbeitet. Wenn es soweit ist, wird der Herr Stadtrat einen entsprechenden Antrag hier im Gemeinderat einbringen. Daher werden wir in der Sache dem positiv gegenüberstehen, aber in der konkreten Frage dem Antrag nicht die Zustimmung geben. 

Was den Antrag betreffend Restitution der Objekte aus der Zeit 1933 bis 1938 betrifft, werden wir dem Antrag auf Zuweisung zum Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft zustimmen. Wir werden aber zu diskutieren haben, ob es Sinn macht, ein Gesetz zu ändern, weil es in acht Jahren bei 24 000 Angelegenheiten bisher einen einzigen Fall, konkret den Fall Gutmann, gegeben hat, wo das zutrifft, ob es dazu wirklich notwendig ist, ein Gesetz zu ändern oder ob es, so wie wir es jetzt machen, vielleicht doch klüger ist, das von Fall zu Fall zu entscheiden, so wie wir das auch jetzt beim Fall Gutmann tun werden. (GR Marco Schreuder: Sie lehnen ja ab!)

Also wir werden dem Antrag auf Zuweisung an den Kulturausschuss zustimmen und wir werden dem Antrag auf heutigen Beschluss der Restitution des Makart-Gemäldes nicht zustimmen, nicht deshalb, weil wir nicht der Meinung sind, dass es wahrscheinlich so geschehen wird, sondern alleine deshalb, weil wir zuerst den normalen Lauf der Erledigung, nämlich den endgültigen Bericht der Kommission, abwarten und ihm Folge leisten wollen. Dann wird der Herr Stadtrat ganz ohne grüne Initiative dem Wiener Gemeinderat einen entsprechenden Antrag unterbreiten. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Dr Monika Vana: Ist das peinlich! Das ist wirklich peinlich!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 25 der Tagesordnung seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Es liegen uns zwei Anträge vor. Der erste betrifft die Restitution des Hans-Makart-Gemäldes „Pappenheims Tod". Hier wird die sofortige Abstimmung von den grünen Antragsstellern verlangt.

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN fest. (GR Dr Matthias Tschirf: Bei den Freiheitlichen auch!) Entschuldigung! Auch bei der FPÖ. (GRin Mag Marie Ringler: Wir lassen die SPÖ ganz allein!) Das habe ich übersehen, aber es sind so wenig da. Ich bitte um Verzeihung!

Der nächste Antrag betrifft die Restitution entzogener Kunst- und Kulturgegenstände aus Deutschland zwischen 1933 und 1938. Hier wird von den Antragstellern die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft gewünscht. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. 

Ich darf der Ordnung halber nur bemerken, dass die Kollegin Frank nie aufgezeigt hat (GRin Henriette Frank: Zuerst schon!) und ich da die Kollegen im Vordergrund übersehen habe, weil ich klein bin und da sehr schwer drübersehe. Ich bitte also um ein bisschen mehr Ernst beim Abstimmen.

Postnummer 27: Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Die Postnummer 27 betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dem Antrag ist zugestimmt worden mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der SPÖ. Somit ist er angenommen.

Die nächste Postnummer ist die Postnummer 28. Sie betrifft eine Subvention zur Förderung von diversen Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen in Form von Standortförderungen, Jahressubventionen, Projektzuschüssen und Beratungskosten. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde es kurz halten, aber doch auf zwei offene Fragen rund um dieses Thema Theater, Theaterreform, die Weiterführung der Theaterreform oder zumindest jener Reste, die auch ich noch erkennen kann, eingehen.

Das Erste, was mich interessiert, und vielleicht können wir diese Debatte auch zu Aufklärungszwecken nutzen, ist, was nun eigentlich der Stand der Dinge mit dem Tanzquartier ist. Wir haben hier durchaus hitzige Debatten rund um die Fragen gehabt: Wie wird ausgeschrieben? Wer wird entscheiden? Wenn das Kuratorium des Tanzquartiers, dann in welcher Zusammensetzung? Ich würde mich freuen, wenn es von Seiten des Stadtrats Informationen dazu gäbe. 

Das Zweite ist ein Thema, das wir im Kulturausschuss schon einmal angesprochen haben, wo ich mir auch mehr Information und eine Diskussion und Debatte wünsche. Das ist die Frage: Worüber genau wird die kommende Jury für die Konzeptförderungen, die jetzt bestellt wurde, eigentlich entscheiden? Wird sie nur über freiwerdende Budgets entscheiden, die Teil der letzten Konzeptförderung waren? Oder wird sie weitergehend darüber entscheiden, wie in Zukunft auch im Bereich der Mittelbühnen mit der Frage der Förderungen, mit der Frage von Intendanten umgegangen wird?

Es hat die letzte Jury schon sehr mutige und richtige Vorschläge gemacht, die zu großen Teilen nicht oder nur in Einzelteilen umgesetzt worden sind. Ich denke, eines ist klar, jetzt oder nie wieder. Insofern würde ich mir auch hier Aufklärung und Information wünschen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Wolf hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch ich kann es kurz machen. Meine Fraktion wird dem dritten Rahmenbetrag in Höhe von 1,1 Milli-
onen EUR zur Förderung diverser Theatergruppen nicht zustimmen. Insgesamt halten wir damit schon bei einem Rahmenbetrag in Höhe von 4,7 Millionen EUR, der nach Kriterien vergeben wird, die für uns nicht nachvollziehbar sind. 

Wir lehnen Rahmenbeträge generell ab, weil damit die Vergabe der Mittel der parlamentarischen Kontrolle entzogen wird und man bestenfalls nachträglich in Auflistungen beim Rechnungsabschluss erfährt, wohin und warum die Mittel gegeben wurden. Wir sind, wenn es um öffentliche Gelder geht, penibel. Wir meinen die Kontrolle ernst und meinen, dass Vorsicht bei jeder Form von Rahmenbeträgen angebracht ist. 

Wir werden heute noch über einen Betrag in der Höhe von 7,3 Millionen EUR für die Fan-Zone diskutieren, wo es auch um eine Art Rahmenbetrag geht, wo man sagt: „Stimmen Sie zu, dass das Geld bereitgestellt wird! Was wir damit machen, sagen wir später, das geht Sie nichts an!" - So kann parlamentarische Kontrolle nicht funktionieren! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir sind aber auch im Lichte des Kontrollamtsberichts zu den Vereinigten Bühnen Wien, der jetzt vorliegt, alarmiert über die finanziellen Gebarungen, die hier offenbar gang und gäbe sind. Es geht hier um Quersubventionen, um Untransparenz, wie das Kontrollamt feststellt, und um finanzielle Unklarheiten bei den Vereinigten Bühnen Wien. 

Lassen Sie mich ein Beispiel erzählen, das so ungemein klar darstellt, worum es geht. Der Gemeinderat hat im vergangenen Dezember eine Subvention in Höhe von 40 Millionen EUR für die Vereinigten Bühnen genehmigt. Dann stellt sich heraus, dass es zwei verschiedene Budgetentwürfe gegeben hat, einen Budgetentwurf der Vereinigten Bühnen Wien, der vom Aufsichtsrat der Vereinigten Bühnen Wien genehmigt wurde, und ein Budget, das dem Kulturausschuss vorgelegt wurde, der das dann als Basis für den tatsächlich erfolgten Gemeinderatsbeschluss genommen hat. Diese beiden Budgets haben sich insgesamt durch fast 3 Millionen EUR, nämlich genau 2,99 Millionen EUR, unterschieden.

Ich darf Ihnen das, vielleicht für das Protokoll, wörtlich aus dem Kontrollamtsbericht vorlesen: „Das der MA 7 von den Vereinigten Bühnen Wien im Oktober 2006 im Rahmen des Subventionsansuchens für das Jahr 2007 vorgelegte Budget 2007, Version FA3, geht bei einem ausgeglichenen Ergebnis von einem Subventionsbedarf in der Höhe von rund 40 Millionen EUR aus, welcher vom Gemeinderat am 15. Dezember 2006 in gleicher Höhe genehmigt wurde. Darin war die im Budget 2007, Version F, geplante Rücklagenbildung für das Jahr 2007 nicht mehr vorgesehen. Stattdessen wurden um 2,99 Millionen EUR höhere Produktionskosten in der Sparte Musical angenommen. Es wurde empfohlen abzuklären, warum das dem Gemeinderat für die Subventionsgewährung vorgelegte Budget 2007, Version FA3, von jenem durch den Aufsichtsrat der Vereinigten Bühnen Wien genehmigten Budget 2007, Version F, abweicht."

Sie sehen an diesem Beispiel, dass Vorsicht angebracht ist. Wir meinen in Dingen, wo es um öffentliche Gelder geht, dass besonders genau und besonders präzise kontrolliert und nachgeforscht werden muss. Auch aus diesem Grund werden wir das vorliegende Geschäftsstück ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GRin Zankl. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst auf Kollegin Ringler eingehend: Die Kuratorenfrage haben wir im letzten Ausschuss schon diskutiert. Der Herr Stadtrat hat auch Auskunft gegeben. Im Tanzquartier wird selbstverständlich nach den Statuten vorgegangen werden. Die Jury prüft und evaluiert die alten Konzeptförderungen und wird uns hoffentlich neue vorstellen. Das ist der momentane Stand. (GRin Mag Marie Ringler: Das war jetzt sehr ausführlich!)

Zum Akt: Das Grundsatzkonzept der Theaterreform brauche ich, glaube ich, nicht mehr zu erklären, dass von Seiten der Politik die Rahmenbedingungen und das Budget zur Verfügung gestellt werden und die unabhängigen Jurys und Kuratoren die Entscheidungen treffen. Dieses Konzept leben wir. Dieser Rahmenbetrag, den wir heute beschließen, beinhaltet sowohl Kuratorenempfehlungen als auch Standortförderungen für das zweite Halbjahr. 

Die Kuratorenempfehlungen sind nicht so, dass wir nicht wissen, wer das Geld bekommt, liebe Kollegen der ÖVP! Die Kuratorenempfehlungen sind seit zwei Wochen im Netz. Ich denke mir, dieses Mal gebe ich eine konkrete Hilfestellung. Man kann nachschauen, wer die Empfehlungen der Kuratoren bekommt. Und zwar kann man ganz einfach auf „wien.gv.at" gehen, die „Kulturabteilung" anklicken, auf „Förderungen" klicken, auf „Theaterförderungen" klicken und auf „Kuratorenempfehlungen vom 15. Jänner 2008" klicken, denn der 15. Jänner 2008 war der Einreichschluss und das Kuratorium hat darüber befunden und vor zirka zwei Wochen das Ergebnis in das Netz gestellt. Das heißt, die Hälfte dieser Rahmenförderung ist vollkommen klar. 

Die zweite Hälfte sind die Standortförderungen für das zweite Halbjahr. Ich verweise hier auf das Gemeinderatssitzungsprotokoll vom 20.9.2007, wo ich damals schon gesagt habe, wenn Sie den Standortförderungen nicht zustimmen, wollen Sie, dass die kleinen Theater in Wien nicht bestehen. Sie lehnen sich zurück, sagen, das interessiert Sie alles nicht und die SPÖ wird das schon machen, nur keine Verantwortung übernehmen!

Wir haben heuer auch schon Einzelförderungen beschlossen, wenn bereits feststand, für welche Gruppen die entscheidenden Beträge empfohlen wurden. Meines Wissens nach haben Sie da auch nicht zugestimmt. Also es ist ganz egal, wie wir es machen. Ich beschäftige mich seit Jahren mit der Theaterförderung und habe schon den Glauben daran verloren, dass die ÖVP und die FPÖ jemals bei den Förderungen für die kleinen Theater mitstimmen werden. Wir nehmen das zur Kenntnis.

Wir wissen auch, dass die Sozialdemokraten in der Stadt die Garanten für die vielfältige Kultur sind! Deswegen stimmen wir gerne zu. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können die Postnummer 28 somit gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Diese Postnummer ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Kulturverein Donaustadt. Frau GRin Klicka leitet wieder ein. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte unser Abstimmungsverhalten kurz erklären. Es geht um das Projekt Kultursommer „neue Bühne Donaupark". An den Kulturverein Donaustadt soll hier eine Subvention von 15 000 EUR vergeben werden. Vielleicht kein so erheblicher Betrag, aber immerhin. 

Unsere Kritik hat sich im Bezirk so geäußert, dass hier die Beschallung so aufgestellt und die Bühne so ausgerichtet ist, dass die Umgebung sehr stark durch den Lärm belästigt ist. Es gab da massive Proteste der Bevölkerung und Beschwerden. Wir haben angeregt, man möge die Bühne schlicht und einfach umdrehen, sodass der Schall in Richtung unbewohntem Gebiet geht. Dem ist nicht nachgekommen worden. 

Daher stimmen wir dieser Subvention nicht zu, weil es uns nicht gefällt, dass man hier nicht flexibler sein und die Bevölkerung ein bisschen vom Lärm entlasten konnte. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Der Antrag auf 15 000 EUR ist sicher nicht ein berühmter oder großer Antrag für die „neue Bühne Donaupark" für den Donaustädter Kulturverein. Im Antrag sind 75 000 EUR gefordert worden. Die letzten zwei Jahre sind für diese Bühne jeweils 50 000 EUR gezahlt worden. Jetzt soll man unter diesem Titel nur mehr 15 000 EUR auszahlen. 

Worin bestand dieser Wandel? Das wurde uns nicht erklärt. Offensichtlich hat hier der Kulturverein Donaustadt ein Wünsch-dir-was-Programm zusammengestellt. 

Unserer Meinung nach steht im Antrag ein bisschen zu wenig drinnen. Vielleicht darf ich Ihnen einen interessanten Text unter dem Thema „Nichtziele" näher bringen. Das steht nämlich auch im Antrag: „Die Nichtziele sind eine leerstehende Bühne." - No na! Aber es steht auch drinnen: „Die Nichtziele sind keine Finanzierung durch die Stadt Wien." - Zweimal minus ist noch immer plus, also eine ausschließliche Finanzierung durch die Stadt Wien!

Man scheint sich bei diesem Antrag irgendwie wie im falschen Film vorzukommen. Wir glauben, dass die Donaustadt mit ihrem Bezirksbudget, nämlich dem größten Bezirksbudget von 17 Millionen EUR, bei einem Kulturbudget von 100 000 EUR gefordert ist. Das sind nämlich 0,6 Prozent ihres Bezirksbudgets. Im Vergleich zu anderen Bezirken will ich jetzt zwar nicht den 8. Bezirk mit seinem Gesamtbudget von 2 Millionen EUR und Kulturbudget von 150 000 EUR als Maßstab heranziehen, aber es gibt einfach Bezirke, die 7 Prozent ihres Budgets für Kulturzwecke ausgeben. Zum Beispiel wird im 3. Bezirk der Rabenhof mit 50 000 EUR aus dem Bezirksbudget finanziert. Das ist auch eine nicht kleine Summe. Wir glauben, dass in dem Fall der Bezirk zuständig ist. 

Der Herr Stadtrat hat in den letzten Jahren sein Budget um ein Drittel erhöhen können. Das beträgt 2 Prozent des Budgets der Gemeinde Wien. Wir dürfen nicht vergessen, dass die Bezirksagenden kaum etwas mit dem Sozialbereich zu tun haben und der macht immerhin ein Drittel des Gesamtbudgets von 10,5 Milliarden EUR aus. Darum vergleichen wir ein bisschen.

Ich glaube, die Donaustadt könnte deutlich mehr Geld für die Kultur als 100 000 EUR ausgeben und sich bei der neuen Bühne davonzustehlen, zuerst die Finanzierung nur ein bisschen zu finanzieren und an den Kulturverein Donaustadt mit rund 37 000 EUR nur ein Drittel des Gesamtbudgets zu geben, das ist zu wenig. Ich frage mich, ob hier nicht der 22. Bezirk mit seinem Herrn BV Scheed gefordert ist, sein Kulturbudget deutlich zu erhöhen.

Das ist der Grund, warum wir diesen Antrag ablehnen. Ich hoffe, Sie folgen diesem Antrag nicht. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte wieder zum Gegenstand der Debatte, nämlich zum Geschäftsstück, zurückkommen. Die hohe Subvention des letzten Jahres begründet sich darin, dass das technische Equipment angeschafft werden musste, das nun ja vorhanden ist und auch jährlich weiterverwendet werden kann.

Auf der anderen Seite muss ich sagen: Als Bezirkspolitikerin in einem anderen sehr großen Bezirk, in Favoriten, bin ich hinsichtlich der Kulturveranstaltungen, die in den Bezirken vor Ort stattfinden, sehr dankbar, dass es Kulturvereine gibt, die diese Veranstaltungen organisieren und ausrichten.

Es wird ein sehr breites Programm geboten, von Kinderveranstaltungen über Kabarett, Unterhaltungsmusik bis hin zum Wiener Lied. Und ich denke, gerade heuer, nachdem sich im Juni ja alles hauptsächlich in der Fan-Meile abgespielt haben wird, werden die Bezirksbewohner und auch die Bewohner der angrenzenden Bezirksbewohner diese Freiluftaktivitäten sehr dankbar wieder in Anspruch nehmen.

Die Besucherzahlen der letzten Jahre von zwischen 400 bis 1 000 Besucher pro Veranstaltung haben gezeigt, dass eine große Nachfrage besteht, denn wer hält sich im Sommer bei schönem Wetter nicht gerne im Freien auf, wenn er dabei noch Kultur genießen kann? Daher ist es unser Ziel, mit der Kultur auch die Lebensqualität, die wir in Wien so sehr schätzen, weiterzugeben und zu vermitteln, und ich denke, dass es im Hinblick darauf angemessen ist, diesen Betrag von der Seite der Stadt zur Verfügung zu stellen.

Inwieweit das im Bezirk der Fall ist, kann ich Ihnen im Moment nicht sagen, aber es ist gerade bei solchen Veranstaltungen auch immer wieder möglich, Sponsoren für diese Kulturveranstaltungen zu gewinnen, weil sie sich bei diesem Anlass dann auch präsentieren können. Und ich meine, dass der Kulturverein Donaustadt alles tun wird, um wieder ein so reichhaltiges Programm zur Verfügung zu stellen. Daher ersuche ich Sie um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. Wer dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der SPÖ und der GRÜNEN fest.

Wir kommen zur Postnummer 31 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die KAIROS Musikproduktion GmbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Kollegin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es geht hiebei um eine Subvention an die KAIROS Musikproduktion GmbH. – Es ist eher ungewöhnlich, dass eine GmbH eine Subvention bekommt, und das ist auch der Grund, warum ich hier stehe.

Es soll hier das Werk Olga Neuwirths zu ihrem 40. Geburtstag aufgearbeitet werden, es ist das also sozusagen ein öffentlich subventioniertes Geburtstagsgeschenk, und dazu braucht diese KAIROS Musikproduktion GmbH offenbar Geld. Prognostiziert haben Sie Kosten von 74 000 EUR, und die Eigenleistung sollte gerade einmal ein Drittel davon ausmachen. – Das ist erstaunlich, wenn man weiß, wie Musikproduktionen üblicherweise stattfinden! Ich habe zumindest noch keine derartige Subvention gesehen! (GRin Mag Marie Ringler: Wissen Sie, wer Olga Neuwirth ist?) Ich habe natürlich noch nie etwas von ihr gehört, das ist vollkommen richtig! Ich wundere mich nur über die Musikproduktion. (Weiterer Zwischenruf von GRin Mag Marie Ringler.) Ganz genau! Und umso erstaunlicher ist diese Subvention! Wenn das stimmt, was Sie sagen, und ich habe das natürlich auch schon so gelesen, ich kann es nur, mit Verlaub, nicht nachvollziehen, dann ist das genau der Punkt!

Tatsache ist – und das werde ich jetzt sicherlich auch von meinem Nachredner hören, er hat das ja auch schon im Kulturausschuss gesagt –, dass es sich hiebei einerseits um ein sehr sprödes Werk handelt und man daher eine Subvention braucht. Andererseits handelt es sich – wie dankenswerterweise schon herausgerufen wurde – um ein ganz wesentliches Werk, das die Musik Österreichs vorantreibt, damit wir nicht mehr an die historische Dimension der österreichischen Musik gebunden sind, sondern dass es endlich etwas Zeitgenössisches gibt. In diesem Fall wird nicht von „spannend“, sondern von „spröde“ gesprochen. – Ich weiß nicht, ob „spröde“ das Gegenteil von „spannend“ ist, denn sonst wird ja Kunst immer als „spannend“ bezeichnet, daher gibt es dann ja auch ein Publikum und eine Auseinandersetzung damit. Diesfalls gibt es offenbar keine Auseinandersetzung, weil diese Kunst eben „spröde“ ist und man daher jetzt subventionieren muss. – Das ist halt der Punkt.

Wie ist das zu verstehen? Einerseits wird uns nahegelegt, dass hier die österreichische Musik substanziell transformiert wird, was immer das heißen soll. Ich nehme das aber zur Kenntnis, das sind doch ganz schöne Worte. Auf der anderen Seite muss jedoch sogar subventioniert werden, damit eine Musikproduktion überhaupt stattfindet. Oder ist das vielleicht doch nicht so bedeutend und gibt es dafür kein Publikum, will das niemand kaufen, ist das vielleicht doch irgendwo eine Sackgasse? – Ich weiß es nicht! Es ist aber zumindest erstaunlich, dass diese so genannte neue Musik offenbar keine Anhänger findet oder zumindest keine Anhänger findet, die bereit wären, eine CD zu kaufen.

Im Zusammenhang mit dem Hinweis, dass in diesem Fall sehr eigenartig mit dem Geld umgegangen wird und wir offenbar ein Geburtstagsgeschenk finanzieren sollen, kann ich natürlich nur feststellen, dass wir dem nicht zustimmen werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Im Prinzip muss ich Kollegen Stefan dankbar sein für diese Wortmeldung, weil sie wirklich Klarheit schafft! Ich habe selten einen Kulturpolitiker so viel Ahnungslosigkeit und Ignoranz verbreiten gehört, wie er es jetzt gerade gemacht hat! Daher ist es gut, dass er gesprochen hat und dass er dagegen stimmt, weil wir jetzt darüber reden können.

Ich meine, Wien ist eine tolle Musikstadt. Wenn es so etwas wie Weltmeisterschaften oder Europameisterschaften in Musik gäbe, dann wären wir zweifellos Weltmeister oder Europameister. Wir erleben das derzeit gerade beim Musikfest der Wiener Festwochen. Und es gab einige Kommentare in Zeitungen, in denen nicht wir von der SPÖ und auch nicht der Kulturstadtrat, sondern andere gesagt haben: Es ist Weltklasse, was sich da im Musikverein abspielt, das ist so, als wäre die Champions League sechs Wochen in Wien, das ist großartig! Die größten Werke werden gespielt, und die bedeutendsten Orchester, die größten Dirigenten und die bedeutendsten Solisten und Solistinnen treten in Wien auf.

Wir können wirklich glücklich sein, dass wir diese Musik und diese Musiktradition haben, und wenn man glücklich über die Musiktradition ist, dann muss man heute auch Musikgegenwart produzieren und fördern, damit sich auch in 100 Jahren jemand über die Musiktradition von heute freuen kann!

Das heißt, wenn wir das so genannte Klassische fördern und uns darüber freuen, dann müssen wir auch das Neue, das Zeitgenössische, das „Spröde“ oder das „Spannende“ fördern – wie immer Sie das nennen wollen, Sie machen sich soundso nur lächerlich darüber –, damit es auch in 100 Jahren noch Kunstschaffen gibt, auf das man dann sehr stolz ist.

Wir sind heute schon sehr stolz auf unsere zeitgenössischen Komponistinnen und Komponisten wie Olga Neuwirth. – Dazu möchte ich einen passenden Vergleich bringen: Die 3. Symphonie von Gustav Mahler hat man 1895 nicht verstanden. Damals hat es keine Tonträger gegeben, aber man hätte sie damals wahrscheinlich nicht gekauft. Es hat interessanterweise acht Jahre gedauert, bis sie 1903 erstmals aufgeführt worden ist. Und jetzt haben wir die viel umjubelte 3. Symphonie von Gustav Mahler gehört – Sie sollten sie sich vielleicht auch einmal anhören, 100 Minuten großartige Eröffnung der Wiener Festwochen! –, und wir haben uns jetzt gefreut über ein Stück, das vor 100 Jahren als sehr spröde galt und acht Jahre gebraucht hat, bis es überhaupt einmal aufgeführt wurde.

Das heißt, wir brauchen einfach die zeitgenössische Musik und die zeitgenössischen Komponistinnen und Komponisten. Olga Neuwirth hat es heute fast so schwer wie Gustav Mahler, Arnold Schönberg, Anton von Webern oder wer auch immer, die es zu ihrer Zeit auch schwer mit dem Verständnis hatten. Wir fördern das heute, weil wir wollen, dass diese zeitgenössischen Komponistinnen und Komponisten heute schon eine Chance haben, Kunst zu produzieren, übrigens höchst anerkannte Kunst, wenn sie sich jetzt auch noch nicht so gut verkaufen lässt wie Mahlers 3. Symphonie.

Daher ist es wichtig, dass es Musikproduzenten wie KAIROS gibt, die das auf extrem hohen Niveau tun. Es gibt sie seit neun Jahren, das ist eine großartige Initiative von Peter Oswald. Er hat in neun Jahren 85 wichtige Werke, 85 CDs, von österreichischen KomponistInnen, von Wiener Komponisten und Komponistinnen wie die Olga Neuwirth, Wolfgang Mitterer, Beat Furrer oder Bernhard Lang produziert, um nur einige zu nennen. Sie kennen sicherlich alle nicht, aber das ist Ihr Problem, aber wie gesagt. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe ein Abspielgerät hier! Wir könnten das jetzt hier vorspielen!) 

Ich sage das nur für die, die sich ein bisschen auskennen. Eigentlich sollte man von einem Kulturpolitiker erwarten können, dass er zumindest die Namen kennt! Wenn Sie sich schon nicht die Werke von Olga Neuwirth anhören, dann sollten Sie zumindest wissen, dass es sie gibt. Aber Sie werden vielleicht auch das noch lernen, ich habe allerdings nach 20 Jahren der Debatten hier im Gemeinderat ein bisschen die Hoffnung aufgegeben!

Jedenfalls ist es gut, dass es KAIROS gibt, da werden hervorragende Produktionen gemacht, und sie bekommen viele Preise von der deutschen Schallplattenindustrie und von internationalen Magazinen, die das beurteilen. Das verkauft sich europaweit und weltweit, wenn auch nicht kostendeckend, aber sie machen das jetzt seit neun Jahren ohne jegliche Förderung. Und dass es überhaupt so ist, ist wirklich Peter Oswald und seinem ganz kleinen Team zu verdanken. Das ist – wie Sie sagen – eine Gesellschaft beziehungsweise eine Firma. Das ist aber auch okay, denn irgendjemand muss das ja produzieren. Diese so genannte Firma hat sich ausschließlich der Produktion und Distribution von zeitgenössischer Musik verschrieben, betreibt das seit neun Jahren höchst erfolgreich auf allerhöchstem Qualitätsniveau, und ist international anerkannt und bedeutend. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) 

Dass du das auch nicht verstehst, verstehe ich. Du kennst dich vielleicht gerade beim Verkehr in Meidling aus! Ich weiß nicht genau, wo du dich auskennst, aber wahrscheinlich bei Musik nicht!

Lesen Sie einmal irgendeine Kulturseite oder das Feuilleton! Dort können Sie das nachlesen! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski. – Weitere Zwischenrufe bei den Freiheitlichen.) Ich kann Ihnen hier jetzt nicht die Grundbegriffe der Kulturpolitik vermitteln! Wenn Sie als Kulturpolitiker vom Wiener Gemeinderat das Geld kassieren, dann wäre es eigentlich angemessen, dass Sie zumindest hin und wieder eine Kulturseite lesen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Spielen wir das jetzt eine halbe Stunde lang vor, und stimmen wir dann darüber ab! Das wäre ein interessantes Experiment.)
Jedenfalls geschieht das auf höchstem Niveau. Und diese Firma, die sich ausschließlich der Produktion und Distribution von zeitgenössischer Musik verschrieben hat, macht im Prinzip keine Gewinne, weil man damit keine Gewinne machen kann und muss, und Peter Oswald, der Haupteigentümer dieser Gesellschaft ist, arbeitet ehrenamtlich. Ich danke Peter Oswald, dass er das ehrenamtlich macht! Er lebt Gott sei Dank von einigen anderen Aufgaben, nämlich als Professor an der Universität, wo er Geld verdient, denn sonst könnte er sich den Luxus und das Hobby seines Musiklevels nicht leisten.

Das ist also keine Firma, die große Gewinne macht. Sie machen gar keine Gewinne, leisten aber großartige Arbeit, und dass jetzt zum 40. Geburtstag der bedeutendsten österreichischen Komponistin Olga Neuwirth eine Gesamtedition ihrer Werke aufgelegt wird, nämlich 8 CDs und 2 DVDs, auf welchen ihre wichtigen Arbeiten an der Schnittstelle von zeitgenössischer Musik und visuellem Arbeiten – nämlich konkret Film – dargestellt wird, ist eine großartige Leistung! Das fördern wir mit 20 000 EUR. Das ist mehr als berechtigt, weil wir als Musikstadt Wien nicht nur der Tradition und der Vergangenheit verbunden sind, sondern auch der Gegenwart und der Zukunft. Daher werden wir Sozialdemokraten diesem Antrag die Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 31 die Zustimmung geben kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der ÖVP, der SPÖ und den GRÜNEN fest.

Es gelangt nun die Post 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Cajetan-Felder-Institut. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann und will diese Gelegenheit nicht vorüberziehen lassen, ohne für das Protokoll festzuhalten, dass nun auch die Saubermannpartei FPÖ Kultursubventionen zustimmt. Ich kann nicht umhin, in diesem Zusammenhang das interessante Verhalten der FPÖ bezüglich Stadtfest festzustellen: Im Ausschuss haben Sie das Stadtfest noch abgelehnt. Dann haben Sie sich aber anscheinend – wie es so Ihre Art ist – aus naheliegenden Gründen entscheiden, doch mitzutun und der Argumentation des StR Mailath-Pokorny zu folgen. 

Im Hinblick darauf halte ich fest: Der Opportunismus der FPÖ ist grenzenlos! Offensichtlich packeln Sie mit allen, wenn es darum geht, Kultursubventionen für versteckte Parteifinanzierung zu verwenden. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Post 37 die Zustimmung geben kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und SPÖ stimmen zu. Damit ist dieser Punkt angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 38 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an das Sir Peter Ustinov-Institut. Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir können daher gleich zur Abstimmung kommen.

Wer der Post 38 seine Zustimmung geben kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zu Postnummer 42 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Betrifft: Neudeggergasse". Auch hiezu liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene, die der Post 42 die Zustimmung erteilen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, SPÖ und Grüne.

Dieser Punkt ist somit mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 15 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tipp. Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung.

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer Postnummer 15 zustimmt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das sind ÖVP, SPÖ und Grüne, somit mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 18. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Sportorganisationen. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte, dem vorliegenden Akt zuzustimmen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen zur Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Wiener Grünen wollen diesen Tagesordnungspunkt, nämlich die Subventionierung von Sportorganisationen aus den Sportfördermitteln 2008, zum Anlass nehmen, gemeinsam mit unseren KollegInnen von der Wiener Volkspartei einen Antrag zu einem Thema einzubringen, das uns sehr am Herzen liegt. Es geht dabei – auch im Hinblick auf die bevorstehende Fußball-Europameisterschaft – um das Thema Mädchensport und insbesondere um Mädchenfußball in Wien.

Wie Sie sicherlich unter anderem aus den Gender-Budgeting-Berichten wissen, die es in den letzten Jahren gibt, sind der Mädchensport und insbesondere der Mädchenfußball in Wien krass unterdotiert. Es gibt eigentlich keine Förderung der Stadt Wien aus den allgemeinen Sportfördermitteln außer der Abhaltung eines Mädchenfußballtages einmal im Jahr, der sich mit ungefähr 20 000 EUR – soweit ich informiert bin – zu Buche schlägt.

Auch der Österreichische Fußballbund gibt weniger als 2 Prozent seiner Fördermittel für die Förderung von Mädchenfußball aus, und das ist sehr schade, denn wir denken, dass Fußball schon lange nicht mehr eine reine Männerdomäne ist. Gerade das Frauenfußballpotenzial steigt in den letzten Jahren sehr stark. In Österreich gibt es mittlerweile fast 90 Vereine für Mädchenfußball. Die Zahl der Kickerinnen beträgt nach Schätzungen ungefähr bereits 9 000. Auch die Anmeldungen bei Vereinen sind in den letzten Jahren nach deren eigenen Angaben gestiegen, im Vorjahr zum Beispiel um 26 Prozent. Bereits ein Viertel aller Anmeldungen kommen von Mädchen. 

Und genau deshalb ist es sehr schade, dass die Sportmittelförderung für Mädchensport so krass unterdotiert ist. Mädchen, die in Wien kicken wollen, haben es eigentlich sehr schwer. Österreich hinkt, international gesehen, hinterher. Laut Angaben der FIFA sind 10 Prozent aller KickerInnen weiblich, in Österreich ist es nur ein mageres Prozent.

Wir haben hier also Nachholbedarf, und das heißt auch, dass mehr Ressourcen zur Verfügung gestellt werden müssen. Wir brauchen mehr Geld und bessere Rahmenbedingungen. Der Mädchensport weist krasse Defizite auf. Da gibt es natürlich auch Defizite in der öffentlichen und medialen Präsenz. Frauenfußballmatches werden nicht im Fernsehen übertragen. Es gibt kaum Identifikationsfiguren und Vorbilder für weibliche Kickerinnen, wie es das im Männersport gibt, und es gibt einen eklatanten Mangel an weiblichen Trainerinnen in Österreich.

Ich denke, dagegen sollte und könnte man von Seiten der Stadt Wien im Hinblick auf die Sportfördermittel der Stadt Wien raschest Abhilfe schaffen! Die EURO hat jetzt natürlich eine besondere Symbolik und wäre ein schöner Anlass, den Mädchensport verstärkt zu fördern. Diese Symbolik reicht aber nicht aus. Wir freuen uns zwar, dass es bereits eine Ausstellung zum Thema Mädchensport gibt und dass es auch einige andere symbolische Aktivitäten geben wird. Das ist uns aber zu wenig. Wir wollen nachhaltige strukturelle Fördermaßnahmen für den Mädchensport, die auch über die EURO hinaus wirken.

Deshalb stellen die Wiener Grünen gemeinsam mit unseren Kolleginnen von der Wiener ÖVP heute einen Antrag zur intensiven Förderung des Mädchenfußballs in Wien: Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport Grete Laska wird ersucht, Mädchenfußball stärker zu fördern. Folgende Schritte sollen dazu unternommen werden: Erstens sollen von der Stadt Wien extra Fördermittel für Mädchenfußball zweckgebunden den Vereinen zur Verfügung gestellt werden. Dafür sollen selbstverständlich eigene Förderkriterien entwickelt werden. Zweitens sollen auf den bestehenden Fußballplätzen Zeiten für Mädchenfußball reserviert werden sowie die bestehenden Fußballplätze ausgebaut werden, um in Hinkunft Engpässe zu vermeiden. Und drittens sollte durch einen eigenen Finanzierungstopf die Ausbildung von Fußballtrainern und -trainerinnen gezielt gefördert werden.

Wir sind der Meinung, dass die Förderung des Mädchensports und der Stellenwert des Mädchensports auch ein Symbol für die Chancengleichheit in unserer Gesellschaft ist. Der gleiche Zugang von Mädchen zum Sport und insbesondere zum Fußball ist wichtig, und deshalb hoffen wir, dass Sie heute unserem Antrag zustimmen können.

An dieser Stelle sei zuletzt noch erwähnt: Wir werden fast allen Sportsubventionen, die heute beantragt werden, unsere Zustimmung geben, natürlich aber nicht dem österreichischen Turnerbund. Ich denke, am 8. Mai brauchen die GRÜNEN das nicht näher begründen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Kollegin! Haben Sie nicht von einem Antrag geredet? (Zwischenruf von StRin Dr Monika Vana.) Gut. Nächste am Wort ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. – Bitte.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die EURO 2008 wäre und ist noch immer, wenn ich nach vorne blicke, eine schöne Gelegenheit für die Mehrheitsfraktion in dieser Stadt und in diesem Land, zu zeigen, dass sie Gender Mainstreaming ernst nimmt.

Überlegen wir uns, wie sehr der Fußball in den nächsten Wochen hier auf hohem Leistungsniveau im Mittelpunkt steht! Bedenken wir aber auch, dass Österreich auch einen Frauenfußball hat, der es wert ist, von seiner Spitze und auch von der Breitenförderung her ebenso im Mittelpunkt zu stehen.

Ich gehe daher davon aus, dass Sie heute unserem Antrag zustimmen werden. Denn es spricht ja nichts dagegen, hier gemeinsam für den Mädchenfußball und für den Frauenfußball einzutreten. Geben Sie sich einen Ruck! Stimmen Sie dem Antrag der ÖVP und der Grünen zu und zeigen Sie, dass Sie gemeinsam Gender Mainstreaming im Sport ernst nehmen! (Beifall bei der ÖVP.)

Herr Staatssekretär Lopatka zeigt Ihnen, wie es geht: Mehr Frauen zum Fußball! Mehr Frauen zum Sport! – Das ist ein Motto, das Sie auf regionaler und kommunaler Ebene heute aufgreifen können! Sie sollten nicht nur die Bundesmittel kassieren, sondern diese verdoppeln und aufzeigen, dass das, was Ihnen an Fördermitteln zugänglich ist, durch die Stadt entsprechend aufgedoppelt wird und die Aktion nicht nur eine Bundesaktion ist und bleibt, sondern von Ihnen ebenso in den Mittelpunkt gerückt wird.

Erkennen würden wir das daran, dass, wenn es jetzt beispielsweise internationale Mädchenfußballturniere gibt, auch das entsprechende Stadion zur Verfügung gestellt wird, und dass im Zusammenhang mit dem Stadion nicht 7 Millionen EUR für Public Viewing in dunkle Kanäle fließen, sondern die 7 Millionen beispielsweise für Mädchenfußball zur Verfügung gestellt werden! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) 

Frau Vizebürgermeisterin! Es bleibt ja in Ihrem Ressort, nur mit anderen Schwerpunkten! Vom Ressort her brauchen wir das gar nicht umfunktionieren, wir sollten es im Ressort nur zielgenau dort unterbringen, wohin es gehört!

Zur Zeit schaut es aber anders aus. Wenn beispielsweise von den Vereinen ein Turnier veranstaltet wird, dann laufen sie Gefahr, dass sie auch noch den Schulwart, also einen Gemeindebediensteten, bezahlen müssen, dass sie also aus der kargen Sportförderung auch noch die Gemeinde resubventionieren müssen.

So schaut es derzeit im Mädchenfußball aus. Aber wir gehen davon aus, dass heute ein Umdenken stattfindet und Sie unseren Antrag unterstützen. Und wir hoffen, dass Sie auch die Aktion auf Bundesebene – Sie sitzen ja in einer gemeinsamen Regierung – ernst nehmen und in Wien aufgreifen und hier zu einer Umfunktionierung der Budgetmittel kommen.

Mein Vorschlag lautet: Weniger Public Viewing mit dubiosen mobilen WC‑Anlagen, wobei keiner weiß, warum das so viele Millionen kostet und warum man ein paar Wochen vor der EURO plötzlich draufkommt, dass man diese braucht, dafür mehr nachhaltig geförderten Mädchenfußball und Damenfußball. Wir sollten heute Schulter an Schulter, Männer und Frauen gemeinsam hier im Gemeinderat ein Zeichen für echtes Gender Mainstreaming setzen! In dem Sinn werden wir den Antrag, den wir gemeinsam gebastelt haben, selbstverständlich unterstützen und hoffen auf breite Zustimmung hier in diesem Haus! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Reindl. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Offensichtlich recht spät – wenn ich das hier bemerken darf –, anscheinend auch auf Grund der diesjährigen Veranstaltung der Europameisterschaft, erkennen die ÖVP und auch die Grünen, dass es vielleicht auch zum Mädchensport etwas zu sagen gibt. – Ich kann Ihnen sagen: Sie sind um Jahre zu spät! Ich halte Ihren Antrag und Ihre Argumentation für eine pure Populismusaktion! Vielleicht kennen Sie sich mit der Schule ein bisschen aus, beim Sport kennen Sie sich aber sicherlich nicht aus, Frau Stadträtin. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das war jetzt gender-mäßig toll! Applaus für diese tolle Argumentation in Sachen Gender Mainstreaming!)

Wissen Sie, dass wir in Wien eine sehr lange und sehr gute Tradition im Frauenfußball und im Mädchenfußball haben? Wien ist das einzige Bundesland, das beim Horr-Stadion ein Mädchenleistungszentrum hat, wo zur Zeit 60 Mädchen zwischen 10 und 14 Jahren trainieren, und es sollen mehr werden. Das ist im Aufbau begriffen. Aber immerhin haben wir ein Leistungszentrum. Das müssen uns die anderen Bundesländer einmal nachmachen!

Wir haben eine sehr gute Veranstaltung, bei der wir bewusst – und daher verstehe ich nicht ganz, warum Frau Vana das kritisiert! – auch Meinungsbildung und Werbung dafür machen, dass Mädchen verstärkt in den Fußball eintreten. Heuer wird in Kooperation mit dem Fachverband, nämlich mit dem Wiener Fußballverband, am 3. Juni zum fünften Mal der Mädchenfußballtag abgehalten werden, zu dem bis 1 000 Mädchen kommen, um sich einmal mit diesem Sport auseinanderzusetzen. Das ist auch eine gute Gelegenheit, sehr viele Sportlerinnen für die Vereine zu gewinnen und die Mädchen auch in den Schulen dazu zu animieren. 

Weiters möchte ich sagen, dass es heuer erstmalig eine Schülerliga für Mädchen geben wird, bei denen der Platz kostenlos zur Verfügung gestellt wird und die Spiele gratis sind. So etwas habe ich von anderen Bundesländern auch noch nicht gehört. Ich glaube also, wir sind auch in Sachen Fußballsport für Mädchen und in der Folge für Frauen in Österreich und in Wien sehr gut unterwegs! Wir haben auch sehr gute Mannschaften. Es gibt gerade eine Ausstellung, und Sie können sich gerne bei Laskas Ganggalerie informieren, was im Mädchensport los ist.

Ich halte das, was Sie hier betreiben, für billigen Populismus, um auf einen fahrenden Zug aufzuspringen und halt auch noch ein paar Früchte bei einigen Ahnungslosen zu ernten! 

Frau Stadträtin! Ich möchte auch Ihre Unterstellung von den dunklen Kanälen, die Sie im Zusammenhang mit der Public Viewing Zone angesprochen haben, zurückweisen. Dieser Akt wird beim nächsten Tagesordnungspunkt besprochen werden, daher belasse ich es jetzt einmal bei der Zurückweisung. Kollege Vettermann wird darauf sicherlich noch eingehen. 

Zum Thema Mädchen und Sport möchte ich aber sagen, dass wir in Wien sehr stolz auf den Frauen‑ und Mädchensport sein können. Wir haben in vielen Sportarten hervorragende Sportlerinnen. Ich möchte nur das Thema Schwimmen nennen. Da haben gerade die Frauen bei den Weltmeisterschaften jetzt sehr gut abgeschnitten. Und wir haben hier im Haus gerade Anja Richter, eine Spitzenathletin im Turmspringen.

Außerdem möchte ich erwähnen, dass wir in den fünf großen Ballsportarten zwei österreichische Meistertitel bei den Frauen haben, nämlich im Volleyball und im Basketball. Und die Fußballerinnen können, wenn sie gegen die Niederösterreicherinnen, die ihre unmittelbare Konkurrenz sind, gut drauf sind – und sie sind zur Zeit in der Tabelle in Führung – auch im Frauenfußball den Titel holen.

Wir haben heute auch die Subvention des österreichischen Frauenlaufs auf der Tagesordnung. Ich darf Sie an die Zeit erinnern, als der Frauenlauf begonnen hat. Wenn Sie heute hingehen, werden Sie sehen, dass sich dort mehr als 10 000 Mädchen und Frauen im Stil von Nordic Walking und laufend durch den Prater bewegen. Ich glaube daher, es ist falsch, wenn Sie uns vorwerfen, dass wir zu wenig machen. Ich weise das zurück, wobei ich aber sage: Natürlich kann man immer mehr machen, und gegen ein Mehr werden wir uns auch nicht stellen. Wir verwahren uns aber gegen diese populistische Art! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte gleich beim Populismusvorwurf des Kollegen Reindl anschließen. – Wenn Sie uns jetzt hier erklären, dass es genügt, wenn der Frauenlauf mit 45 000 EUR gefördert und ein Mädchenfußballturnier mit 20 000 EUR subventioniert wird, dann meine ich, dass das eher jämmerlich ist. Sie haben das dann ohnedies abgeschwächt und gemeint, dass man ja immer mehr machen kann.

Es hat niemand angezweifelt, dass es gute Frauen im Sport gibt. Darum ist es gar nicht gegangen. Und es ist auch gut, dass es den Frauenlauf gibt und dass dieser subventioniert wird. Es stimmt aber auch – da brauchen wir uns doch nichts vormachen! –, dass wir in Sachen Mädchenfußball mehr machen könnten und sollten. Wenn Sie aber sagen, dass eh alles super ist und es ohnedies viele Frauen im Sport gibt, und wenn Sie dann noch Frau StRin Cortolezis-Schlager unterstellen, dass sie sich in der Schule ein bisschen auskennt, beim Sport und beim Fußball aber nicht, dann ist das echt letztklassig! Ich glaube nicht, dass Sie das bei diesem Thema notwendig haben! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Frauen zu unterstellen – und das haben Sie in Ihrer Wortmeldung meiner Meinung nach gemacht –, dass sie sich beim Fußball nicht auskennen, sondern dass das nur Männersache ist, ist genau eines der Probleme, das wir bei diesem Thema haben. Mädchen und Frauen interessieren sich für Fußball. Mädchen und Frauen gehen in die Stadien. Es gibt auch Mädchen und Frauen, die sich Fußballspiele anschauen. Und manche wollen auch aktiv spielen, sie haben aber pausenlos Probleme, einen Platz zu bekommen und einen Verein in der Stadt zu finden, wo sie diesem Hobby und diesem Sport nachgehen können.

Hier setzt der Antrag von Frau StRin Vana und von Frau StRin Cortolezis-Schlager an, den ich gemeinsam mit Kollegin Anger-Koch einbringen möchte.

Wenn wir uns die Sportberichterstattung anschauen: Wo kommt denn da bitte der Frauenfußball in Österreich vor? – Nirgends! Gestern war im ARD zu prominenter Zeit um 17 Uhr das Match der deutschen Frauen zur EM-Qualifikation 2009 im Fernsehprogramm. In Österreich gibt es dazu nichts! Da brauchen wir uns doch nichts vormachen und sagen: Es geschieht so viel! – Es geschieht ein klein bisschen etwas, aber das ist viel zu wenig! Wenn sie sich hierher stellen und sagen, dass so viel gemacht wird, dann ist das einfach lächerlich!

Wir haben schon mehrmals in der Rechnungsabschlussdebatte darauf hingewiesen, dass im Kapitel Gender Budgeting bei der Sportförderung wahrscheinlich deswegen keine Zahlen dabeistehen, weil es dazu offensichtlich keine Zahlen gibt. Es gibt nur den schon erwähnten Frauenlauf und das Mädchenfußballturnier.

Ich glaube, dass wir uns einig sind, dass es wichtig ist, dass die Mädchen Fußball spielen und Chancen haben, ihren Sport auszuüben. Wir müssen ihnen daher auch ermöglichen, dass sie genug TrainerInnen und genug Trainingsplätze haben, dass sie genug Vereine vorfinden, wo sie diesem Sport nachgehen können, so wie das den Burschen ja auch möglich ist. Und ich verstehe nicht, warum von Ihrer Seite diese Polemik betrieben wird!

Ich bringe deswegen den Beschlussantrag, der schon erwähnt wurde, gemeinsam mit Ines Anger-Koch zur sofortigen Abstimmung ein. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ich möchte noch zwei, drei Bemerkungen machen. Ich werde versuchen, mich auf Fakten zu stützen, denn das ist ja kein Debattenbeitrag.

Ich kann mich erinnern, dass ich beim Rechnungsabschluss einmal gerade zum Thema Frauen- und Mädchensport gesprochen habe und das auch mit genauen Zahlen belegt habe.

Als politischer Beobachter möchte ich sagen, dass hier wieder einmal eine interessante schwarz-grüne Zusammenarbeit stattfindet, in deren Rahmen gewisse Forderungen aufgestellt werden. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber Sie dürfen auch zustimmen!) Ja, ja! Ich wollte nur einmal darauf hinweisen, auch weil ich gerade unseren Klubvorsitzenden sehe, der die Belege akribisch sammelt. Hier hätten wir ein neues Beispiel. Punkt. (GR Marco Schreuder: Ihr dürft ohnedies mitmachen!) Ja, ja! Das ist uns überhaupt in vielen Fragen möglich. Und wir unterstützen schon das Richtige, seid ohne Sorge! 

Jetzt möchte ich aber zum Akt noch einmal zwei, drei Punkte betonen.

Der Frauenfußball hat in Wien 1972 begonnen. In Österreich hatten wir da eine Vorreiterrolle, weil damals nur Wiener Mannschaften gespielt haben. Kollege Reindl ist auch schon auf die Aktivitäten des Mädchenleistungszentrums eingegangen, und im Hinblick darauf kann man mit Fug und Recht sagen, dass viel geschieht. Der Mädchenfußball lebt, und wir treffen auch eine entsprechende finanzielle Vorsorge. Dass das die Öffentlichkeit nicht immer genügend wahrnimmt und entsprechend wertschätzt, ist unbestritten. Aber gerade dazu muss man sagen, dass etwa mit Grete Laskas Ganggalerie versucht wird, hier eine Gegenöffentlichkeit zu bilden.

Wir tun also, was wir tun können, und versuchen auch, das entsprechend ins Bewusstsein zu bringen. Weitere Informationen kann man sich hier abholen. Das ist sehr genau und gut dokumentiert. – Dieses Beispiel zeigt, dass wir uns auch bemühen, eine entsprechende Öffentlichkeit herzustellen.

In diesem Sinn beantrage ich die Ablehnung dieses zusätzlichen Antrags, aber natürlich die Zustimmung zum Akt selbst. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen zur Abstimmung.

Bei Postnummer 18 wurde die getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich darf daher von Postnummer 18 den Punkt 5, nämlich die Subvention an den ÖTB-Turnverein Kaiserebersdorf 1907, zuerst abstimmen.

Wer dieser Subvention für die Dachsanierung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung der restlichen Teile dieser Subvention. Wer diesen zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Es liegt zur Postnummer 18 auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Mädchenfußballförderung vor, eingebracht von GRin Claudia Smolik und Ines Anger-Koch. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene, die dem Beschluss- und Resolutionsantrag die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und GRÜNE unterstützen dies, und damit hat dieser Antrag nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung mit der Stadt Wien Marketing und Praterservice GmbH. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Jetzt wird es interessant. Wir stehen jetzt ungefähr einen Monat vor der EURO. Fan-Massen waren angekündigt, und was hat man getan? – Man hat immer behauptet: Alles ist wunderbar und in Ordnung! Jetzt aber, eigentlich zwei Sekunden vor zwölf, bemerkt die Stadtregierung, dass vielleicht mehr Fans kommen könnten. In Wirklichkeit war allerdings schon nach der WM in Deutschland klar, dass da sehr viele Leute kommen könnten.

Jetzt diskutieren wir darüber, dass wir im Hanappi-Stadion unbedingt eine Fan-Zone brauchen. – Es kann schon sein, dass das eine gute Idee ist, aber uns fehlen einfach einige Parameter. Es ist in Wirklichkeit nicht klar, ob es ein Verkehrskonzept gibt. Ich habe immer nur gehört, dass über die Erstellung eines Verkehrskonzepts diskutiert wird. Immerhin kommen da möglicherweise 20 000 bis 40 000 Menschen mit dem Auto. Genaues weiß man vorläufig nicht. Es kann sein, dass diese Leute über die Westautobahn kommen, kann aber auch sein, dass die vielleicht gar mit dem Zug kommen. Faktum ist aber jedenfalls, dass Hütteldorf sehr eng ist und es möglicherweise wenig Platz geben wird, um den sehr viele Menschen konkurrieren werden: Zunächst einmal werden die Pendler dort ihre Autos abstellen, und da wird die Park-and-ride-Anlage des Herrn Breiteneder mit ihren 1 400 Plätzen wohl ein bisschen zu klein sein! – Das ist einmal das eine.

Zweitens werden auch die Anrainer ihre Plätze haben wollen. – Im Hinblick darauf wird es meiner Meinung nach ein bisserl schwierig sein, eine Sekunde vor zwölf oder 0,5 Sekunden vor zwölf ein Verkehrskonzept zu erstellen und wirklich unter die Leute zu bringen. – Das wundert mich wirklich sehr!

Außerdem gebe ich zu bedenken, dass 20 000 bis 40 000 Menschen jede Menge Müll hinterlassen. Mich würde interessierten, ob die Stadt Wien auch ein entsprechendes Müllkonzept hat. Mit der „Kehr-Force“ wird sich das in Hütteldorf wohl nicht ganz ausgehen!

Ich glaube, dass da schon einiges auf die Anrainer zukommt! Die Angst der Anrainer ist natürlich berechtigt. Es kann ja auch durchaus sein, dass es vielleicht zu wenig Kloanlagen gibt, und da wird es auch Anrainer geben, die um ihre Gartenzäune fürchten und dergleichen mehr. 

Alles in allem ist das ein wichtiges Ereignis, das wir sehr begrüßen, leider erfolgt aber eine Husch-Pfusch-Vorbereitung. Deswegen lehnen wir den Antrag ab. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zur Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Akt, der uns vorgelegt wurde, geht es um 7,3 Millionen EUR für die Fan-Zonen. – Vorweg möchte ich schon sagen, dass auch wir die EURO in Wien als Chance sehen, dass Wien der Welt präsentiert wird. Noch so eine Chance werden wir voraussichtlich nicht mehr erleben.

Wir hatten knapp sechs Jahre Zeit für die Vorbereitungen. Aber erst jetzt, knapp 30 Tage vor EM-Beginn, wird eine neue alternative Fan-Zone präsentiert, die als Überlaufbecken agieren soll. Sie argumentieren, dass das Stadion Hanappi eine gute Infrastruktur aufweist, kontrollierbare Zugänge und ein Fassungsvermögen von 20 000 Personen hat, das auf 43 000 Personen erweitert werden kann. 

Leider Gottes haben Sie allerdings vergessen, die Anrainer, die betroffen sind, ausreichend zu informieren. Sie bedienen sich an sehr viel Geld von den Steuerzahlern, es gibt aber keine detailgetreuen Antworten, wie viel was genau kostet. Es fehlt uns eine genaue Aufschlüsselung, welche Kosten etwa im sanitären Bereich und im Bereich der Sicherheit und welche weiteren variablen Kosten, wie sie in den Plänen angegeben sind, wirklich entstehen werden. 

Entsprechende Konzepte liegen bis heute nicht vor, sie werden nur variabel präsentiert, und ich glaube, meine Damen und Herren, dass hier noch sehr viele Baustellen offen sind, im Hinblick auf welche wir Antworten brauchen.

Wir reden hier leider über eine sehr große Summe, die investiert werden soll, wenn bei Bedarf das Hanappi-Stadion aufgemacht wird, wo dann ein Notprogramm geboten werden soll. Sie werden das Stadion nur öffnen, wenn die Kapazitäten in der Innenstadt zu dicht werden. Sie sagen jetzt, dass die Leute diesfalls durch Flugzettel und über die Print- und elektronischen Medien sowie über Lautsprecher in den öffentlichen Verkehrsmitteln informiert werden sollen.

Glauben Sie wirklich, dass die Umleitung der Leute in den 14. Bezirk dann so funktioniert, wie man sich das vorstellt? Glauben Sie nicht, dass die Fans sich dann in den umliegenden Bezirken verteilen werden? Haben Sie daran gedacht, auch diesbezüglich Vorsorge zu treffen, dass die Fans dann in den anderen Bezirken agieren? Haben Sie von Anfang an an die Verpflichtung zur europaweiten öffentlichen Ausschreibung gedacht? – Da geht es um 7,3 Millionen Steuergeld, und die wirklichen Konzepte fehlen. Wir haben für die beunruhigten Anrainer keine handfesten Lösungen.

Wir wollen eigentlich, dass die EURO ein unvergessliches Ereignis sein soll und die Besucher sich hier wohl fühlen. Deswegen werde ich zwei Anträge anbringen.

Erstens bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Aigner, Mag Gerstl und Dr Fritz Aichinger einen Antrag betreffend Verteilung der Public Viewing Zonen auf mehrere Standorte ein. 

Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird ersucht, statt einer überdimensionierten Public Viewing Zone in Hütteldorf mehrere kleine Public Viewing Zonen, verteilt auf ganz Wien, einzurichten. Geeignet dafür wären vor allem die bereits behördlich genehmigten Sport- und Veranstaltungsstätten, die auf Grund ihrer Größe und Beschaffenheit sowie der bereits vorhandenen Infrastruktur wesentlich besser geeignet wären.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Der zweite Antrag, den ich ebenfalls mit meinen Kollegen Dr Aigner, Mag Gerstl und Dr Fritz Aichinger einbringe, betrifft umfassende Informationen aller Wienerinnen und Wiener über die im Zuge der EURO 08 zu erwartenden Auswirkungen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zur Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Frau Vizebürgermeisterin!

Zu den beiden VorrednerInnen. – Frau Kollegin Anger-Koch! Sie drücken zwar verbal immer aus, dass Sie dem Ganzen positiv gegenüber stehen und sich mit uns freuen. Ihre Aussendungen sprechen jedoch teilweise eine andere Sprache, und Sie sind eine der Hauptbedenkenträgerinnen. Ich meine, es ist gut und richtig, wenn man auch darauf hinweist, dass man gewisse Sorgen hat, aber bei Ihnen tritt das halt in besonders gehäufter Art und Weise auf.

Jetzt zu den inhaltlichen Argumenten, die gekommen sind. – Da hat sich einmal die Frage erhoben, wie wir wissen können, ob umgeleitet wird und wie wir die Fans erreichen werden. – Dazu möchte ich sagen: Wir wissen heute nicht, wie viele kommen werden. Aber das wird ja kein plötzlicher Überfall sein. Sie kommen über die Grenze, sie kommen mit der Bahn, sie werden sich jedenfalls in Anreise befinden. Daher wird man ja nicht plötzlich drei Stunden vorher wahrnehmen, dass viele da sind, sondern man wird das schon geraume Zeit davor wissen, und dann wird man diese Information entsprechend weiter transportieren. Dann wird es auch gelingen, die Fan-Ströme so zu teilen, dass sich die Leute bewusst dort hinbegeben. 

Es wurde auch gesagt, dass ja ungewiss ist, ob das überhaupt notwendig ist. Daher ist es also ein Zeichen genauer und vorsorglicher Planung, wenn wir jetzt noch diese Möglichkeit einer Reserve-Fan-Zone schaffen. Wenn jetzt gesagt wird, dass wir das sehr spät oder zu spät tun, dann möchte ich sagen: Es hat ja auch viele Privatinteressenten gegeben, die sich beschwert hätten, wenn es gleich von Anfang an diese Möglichkeit gegeben hätte. Daher haben wir das jetzt gemacht, als wir gesehen haben, dass es notwendig ist, eine solche Reserve zu haben. Wir wissen nicht, ob sie tatsächlich nötig sein wird, aber wir schaffen diese Möglichkeit im Sinne des wirklich hundertprozentig Sicheren.

Das Geld ist dann natürlich auch nicht verloren. Das Einzige, was wir extra bestellen müssen, sind drei Großbild-Leinwände. Alle anderen Dinge können fakultativ zur Verfügung gestellt werden, also etwa Sanität und zusätzliche Kontrollpersonen. Und die Dinge, die nicht gebraucht werden, werden daher auch nicht ausbezahlt, sondern werden sozusagen in Vorrat genommen. Das muss aber trotzdem richtigerweise heute beschlossen werden.

Es ist ja nicht geplant, dort ein ganztägiges Programm zu machen. Es ist also anders als bei unserer zentralen Fan-Zone am Ring, wo es ein ganztägiges Programm geben wird, für das sich beispielsweise schon Schulen angemeldet haben, die während des Tages am Vormittag und Nachmittag kommen werden. In der Reservezone würde das Programm hingegen erst knapp vorher, nämlich zwei bis drei Stunden vorher, beginnen.

Natürlich sind in dem Akt auch noch einige Punkte wie etwa die Grünadaptierung enthalten, die sozusagen für beide Fan-Zonen gilt. Übrigens ist ja die zentrale Fan-Zone nicht die einzige. Wenn zum Beispiel Leute in der sinnlosen Hoffnung, doch noch ein Ticket zu bekommen, zum Stadion fahren, dann haben wir für sie die Kaiserwiese, die entsprechend nahe liegt.

Alle, die zum Stadion fahren, dort aber nicht hinein können, können also zum Public Viewing auf die Kaiserwiese und nicht in das möglicherweise notwendige Hanappi-Stadion umgeleitet werden. Wir haben den Swiss-Beach, wo die Schweizer entsprechend arbeiten werden, wir haben beim Gasometer einen polnischen Schwerpunkt, und wir haben 2 000 Gewerbebetriebe, die im Umkreis von 3 km Durchmesser etwas anbieten werden, und da wird auch sehr viel an Kapazität aufgenommen. Auch das ist für die Menschen ein gutes Angebot. Außerdem sind auf der Copa Cagrana 9 000 Sitzplätze allein auf der Donauinsel, also in einem anderen Bereich.

Nun zu der Frage: Warum hat man sich gerade für diesen Standort entschieden? – Da möchte ich Dinge anführen, die eigentlich auf der Hand liegen, die aber hier und heute noch einmal betont werden müssen. – Einerseits haben wir hier einen Ort, an dem entsprechend den Vorgaben eine solche Veranstaltung mit Public Viewing durchgeführt werden kann. So können im Hanappi-Stadion zum Beispiel entsprechende Eingangskontrollen durchgeführt werden. So etwas müsste man auf der Wiese oder auf der Donauinsel erst künstlich schaffen, das wäre technisch natürlich sehr aufwändig und auch sehr teuer. 

Im Prinzip ist dort alles vorhanden, und wer weiß, ob die Kapazität überhaupt überschritten wird! Außerdem gibt es dort natürlich Sanitäreinrichtungen und Sanitätseinrichtungen und das Personal, das gelernt hat, damit umzugehen. Auch das ist vorhanden, und dementsprechend ist dieser Ort von der Infrastruktur her gut gewählt.

Und wenn man sagt, dass sich die Leute ja irgendwo verteilen müssen, dann antworte ich: Irgendwo ist eben nicht sehr günstig! Günstig ist es, wenn das mit öffentlichen Verkehrsmitteln entsprechend möglich ist. Schauen wir also, wie das Hanappi-Stadion angebunden ist und wie mögliche andere Flächen angebunden sind. – Da stellen wir fest, dass sowohl über die ÖBB-Schnellbahn als auch über die U4 eine zentrale und gute Anbindung gegeben ist, und es ist eine Taktverdichtung auf drei Minuten vorgesehen.

Meine persönliche Vermutung ist, dass das Hanappi-Stadion überhaupt erst nach dem Viertelfinale, vielleicht beim Halbfinale oder Finale aufgesperrt werden muss. Wir sollten uns jetzt nicht in Spekulationen verlieren. Jedenfalls wird es aber, auch wenn das Stadion in Hütteldorf nicht aufgesperrt wird, eine Taktverdichtung geben. Warum? – Weil wir viele Besucher aus dem Westen abfangen und zum Umsteigen in die U4 motivieren wollen. Ein entsprechend starkes Aufkommen auf der U4 ist also sowieso eingeplant. Auch diesbezüglich gibt es eine klare Planung und entsprechende Vorkehrungen, damit auch das bewältigt werden kann.

Videoüberwachung ist übrigens auch vorhanden. Das sage ich jetzt für diejenigen, denen daran liegt, dass auch im Zusammenhang mit dem Hanappi-Stadion alles aufgenommen und auf Film gebannt werden kann, also für all jene, die in besonderer Weise auf Sicherheit setzen.

Alles in allem können wir sagen, dass der heutige Akt zeigt, dass wir Vorsorge treffen, dass wir eine gute und rechtzeitige Planung haben. Und wir wollen eben sicher gehen, dass wir, falls wir überraschenderweise mehr Kapazitäten brauchen, was ja eigentlich ein Erfolg wäre, und wir mit den bestehenden Möglichkeiten, die ich zuvor alle aufgezählt habe, nicht das Auslangen finden, eine zusätzliche Möglichkeit schaffen können, die sowohl infrastrukturell als auch verkehrsmäßig entsprechend gut angebunden ist.

Es gibt auch die Information – und mein Nachredner sowie meine Vorrednerin von der ÖVP waren ja, wie ich selbst, bei dieser Vorbesprechung dabei, wo das klar gesagt wurde –, dass der Bürgerdienst entsprechend informieren wird, und zwar in breitem Ausmaß, und es wird auch eine Telefonnummer geben, wo man anrufen und sich informieren kann. Ich habe in diesem Zusammenhang auch schon die Frage gehört: Warum ist das noch nicht ausgesandt worden? – Da muss ich fragen: Nehmen Sie sich selbst nicht ernst? Das wird hier und heute beschlossen! Dass der Bürgerdienst zumindest den Beschluss abwartet, der heute hier, wie ich hoffe, fallen wird, und erst danach informiert, ist eine klare Sache. Die Diskussion davor hat stattgefunden, die Information kann es aber erst geben, wenn das formal beschlossen wurde. Das ist also vorbereitet, es wird in einem größeren Kreis ausgesandt werden und auch diese Information geben. Es muss sich also niemand sorgen, und wenn er noch einen zusätzlichen Informationsbedarf hat, dann kann ich ihn beruhigen: Auch diese Information kann gegeben werden!

In dem Sinn glaube ich, dass wir allen Grund haben, diesen Akt heute zu beschließen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Spät, aber doch ist die Stadt Wien draufgekommen, dass vielleicht doch mehr Besucher zu der EM kommen und vielleicht die zentrale Fan-Meile und alle anderen Zonen, die es jetzt gibt, eventuell nicht ausreichen könnten. Im Hinblick darauf hat man spät, aber doch noch gerade zum richtigen Zeitpunkt mit dem Hanappi-Stadion eine Alternative gefunden.

Ich frage mich nur, wieso sich zuerst so viele Private angemeldet haben und dann plötzlich ausgestiegen sind. Wo sind plötzlich alle Betreiber, Eventmanager und selbst ernannten Experten? – Offensichtlich ist es doch nicht so ein gutes Geschäft, so etwas zu machen! Sonst hätte ich das selbst auch gerne gemacht.

Man muss sich das aber einmal genau anschauen. Es gibt eine Bindung an Verträge. Es gibt die Produkte. Und es gibt Sicherheitsauflagen und Umweltauflagen. Offensichtlich ist das also doch nicht ein so unheimlich gutes Geschäft! Und die 1,9 Millionen EUR haben diejenigen, die eine solche Zone auf der Donauinsel privat betreiben wollten, doch nicht zusammengebracht.

Jetzt muss ich ehrlich sagen: Ich kenne mich beim Veranstaltungsmanagement ein bisschen aus, nicht mit diesen Summen, aber mit kleineren. Wenn etwas ein gutes Geschäft ist und man Kontakte hat, dann ist schon einiges zu bewegen. Und offensichtlich haben diese Leute Kontakte, denn sonst hätten sie nicht international schon viele Organisationen aufgebaut und viele Geschäfte gemacht. Wenn das also ein Geschäft gewesen wäre, dann hätten sie innerhalb weniger Tage diese 1,9 Millionen EUR und die Sponsoren aufstellen können. Offensichtlich war das aber nicht so leicht aufzustellen.

Die Argumentation, die ich in der Zeitung lese und die auch Kollege Gerstl und die GRÜNEN immer wieder bringen, dass all das viel billiger gewesen wäre, kann ich jetzt nicht beurteilen. Vielleicht wäre es billiger gewesen. Ich glaube allerdings nicht daran, denn die Leute haben zwar bei den Magistratsdienststellen eingereicht, aber das Entscheidende hat gefehlt, nämlich der Bescheid.

Daher sage ich Kollegen Gerstl von der ÖVP und den GRÜNEN: Jeder, der eine Veranstaltung macht, weiß, dass das Problem erst mit dem Bescheid auftritt, denn im Bescheid steht, was man zu tun hat. – Und beim Donauinselfest ist unter anderem auch immer zu beachten, dass als entscheidender Punkt vorgeschrieben ist, dass, wenn eine Veranstaltung in einer Grünzone abgeführt wird, im Nachhinein alles wieder so hergestellt werden muss, wie es vorher war. Die Kosten dafür waren offenbar in den 1,9 Millionen EUR überhaupt nicht enthalten, und auch betreffend Sicherheit und den Bereich der sanitären Anlagen haben diese Firmen zwar ein Angebot gemacht, was aber noch lange nicht bedeutet, dass das für die Bescheid ausstellende Magistratsdienststelle ausreichend ist, und das war der Grund, warum das Konzept vollkommen baden gegangen ist.

Kurz zusammengefasst: Ich glaube nicht, dass das Ganze privat ein gutes Geschäft geworden wäre, und das haben die Betreffenden natürlich auch erkannt. Daher glaube ich, dass die Alternative Hanappi-Stadion durchaus akzeptabel ist. Man kann darüber diskutieren, dass das sehr spät gemacht worden ist, und es ist offensichtlich, dass das Verkehrskonzept, die Sicherheit und die sanitären Anlagen jetzt in einem rasanten Tempo organisatorisch bereit gestellt werden müssen.

Man muss aber auch sagen: Der Standort Donauinsel ist fraglos wesentlich ungünstiger als der Standort Hanappi-Stadion. Zur Donauinsel gibt es zwei U-Bahnen, doch unser Vorwurf lautet auch immer wieder beim Donauinselfest, dass beim Heimfahren die Zugfrequenzen nicht stimmen und daher Hunderttausende von Leuten auf einmal gar nicht abtransportiert werden können. Auf der Donauinsel müsste, um den Sicherheitsbereich für eine solche Zone zu gewährleisten, alles abgezäunt werden. Das ist im Hanappi-Stadion gegeben, weil es eben ein Stadion ist, und daher sind auch die Parkplätze und alles andere bereits vorhanden.

Ähnlich verhält es sich mit der Lichtsituation und der Sicherheitssituation. Die Sicherheitssituation ist in einem Stadion oder im Bereich Hütteldorf sicherlich wesentlich besser als auf der Donauinsel. Außerdem müsste man auf der Donauinsel wahrscheinlich zusätzliche Lichtquellen aufstellen.

Meine Damen und Herren! Ich verstehe daher die Aufregung nicht ganz, noch dazu in Anbetracht dessen, dass ohnedies alle 14 Tage zwischen 15 000 und 18 000 Leute ins Hanappi-Stadion gehen, mit der Straßenbahn oder dem Auto kommen, dort dann vielleicht ins Wirtshaus gehen und wieder abgeführt werden. Natürlich gibt es dort immer wieder ein Chaos, und natürlich freuen sich die Anrainer darüber überhaupt nicht, gar keine Frage! Ich verstehe aber nicht, dass Sie sich so unheimlich darüber aufregen, dass jetzt zu vier Matches vielleicht 40 000 Leute dorthin kommen werden. Herr Gerstl! Sie sagen, dass sich die Anrainer aufregen. Bei Ihrer Veranstaltung waren allerdings nur 110 Leute, davon waren 80 Verwandte und der Rest waren halt irgendwelche Leute, die Sie dort motiviert haben.

Jetzt fällt mir noch etwas ein, Herr Kollege! Sie haben das Wiener Stadtfest organisiert und mit 840 000 EUR super subventioniert. Das ist in Ordnung, und dem ist auch zustimmen. Ich habe mir das ein bisschen angeschaut: Es waren Superdarbietungen, überhaupt keine Frage! Ich frage mich nur: Haben Sie dort bei den Anrainern nachgefragt? Dort wohnen nämlich mehr Leute als in Hütteldorf beim Hanappi-Stadion! Haben Sie gefragt, wo die Leute beim Stadtfest parken können? Haben Sie gefragt, wie dort die Lärmsituation ist? Haben Sie insgesamt hinterfragt, wie sich die Situation in der Inneren Stadt darstellt? – Überhaupt nicht!

Wir sind ohnedies für das Stadtfest, ich bringe das nur deswegen, dass Sie sich nicht so aufregen. Wer sagt Ihnen denn, Kollege Gerstl, oder Ihnen von den GRÜNEN, dass zu den vier Matches 40 000 Leute aus der Innenstadt kommen? Glauben Sie nicht, dass in den Westen vielleicht auch ein paar Gäste und ein paar Fremde kommen?

Und da darf ich Ihnen sagen: Die Situation ist dort verkehrsmäßig wesentlich günstiger. Im 13. Bezirk gibt es ein Jugendgästehaus. Diese Leute brauchen nur über den Wienfluss zu gehen. In Hütteldorf gibt es einen Campingplatz und 17 Buslinien. Es gibt dort die S45 und die S50, den 49er und den 52er, und ich glaube, eine Erhöhung der S-Bahn-Frequenz könnte man durchaus beantragen. Ich glaube also, dass auch die Verkehrsanbindung, wie bei jedem Rapid-Match, das ausverkauft ist, sicherlich nicht die schlechteste ist.

Frau Vizebürgermeisterin! Ein Punkt ist mir wichtig, ich habe aber gar keinen Antrag gestellt, weil ich hoffe, dass Sie unsere Idee ohnedies aufnehmen: Ich würde die Stationen der Linie 52 und 49 temporär vis-à-vis des Rapid-Platzes aufstellen, damit die Leute nicht die gesamte Straße zu den Stationen am Spitz gehen müssen. – Ich sehe, die Frau Vizebürgermeisterin schreibt schon. Das ist ein erfreuliches Zeichen! Vielleicht gelingt es uns doch, hier eine temporäre Station zu errichten! Das wäre für alle Beteiligten gut, das wäre für die „Abwanderung“ sehr gut, und die Anrainer wären auch befriedet. 

Meine Damen und Herren! Warum reden Sie all das so schlecht? Warum maunzen Sie immer? Warum reden Sie Veranstaltungen kaputt? Man kann sie natürlich durchaus kritisch sehen, aber eine solche Veranstaltung werden wir in den nächsten 50 Jahren in Wien nicht mehr haben! Vielleicht kommt einmal eine Frauen-EM. Ich weiß nicht, wer dann dort protestieren wird, wenn sie im Hanappi-Stadion stattfindet. Reden Sie das doch nicht kaputt, es ist doch super, dass wir das haben! Die Leute werden mit Familienanschluss kommen und kulturelle Veranstaltungen besuchen. Vielleicht sind das die Gäste von morgen und von übermorgen! Ich verstehe Sie einfach nicht!

Meine Damen und Herren! Wir alle, ich für mich und unsere Fraktion, werden am letzten Spieltag wissen, ob unsere Entscheidung, diese EM und dieses Konzept mitzutragen, gut oder schlecht war. Kollege Gerstl! Wer nichts riskiert, ist in der Wirtschaft, privat und in der Politik fehl am Platz! – Wir haben es riskiert, wir glauben an das Projekt, und wenn es schief läuft, dann müssen wir uns nachher halt sagen, dass wir uns geirrt haben. Das kann durchaus auch passieren.

Zum Schluss möchte ich Ihnen ein Interview zitieren: Günther Marek wird Ihnen nicht unbekannt sein, er ist vor einigen Jahren hier als ÖVP-Gemeinderat gesessen. Er ist jetzt Sicherheitschef der EURO im Innenministerium, und er hat ein Interview geben. Er wurde gefragt, wie die Sicherheitslage dort ausschaut, und er hat – unter Bezugnahme auf die WM in Deutschland – gesagt: „Vorfälle, die es gab, sind weder im Stadion noch im Public Viewing Bereich aufgetreten. Ich glaube nicht, dass etwas im Stadion passieren wird, und auch in den anderen Zonen wird es kaum Probleme geben. Wo gute Stimmung herrscht, und ich hoffe, es herrscht gute Stimmung, weil Österreich vielleicht weiterkommt, ist kein Nährboden für Gewalt.“

Reden Sie also jetzt nichts daher, Herr Kollege Gerstl! Natürlich kann, wie Marek sagt, an anderen Orten immer etwas passieren, aber er ist im Übrigen ein vollkommener Verfechter der EM. Ihr hochrangiges ÖVP-Mitglied, Ihr Ex-Gemeinderat, ist verantwortlich für die Sicherheit bei der EURO, er ist der Sicherheitschef. Reden Sie einmal mit ihm, wenn Sie Probleme haben und wenn Sie glauben, die Sicherheit sei dort nicht gewährleistet!

Wir halten zu dem Konzept. Wir werden allerdings erst Ende Juni wissen, ob wir richtig gelegen sind oder nicht. Aber das ist in der Politik nun einmal so. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Als die Fan-Zonen rund um den Heldenplatz beziehungsweise Rathausplatz diskutiert wurden, gab es einen gewissen H C, der gemeint hat: Alles Blödsinn, das am Heldenplatz oder am Rathausplatz zu machen, das Beste, was es gibt, ist die Donauinsel! – Damals war er und ist heute noch immer Obmann der Freiheitlichen Partei. 
Ich finde es daher hoch interessant, dass sich Ihr Kollege Madejski jetzt herstellt und sagt: Die Donauinsel ist ein Blödsinn! Da stehst du im Widerspruch zu deinem Parteiobmann! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ich sage das jetzt, damit wir auch im Protokoll festhalten können, dass sich die Meinung in der FPÖ offensichtlich gewandelt hat und sie es aufgegeben hat, weiterhin eine Kontrollpartei zu sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Anders ist es nämlich nicht verständlich, warum die FPÖ nun auf einmal einem Akt, der dürrer nicht sein könnte, der aus zwei Seiten besteht und gemäß welchem netto 7,3 Millionen EUR und brutto 8,7 Milli-
onen EUR vergeben werden, und zwar ohne nähere Definition, wofür das Geld ausgegeben wird, quasi einen Blankoscheck gibt. Das tun Sie von der FPÖ, die Sie zuvor immer gesagt haben, dass Sie eine Kontrollpartei seien! 

Jetzt wollen Sie sich alles danach anschauen, wenn es zu spät ist. Es sagen nämlich bereits heute die Juristen des Landes, dass in vielen Bereichen eine europaweite Ausschreibung notwendig gewesen wäre. Jetzt zum Schluss sind Sie wahrscheinlich draufgekommen, dass Sie das versäumt haben, dass Sie sich nicht die Zeit dafür genommen haben, dass es nun zu spät ist, und nun müssen Sie die Notbremse ziehen. Jetzt müssen Sie in Ihren eigenen Bereich gehen und schnell noch das Hanappi-Stadion heranziehen, um sagen zu können: Wir haben das alles im Griff! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.)
Anderswo bringt man das offenbar nicht mehr zusammen! Seit sechs Jahren wissen wir zwar, dass die EURO zu uns kommt, seit zwei Jahren wissen wir, wie viele Spiele es in Wien geben wird, aber erst jetzt, 30 Tage vor der EM, kommt man drauf, dass wir die Reißleine ziehen und den Bürgern schnell das Hanappi‑Stadion anbieten müssen, weil wir sonst keine Fan-Zone mehr frei haben.

Meine Damen und Herren! Ein größeres Missmanagement als in der Vorbereitung der EURO 08 kann ich mir einfach nicht vorstellen! (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Das widerspricht Ihren eigenen Aussagen! – Am 22. Mai 2006 erklärt die Stadt Wien: „Durch besonderes Verhandlungsgeschick ist es Wien gelungen sicherzustellen, dass 23 Prozent aller Spiele in Wien ausgetragen werden. Jetzt, zirka zwei Jahre vor diesem Megaevent, geht es darum, auch noch die letzten Weichen richtig zu stellen, damit sich Wien 2008 auf sportlichem, wirtschaftlichem, kulturellem und ökologischem Gebiet auf höchstem Niveau präsentiert: Neugestaltung des Stadionumfeldes, Adaptierung des Wiener Praterstadions, Verkehrskonzept, Katastrophenschutzmaßnahmen, Darstellung und Bewerbung der Stadt Wien im In‑ und Ausland.“

Das haben Sie vor zwei Jahren ganz richtig gesagt! Vor zwei Jahren haben Sie gesagt, dass es das jetzt schnell umzusetzen gilt. – Jetzt stehen wir 30 Tage vor der EM, und Sie sind noch immer nicht fertig! Sie haben noch immer kein Sicherheitskonzept rund um das Hanappi‑Stadion. Sie haben noch immer kein Verkehrskonzept, dazu haben Sie erst heute eine Verkehrsverhandlung angesetzt. Sie haben auch noch immer kein Sanitätskonzept rund um das Hanappi‑Stadion. Aber Sie verschicken an die Bürgerinnen und Bürger Ihr aktuelles „wien.at“ mit vier Seiten zur EURO. Dort findet sich aber kein Wort zur Fan-Zone in Hütteldorf, überhaupt keine Information!

Glauben Sie, dass sich das die Bürgerinnen und Bürger erwarten? Sie diskutieren, Sie lassen einen Akt beschließen, ohne dass dieser nähere Informationen enthält! Da geht es um den Sondereinsatz für die Umwelt bei der EURO 2008, obwohl Ihnen die Bezirksvorsteherin des 14. Bezirkes sagen musste: Könnten Sie es nicht bitte bei der EURO etwas anders machen als bei den Meisterschaftsspielen, dass man sich nicht nach dem Fußballmatch zwei Tage zum Reinigen Zeit lässt, sondern gleich am nächsten Tag reinigt? – So weit stehen wir jetzt in der Vorbereitung, dass die Bezirksvorsteherin 30 Tage vor der EURO noch einfordern muss, dass der Müll rechtzeitig weggeräumt wird. Das nennen Sie gute Vorbereitung, meine Damen und Herren? 

Wolfgang Schüssel hat im Dezember 2002 erklärt: „Die EM gibt uns die Gelegenheit, unser Land und die sportlichen Leistungen weltweit Millionen von Zusehern zu präsentieren. Das ist ein bedeutender Werbeeffekt für unser Land.“ – Sie, Frau Vizebürgermeisterin, haben aber offensichtlich nicht erkannt, dass es sich negativ für Wien auswirken kann, wenn Sie sich nicht ordentlich vorbereiten! (VBgmin Grete Laska: Doch, das habe ich erkannt!) Dafür, dass Sie sich nicht entsprechend vorbereitet haben, werden wir Sie dann verantwortlich machen! (VBgmin Grete Laska: Sind Sie wirklich dieser Meinung?) Ja, ich bin der Meinung, dass wir 30 Tage zuvor viel mehr wissen sollten und schon viel mehr vorbereiten hätten sollen! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Ich bin der Meinung, die Wolfgang Schüssel geäußert hat. Ich bin der Meinung, die Leitl geäußert hat, dass es eine Begegnungsstätte im Herzen Europas wäre. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich bin der Meinung, dass es, wie es die Generalsekretärin der Österreichischen Volkspartei 2002 ausgedrückt hat, jetzt gelte, die notwendigen Vorarbeiten professionell und zügig durchzuführen. (Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) Und das haben Sie bis heute nicht gemacht, Frau Kollegin!

Außerdem geht es darum, dass auch das, was der Herr Bürgermeister ... (GR Kurt Stürzenbecher: Ist das ein Missethon-Zitat?) Herr Kollege! Passen Sie doch auf! 2002 war nicht Missethon Generalsekretär, sondern Frau Rauch-Kallat.

Es geht auch darum, was der Herr Bürgermeister 2002 gesagt hat. Er sagte 2002, dass er bezüglich der Erreichbarkeit des Ernst-Happel-Stadions mit keinen größeren Schwierigkeiten rechne. Die U-Bahn werde bereits 2007 bis zum Prater-Stadion fahren. Dazu sage ich jetzt – Klammer auf –: Gott sei Dank haben wir es 2008 noch geschafft! Wir kennen die Schwierigkeiten, die es in der Zwischenzeit gegeben hat. 

Häupl sagte außerdem noch: Zu überlegen sei, die Straßenbahngleise bis zur Europameisterschaft nicht zu entfernen. Das hat der Herr Bürgermeister gesagt! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Glauben Sie, dass er davon ausgegangen ist, dass nur die Straßenbahngleise erhalten bleiben sollen, der 21er aber nicht mehr fahren soll? Ich glaube, Sie können dem Herrn Bürgermeister nicht unterstellen, dass er das 2002 so gemeint hat! (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: War das jetzt ein Scherz?)
Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben davon gesprochen ... (VBgmin Grete Laska: Wiederholen Sie das! Wir hätten gern noch einmal den zweiten Akt, erste Szene! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Jetzt kommt Akt Laska, erste Szene: „ Die EURO 2008 wird in Wien ein Fußballfest. Wien hat einen hohen Wohlfühlfaktor.“ – Frau Vizebürgermeisterin! Ich hoffe, Sie können diesen hohen Wohlfühlfaktor wirklich erhalten! Die Mails, die Sie bekommen, zeigen nämlich, dass die Leute anderer Meinung sind. Sie sind aber offensichtlich nicht bereit, auf die Sorgen und Wünsche der Leute einzugehen, sondern Sie stellen sich auf den Standpunkt, dass es so, wie Sie es machen, einfach in Ordnung ist und dass Sie niemandem darüber Rechenschaft ablegen müssen! (VBgmin Grete Laska: Sie sollten nicht interpretieren, was Sie nicht wissen!)
Meine Damen und Herren! 2006 haben Sie mit 700 000 Zuschauern gerechnet. Heute rechnen wir damit, dass wir in den fünf Wochen 2 Millionen Zuschauer haben werden. (VBgmin Grete Laska: Wer rechnet mit?) Damals meinten Sie, 80 Prozent der Fußballtouristen werden mit PKW oder Bussen und 20 Prozent mit Bahn oder Flugzeug kommen. Ich frage mich: Stimmt die Zahl noch, die damals genannt wurde? Oder stimmt sie nicht mehr? Bezweifeln Sie diese heute? Wovon gehen Sie heute aus? Waren das damals vielleicht Scheinzahlen?

Ich finde es einfach unvorstellbar, dass es im Vorfeld so viele Europameisterschaften und Weltmeisterschaften auf unterschiedlichsten sportlichen Gebieten gegeben hat und Wien anscheinend nicht in der Lage ist, die möglichen Fan-Zonen wirklich abzuschätzen, einen Stufenplan zu entwickeln, bei wie vielen Fans man welche Maßnahmen trifft, um sich insgesamt vorzubereiten! (VBgmin Grete Laska: Herr Marek wird sich über das Protokoll freuen!)
Nun, 30 Tage davor, wissen wir das nicht. Bei der Weltmeisterschaft in Deutschland war es ganz normal, dass man sich entsprechend vorbereitet hat und die verschiedenen Fan-Zonen immer erweitern konnte, wenn es mehr Fans geworden sind. Dort hatte man Stufen zur Weiterentwicklung, etwa im Hinterland, im Tiergarten in Berlin. Da gab es große Ausweichzonen. 
Hier aber wird versucht, das Ganze einzuengen. (VBgmin Grete Laska: Da sind Sie ganz falsch informiert!) Hier werden nicht mehrere Zonen gemacht, sondern es wird versucht, das Ganze auf zwei Zonen zusammenzupressen, und somit wird es nicht allen Wienerinnen und Wienern ermöglicht, mit kurzen Wegen am Fußballereignis teilzunehmen. – Das kritisieren wir! Wir kritisieren, dass Sie nicht eine EURO für alle Wienerinnen und Wiener machen wollen, sondern dass Sie sie auf einige wenige Punkte konzentrieren wollen, die für die Leute mehr Belastung bringen, als sie zu entlasten. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Das nennt man partielle Wahrnehmung! )
Meine Damen und Herren! Die ÖVP will der SPÖ für die freihändige Vergabe von über 7 Millionen EUR keinen Persilschein ausstellen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Eine europaweite Ausschreibung hätte durchaus notwendig sein können. (VBgmin Grete Laska: Wofür?) Als sich Wien dafür interessiert hat, eine Weltausstellung durchzuführen, gab es dazu ein begleitendes Controlling. Heute gibt es nicht einmal einen konkreteren Akt dazu. (VBgmin Grete Laska: Sie sind wirklich komplett falsch informiert!) Aber Sie haben dem Akt nichts beigelegt, Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben mündlich erklärt, wofür Sie, grob geschätzt, etwas brauchen können, aber Sie haben keine Ausschreibung dazugegeben, überhaupt nichts! (VBgmin Grete Laska: Im letzten Akt war das begleitende Controlling schon enthalten!) 
Es gibt aber keine Unterlagen, die aussagen, wie sich die 7,3 Millionen näher zusammensetzen. Das findet sich im Akt überhaupt nicht. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Dann schauen wir uns das an! Wenn Sie ein begleitendes Controlling haben, dann freut uns das sehr!

Schauen wir uns dann an, wie dieses Controlling wirklich genau ausgeschaut hat. Ich frage mich nämlich, warum man erst 30 Tage vor der EURO draufkommt, dass man nun doch noch schnell eine andere Zone schaffen muss. (VBgmin Grete Laska: Soll ich Ihnen erklären, was begleitendes Controlling ist?) Das ist, dass man rechtzeitig draufkommt und nicht zu spät draufkommt! Das ist begleitendes Controlling! (Beifall und Heiterkeit bei der ÖVP.)
Und Sie sind ein bisschen zu spät draufgekommen! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wo sind die Konzepte für die Sicherheit? Wo sind die Konzepte für den Bereich Verkehr? Wie sieht es mit der Parkplatzsituation aus? Wie werden die Leute mit den Öffis transportiert? Wie kommen die Fans zu den Infos über die Öffnung der Fan-Zonen? Wo sind die Konzepte im Sanitärbereich? Wo sind die Konzepte, wie man die Anrainer vor Lärm, Licht und Schmutz entsprechend schützen kann? Welche Informationen haben Sie dafür bereits vorbereitet? – All das sind Fragen, die für viele Wienerinnen und Wiener heute noch offen sind. (Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.)
200 000 EUR für ein Public Viewing auf der Donauinsel wären vielleicht noch möglich gewesen! Jetzt geht es aber darum, rasch noch 7,3 Millionen EUR so nebenbei locker zu machen. Und es ist Aufgabe einer verantwortungsvollen Oppositionspartei, diesbezüglich hellhörig zu werden und diese Vorgangsweise zu hinterfragen. Und das tun wir, denn ansonsten wären wir ja die Blödel, als die uns der Bürgermeister oft gerne bezeichnen möchte. Hinter diesen Punkt möchten wir nun ein Fragezeichen stellen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Es geht darum, wo Ihre Public Viewing Zonen wirklich aufgestellt werden sollen. Und wie sieht es mit den Großveranstaltungen der SPÖ in Zukunft aus? Wofür ist die Donauinsel gerüstet? Taugt sie für drei Millionen Zuseher beim Donauinselfest? Oder ist auch dort die Sicherheit nicht gewährleistet? Fragen Sie nach, zum Beispiel bei Harry Kopietz, er wird wissen, was der Donauinsel wirklich zuzumuten ist!

Die Donauinsel ist halt nicht das Hanappi-Stadion! Vielleicht fällt die Wahl jetzt gerade deswegen auf das Hanappi-Stadion, weil jemand Präsident des Hanappi-Stadions ist, der Ihnen sehr nahe steht! Vielleicht ist es aber auch nur ein Schelm, der hier Böses denkt! 
Zum Abschluss möchte ich Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, noch etwas klar sagen: Sie versuchen immer, uns zu unterstellen, dass die ÖVP irgendwie gegen die Austragung der EURO wäre. – Sie werden keine einzige diesbezügliche Aussendung und keine einzige diesbezügliche Aussage finden!

Für uns ist es wichtig, dass die EURO auf verantwortungsvolle Weise gute Spiele für Wien bringt. Uns ist wichtig, dass diese EURO sich zum Vorteil Hunderttausender Besucher und zum Vorteil der Wienerinnen und Wiener niederschlägt. Und es liegt in Ihrer Verantwortung, darauf zu achten, dass das auch geschieht! Sie müssen darauf achten, dass sich Wien nicht vor der gesamten Welt blamiert! Es ist wichtig, dass wir ein friedliches und stimmungsvolles Fußballfest bekommen, bei dem sich Wien in der Weltöffentlichkeit von seiner besten Seite präsentieren kann. Das ist es, was wir brauchen, aber nicht kurzfristige Handlungen, die nur verunsichern und bei denen für viele Menschen nicht ersichtlich ist, was Sie nun wirklich wollen.

Daher bringe ich nun einige Beschlussanträge betreffend ein umfassendes Verkehrskonzept für die EURO 2008, betreffend die Überprüfung der Fan-Zone Donauinsel und betreffend ein umfassendes Sicherheitskonzept für die EURO 08 ein. (GRin Mag Sonja Kato: Ist das nicht ein bisschen kurzfristig?) 

Meine Damen und Herren! Es wird wichtig sein, dass Sie auch den Menschen dieser Stadt schöne, interessante und sichere Spiele bieten! Dabei müssen Sie auch den Sorgen der Menschen entsprechend begegnen, damit die Spiele zu dem werden, was wir uns alle wünschen: Erfolgreiche und friedvolle Spiele zur Verständigung der Völker untereinander. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir alle wollen uns daran freuen können! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Mir liegt noch eine Wortmeldung vor. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich habe das hier schon mehrfach moniert: Je größer die Summe, desto dürftiger ist der Akt.

Bei der Vorbereitung auf den nächsten Bildungsausschuss bin ich über einen Akt gestolpert, in dem es um den Beitritt der Stadt Wien, vertreten durch die MA 44 - Bäder, zum österreichischen Saunaforum geht. Ich habe den Akt studiert. Er ist ein bisserl ungewöhnlich.

Die MA 44 beabsichtigt, als Vertreterin der Stadt Wien dem österreichischen Saunaforum als Mitglied beizutreten. Dabei handelt es sich um einen Verein mit dem Zweck, Warmluftbäder wie Sauna, Dampfbäder und deren Nebenanlagen als wichtige Einrichtung für die Volksgesundheit weiten Kreisen der einheimischen Bevölkerung und der Feriengäste näher zu bringen und die Errichtung und Führung der Saunabäder zu fördern.

Hauptaufgaben des Vereins sind die Vertretung der Saunainteressen gegenüber Behörden und Organisationen, Maßnahmen zur Verbreitung des Wissens über die Bedeutung des Saunabades, Maßnahmen zur Werbung für den regelmäßigen und richten Gebrauch des Saunabades et cetera.

Zu den weiteren Mitgliedern des Vereins zählen die Firmen Klafs und Ruha-Stelzmüller Sauna und Schwimmbad GmbH. Die Höhe des Mitgliedsbeitrages – und jetzt wird es interessant! – beträgt 364 EUR netto pro Jahr, welcher aus der Ausgabenpost 726, Mitgliedsbeiträge an Institutionen im Inland, zu bedecken ist. Dieser muss im Voranschlag neu eröffnet werden.

Ich erspare Ihnen jetzt mehrseitige Ausführungen über die Statuten des Vereins Saunaforum, dem wir beitreten. Ich möchte nur sagen: Da geht es um 364 EUR, und der Akt ist 20 Seiten dick. Wenn man sich hingegen 7,3 Millionen netto beziehungsweise 8,7 Millionen brutto abholen möchte, dann muss der Hinweis reichen, dass das für die EURO ist. Meine Damen und Herren! Es ist eigentlich eine Zumutung, einen solchen Akt einem Ausschuss vorzulegen und davon auszugehen, dass man die Zustimmung erhält! (Beifall bei der ÖVP.)

Erst auf Nachfragen werden Globalsummen genannt, etwa 1,5 Millionen für Sanität, 1,5 Millionen für Sicherheit, angeblich 1,5 Millionen für Miete, die aber nicht fällig werden soll, wenn das Stadion nicht gebraucht wird. – Da muss man sich schon die Frage stellen: Welcher Vermieter lässt sich eine Wohnung blockieren, indem er den Schlüssel hergibt, und lässt sich dann gefallen, dass der Mieter hinterher kommt und sagt: Ich habe es nicht gebraucht, darum zahle ich auch nichts! Das ist ja völlig lebensfremd!

Im Akt wird in keinster Weise darauf eingegangen, wie das Catering zu bewerkstelligen ist. Man weiß nicht, wovon man dabei ausgehen muss, denn man weiß ja nicht, ob man die Ersatz-Fan-Zone im Hanappi-Stadion wirklich brauchen wird. Jedenfalls muss man aber ein Catering bereit halten, und es fragt sich, ob jemand bereit sein wird, für im Maximalfall 40 000 Menschen einfach etwas bereitzuhalten, wobei sich erst am Tag vorher entscheidet, ob man es braucht oder nicht. Das ist ja völlig lebensfremd!

Wo ist außerdem das Konzept für die Security? – Diese großartige Informationsrunde war eigentlich eher ein philosophischer Exkurs beziehungsweise eine Darstellung der Geschichte der EURO 08 von der Bewerbung bis zur Eröffnung der U2, auf die näheren Fragen betreffend Details wurde jedoch nicht eingegangen, weil man das ja erst heute beschließt. Wenn man fragt: Was ist mit der Security? Wie viele Menschen braucht man zusätzlich? Wie viele Mannstunden werden das sein? Welche Planungen hat man? Dann heißt es: Wir bestellen das jetzt halt einmal, und wenn man die Leute im Hanappi-Stadion nicht braucht, dann schicken wir sie eben in die Fan-Zone am Ring. – Das ist doch kein Konzept, meine Damen und Herren! Man kann doch nicht einer Security, die für das Hanappi-Stadion engagiert wurde, sagen: Stellt euch am Ring irgendwo dazu!

Das Gleiche gilt für die Sanität und so weiter. Auch da muss es entsprechende Konzepte geben! Ich bin sicher, Sie haben diese – das ist ja schon einmal eine positive Unterstellung –, doch Sie wollen sie uns nicht nennen. Sie können aber nicht davon ausgehen, dass man den Staatssäckel quasi wie einen Bankomaten betrachtet: Wenn man „EM 08“ eintippt, dann kommt das Steuergeld heraus und man kann es sich im Plastiksackerl mitnehmen. Meine Damen und Herren! Das kann es doch wirklich nicht sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Es erhebt sich die Frage, warum man sich nicht für die Donauinsel entscheidet, die das größte Freiluftfest Europas beherbergen kann. Dort hätte man auch die Möglichkeit zur Expansion und eine entsprechende öffentliche Anbindung. Die diesbezüglichen Fragen werden aber mit absurden Argumenten abgetan, etwa dass man den Zugang nicht entsprechend kontrollieren kann und jemand ja auch zur Donauinsel schwimmen oder von dieser weg schwimmen könnte. Dort könne man die Kontrolle nicht sicherstellen. – Das ist ja wirklich lachhaft! Wenn es der Stadt nicht gelingt, die UEFA davon zu überzeugen, dass das eine gute Location ist, dann haben wir mit der UEFA offensichtlich schlecht verhandelt!

Meine Damen und Herren! Insgesamt ist es eine Zumutung, wenn man am Vorabend einer EM draufkommt, dass man eine Reserve-Fan-Zone braucht. Es ist eine Zumutung, wenn man sich 7,3, Millionen einfach blanko geben lässt und hinterher meint, dass man das ja dann nachvollziehen könne.

Außerdem gehen Sie offenbar überhaupt nicht davon aus, dass vielleicht auch Wienerinnen und Wiener von der EURO-Euphorie gepackt werden und sagen könnten: Ich will mir das nicht zu Hause oder beim Wirt ums Eck anschauen, sondern ich möchte auch in eine Fan-Zone gehen. Beim Stadtsilvester sind ja auch nicht nur Fremde, sondern auch Hiesige. Wird man diese dann auch, wenn die Türe der Fan-Zone am Ring zugeht, ins Hanappi-Stadion schicken?

Im Prinzip haben Sie eigentlich das Ganze versemmelt. Ich kann nur hoffen, dass es uns nicht so geht wie bei der Eishockey-WM, bei der uns das Eis davongeschwommen ist! – Ich nehme an, Sie haben Verständnis dafür, dass wir dieser Zumutung nicht zustimmen können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Als Berichterstatter muss ich natürlich zum Akt sprechen, was ich sehr gerne mache. Ich möchte Sie aber zuerst auf ein kurzes Gedankenexperiment einladen.

Stellen Sie sich vor, die Stadt Wien hätte vor einem Jahr bereits ein Konzept fix und fertig gehabt, so wie wir es heute betreffend die Public Viewing Zonen in Wien haben. Was wäre dann geschehen? Dann wären die Gemeinderäte der ÖVP herausgekommen und hätten gesagt: Das ist ein Wahnsinn! Niemand in der freien Wirtschaft hat die Möglichkeit bekommen, Public Viewing zu machen, weil alle guten Plätze schon von der Stadt Wien besetzt sind! – Ich glaube, unsere Stadt hat den Privaten die Möglichkeit gegeben, unter optimalen Bedingungen zum letzten möglichen Zeitpunkt ein umsetzbares Konzept vorzulegen, das den Voraussetzungen, die für die Fan-Zone gelten, entspricht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Keine Polemik!)

Außer dem Swiss-Beach und dem Riesenrad‑Platz, wo es vielleicht noch das eine oder andere geben wird – das werden wir ja sehen! –, hat sich außer der großen Fan-Zone in der Stadt keine wesentliche weitere Entwicklung ergeben. Und ich finde, es ist sehr wohl eine Pflicht der Stadt zu erkennen, wenn der private Markt nur eingeschränkt funktioniert – wenn auch auf Grund der zugegebenermaßen strengen Sicherheitsauflagen –, und es ist klar, dass die Stadt das dann selbst übernimmt. Ich glaube, das sind wir unserer Bevölkerung und auch unseren Besuchern schuldig, die während der Europameisterschaft nach Wien kommen.

Ich möchte nun noch etwas zur Wortmeldung von Herrn Gerstl sagen: Herr Gerstl! Sie sind sehr spät zu der Sitzung zur EURO-Information am Dienstag dieser Woche gekommen! Vielleicht funktioniert die Kommunikation im Klub bei Ihnen nicht so gut! Daher möchte ich Ihnen sagen, dass wir viele Fragen, die Sie heute hier gestellt haben, bereits ausführlich in stundenlangen Sitzungen mit dem Polizeipräsidenten, mit dem Feuerwehrpräsidenten, mit den Rotlicht-Organisationen und mit den Wiener Linien diskutiert haben. (Zwischenrufe und Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) Und auch das Verkehrskonzept ist jedem Abgeordneten zugegangen. Sie brauchen sich also wirklich nicht aufregen, dass Sie nicht genug Informationen bekommen haben!

Die Anträge werden wir ablehnen. Ich bitte jedoch um Zustimmung zum Geschäftsstück selbst. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. (Zwischenruf bei ÖVP und FPÖ.) Er hat überhaupt keinen Beitrag geliefert, mit dem er sich einen Ordnungsruf verdient hätte! Daher ist eh alles in Ordnung! (GR Mag Thomas Reindl: Ich meinte natürlich Blaulichtorganisationen!) 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen‑ oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Wer der Postnummer 19 die Zustimmung gibt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Der Akt wird von SPÖ und FPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Mir liegen einige Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP vor.

Der erste Antrag betrifft die Verteilung der Public Viewing Zonen auf mehrere Standorte. Diesbezüglich wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von der ÖVP unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft die umfassende Information aller WienerInnen über die im Zuge der EURO 08 zu erwartenden Auswirkungen. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von ÖVP, FPÖ und den Grünen unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag der ÖVP betrifft ein umfassendes Sicherheitskonzept für die EURO 2008. Auch hier ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag der ÖVP betrifft die Überprüfung der Fan-Zone Donauinsel. Auch hier wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag findet die Unterstützung von ÖVP und Grünen und hat somit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der letzte hier zu diesem Geschäftsstück eingebrachte Antrag der ÖVP betrifft ein umfassendes Verkehrskonzept für die Euro 2008. Auch dazu ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von der ÖVP und den GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Zentrum Aichholzgasse. Zu Wort ist niemand gemeldet.

Daher komme ich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 24 die Zustimmung gibt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 67 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung der Magistratsabteilung 50 zu einer jährlichen Entgeltleistung für die laufenden Kosten für Beratung, Betreuung und buchhalterische Abwicklung im Rahmen der Eigenmittelersatzdarlehensgewährung. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Wir kommen nun von den Rotlichtorganisationen zum nicht ganz so aufregenden Themenbereich des Wohnbauausschusses. Wir haben einen Akt, der sich auf die jährlichen Entgeltleistungen für die laufenden Kosten der Abwicklung der Eigenmittelersatzdarlehensgewährung bezieht. Dabei geht es um die treuhändige Abwicklung dieser Darlehen durch zwei Banken für das Land Wien.

Derzeit wickeln vor allem die Bank Austria und die Erste Bank diese Eigenmittelersatzdarlehensgewährungen für das Land Wien ab, und das Ganze erfolgt unentgeltlich für das Land Wien. Die Überlegung dabei war, dass die Bankinstitute an den Folgegeschäften mit den Kunden, die auf Grund dieser Darlehensabwicklung zu ihnen kommen müssen, profitieren können.

Jetzt ist die Bank Austria an die Stadt Wien herangetreten und will für den dauerhaften Verwaltungsaufwand eine Entschädigung haben, wobei von zumindest 300 000 EUR die Rede ist. Es liegt ein Antrag der MA 50 vor, dass pro Abwicklung eines Darlehens der Betrag von 11,50 EUR zur Verfügung gestellt werden soll, das heißt, dass eine Entschädigung an die Banken gezahlt werden soll. Außerdem steht auch im Akt, dass dieser Betrag ab 2009 jährlich um 3 Prozent, kaufmännisch gerundet, zu erhöhen ist.

Wir haben schon im Ausschuss darüber diskutiert, und die Oppositionsparteien waren alle dagegen. Ich bringe daher jetzt nur eine ganz kurze Begründung, warum wir dagegen sind.
Wir glauben, dass das nicht der richtige Weg ist, obwohl wir uns natürlich dessen bewusst sind, dass die Bank Austria mit der neuen Eigentümerstruktur – Stichwort UniCredit – die Abwicklung nicht mehr ganz so leicht nach den bisherigen Vorgangsweisen vornehmen kann. Abgesehen davon treten vermutlich auch auf Grund der Tatsache der wirtschaftlich schwierigeren Situation die Nachgeschäfte mit den Kunden nicht ganz so ein, wie man sich das ursprünglich vielleicht gedacht hat. 
Trotzdem glauben wir, dass es Sinn gemacht hätte, länger mit der Bank Austria zu verhandeln. Es ist ja kein Geheimnis, dass die Bank Austria sehr viele Geschäfte und Transfers für die Stadt Wien abwickelt und daran sicherlich auch sehr gut verdient, und wir meinen, das sollte der Bank Austria auch etwas wert sein. Und diese 300 000 EUR, die jetzt beschlossen werden sollen, sind ja für die Bank Austria nur ein Klacks, wie ich es einmal ausdrücken möchte, das ist wirklich nicht das große Geld für sie.

Außerdem ist auch aus Sicht der Stadt Wien nicht einzusehen, dass man die Bank Austria einerseits von sehr vielen Geschäften profitieren lässt und andererseits dann auf diese Forderung eingeht. Es wäre sicherlich sinnvoll, den Druck zu erhöhen, mit der Bank Austria noch einmal zu reden und das klarzumachen. Ich glaube, dass man seitens der Bank Austria sicherlich positiv darauf reagieren würde. – Das ist der eine Grund.

Zweitens möchte ich noch eine Anmerkung am Rande machen: Wir sehen auch nicht ein, dass dieser Betrag automatisch jährlich um 3 Prozent zu erhöhen ist.

Aus diesen Gründen werden wir diesem Akt nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Bank Austria und in einem sehr kleinen Ausmaß die Erste Bank wickeln die Eigenmittelersatzdarlehensgewährung für die Gemeinde Wien ab. Das haben wir bereits ausführlich gehört. Nun möchte die Bank Austria das nicht mehr beziehungsweise zumindest nicht mehr zu denselben Konditionen tun, weil es kein so gutes Geschäft mehr ist wie bisher. Deswegen gibt es einen Antrag, der vorerst immerhin ein Volumen von 300 000 EUR für die Bank Austria umfasst, und das steigt, so wie der Antrag formuliert ist, jedes Jahr automatisch um 3 Prozent.

Man muss sich im Hinblick darauf natürlich im Einzelnen das gesamte Geschäftsvolumen anschauen, das die Gemeinde abwickelt. Uns wurde im Ausschuss sehr genau erklärt, was sich die Bank Austria zuerst gewünscht hat und wie diese Zahlen zustande gekommen sind, und ich glaube, dass von den Dienststellen der Gemeinde unter den herrschenden Voraussetzungen gut verhandelt wurde. Immerhin ist es ihnen gelungen, von weit über 1 Million EUR auf 300 000 EUR hinunter zu verhandeln.

Nichtsdestotrotz kommt mir die Bank Austria jetzt wie eine Versicherung vor, die meint, dass sie gerade mit allem, außer mit den Autos, ein Geschäft macht, und daher die Prämien hinaufsetzt, dabei aber vergisst, dass sie mit den Leuten auch in anderen Geschäftssparten Geld macht. Die Bank Austria verdient, glaube ich, in Summe immer noch gut, wenn sie Geschäfte mit der Stadt macht, sonst wäre sie wahrscheinlich schon auf und davon und über alle Berge.

Der Vergleich mit dem Versicherungswesen liegt, wie gesagt, nahe: Die Beziehungen zur Wiener Städtischen, die seit Jahrzehnten der Hauptpartner ist, gehen ebenso wie jene zur Bank Austria auf eine Zeit zurück, als die Gemeinde Wien wesentlich mehr zu sagen hatte als heute. Daher würde ich in beiden Fällen empfehlen, dass die Verträge insgesamt genauer angeschaut werden und nicht nur ein einzelner Brocken jetzt neu verhandelt wird. Vielmehr sollte man sich auf Grund des Auslaufens hinsetzen, um mit den Banken das Gesamtvolumen zu verhandeln. Dann wird sich nämlich herausstellen, dass das ein Klacks im Gesamtvolumen ist.

Und wenn die Bank Austria insgesamt glaubt, auf das Geschäft verzichten zu müssen, dann wird sich, wie ich glaube, leicht jemand finden, der sich der Abwicklung des Volumens der Gemeinde Wien annimmt. So werden zum Beispiel vermutlich die große Mehrzahl der Konten der Abgeordneten über die Bank Austria abgewickelt; wir wurden ja auch entsprechend umworben. Wenn die Bank Austria in Zukunft nicht der Partner sein möchte, dann muss sie es ja nicht sein! Man soll niemanden dazu zwingen, Geld mit der Gemeinde Wien verdienen zu müssen!

Wir lehnen das Geschäftsstück ab, das heute aber voraussichtlich trotzdem mit der Mehrheit der Sozialdemokratie beschlossen werden wird. Wir hoffen aber, dass mit der Bank Austria nach Auslaufen dieses Vertrages nicht nur über den Vertrag neu geredet wird, sondern über das Gesamtvolumen. Nicht vergessen darf man dabei, dass man ja nicht genötigt war, über einen bereits abgelaufenen Vertrag in Verhandlungen zu treten. Der Vertrag ist ja nicht ausgelaufen, sondern es ging dabei um eine Vorstellung der Bank Austria, der man ja nicht automatisch nahe treten müssen hätte.

Ich glaube, dass das einer neuen Lösung analog zu den Versicherungen bedarf, nämlich neue Geschäftspartner zu suchen, die nicht zwischendurch auf die Idee kommen, etwas zu fordern, weil es irgendwo gerade nicht mehr reicht, obwohl das Ganze bis vor Kurzem ein sehr lukratives Geschäft war. Wenn man sich die vergangenen 10 oder 20 Jahre anschaut, dann sieht man, dass die Bank Austria damit viel Geld verdient hat. Offenbar geht man so vor, dass man, solange man Gewinne macht, sozusagen privat agiert, dass man aber, sobald es nicht mehr so gut läuft, die Stadt oder den Staat einspringen lässt. Gewinne werden privatisiert, Verluste dürfen wir uns jedoch teilen. Das ist der falsche Weg! Ich hoffe, dass die Bank Austria noch zu Sinnen kommt, wenn dann wieder neu verhandelt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

300 000 EUR sind jetzt beantragt. Ursprünglich wollte die Bank Austria mehr als 1,8 Millionen EUR für die neuen Mitarbeiter inklusive Infrastruktur. Das war ein stolzes Begehren! Nachdem das Geschäft offensichtlich nicht mehr so gelaufen ist wie bisher, geht man jetzt zur Stadt und verlangt 1,8 Millionen EUR!

Darüber wurde diskutiert und verhandelt, der Herr Stadtrat selbst hat sich, soweit ich weiß, eingeschaltet, und man hat die Forderung auf 300 000 EUR hinuntergedrückt. 

Ich meine, man muss sich schon vorher die Verträge anschauen, wenn man so etwas macht! – Ich möchte jetzt nur ein paar Zahlen der Bank Austria bekannt geben: Ergebnis vor Steuern im Jahr 2005: 1,3 Milliarden EUR; Eigenkapitalrendite: 14,3 Prozent; Beschäftigte in Österreich: 9 839. – Das sind Kennzahlen, die für die Bank Austria sprechen.

Offensichtlich ist es jetzt schwieriger geworden, ich denke etwa an den Kreditverkauf im Dezember: Da wurden so genannte schlechte Kreditnehmer von der Bank Austria einfach verkauft, dann hat es einen großen Aufstand gegeben, und viele haben sich erst beruhigt, nachdem man massiv eingegriffen hat. Die Bank Austria hat offensichtlich auch Fehler gemacht, und die Menschen, nämlich die Ärmeren, haben sich zu Recht aufgeregt, weil man ihnen Kosten aufgebrummt hat, die nicht berechtigt waren.

Der letzte Schrei: 300 Arbeitsplätze werden von der Bank Austria nach Polen verlagert, und die 4,5 oder 9 Personen, die unter diesem Titel beschäftigt werden, werden von Österreich gestrichen.

Jetzt frage ich mich schon, ob die Stadt Wien in Anbetracht des Gesamtgeschäftes gut beraten ist, wenn sie diese 300 000 EUR zahlen will. Ich glaube, sie ist nicht gut beraten, denn die Bank Austria macht mit der Stadt Wien viel bessere Geschäfte, die mehr abwerfen als diese 300 000 EUR. Ich bezweifle daher, ob das wirklich eine gute Idee ist, und deswegen lehnen wir diesen Antrag ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Geschätzte Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte wieder zum Akt reden. Dabei geht es darum, die Magistratsabteilung 50 zu einer jährlichen Entgeltleistung an die treuhändig verwaltenden Bankinstitute ab dem Voranschlagsjahr 2008 in Höhe von 11,50 EUR pro treuhändig verwaltetem Eigenmittelersatzdarlehen, das sind im Jahr 2008 310 569 EUR, zu ermächtigen. 

Kurz übersetzt heißt das: Entweder kaufen wir uns eine Dienstleistung um rund 310 000 EUR zu oder die Stadt Wien macht das selber. Dann hätte sie einen entsprechenden Personalaufwand, müsste man die EDV programmieren und diesbezüglich überhaupt sehr viel investieren. Daher scheint es in diesem Fall eindeutig kostengünstiger und wirtschaftlicher zu sein, diese Dienstleistung quasi ausgegliedert zu lassen, wie es jetzt funktioniert.

Im Akt ist relativ gut aufgelistet, wie man zu diesen Zahlen kommt. Das ist ein bisschen kompliziert, und ich möchte das jetzt nicht alles genau vorlesen, sondern sage nur: 300 000 EUR entsprechen zirka einem Personal- und Sachaufwand für 4,5 Arbeitskräfte. Es ergeben sich 1 690 Leistungsstunden pro MitarbeiterIn, und es werden jährlich drei MitarbeiterInnen allein für die Eigenmittelersatzdarlehengewährung benötigt. Wenn man dann noch den notwendigen Zeitaufwand für die Fünfjahres‑Überprüfung, der immer größer wird, und den Zeitaufwand für die Betreuung des Eigenmittelersatzdarlehenbestandes hinzurechnet, dann sieht man, dass da doch einiges zusammen kommt und die Aufwandsentschädigung von rund 300 000 EUR jährlich auf jeden Fall günstiger ist. Es ist kostengünstiger für die Stadt Wien, wenn man es so macht, als wenn man es selbst machen würde. Darum geht es hier!

Man kann doch nicht sagen: Die haben ohnedies irgendwo 1,8 Milliarden EUR! – Das wäre so ähnlich, als würde die Bank Austria einen Dienstwagen kaufen, der vielleicht 40 000 EUR kostet, und der Händler würde sagen: Ihr habt ohnedies 1,8 Milliarden EUR, zahlt mir doch 100 000 EUR! Für euch ist es doch ein Klax, ob ihr 40 000 EUR oder 100 000 EUR zahlt!

Das ist kein Klax, sondern es ist jedes Rechtsgeschäft nach seinen Parametern zu beurteilen. Alles andere wären wagemutige Spekulationen.

Es liegen hier ein sehr konkreter Antrag, eine sehr konkrete Ermächtigung und ein sehr seriöses Übereinkommen vor, und ich glaube, das ist für die Stadt Wien besser, als wenn man es selbst macht. Ich glaube, diese Entscheidung ist aus wirtschaftlichen Gründen eindeutig vertretbar, und deswegen plädiere ich dafür zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich wollte mich zuerst nicht mehr zu Wort melden, weil schon vieles gesagt wurde, aber jetzt muss ich Herrn Dr Stürzenbecher doch ein bisschen widersprechen. Wenn Sie sagen, dass eine Leistung gekauft wurde und diese etwas kostet, dann ist das grundsätzlich richtig. Allerdings haben wir diese Leistung nicht jetzt eingekauft, sondern sie besteht schon seit vielen Jahren und hat viele Jahre nichts gekostet. Das heißt, dass es zumindest eine mündliche beziehungsweise geistige Willensübereinstimmung gibt, dass eine Leistung erbracht wird, ohne dass man dafür etwas verrechnet.

Plötzlich taucht aber die Forderung auf, dass wir jetzt 11,50 EUR dafür hinlegen müssen. Außerdem wurde, wenn ich den Akt jetzt richtig im Kopf habe, ein Teil dieser Verwaltung ursprünglich auch von einer anderen Bank durchgeführt. Das hat die Bank Austria jetzt gekauft, hat somit eine Monopolstellung, setzt die Stadt Wien unter Druck und sagt: Wenn ihr diese Leistungen wollt, dann müsst ihr dafür bezahlen!

Ich glaube, das soll man wirklich nicht so hinnehmen, wenn es jahrelang auch anders möglich war! Das muss man schon dazusagen: Wir haben ja jetzt nichts Neues abgeschlossen!

Die automatische Erhöhung um 3 Prozent hat schon mein Kollege Kowarik angesprochen: Wenn jährlich um 3 Prozent erhöht wird und ich das auf 20 Jahre hochrechnen, dann stellen wir fest, dass das nicht mehr 11,50 EUR sind, sondern eine ganz massive Summe herauskommt. Und ich finde, es ist einfach nicht in Ordnung, dass man jetzt im Nachhinein kommt und sagt: Ab heute kostet das etwas! 

Deswegen werden wir das ablehnen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 67 die Zustimmung gibt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nun gelangt die Postnummer 71 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zum Kauf von Teilflächen in der KatG Eßling von der Landwirtschaftlichen Bundesversuchswirtschaftlichen Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Postnummer 71 die Zustimmung gibt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nun die Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Zuweisung an die Bezirke für die Umsetzung von Maßnahmen zur Förderung der Verkehrssicherheit. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Geschäftsstückes.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dem Geschäftsstück werden wir zustimmen, ich möchte aber die Gelegenheit nutzen, drei Anträge einzubringen, die sich auf Auswirkungen des Verkehrslärms beziehen.

Im ersten Antrag geht es um den Hubschrauberlärm in Meidling. Diese Geschichte dauert schon sehr lange und möchte anscheinend nicht wirklich enden, und das liegt im Grunde genommen an der ÖVP, und zwar sowohl an der ÖVP-Wien als auch an der Bundes-ÖVP und vor allem am Herrn Innenminister. 

Interessanterweise tritt bei diesem Thema die ÖVP in zwei verschiedenen Versionen auf, und zwar einerseits in der Version ÖVP-Meidling, die für die Absiedlung des Hubschrauberstandortes ist und einen einstimmigen Beschluss mitunterstützt hat, und andererseits in Form der ÖVP hier im Landtag, die natürlich einem solchen Antrag nicht zugestimmt hat.

Wenn man sich überlegt, dass einerseits die Grenzsicherung bereits geringer geworden ist, weil jetzt auch Ungarn ein Schengen-Land ist, dass aber andererseits während der EURO Hubschrauber über den Fan-Zonen kreisen werden, die alle von Meidling aus starten werden, dann kann man sich vorstellen, dass jetzt wirklich nur mehr ganz wenig Zeit ist, um ein Gespräch zwischen den Verantwortlichen im Bund und in Wien voranzutreiben. Wir würden uns allerdings sehr wünschen, dass das endlich geschieht!

Herr Bundesinnenminister Platter, bekannt aus Film und Fernsehen, weil er so gerne überwacht und Sonstiges tut, ist in diesem Fall eher ein Gesprächsverweigerer. Und daher bringen wir jetzt einen Beschlussantrag ein, der von der SPÖ, der FPÖ und den GRÜNEN unterstützt wird. – Er lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert den Herrn Innenminister erneut nachdrücklich auf, alle denkbaren Schritte zur ehestmöglichen Absiedlung des Meidlinger Hubschrauberstützpunktes unverzüglich einzuleiten. Der Wiener Gemeinderat fordert den Herrn Innenminister außerdem auf, das seit Monaten ausstehende Gespräch mit den RepräsentantInnen des 12. Wiener Gemeindebezirks zu führen und dabei Vorschläge zur Absiedlung des Stützpunktes zu unterbreiten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Noch ein Wort dazu: Es ist wirklich sehr interessant zu erfahren, warum der Herr Innenminister das verweigert, weil es in Österreich eher nicht üblich ist, das zu tun. Der Herr Bürgermeister hat auch einen guten Draht zum Herrn Innenminister. Vielleicht kann er die Sache unterstützen! 

Im zweiten Antrag geht es um unabhängige Fluglärmmessungen. Wir haben schon gehört, Fluglärm ist ein grundsätzliches Problem, nicht nur der Hubschrauberlärm in Meidling. Wien hat einen Flughafen gemeinsam mit anderen BesitzerInnen, vor allem mit dem Land Niederösterreich. Die Stadt Wien besitzt einen Anteil von 20 Prozent am Flughafen Schwechat. Das Interessante an der Geschichte ist, dass der Flughafen Schwechat auch die angeblich unabhängigen Fluglärmmessungen in Wien durchführt, und obwohl das Umgebungslärmfluggesetz vorschreibt, dass Lärmkarten und in der Folge Aktionspläne erstellt werden, gibt es bis jetzt aber weder Lärmkarten noch Aktionspläne. In Wien werden von der Stadt, von der MA 22, Verkehrslärm und Industrielärm gemessen, offensichtlich aber nicht der Fluglärm.

In Frankfurt ist das anders. Dort lässt die Stadt unabhängig und nicht vom Flughafen messen. Wir wollen, dass die Stadt Wien auch endlich unabhängige Fluglärmmessungen zulässt! Deswegen bringen wir folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Magistrat der Stadt Wien wird beauftragt, unabhängige Fluglärmmessungen durchführen zu lassen und deren Ergebnisse öffentlich zugänglich zu machen. 

Die Festlegung der Rahmendaten zu den Messungen, Umfang, Ort, Dauer et cetera erfolgen in Kooperation mit den Wiener Bürgerinitiativen gegen Fluglärm.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Interessant dazu eine Presseaussendung des Herrn Umweltausschussvorsitzenden, der meint – das finde ich interessant –, in der Nacht ist in Wien selbstverständlich kein Fluglärm messbar. Das finde ich interessant, denn trotz der Zusicherung, dass der Fluglärm in Wien natürlich abgenommen hat und dass es ein Nachtflugverbot geben wird, ist es so, dass doch einige tausend Landungen in der Nacht stattfinden, und zwar sicher nicht über Liesing und über den Süden hereinkommend, sondern über den Nordosten Wiens. Das kann man sich in Eßling und in Süßenbrunn jederzeit anschauen, jeden Tag. 

In Summe hat der Flughafen immer davon gesprochen, dass es ein Nachtflugverbot gibt, außer 3 000 Flüge insgesamt, und diese Landungen finden alle über dem, wenn man so will, Nordosten Wiens statt. Ich wusste nicht, dass der Nordosten Wiens, sprich der 22. Bezirk, nicht zu Wien gehört, deswegen dieser Antrag.

Interessant ist ja auch, dass die ÖVP in Favoriten ein Flugblatt austeilt, daher denke ich mir, Sie werden den unabhängigen Lärmmessungen sicher zustimmen, denn in Favoriten verlangen Sie bessere Lärmmessung. Dem kann man nur zustimmen. Der Flughafen ist sicherlich nicht eine unabhängige Organisation. Da wollen wir nicht den Bock zum Gärtner machen, sondern wir verlangen eben, wie gesagt, diese unabhängigen Messungen.

Dritter Punkt: Nachtflugverbot über Wien, zuerst bereits angeschnitten von mir. Es geht darum:

„Die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung werden aufgefordert sicherzustellen, dass die Gemeinde Wien im Umweltverträglichkeitsverfahren, das demnächst ansteht, für die dritte Piste am Flughafen Wien folgende Position einnimmt: Die Gemeinde Wien ergreift als Partei im Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren alle zur Verfügung stehenden rechtlichen Mittel, um ein absolutes Nachtflugverbot über Wien von 22 bis 7 Uhr" – Ausnahme natürlich Notfälle, Ambulanzflüge et cetera – "durchzusetzen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Jetzt noch einmal dazu: Es gibt selbstverständlich auch einen Antrag, getragen von der SPÖ und von der ÖVP. Beide Parteien vertreten natürlich über ihre jeweiligen Landeshauptleute im Mediationsverfahren und aneinandergekettet über den Syndikatsvertrag den Flughafen Wien. Da steht zum Beispiel weiter unten im Antrag etwas, was interessant ist, und zwar zur Nachtruhe. Es gibt eine Nachtflugregelung in diesem Antrag, also nicht ein Nachtflugverbot, sondern eine Regelung, und da ist es so, dass es offensichtlich in Wien nur zwei Himmelsrichtungen gibt, und zwar den Westen und den Süden, nicht aber den Norden und den Osten. Darum kann man natürlich leicht von Nachtflugregelung reden, wenn auf Kosten eines Teiles von Wien in einem anderen weniger Fluglärm herrscht. 

Wir glauben, dass sich die Wienerinnen und Wiener ein Nachtflugverbot so wie in Frankfurt verdient haben. Deswegen unser Antrag. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also die Situation ist wirklich ärgerlich, und zwar deswegen ärgerlich, weil der Herr Innenminister es nicht der Mühe wert findet, Gespräche entweder auf der einen Seite mit der Bezirksvorstehung zu führen oder auf der anderen Seite mit Wien. Auch den Gemeinderatsbeschluss, der mit überwältigender Mehrheit hier beschlossen worden ist, negiert er ganz einfach und führt keine Gespräche.

Ich darf da nur anführen, es hat in der Meidlinger Kaserne die Eröffnung der neuen Dienststelle der Polizei gegeben. Da war natürlich selbstverständlich der Bezirk relativ stark vertreten und auch der Herr Innenminister war dort, denn es hat ja Fotos gegeben, da hat er sich präsentieren können. Er wurde von der Frau Bezirksvorsteherin angesprochen, was jetzt ist mit dem Gerät oder aber auch mit dem Gespräch, aber er hat nicht einmal mit der Wimper gezuckt, er hat gesagt, er hat keine Ahnung, er hat keine Zeit, er wird sich irgendwann wieder rühren. 

Sie gehört nicht zu meiner Fraktion, und ich habe natürlich auch sehr viele Ressentiments gegen die SPÖ in Meidling, aber so kann man mit einem Menschen und so kann man mit einem Bezirk, der einstimmig etwas beschließt, nicht umgehen. 

Daher gab es den Versuch bei einer Bürgerinitiative – und jetzt sage ich, dass es von den GRÜNEN einberufen wurde, weil du da so einen Vorwurf gemacht hast –, zu der natürlich alle Parteien eingeladen und auch anwesend waren. Dort ist beschlossen worden, dass versucht werden soll, wieder einen einstimmigen Beschluss herbeizuführen, um den Herrn Minister darauf aufmerksam zu machen, dass er erstens den Anstand zu wahren und die Höflichkeit aufzubringen hat, vielleicht doch die Gespräche zu führen, und dass er zweitens Überlegungen anstellen sollte, wie es wirklich mit der Absiedlung sein könnte. 

Deswegen ist dieser Antrag heute auch wieder zustande gekommen. Es tut mir wirklich aufrichtig leid, dass die ÖVP da nicht mitgeht oder nicht mitgehen kann oder nicht mitgehen will. Inhaltlich sind sie natürlich, wie mir versichert wurde, ohnedies für den Antrag, nur der Minister darf halt nicht drinnen stehen. Das geht aber nicht, denn der Minister ist leider formal hier in Österreich als Innenminister für diesen Flugplatz zuständig.

Als Anregung für die Zukunft würde ich sagen, man könnte auch von der Stadt ein bisschen was tun. Kasernen haben heute in der modernen Zeit an sich nichts mehr in der Stadt zu suchen, die gehören in andere Gebiete. Die BIG und das Bundesheer verkaufen ja ein Grundstück nach dem anderen, haben Gewinne, haben jede Menge Gebäude zu verwalten und zu verkaufen. 

Ich bin der Meinung, die Stadt Wien sollte sich überlegen, einen neuen Flächenwidmungsplan in diesem Bereich anzudenken. Das ist eines der wenigen Gebiete, die wir hier in Meidling und in der Umgebung noch haben, das für die Stadtentwicklung nicht uninteressant wäre, für die Kultur, für Wohnen, für Wirtschaft, Kleinwirtschaft, für Freizeit, Grünanlagen und so weiter. Da wäre einmal ein Zeichen gesetzt, und dann würden sich das Bundesheer und die BIG schon wesentlich schwerer tun und dann wären sie vielleicht auch einmal gesprächsbereiter. Eine andere Sprache verstehen wahrscheinlich die BIG und der Innenminister nicht.

Ich ersuche hier um Zustimmung zu diesem Antrag und hoffe, dass der Innenminister vielleicht, bevor er nach Tirol zurückkehrt, doch einmal ein Gespräch mit der Frau Bezirksvorsteherin und mit uns führt. 

Im Übrigen würde ich auch den Herrn Bürgermeister sehr ersuchen, seine persönlichen guten Kontakte hier einzusetzen und auch mit ihm zu reden. Immerhin ist er ja einer der Koordinatoren in der Bundesregierung und sieht den Herrn Innenminister relativ oft. Vielleicht kann er auch auf ihn einwirken, dass hier das Gespräch gesucht wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Stiftner. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Alle Frühjahr wieder ist offensichtlich dann der Grand Prix ausgerufen zwischen dem linken und dem rechten Spektrum, wenn es darum geht, sich besonders gegen den Fluglärm einzusetzen, und dann wird auch eine Post, die eigentlich damit nichts zu tun hat, dafür missbraucht, hier Anträge einzubringen, und das nötigt natürlich auch dazu, hier entsprechend Stellung zu nehmen.

Herr Kollege Maresch, du bist offensichtlich wieder einmal einem großen Populismus aufgesessen und hast da einen Antrag hier formuliert, den ich durchaus verstehen kann in Anbetracht der lokalpolitischen Situation. Du hast ja auch dieses Flugblatt gezeigt, durch das natürlich den GRÜNEN offensichtlich die Schweißperlen auf die Stirn getrieben wurden, dass die Bürger und Bürgerinnen jetzt mehr zur ÖVP tendieren könnten und sich dort über den Fluglärm informieren, weil sie da die seriöseren Ansprechpartner finden. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht wirklich!) 

Du setzt jetzt natürlich hier eine entsprechende Maßnahme, aber der Clou daran ist, dass die Situation in dem Antrag so formuliert ist, dass du eine Verschlechterung des Mediationsvertrages willst, von dem wir beide, glaube ich, der Ansicht sind, dass das nicht das Gelbe vom Ei ist. Aber im Mediationsvertrag ist von einem Nachtflugverbot von 21 bis 7 Uhr die Rede (GR Mag Rüdiger Maresch: Dort steht eine Nachtflugregelung!), und in deinem Antrag möchtest du gerne, dass die Wienerinnen und Wiener eine Stunde länger den Fluglärm haben, bis um 22 Uhr. Also lies wenigstens den Mediationsvertrag, wenn du kritisierst, und verschlechtere nicht weiter die Situation der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Wir wollen ein Nachtflugverbot! Lies den Antrag, der vorliegt!) Ich habe ihn sehr gut gelesen, und ich glaube, du weißt damit auch entsprechend umzugehen.

Aber leider hat es auch der Kollege Mahdalik geschafft, heute den Vogel abzuschießen, indem er sich in einer mehr als polemischen Pressemitteilung, ohne sich heute wirklich in die Diskussion zu involvieren, geäußert hat. Ich glaube, es war derselbe Kollege, der vor einiger Zeit allen Ernstes gefordert hat, man möge den Flughafen in die ungarische Tiefebene verlagern, ohne uns mitzuteilen, wie man dort hinkommen soll. Aber auf diesem Niveau spielt sich die Diskussion auch bei den Freiheitlichen ab. 

Uns als Österreichischer Volkspartei dann zu unterstellen, dass wir mit den Sozialdemokraten hier eine besonders enge Allianz haben, ist schon sehr bedenklich, vor allem, wenn man bedenkt, wie das Abstimmungsverhalten der Freiheitlichen in der letzten Zeit war, zum Beispiel jetzt bei der EURO oder auch das Abstimmungsverhalten in der so sensiblen Untersuchungskommission zur Psychiatrie, wo offensichtlich auch Einigkeit besteht. 

Also in dem Sinne, würde ich meinen, sollte man sehr, sehr sensibel sein, wenn man hier Presseaussendungen hinausgibt, die inhaltlich wirklich keine Substanz haben, sondern nur darauf abzielen, die Position Wiens in den Verhandlungen gegenüber Niederösterreich zu schwächen. (Beifall bei der ÖVP.)
Im Übrigen sei den Freiheitlichen hier auch noch einmal gesagt: Gerade während der Europameisterschaft den Hubschrauberstandort in Meidling in Frage zu stellen, ist schon eine besonders interessante Position gerade der Freiheitlichen Partei, die sich immer so gerne als Sicherheitspartei positioniert. Ich denke, hier gibt es auch viel in der Fraktion zu überlegen. Gerade in einer solch schwierigen Zeit sollten auch Ausnahmen gelten, denn gerade bei so einem Großevent wie jetzt wäre es mir auch recht, wenn sicherheitstechnische Maßnahmen möglich wären. Gerade in diesem Fall habe ich nicht verstanden, dass die Freiheitliche Partei eine solche Position einnimmt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ja, die Österreichische Volkspartei, sehr geehrte Damen und Herren, bekennt sich zum Wirtschaftsstandort Wien, ja, wir bekennen uns auch zu einer Lebensqualität in Wien, und Lebensqualität ist eben mehrdimensional. Sie ist nicht nur umweltorientiert, sie hat auch mit sozialer Absicherung zu tun, sie hat mit Arbeitsplätzen zu tun, und klar ist auch, dass eine Stadt, eine Weltstadt natürlich nur mit entsprechender Infrastruktur auch den Wohlstand garantiert, den wir alle so gerne haben und den wir hoffentlich auch unseren Bürgerinnen und Bürgern, die wir zu vertreten haben, vergönnen wollen. 

Wir brauchen einen Flughafen, aber wir brauchen auch entsprechende technische Maßnahmen, um den Fluglärm in Grenzen zu halten und zu reduzieren. Ich nehme hier als Beispiel das Thema der LKWs, die wir immer hatten. Erinnern Sie sich zurück an die 70er Jahre. Da waren LKW-Transporte immer sehr laut und emissionsstark, heute haben wir Technologien, die in eine andere Richtung gehen. In dieselbe Richtung geht auch der Flugverkehr, und wir müssen vielleicht ein bisschen mit politischen und steuertechnischen Maßnahmen nachhelfen, damit dieser Prozess schneller geht. 

Nein zu Fluglärm, aber ein Ja zu den notwendigen Flugbewegungen in Wien. Das ist auch die Position, die wir der SPÖ ins Stammbuch schreiben wollen. Sie ist die Kraft, die hier die Stadt zu regieren hat, sie ist der Verhandlungspartner gegenüber Niederösterreich und allen anderen Partnern, die hier etwas zu sagen haben. Wir unterstützen hier konstruktiv, aber wir werden auch einfordern, dass genau diese Position des harten Verhandelns und der Entlastung der Wienerinnen und Wiener im Bereich des Lärms und Emissionen auch gegeben sein wird – für den Standort Wien, für eine hohe Lebensqualität, aber auch für eine soziale Absicherung in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Maresch zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Also jetzt einmal wirklich zur Berichtigung: Wir sprechen von einem Nachtflugverbot, und zwar von 22 Uhr bis 7 Uhr. Im Mediationsvertrag, Kollege Stiftner, steht etwas drinnen von einer Nachtflugregelung. Das ist ein Unterschied. – Erstens. 

Zweitens steht bei der Nachtflugregelung, dass es keine Nachtflüge gibt zwischen 23.30 Uhr und 5.30 Uhr, aber in dieser Zeit darf es 3 000 Landungen pro Jahr geben. Interessant, interessant! Im Umgebungslärmschutzgesetz wird die Nacht aber ganz anders definiert, deswegen die Spezialnacht des Flughafens. Und noch einmal, wie gesagt: Ein Nachtflugverbot ist ein Nachtflugverbot und keine Nachtflugregelung, wo es 3 000 Landungen pro Jahr geben darf. 

Und dann einen Satz noch: Nein zum Fluglärm, aber Ja zu den notwendigen Bewegungen hieße, alle Flugzeuge auf Papierflieger umzustellen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte keinesfalls auf einen Lehrer belehrend wirken, aber ich denke mir, wenn man sich ernsthaft um die Anliegen der Menschen annehmen möchte, so sollte man sich Vertragswerke tatsächlich anschauen, durchlesen und dann nicht Einzelpassagen herausnehmen und sie uminterpretieren. 

Vorweg einmal eine Klarstellung der Definitionen. Wenn in dem Vertragswerk der Mediation von Nachtflugregelungen die Rede ist und nicht von Nachtflugverboten, dann klarerweise deshalb, weil Regelungen ein Regelwerk ergeben, ein Verbot aber etwas Apodiktisches ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Eine Regelung ist kein Verbot!) Langsam, langsam! Zuhören, einfach zuhören! Genau das, was du von deinen Schülern erwartest. Ich rede dir auch nicht dazwischen, wenn du Dinge behauptest, die einfach nicht stimmen. 

Tatsache ist es, dass in dem Vertragswerk drinnen steht, dass die vom Westen kommenden Flugzeuge, die den 14., den 15., den 16. Bezirk, Wien-Mitte, den 10., den 11. Bezirk queren, von 21 Uhr bis 7 Uhr keine Landeerlaubnis bekommen über dieser Zone, es sei denn nach folgenden Ausnahmen. Ausnahme ist beispielsweise, wenn es auf der anderen Piste parallel einen Unfall gibt oder wenn Schnee liegt, der geräumt werden muss, oder aber beispielsweise, wenn ein medizinischer Notfall hereinkommt oder aber wenn ein Umkehrflug notwendig ist, wenn also beispielsweise in dem Cockpit beim Piloten ein rotes Lamperl aufleuchtet und er rücklanden muss. Diese Ausnahmen sind gemeint. 

Wenn wir das nicht täten, würde das bedeuten, dass der Flughafen Wien als nationaler Flughafen in dieser Zeit nicht anfliegbar wäre, was auch nach europäischem Recht nicht zulässig ist. – Punkt 1. 

Das versuchen wir dir immer wieder zu erklären, allein die Chance, dass du diese Erklärung annimmst, ist offensichtlich einfach nicht gegeben. Deshalb gibt es ein Nachtflugverbot und eine Nachtflugregelung, die ein Nachtflugverbot mit Ausnahmen, wie etwa Notfälle, vorsieht. – Erste Erklärung.

Zweite Erklärung: Es stimmt nicht, dass in dem Vertragswerk drinnen steht, dass jetzt 3 000 Nachtlandungen sind. Richtig ist, dass in drei Jahren die 3 000 erreicht werden sollen (GR Mag Rüdiger Maresch: Jetzt sind es 7 000 in Wirklichkeit!), weil der jetzige Stand wesentlich höher ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau!) 

Wenn wir davon ausgehen, dass ein internationaler Flughafen – und dazu haben wir uns innerhalb der EU verpflichtet –, wie es der Wiener ist, rund um die Uhr angeflogen werden können muss, bedeutet das auch, dass bei einer gewissen Wettersituation, nämlich Wind vom Südosten kommend, auch ein Teil Wiens überflogen werden muss. Deshalb haben wir immer gesagt ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Der Wind kommt anscheinend immer von dort!) Na, der Unterschied ist der, die Sozialdemokratie bekennt sich dazu, auch Antworten und Messages zu geben, die partiell unangenehm sind (GR Mag Rüdiger Maresch: Zum Beispiel Flughafen Aspern!), weil sie dem Gesamten durchaus dienlich sind. 

Das heißt, wir trachten beim Bau der dritten Piste danach, diese Belastungssituation zusätzlich auch mit dem Landeanflug Curved Approach auf 16 zur verbessern. Das heißt, es ist so, dass die Zahl der Landeanflüge in der Nacht, egal, ob es Niederösterreich trifft oder Wien trifft – denn ein niederösterreichischer Bürger ist in Wirklichkeit genauso viel wert wie ein Wiener Bürger; das wirst du sicherlich auch unterschreiben können –, auf 3 000 gesenkt wird, was jetzt schon Folgen hat. Frachtflieger haben beispielsweise ihre Logistikzentrale bereits aus Wien abgezogen, was durchaus sinnvoll ist, nämlich gerade in den Nachtstunden das massiv zu senken. – Punkt 1.

Vielleicht hilft es, wenn man das heute einmal mehr richtigstellt, damit es bei der nächsten Debatte, die sicherlich wieder kommen wird, dann vielleicht auch von dir richtig wiedergegeben wird. 

Mit dem theatralischen Wort „den Bock nicht zum Gärtner zu machen" forderst du bei deinem Antrag ein, dass die Beurteilung der Fluglärmsituation nicht der Flughafen durchführen soll. Darf ich deine geschätzte Aufmerksamkeit auf den Flughafenbetriebsbeschluss der damaligen Verhandlung aus dem Jahr 1972 lenken und, daraus resultierend, auf die ÖAL-Nummer 24. Da steht nämlich etwas drinnen, was zeigt, dass dein Antrag, was die Lärmsituation betrifft, erfüllt ist. Der Flughafen Wien muss seit dem Jahre 1972 die Beurteilung der Lärmsituation einem unabhängigen Sachverständigen übergeben. Diese wird dann dem Bundesministerium für Infrastruktur und Verkehr abgeliefert, welches das wiederum in einer jährlichen Publikation öffentlich macht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und messen tut wer?) Es werden die Messungen seitens des TGM und der Frau Prof Lang überprüft, nachgerechnet und dann mit dem Gutachten des TGM ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber wer misst das?) Wir können uns darauf einigen, ob wir Sachverständigen glauben oder nicht glauben. Wenn wir Sachverständigen nicht mehr glauben, Rüdiger, dann brauchen wir nicht mehr zu diskutieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Misst das jemand, der unabhängig ist oder nicht?)
Also grundsätzlich: Das TGM beurteilt seit 1972 jedes Jahr die Fluglärmsituation, Stempel drauf, Gutachten schreiben. Mit dem Namen des TGM, des Technologischen Gewerbemuseums, und mit dem Namen der Frau Prof Lang versehen, wird das dann dem Ministerium abgeliefert. Das Ministerium schickt uns das noch einmal, und dann wird es publiziert. 

Das heißt, die Frage ist jetzt tatsächlich die: Wovon reden wir? Wenn wir anerkennen, was das Ministerium ausgibt und was der Gutachter prüft – und davon würde ich ausgehen –, heißt das, dass wir über dasselbe reden sollten, und dann ist nicht mehr die Frage gegeben, wer die Geräte dann tatsächlich finanziert. 

Denn eines sehe ich auch nicht ein: Dass eine Aktiengesellschaft einen Lärm verursacht durch ihre Betriebstätigkeit und das Land Wien muss dann sozusagen einen Messring bezahlen. Es herrscht überall das gleiche Prinzip, dass der Lärmemittent und derjenige, der dafür verantwortlich ist, die Überprüfung durchführt und auch die Kosten trägt. (GR Mag Rüdiger Maresch: In Frankfurt gibt es eine unabhängige Messung, in Wien nicht!) Frankfurt ist ein wirklich sehr, sehr gutes Beispiel, zu dem ich noch kommen werde. 

Fürs Protokoll, aber nicht nur für das Protokoll, sondern für die GemeinderätInnen, die das auch immer wieder mitnehmen: Es gibt 14 Lärmmessstellen, davon sind drei fixe auch in Wien, nämlich in Simmering, im 22. Bezirk und vor allem im 23. Bezirk. Überdies wird dreimal drei Wochen mobil gemessen in Wien, und wenn ein Bezirk das wünscht, kann er sich zusätzlich in den Kataster eintragen lassen. Wie gesagt, seit 1972 wird jedes Mal von einem Sachverständigen überprüft, und das geht ans Ministerium. 

Und jetzt kommen wir zum dritten Antrag, den du eingebracht hast und wo du den Kollegen Stiftner ein bisschen lustig beurteilt hast, weil er gesagt hat, das ist eine Verschlechterung. Im Vertrag steht drinnen – und das wird auch so gemacht –, dass die Menschen, die im 14. Bezirk, im 15., im 16., in Wien-Mitte, im 10. im 11. wohnen, seit drei Jahren von 21 Uhr bis 7 Uhr in der Früh keinen Flugverkehr haben, also Landungen, es sei denn in Notfällen. Wenn wir deinen Antrag umsetzen würden, dann würden die ab sofort zwischen 21 und 22 Uhr Fluglärm haben, und ich kann mir nicht vorstellen, dass du das ernsthaft willst. Also denke ich mir, entweder hast du dir nicht durchgelesen, was im Vertrag steht, oder du siehst die Realität nicht oder weißt nicht, was du hier beantragst. Du würdest für 330 000 Menschen in Wien eine ökologische Verschlechterung einfordern, und ich kann mir nicht vorstellen, dass das im Sinne der Grünen ist. Deshalb werden wir auch, was du verstehen wirst, diesem Antrag nicht Folge leisten können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich gemeinsam mit dem Kollegen Dipl-Ing Stiftner einen Antrag einbringen, auf den sich Kollege Stiftner bereits bezogen hat und wo es tatsächlich um die Frage geht, wie man an die Causa herangeht. Entweder man bekennt sich dazu, dass, wie in vielen Bereichen, die Stadt auch, was die wirtschaftliche Situation und den Fluglärm betrifft, eine duale Interessenlage hat. Zum einen heißt das, dass wir den Flughafen als Wirtschaftsmotor wollen und zur Kenntnis nehmen, dass dort 20 000 Arbeitsplätze am Standort sind und weitere Hunderttausende in der Region dadurch initiiert sind, gleichzeitig sagen wir, das soll unter möglichst ökologischen Rahmenbedingungen über die Bühne gehen. 

Jetzt kann man es sich leicht machen und sagen, ja, das wird immer ein Kompromiss sein. Stimmt. Es wird immer ein Kompromiss sein in dem Moment, wo man zwei Titel abzuwägen hat. Dass aber die Bürgerinnen und Bürger genauso in dieser Situation sind wie die Politik, die das zu verantworten hat, ist ja auch klar und deutlich gesagt, weil auch Bürgerinnen und Bürger dort Arbeit und finden, weil auch Bürgerinnen und Bürger von dort wegfliegen. 

Das heißt, es wird dieser Konflikt, der in uns selbst herrscht, der aber auch in der Politik einen Niederschlag findet, immer da sein. Und ein Kompromiss wird für beide Seiten nichts Hundertprozentiges sein. Genauso wie sich die Wirtschaft ärgert, dass viele Frachtlogistiker jetzt von Wien weggezogen sind und sich Umweltschützer freuen, wird es auf der anderen Seite immer einen Rest von Lärmbelästigung bei einem Flughafen geben, der diejenigen, die die hundertprozentige Ruhe haben wollen, ärgert, den aber diejenigen, die auf die soziale Struktur schauen, sehr wohl als notwendig sehen. 

Diesen Kompromiss zu finden, darum wird es immer gehen. Wir werden uns in den weiteren Verfahren dieser Interessenkollision auch immer wieder stellen und mit beiden Parametern versuchen, das Beste herauszuholen. 

Dass man dadurch natürlich angreifbarer ist, als wenn man sagt, nichts geht mehr, weil man nur eine Klientel alleine befriedigen und bedienen will, ist klar. Wir bekennen und dazu, dass die Politik der Stadt am Ende des Tages eine gemeinsame ist, und wir bekennen uns dazu, dass die Politik auch in dieser Frage das Wohl aller Bürgerinnen und Bürger sehen muss.

Deshalb stellen wir diesen Antrag, der diese duale Interessenlage einmal mehr herausstreicht, sich aber gleichzeitig dazu bekennt, dass wir die höchsten Maßstäbe der Ökologie anstreben. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, ersuche ich Sie, den beiden Anträgen, was die Lärmmessung betrifft und was die Frage des Nachtflugverbotes betrifft, nicht die Zustimmung zu geben, sondern vielmehr dem eingebrachten Antrag seitens Stifter und Valentin bezüglich dieser Interessenlage die Zustimmung zu geben. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Jene Kolleginnen und Kollegen, die der Post 45 die Zustimmung geben, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Wunderbar! Danke. 

Es liegen mir einige Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der erste ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag von SPÖ, FPÖ und GrüneN betreffend Absiedlung des Hubschrauberstützpunktes Meidling. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind FPÖ, SPÖ und Grüne und damit angenommen.

Der nächste Antrag ist ein Antrag der Grünen betreffend unabhängige Fluglärmmessungen in Wien. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der nächste Antrag ist ein Antrag der Grünen betreffend Nachtflugverbot über Wien. Es wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer kann diesem Antrag zustimmen? – Grüne, FPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der letzte Antrag ist ein gemeinsamer Antrag der SPÖ und der ÖVP. Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass alle Verantwortlichen jene Maßnahmen setzen, damit der Weiterbestand der Austrian Airlines Group als nationaler Carrier als eine positive Voraussetzung für die aktuelle Rolle des Flughafens Wien gesichert wird. Gleichzeitig sollen die Verhandlungen in Fortsetzung des Mediationsprozesses weitergeführt werden. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und SPÖ. Somit ist dieser ... (Widerspruch bei der FPÖ.) Es hat aber wer aufgezeigt, oder? (Ruf bei der FPÖ: Das war der Neuhuber!) Aha! Entschuldigung! ÖVP und SPÖ haben diesem Antrag zugestimmt. Er hat die erforderliche Mehrheit. 

Damit kommen wir zur Postnummer 53. Sie betrifft die Genehmigung von Förderungen im Zusammenhang mit der Errichtung von Fahrradständern auf nichtöffentlichem Grund. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Kollegen Reiter, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. – Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! 

Ich möchte einen Abänderungsantrag einbringen, weil wir glauben, dass die vorgelegten Förderrichtlinien für die Errichtung von Fahrradabstellanlagen auf privatem Grund nicht treffsicher sind. Wir wünschen uns nämlich, dass die Fördersumme von 200 000 EUR erhöht wird. Sie ist deutlich zu niedrig. Wir fordern 500 000 EUR, was im Hinblick auf die zur Verfügung stehenden Geldmittel aus der Erweiterung der Parkraumbewirtschaftung überhaupt kein Problem darstellt. 

Bei der angekündigten Förderung gibt es keine Rechtssicherheit für den Förderungswerber. Erst nach Errichtung der Abstellanlage wird dann mehr oder weniger willkürlich nach den verfügbaren Budgetmitteln von der MA 28 demjenigen mitgeteilt, ob er eine Förderung erhält oder nicht. Das halten wir für absolut zu spät. Es müsste spätestens eigentlich schon beim Bauansuchen vorliegen, dass die Möglichkeit der Förderung besteht und man müsste dabei auch sicherstellen können, dass der Förderungswerber eine Förderung erhält.

Viertens glauben wir, dass es nicht so besonders klug ist, dass man nur die von der Stadt Wien vorgegebenen Muster fördert, sondern dass man auch versperrbare Fahrradboxen fördert, die ein diebstahlsicheres Abstellen ermöglichen. Dass das möglich ist, ergibt sich schon im Hinblick darauf, dass es bei den Richtlinien für die Garagenförderung ja auch keine Mustergaragen gibt, nach denen man sich zu halten hat. Also Musterabstellanlagen bei Radfahranlagen zu fördern, ist eigentlich ein Rückschritt, wenn man Fahrradförderung wirklich ernst nehmen möchte. 

Wir denken daher, eine solche Vielleicht-Förderung für Fahrradabstellanlagen soll es nicht geben, sondern wir fordern eine höhere und effektivere Förderung privater Initiativen. Wir wünschen uns, dass private Initiativen gefördert und nicht im Keim erstickt werden. Und in diesem Sinne gebe ich den Abänderungsantrag ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kollege Gerstl hat ein paar Stunden vorher heute davon gesprochen, die Stadt Wien möge sich doch mehr um die leerstehenden Geschäftslokale kümmern. Das ist ja typisch für die ÖVP: Wenn es um Private geht, kann die öffentliche Hand nicht genug fördern, obwohl das eigentliche Sache auch der Privaten ist, und alle privaten Hausherren wären sicherlich dazu eingeladen, beispielsweise in den Geschäftslokalen Fahrradabstellanlagen oder Fahrradboxen auf eigene Kosten zu errichten. 

Wien benötigt, um den Fahrradanteil anzuheben, selbstverständlich noch zusätzliche Fahrradabstellanlagen. 9 000 gibt es bereits in Wien. Es wird jetzt eben aus den Mehreinnahmen aus der Parkraumbewirtschaftung zusätzlich auf privatem Gebiet gefördert. Einheitliche Richtlinien gewährleisten die Sicherheit dieser Fahrradbügel. Wir wollen ja nicht vielleicht irgendwelche alten Blechdinger, die man früher als Felgenmörder bezeichnet hat, auch noch fördern. Die MA 19 sorgt mit ihren Vorgaben für ein einheitliches Stadtbild. Daher ist das eine gute Maßnahme, die wir durchführen.

Diesem Antrag, den die ÖVP eingebracht hat, können wir nicht zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Es wurde von der ÖPV ein Abänderungsantrag eingebracht. Er ist, glaube ich, inhaltlich ausreichend dargelegt worden. 

Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen daher zur Abstimmung des Geschäftsstückes Postnummer 53. 

Wer diesem die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ und den Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 55 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7111K im 22. Bezirk, KatG Aspern. 

Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 55 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 59 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sachkreditgenehmigung für ... (Dem Vorsitzenden wird etwas zugeflüstert.) Bitte um Entschuldigung! Das vorhergehende Geschäftsstück fand nicht die Zustimmung der FPÖ. Damit es auch im Protokoll entsprechend vermerkt ist. 
Ich setze trotzdem fort bei der Postnummer 59. Hier handelt es sich um eine Sachkreditgenehmigung für die Hauptstraße B8 in Wien 2, Praterstern.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es ist heute bereits ausführlich darüber diskutiert worden. Ich möchte es daher sehr knapp machen und einen Beschlussantrag einbringen, dass die Straßenbahnlinie 21 wenigstens noch für die Dauer der Euro 2008 aufrechterhalten bleibt, so wie das auch der Herr Bürgermeister vor zwei Jahren gefordert hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe jetzt 20 Minuten Zeit, über den neuen Praterstern zu sprechen. Ich mache es aber relativ kurz. Am 10. Mai bei der Eröffnung der U2 können Sie auch gerne hinkommen und sich dort den neuen Praterstern anschauen. Er ist noch nicht fertiggestellt, aber mit diesen beschlossenen Mitteln von heute wird er innerhalb eines Jahres dementsprechend fertiggestellt.

Zu dem Antrag vom Kollegen Gerstl brauche ich nur meine beiden heutigen Wortmeldungen zu wiederholen, und ich nehme an, dass auch der Antrag von der Kollegin Puller in ebensolcher Form kommen wird. Auch hier habe ich nichts mehr hinzuzufügen und kann nur empfehlen, dem Aktenstück zuzustimmen und die Anträge abzulehnen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Sehr schön, einmal das letzte Wort zu haben (GRin Inge Zankl: Wer weiß!); das hat jeder gerne, glaube ich. Vorweg: Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. Warum? Weil diese Platzgestaltung von zwei verschiedenen Planungsbüros durchgeführt wird oder wurde, weshalb wir um seine Gesamtheit fürchten. Also auf Deutsch gesagt: Es wird vorne und hinten nicht zusammenpassen, außerdem scheinen uns die Kosten auch zu hoch für diese Stahlkonstruktionen, die am Vorplatz angebracht werden, damit sich dann Grün daran rankt, denn die sind wirklich sehr teuer. Deshalb stimmen wir diesem Geschäftsstück nicht zu. 

Aber ich gebe jetzt noch immer keine Ruhe mit meinem 21er. Unser gemeinsamer Drei-Parteien-Antrag für die Erhaltung des 21ers ist ja Ihrerseits abgelehnt worden, deshalb komme ich jetzt ganz einfach von der Maschekseite und werde einen Antrag stellen betreffend AnrainerInnenbefragung über einen Weiterbetrieb der Straßenbahnlinie 21. 

Die Wiener Linien oder die Sozialdemokraten – keine Ahnung, das ist eine ziemliche Vermischung, man kennt die Wiener Linien und die Sozialdemokraten nicht mehr wirklich auseinander – behaupten, es ist betriebswirtschaftlich nicht vertretbar und es bestünde kein Bedarf für die Erhaltung des 21ers. 

Wie kann man so etwas sagen, wenn man keinen Probebetrieb durchgeführt hat? Nur nach einem Probebetrieb kann man sagen: Okay, das zahlt sich nicht mehr aus. Der wird eingestellt. Diesen Probebetriebe wenigstens bis 2010 fordern wir. 

Betriebswirtschaftlich, meine Damen und Herren, werden Ersatzlösungen angeboten und durchgeführt. Diese Ersatzlösungen kosten ja auch Geld. Die Busse haben dichtere Intervalle, sie werden anders geführt, haben andere Linienführung. Das muss ja auch einmal alles ausgearbeitet werden. Der Bereich Anbot ist wahrscheinlich seit Monaten damit beschäftigt, dieses Konzept auszuarbeiten und durchzusetzen. Dann bringt das noch einen Rattenschwanz mit sich. Es müssen ja auch mehr Gelenksbusse eingesetzt werden. Woher sollen wir sie nehmen, wenn wir sie nicht stehlen? Die werden dann über der Donau vom 21. und 22. Bezirk genommen. Dort werden sie wahrscheinlich abgezogen, meine Damen und Herren, und mit Kurzbussen müssen wieder kürzere Intervalle geschaffen werden. 

Also rechnen Sie mir das vor – das ist ja das große Geheimnis –: Was kostet die Ersatzlösung mit den Bussen? Da wird ein gut erhaltenes Oberflächenverkehrsmittel, ein Verkehrsmittel, das die Bedürfnisse der Menschen abgedeckt hat, aus dem Stadtgebiet, aus dieser Stadt entfernt und mit Ersatzlösungen aufgestockt.

Wenn die Stadtregierung schlau wäre, würde sie diesem Antrag zustimmen, meine Damen und Herren. Sie könnten damit viel wettmachen bei der Leopoldstädter Bevölkerung, schon allein deshalb, weil Sie 2005 in den Wahlkampf gegangen sind mit dem Versprechen für den Erhalt des 21ers. 

Sagen Sie nicht, das geht gar nicht, denn die Wiener Linien sind ja ausgegliedert. Ich habe mir da etwas herausgeholt, und zwar Folgendes: Im neuen Aufsichts- und Kontrollvertrag zwischen der Stadt Wien und der Wiener Linien GmbH & Co KG, meine Damen und Herren – den haben wir erst beschlossen –, wird klar ausgeführt, dass die Wiener Linien als interner Betreiber der Stadt Wien einer Kontrolle durch die Stadt Wien unterliegen, die der über ihre eigenen Dienststellen entspricht. Damit ist eindeutig festgelegt, dass die Stadt Wien auch die Entscheidung über die Einstellung einer Straßenbahnlinie durch die Wiener Linien GmbH verhindern kann.

Wie schon gesagt, wenn Sie schlau sind, könnten Sie wieder viele Pluspunkte bei der Leopoldstädter Bevölkerung wettmachen. Ich bringe den Antrag ein: 

„Der Wiener Bürgermeister wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit der dafür politisch mitverantwortlichen Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke die notwendigen Schritte zur Durchführung einer AnrainerInnenbefragung im gesamten 2. Bezirk einzuleiten. Dabei soll die Bevölkerung gefragt werden, ob sie für die sofortige Einstellung oder für einen Weiterbetrieb der Straßenbahnlinie 21 in der in der Begründung angeführten Variante ist."

Trauen Sie sich, meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zum Abschluss: Ich muss eine tatsächliche Berichtigung zu dem machen, was der Herr GR Hora von sich gegeben hat. 

Sie waren am 13. März doch auch bei der Prä-
sentation des Wiener Verkehrskonzepts zur UEFA 
EURO 2008 dabei. Wie kommen Sie darauf, dass mit der U-Bahn 44 000 Personen in der Stunde befördert werden können? Das können Sie im Protokoll nachlesen. Wieso behaupten Sie das? Sie kennen anscheinend das Wiener Verkehrskonzept, das Sie präsentiert haben, nicht, denn da steht 24 000 Personen.

Herr Hora! Ich gebe Ihnen eine Rechenaufgabe über Pfingsten mit. Der derzeitige Straßenbahnabtransport bei Großereignissen im Stadion mit der derzeitigen Straßenbahn erfolgt so in etwa mit zwei Straßenbahnen pro Minute. Das waren immer zwei gleichzeitig, und da waren zirka 200 Fahrgäste in der Straßenbahn. Wie sagen Sie so schön? E1 mit C3 oder C4, wie Sie wollen. Jetzt können Sie sich ausrechnen, wie viele Personen damit befördert wurden. Ich sage es Ihnen im Vorfeld, aber Sie können es dann noch einmal nachrechnen über Pfingsten. 24 000 Personen, Herr Hora! 24 000! 

Wahrscheinlich wollen Sie keine AnrainerInnenbefragung durchführen, weil Sie eben nicht wollen, dass der 21er weiter bestehen bleibt, weil Sie die U-Bahn ja sonst eigentlich nur bei Großereignissen, bei Messeveranstaltungen oder bei Stadionveranstaltungen gefüllt bekommen. 

Somit stelle ich überhaupt die jetzige U2-Verlängerung in Frage, denn mit der Straßenbahn hat man genau so viele Personen transportieren können. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch: Das richten wir den Leuten im 22. dann aus!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nun kommen wir zu einer tatsächlichen Berichtigung. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Danke!

Eine tatsächliche Berichtigung. Für die Frau Puller ganz einfache Rechenbeispiele. Die von Ihnen erwähnten Züge fassen 180 Personen. Im Stadion werden gleichzeitig, Frau Kollegin, nicht zwei Züge abgefertigt, sondern vier Züge, das heißt, dass im Schnitt innerhalb von 25 Sekunden ein Zug dort wegfährt, das bedeutet 144 Züge laut Dienstplan, Maximaldienstplan 25 920. 

Ein U-Bahn-Zug, altes Modell, fasst 840, neues Modell 1 360, im Mischbetrieb, der dann auf der U2 gefahren wird, bedeutet das im Schnitt 1 100 Personen pro Zug. Das heißt bei 40 Zügen bei einer 90 Sekunden-Frequenz, was dort im Maximum möglich ist, 44 000 Personen. 

Aber, liebe Kollegin, ich mache es mir relativ einfach. Ich gebe Ihnen die Tabellen. Sie können Sie gerne nachlesen und vielleicht unter den Kopfpolster legen, damit Sie auch in Zukunft die Zahlen kennen. (Bravorufe und Beifall bei der SPÖ. – GR Karlheinz Hora geht zu GRin Ingrid Puller und überreicht ihr ein Schriftstück.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Okay. Es soll ja der Applaus nicht länger sein als die tatsächliche Berichtigung. (Heiterkeit und neuerlicher Beifall bei der SPÖ.)

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 59 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Sie wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es liegen nun zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag ist eingebracht worden von der ÖVP. Er betrifft den Betrieb der Linie 21 wenigstens während der EURO 2008. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft eine AnrainerInnenbefragung über den Weiterbetrieb der Straßenbahnlinie 21. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.


Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen zur nichtöffentlichen Sitzung. Ich brauche, außer dass die Webcam abgeschaltet wird, niemandem zu sagen, er soll den Saal verlassen.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 18.48 Uhr.)

